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Zusammenfassung 
Familiensoziologische Studien vernachlässigen in ihren Erklärungen über die 
Aufteilung der Routine-Hausarbeiten von Paaren zunehmend den Machtas-
pekt in Paarbeziehungen, was zum Anliegen dieser Dissertation führt – 
„Bringing Power Back In“. Eine der Hauptursachen dieser Nachlässigkeit 
könnte die aufkommende „liberale Egalitarismus-Ideologie“ sein, die kritisch 
hinterfragt und umfassend diskutiert wird. Der theoretische Stellenwert von 
Macht in Paarbeziehungen wird unter Bezug auf KlassikerInnen zur Soziolo-
gie von Machtverhältnissen im Rahmen des Capability Approachs skizziert, 
der es ermöglicht, ein „Power-Capability Set“ auf unterschiedlichen Dimen-
sionen zu eruieren und zu einer Typologie von Machtverhältnissen zu ver-
dichten. Dass Machtverhältnissen und innerhäuslichen Arbeitsteilungsarran-
gements eine Dynamik zugrunde liegt, welche die zeitliche Struktur des Le-
benslaufs betrifft, wird durch eine prozesshafte Betrachtung unterschiedlicher 
Zeitpunkte berücksichtigt. Die Anforderungen einer mehrdimensionalen 
Perspektive von Macht werden methodisch anhand eines Mehrebenende-
signs, das auf den Daten der ersten beiden Wellen des „Generations and Gen-
der Surveys“ basiert, umgesetzt. Ein Vergleich von europäischen NUTS1-
Regionen als Kontexteinheiten steht im Zentrum der Analyse, um die Frag-
mentiertheit von strukturellen, kulturellen und politischen Rahmenbedingun-
gen zum Ausdruck zu bringen, die sich in innerhäuslichen Arbeitsteilungsar-
rangements widerspiegeln, sowie eine Überwindung des „nationalstaatlichen 
Containermodells“ zu erreichen. Das Ziel dieser Dissertation besteht darin, 
einen Beitrag zur Erklärung innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements 
mittels des theoretisch hergeleiteten „Power-Capability Sets“ zu leisten. Die 
Ergebnisse belegen, dass innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements nach 
wie vor sehr stark geschlechtsspezifisch segregiert sind – Routine-
Hausarbeiten werden in sämtlichen europäischen Regionen mehrheitlich von 
Frauen ausgeführt. Zwischen den Regionen besteht jedoch eine hochsignifi-
kante Kontextvarianz: 6,2% der innerhäuslichen Arbeitsteilung gehen auf 
Unterschiede zwischen den Kontexteinheiten zurück. Insgesamt zeichnet sich 
ein komplexes Wechselspiel aus individuellen, kulturellen und institutionel-
len „Power-Capabilites“ zur Erklärung der Ausführung familialer Hausarbei-
ten ab. 
Schlagwörter: Power-Capability Approach, traditionelle innerhäusliche Ar-
beitsteilung, Egalitarismuskritik, Zeitverlauf, methodologischer Nationalis-
mus, europäischer Regionenvergleich (NUTS1)        
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Abstract 
Scholarship has demonstrated a waning focus on the power aspect of couple 
relationships in family sociological studies regarding the division of labor in 
routine housework. The focus on ‘liberal egalitarian ideology’ has been con-
sidered one of the major reasons for this. This dissertation ‘brings the power 
back in’ through a critical engagement and discussion of the ‘liberal egalitari-
an ideology.’ The theoretical significance of power in couple relationships is 
outlined with reference using classics on the sociology of power relations in 
the context of the capabilities approach, which enables a “power-capability 
set” on different dimensions. Thus, a typology of power relations is devel-
oped. The fact that power relations and the division of household tasks ar-
rangements are based on a dynamic concerning the temporal structure of the 
life-course is taken into account with a process-related consideration. The 
dissertation is based on a multi-level design which incorporates a multi-
dimensional perspective of power using data from the first two waves of the 
“Generations and Gender Surveys.” A comparison of European NUTS1 re-
gions as contextual units is at the center of the analysis to express the frag-
mented nature of structural, cultural and political frameworks reflected in 
domestic division of labor as well as to overcome the “national-state contain-
er model.” The dissertation contributes to the explanation of division of 
household tasks through a theoretically derived “power-capability set.” The 
results of the analysis show that domestic work-sharing arrangements are still 
very strongly segregated in gender-specific ways – routine housework is 
usually carried out by women across all European regions. However, there is 
a highly significant context variance between the regions: 6.2% of the distri-
bution of housework is due to differences between the context units. The 
dissertation thus provides an explanation of the familial division of household 
tasks by incorporating a complex interplay of individual, cultural, and institu-
tional “power-capabilities” approach. 
Keywords: Power-capabilities approach, traditional division of household 
labor, criticism of egalitarianism, life course, methodological nationalism, 
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Problemstellung, Stand der Forschung und 
Forschungslücken 
1. Einleitung: Ein Paradox „liberal-egalitaristischer“ 
Einstellungen und traditioneller innerhäuslicher 
Arbeitsteilungsarrangements in Paarbeziehungen? 
Die Vorstellungen über eine traditionelle, kleinbürgerliche Familie und die 
Organisation des Zusammenlebens zwischen Mann und Frau – zwischen 
innerhäuslicher Hausarbeit und außerhäuslicher Erwerbsbeteiligung – haben 
sich in westlichen Gesellschaften im Laufe der letzten Jahre als Folgen ge-
samtgesellschaftlicher Veränderungen, insbesondere der Modernisierung, 
gewandelt. Frauen wird seither zunehmend die Chance geboten, erwerbstätig 
zu werden, auch wenn eine Segregation des Arbeitsmarktes1 sowie branchen-
spezifische Lohn-unterschiede vorhanden sind – Tendenz sinkend. Dennoch 
hat sich die Chancengleichheit der Geschlechter im Bildungs- und Erwerbs-
wesen in den vergangenen Jahren enorm verbessert (vgl. Schulz/Blossfeld 
2006: 23). Die von Bourdieu (2005) attestierte „männliche Herrschaft“ 
scheint auf den ersten Blick obsolet geworden zu sein. Eine zunehmende 
Integration in das Erwerbsleben führt dazu, dass Frauen nicht mehr ausrei-
chend Zeit haben, sämtliche Bereiche im Haushalt zu übernehmen – es gilt 
die Organisation des Alltags umzustrukturieren. Veränderungen der häusli-
chen Aufgabenverteilung werden durch die Berufstätigkeit der Frau voraus-
gesetzt (vgl. Held/Levy 1974: 143). Alltägliche innerhäusliche Aufgabenbe-
reiche, wie die Geldverwaltung oder die Ausübung der Haushaltspflege, 
werden scheinbar neu ausgehandelt. Demzufolge wird häufig erwartet, dass 
Frauen zunehmend Aufgaben übernehmen, die nach konservativen Vorstel-
lungen eher von Männern ausgeübt wurden und zugleich, dass Männer im 
Gegensatz zum traditionellen Bild der bürgerlichen Kleinfamilie in die Aus-
führung der alltäglichen Haushaltstätigkeiten integriert werden. Insbesondere 
wird prognostiziert, dass die Bildungs-, Erwerbs- und Karrierechancen von 
Frauen zu einer Enttraditionalisierung führen, d. h. innerhäusliche Aufgaben-
bereiche zu gleichen Teilen von Männern wie Frauen übernommen werden 
(vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 23). Im Gegensatz dazu waren Frauen in frühe-
ren Jahrzehnten vornehmlich aufgrund von geringeren Bildungs-
qualifikationen wie auch gesellschaftlichen Werten und Normen dazu ‚ver-
 
1  Arbeitsmarktsegregation meint eine Stereotypisierung der Berufsfelder in weibli-
che/männliche Domänen. 
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pflichtet‘, sich um den Haushalt sowie die Kindererziehung zu kümmern. 
Aktuell wird oftmals erwartet, dass ein Wertewandel – der Trend zur Egalität 
in Paarbeziehungen – stattfindet. Doch inwieweit sind moderne Erwartungen 
des gleichberechtigten liberalen Zusammenlebens und seiner Organisation 
bisher in der Bezugsgruppe „Familie“ institutionalisiert? Oder sind es nach 
wie vor, trotz teils veränderter Rahmenbedingungen, Geschlechterideologien, 
die die Verhaltensweisen des zwischenmenschlichen Zusammenlebens beein-
flussen?  
Gemäß dem aktuellen Forschungsstand ist insofern eine Diskrepanz zwi-
schen Einstellungs- und Verhaltensebene festzustellen, als liberal-
egalitaristische Einstellungen in Bezug auf Arbeitsteilungsarrangements 
zwischen den Geschlechtern meist vertreten werden, zugleich jedoch eine 
traditionelle innerhäusliche Arbeitsteilung ausgeführt wird.  
Prognostiziert werden immer wieder symmetrische Entwicklungen (An-
nahme einer zunehmenden Erwerbstätigkeit der Frau mit einhergehender 
Enttraditionalisierung) der Gleichberechtigung, die mit einem Abbau ge-
schlechtsspezifischer Arbeitsteilungen im Haushalt verbunden werden (vgl. 
Schulz/Blossfeld 2006: 23). Im Gegensatz zu den Erwartungen zeigen die 
Ergebnisse von Schulz und Blossfeld (2006), dass häusliche Arbeitsteilun-
gen, bei denen der Ehemann mehr Hausarbeiten als seine Frau übernimmt, 
die absolute Ausnahme sind (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 36). Auch die Ana-
lysen von Huinink/Feldhaus (2008)2 und Kelle (2011)3 bestätigen diesen 
Trend der traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung. 
Seit den Prognosen symmetrischer Entwicklungen ist in Vergessenheit 
geraten, dass traditionelle Aufgabenverteilungen trotz der Erwerbstätigkeit 
von Frauen und damit verbundene Machtkonstellationen in Paarbeziehungen 
auch in „modernen“ Gesellschaften von Bedeutung sind. Obwohl die zuneh-
mende Berufstätigkeit von Frauen Arbeitsteilungsarrangements in Paarbezie-
hungen zweifellos tangieren, so ist doch der Einfluss erstaunlich gering (vgl. 
Krüger/Levy 2000: 381; Klaus/Steinbach 2002: 21). Folglich ist die steigende 
Frauenerwerbsquote „nur die eine Seite der Medaille“, die nicht per se auf die 
innerhäusliche Arbeitsteilung übertragen werden kann (Kersten 2016: 104). 
„The core aspects of the sexual division of labor remain: Women perform 
most domestic work whether or not they work for pay, while men do very 
little domestic work“ (Orloff 1993a: 313). Selbst in Fällen von Doppel-
Karriere-Paaren erweist sich die Hausarbeit meist als Aufgabenbereich der 
Frauen (vgl. Cesinger et al. 2012: 28; Kersten 2016: 106). Soziologische 
 
2  „Entgegen der immer mehr zu vernehmenden Norm von Geschlechteregalität in Lebens-
formen und Gesellschaft, zeigt die bisherige Forschung, dass die Positionen und Rollen der 
Partner in allen Lebensformen nach wie vor in geschlechtstypischer Weise variieren“ (Hui-
nink/Feldhaus 2008: XXX). 
3 „[…] die traditionelle Arbeitsteilung sowie normenbasierte Rollenerwartungen [können] 
keineswegs als obsolet für die jüngeren Kohorten betrachtet werden“ (Kelle 2011: 55). 
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empirische Analysen und theoretische Erklärungsansätze geschlechtsspezifi-
scher Machtverhältnisse sind seither zurückgegangen (vgl. Löw 2009: 7). 
„Nicht die Gegenstände der Analyse sind verschwunden, sondern ihre Be-
nennung in Machtkategorien“ (Löw 2009: 7). 
(Macht-)Ungleichheit im Haushalt ist jedoch ein Faktum, das in Folge der 
modernen Lebensumstände westlicher Industrieländer häufig unterschätzt 
wird und mehr Auswirkungen hat, als dies meist angenommen wird. Einige 
Analysen weisen zunehmend auf Machtungleichheiten und Benachteiligun-
gen von Frauen im Familienleben hin, beispielsweise die Studien von Chris-
tine Wimbauer (2003)4 und Yvonne Lott (2009). Laut den Ergebnissen von 
Lott (2009) führt ein gleiches oder höheres Einkommen von Frauen nicht zu 
mehr Macht in der Paarbeziehung; vielmehr bestehen Machtungleichgewich-
te unabhängig des von ihnen erzielten Einkommens (vgl. Lott 2009: 327). 
Dieser Umstand ist für Wimbauer (2003) der Komplexität multidimensiona-
ler Machtverhältnisse geschuldet. Wimbauer beschreibt das Phänomen der 
Diskrepanz zwischen Einstellungs- und Verhaltensebene als das Fortbestehen 
strukturierter Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern, deren Ursachen 
auf differenzierten Ebenen5 von Makrostrukturen und mikrosoziologischer 
Ebene zu verorten sind.  
Die dargestellten Entwicklungen beziehen sich insbesondere auf zentral-
europäische Länder, namentlich Deutschland und Österreich. Fraglich ist, 
inwiefern Traditionalisierungsprozesse der Verhaltensebene in weiteren eu-
ropäischen Ländern vorherrschend sind, respektive welche Rolle nationale 
Differenzen im europäischen Kontext spielen. Bisherige makrosoziologische 
Studien zum Thema ‚Genderungleichheiten‘ weisen darauf hin, dass im eu-
ropäischen Vergleich drastische Unterschiede zwischen den Ländern beste-
hen, jedoch eine Kategorisierung der Gemeinsamkeiten von süd-
/osteuropäischen Staaten und nord-/westeuropäischen Staaten vorzufinden 
ist. Während west- und nordeuropäische Länder in der Regel eine hohe Ge-
schlechtergleichheit aufweisen, sind für süd- und osteuropäische6 Länder 
deutliche Defizite der Geschlechtergleichheit vorzufinden (vgl. Plantenga et 
al. 2009: 30; World Economic Forum 2014: o. S.). Im Hinblick auf die inner-
 
4  „Selbst wenn Frauen quantitativ über mehr Geld verfügen als Männer, kann dies qualitativ 
als weniger wert definiert werden, und dies wird möglich, weil die Bedeutungszuschrei-
bung von Geld von den jeweiligen Liebeskonzepten, den individuellen Ressourcen und den 
institutionellen Arrangements, also den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen beeinflusst 
werden“ (Wimbauer 2003: 283). 
5 „[…] auf Ebene gesellschaftlicher Makrostrukturen der Wirtschaftsordnung und des Wohl-
fahrtsstaates, auf intermediärer Ebene von Arbeitsorganisationen – in Form von strukturel-
len Begrenzungen, hegemonialen Deutungen und interaktiven Praktiken – und auf der mik-
rosoziologischen Ebene von Individuen-in-Beziehungen“ (Wimbauer 2012: 102). 
6  „During the post-1989 period, most if not all Central and Eastern European countries 
witnessed a considerable decline in women’s labor force participation, in many cases ac-
companied by a reversion to more traditional gender role attitudes and gender relations” 
(Schmitt/Trappe 2010: 262). 
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häusliche Arbeitsteilung ist festzustellen, dass trotz der genannten Unter-
schiede in europäischen Ländern Frauen deutlich mehr innerhäusliche Routi-
netätigkeiten übernehmen als Männer (vgl. Meuwly et al. 2011: 37; Batalo-
va/Cohen 2002: 743; Schmid/Schön-Bühlmann 2003: 131; Fuwa 2004: 764; 
Wengler et al. 2009: 67; Dörfler/Wernhart 2016: 72) – gleichwohl ist der 
„housework gender gap“ in den nordeuropäischen Ländern vergleichsweise 
am geringsten, in den konservativen Ländern am größten und die liberalen 
englischsprachigen Länder bilden auf dieser Skala die Mittelkategorie (vgl. 
Sayer 2010: 34). Darüber hinaus variieren geschlechterkulturelle Leitbilder 
zwischen europäischen Ländern (vgl. Pfau-Effinger 2005: 340).  
Die Beharrlichkeit traditioneller Verhaltensmuster zu erklären, ist kei-
neswegs eine neue wissenschaftliche Königsdisziplin; Studien zur innerhäus-
lichen Arbeitsteilung sind bereits seit den 60ern en vogue. In Bezug auf die 
Frage, wie sich innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements entwickeln wer-
den, konkurrieren die soziologischen Forschungsperspektiven jedoch mitei-
nander. Ein zentrales Forschungsdesiderat ist ferner, dass sich weder Traditi-
onalisierung noch Enttraditionalisierung der innerhäuslichen Arbeitsteilung 
logisch ableiten lassen: Mischformen (Lewis 20017) und länderspezifische 
Unterschiede (wie z. B. Esping-Andersens „multiple equilibria approach“8) 
sind in Erwägung zu ziehen, um die innerhäusliche Arbeitsteilung in unter-
schiedlichen Kontexten erklären zu können, anstatt Gefahr zu laufen, lineare 
Entwicklungen zu schlussfolgern. Je nach Forschungsperspektive dienen 
Gendertheorien als Garant für eine fortschreitende Traditionalisierung (der 
Identitätsformationsansatz nach Bielby/Bielby (1989), der Gender-Display-
 
7 „Male-Breadwinner Model“: Mann = Vollzeit erwerbstätig, Frau = Hausfrau;  
„Dual-Breadwinner Model 1“: Mann Vollzeit erwerbstätig, Frau kurzzeitig Teilzeit er-
werbstätig und erbringt Hausarbeiten (ggf. Haushaltshilfe durch Verwandte);  
„Dual-Breadwinner Model 2“: Mann = Vollzeit erwerbstätig, Frau = langfristig Teilzeit er-
werbstätig, Hausarbeiten werden von anderen Familienmitgliedern übernommen oder aus-
gelagert;  
„Dual-Breadwinner Model 3“: Mann und Frau sind beide Teilzeit erwerbstätig und teilen 
sich die Hausarbeit; „Dual-Career Model: Mann und Frau sind beide Vollzeit erwerbstätig, 
Hausarbeiten werden ausgelagert;  
„Single-Earner (Lone-Mother Family) Model“: Ein-Eltern Familie mit Kindern und er-
wachsener Person, die voll-, teilzeiterwerbstätig oder nicht erwerbstätig ist, Hausarbeit wird 
entweder allein erbracht oder im Falle der Erwerbstätigkeit ausgelagert (Lewis 2001: 157). 
8  Traditional equilibrium means that „[…] the male is the breadwinner, and, the female, the 
homemaker […]. Unstable equilibria are associated with periods of equilibrium transition 
and manifest the absence of broadly shared agreement of what is ‚propper‘ behaviour […] 
[and the] egalitarian equilibrium […] entails partnerships based on two full-time employed 
spouses who engaged in a gender-symmetric allocation of child care and housework“ 
(Esping-Andersen et al. 2013: 3). Während sich laut den Ergebnissen von Esping-Andersen 
im „Vorreiterland“ Dänemark das „egalitarian equilibrium“ durchgesetzt hat, das mit Ho-
mogenität und Genderge-rechtigkeit in der innerhäuslichen Arbeitsteilung einhergehen 
würde, würde in Spanien das „traditional equilibrium“ und in Großbritannien das „unstable 
equilibrium“ dominieren (vgl. Esping-Andersen et al. 2013: 3). 
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Ansatz nach Brines (1994) respektive der Gender-deviance-neutralization-
Ansatz nach Schneider (2012) und die Honeymoon-Hypothese nach Künzler 
(1994)), Rational Choice Ansätze hingegen prognostizieren Enttraditionali-
sierungsprozesse (die ökonomische Theorie der Familie nach Becker (1981), 
die ökonomische Verhandlungstheorie nach Ott (1992), die Theorie des sozi-
alen Tauschs nach Blau (1964) und der Time-Availability-Ansatz nach 
Coverman (1985)) – in beiden Paradigmen wird unzulänglicher Weise der 
Prozess weitgehend als linear unterstellt. Dieser Widerspruch wird zum An-
lass genommen, eine Typologie der Macht zu entwickeln, die die divergie-
renden Theorien in einen aus dem Machtansatz hergeleiteten Zusammenhang 
stellt und hierbei ihre Kontextabhängigkeit berücksichtigt. „Bringing Power 
Back In“ heißt die Devise, wird doch die Benennung der Machtkategorien 
innerhalb der Familiensoziologie zunehmend vernachlässigt! Die zentrale 
Ausgangsannahme ist, dass die innerhäusliche Arbeitsteilung durch Macht-
verhältnisse beeinflusst wird, wobei Macht als ein latentes, dispositives, 
komplexes, soziales Phänomen erachtet wird, was eine mehrdimensionale 
Betrachtungsweise unumgänglich erscheinen lässt. Ein theoretischer Mehr-
wert ist insofern in der multidimensionalen Perspektive einer Verknüpfung 
von soziologischen, austauschtheoretischen, ökonomischen und makrosozio-
logischen Theorien zu finden. Ferner können vier zentrale Argumente für 
dieses Dissertationsvorhaben festgehalten werden:  
1. Der zunehmenden Ausklammerung des Machtansatzes als Folge einer 
oberflächlich erscheinenden kulturellen Gendergleichheit tritt eine 
theoretisch fundierte Typologie der Macht entgegen, wodurch die 
Diskrepanz zwischen soziologischen Rational-Choice-Ansätzen und 
Gendertheorien aufgelöst werden kann. Ende der 70er Jahre konnte 
Held (1978) feststellen, dass familiensoziologische Machtansätze le-
diglich auf die Eltern-Kind-Beziehung bezogen wurden und, dass das 
Mann-Frau-Verhältnis aufgrund des strukturell-funktionalisitischen 
Familienmodells als horizontal begriffen wurde. So konnte Held die 
Ausklammerung der Macht aus der Paarbeziehung kritisieren. Heutzu-
tage findet eine Ausklammerung insofern statt, als innerhäusliche Ar-
beitsteilungsarrangements nunmehr nahezu ausschließlich über mikro-
soziologische Rational-Choice oder Gendertheorien erklärt werden. 
Insbesondere in der Ökonomie dominieren theoretische Ansätze der 
sozialen Austausch- und Ressourcentheorie sowie das Cooperative-
Bargaining-Modell zur Erklärung partnerschaftlicher Arrangements 
(vgl. Lott 2009: 330). 
2. Ein langwieriges Forschungsdesiderat einer mangelnden mehrdimen-
sionalen Betrachtungsweise, das sowohl auf einen Mangel an theoreti-
scher Verknüpfung der Ansätze als auch auf einen hohen methodi-
schen Anspruch zurückzuführen ist, kann entschlüsselt werden. Ob-
wohl die Analysen von Teilaspekten von Genderungleichheiten, 
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Macht in Paarbeziehungen und traditionellen Rollenbildern in der For-
schungspraxis durchaus gängig sind, bleiben ihre Perspektiven doch 
zumeist auf die Mikro- oder Makroebene begrenzt, ohne ihre funda-
mentale Wechselwirkung zu berücksichtigen. Studien, die Multilevel-
Analysen durchführen, sind in diesem Forschungsfeld eher selten. 
3. Vergleiche der empirischen Messungen von Genderungleichheiten 
durch Indizes, wie z. B. den Gender-related Development Index, den 
Gender Inequality Index oder den Global Gender Gap Index, erfassen 
auf europäischer Ebene lediglich geringfügige Unterschiede zwischen 
den Ländern, weil sie als Messinstrumente für weltweite Erhebungen 
zu allgemein konstruiert sind. Es gilt weitere adäquate Indikatoren zu 
identifizieren, durch die europäische Unterschiede konstatiert werden 
können. 
4. Die empirisch zu beobachtende Diskrepanz zwischen Einstellungs- 
und Verhaltensebene, ferner die Beständigkeit traditioneller Arbeits-
teilungsarrangements kann erklärt werden. 
In Anknüpfung an den bisherigen Forschungsstand und unter Berücksichti-
gung der Forschungsdefizite stellt sich die, für die vorliegende Dissertation 
zentrale, Forschungsfrage: Inwiefern determinieren Machtstrukturen und 
Empowerment die innerhäusliche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen im 
Kontext europäischer Regionen? Hieraus ergeben sich weitere forschungslei-
tende Fragestellungen, die fortführend analysiert werden: 
-  Warum ist die innerhäusliche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen 
überwiegend traditionell? 
- Welcher Zusammenhang besteht zwischen Machtstrukturen und in-
nerhäuslicher Arbeitsteilung in Paarbeziehungen? 
- Wie stark determinieren sozietale und kulturelle Dimensionen der 
Macht die innerhäusliche Arbeitsteilung?  
- Wie entwickeln sich (Machtstrukturen und) innerhäusliche Arbeitstei-
lungsarrangements in Paarbeziehungen im Zeitverlauf im europäi-
schen Vergleich? 
- Wie entwickelt sich das Verhältnis zwischen außerhäuslicher Er-
werbsbeteiligung und innerhäuslicher Hausarbeit? 
Zur Beantwortung der Forschungsfragen werden die Daten der ersten beiden 
Erhebungswellen des ‚Generations and Gender Programmes‘ aufbereitet, 
mittels einer Mehrebenenanalyse auf vermutete Einflussfaktoren getestet und 
im Zeitverlauf regime-, länder- sowie regionen-vergleichend (NUTS1) analy-
siert. Da nicht nur Unterschiede zwischen Regimen und zwischen Ländern 
bestehen, sondern sich diese durch eine innere institutionelle Fragmentiert-
heit ökonomischer, familienpolitischer und kultureller Rahmenbedingungen 
der innerhäuslichen Arbeitsteilungsarrangements auszeichnen, wird für die 
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zentrale Bedeutung eines regionalen Vergleichs plädiert – auch, um den me-
thodologischen Nationalismus zu überwinden.  
Die vorliegende Dissertation ist wie folgt aufgebaut: Zunächst wird ein 
Überblick des aktuellen Forschungsstandes gegeben. Anschließend wird der 
theoretische Bezugsrahmen skizziert und daraus die Typologie der Macht-
verhältnisse in Paarbeziehungen sowie resultierende Hypothesen abgeleitet. 
Der empirische Teil dieser Dissertation wird durch eine Darstellung der zu 
untersuchenden Daten des „Generations and Gender Programmes“ eingelei-
tet. Weiterführend werden methodische Aspekte der Mehrebenenanalyse 
erläutert, die in der Darstellung der univariaten Ergebnisse und multivariaten 
Ergebnisse der Mehrebenenanalysen münden. Abschließend werden im letz-
ten Kapitel die zentralen Ergebnisse diskutiert, ein Resümee gezogen sowie 
ein Ausblick in Form von zukünftigen Forschungsanreizen zur Thematik der 































2. Traditionelle innerhäusliche               
Arbeitsteilungsarrangements und partnerschaftliche 
Machtungleichgewichte im „paradox-
emanzipierten“ 21. Jahrhundert 
2.1. Forschungserkenntnisse zur Norm-/Realitätsdiskrepanz 
In den vergangenen Jahrzehnten sind Prozesse der Modernisierung in europä-
ischen Ländern vorherrschend. Gendergleichheit ist als politisches Ziel und 
als Wertvorstellung in den Erwartungen der Individuen verankert. Wird je-
doch die innerhäusliche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen im Kontext euro-
päischer Länder miteinander verglichen, ist, wie bereits erläutert, eine Dis-
krepanz zwischen egalitären Einstellungen und traditionellen innerhäuslichen 
Verhaltensweisen zu beobachten: Nach wie vor wird trotz einem Gleichheits-
ideal die Mehrheit der Hausarbeiten von Frauen übernommen, wobei Männer 
lediglich eine „Helfer-Rolle“ einnehmen – „[…] the pradox between egalita-
rian values and inegalitarian practices“ (Bühlmann et al. 2010: 49). Unter 
‚traditionaler Arbeitsteilung‘ wird hierbei die Ausführung von unbezahlten 
Hausarbeiten verstanden, die überwiegend von der Frau übernommen wer-
den, ‚partnerschaftliche/egalitäre Arbeitsteilung‘ heißt, dass beide PartnerIn-
nen zu gleichen Teilen die Hausarbeiten übernehmen und von einem ‚Rollen-
tausch‘ ist auszugehen, wenn der Mann die Hausarbeiten überwiegend aus-
führt (s. Abbildung 1). 
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Quelle: Grunow et al. 2007: 163. 
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Bereits in den 70er Jahren wurden erste Diskrepanzen zwischen Einstellungs- 
und Verhaltensebene von Schweizern/Schweizerinnen im Rahmen der Studie 
„Die Stellung der Frau in Familie und Gesellschaft“ von Thomas Held und 
René Levy (1974) festgestellt (vgl. Held/Levy 1974: 254). Nicht die Situati-
on, sondern die Wahrnehmung der Situation hat sich verändert. „Die Ideolo-
gie, die Frau sei gleichberechtigt, ist stärker als die Tatsache, dass Unter-
schiede fortbestehen“ (Held/Levy 1974: 2). Obwohl Einstellungsmuster der 
Gleichberechtigung vertreten werden und Diskrimination von Frauen nicht 
mehr wahrgenommen wird, sind konträre Verhaltensmuster zu beobachten. 
Held/Levy bezeichnen dieses soziale Phänomen als „Norm-
/Realitätsdiskrepanz“ (Held/Levy 1974: 254). Jane Lewis betitelt die Gleich-
stellungsnorm in Bezug auf die Vollzeit-Erwerbstätigkeit auch als „adult-
worker-Norm“ bzw. als „[…] “adult-worker model family,” whereby it is 
assumed that all adults are in the labor market“ (Lewis 2001: 154). 
Obwohl sich diese Ergebnisse von Levy/Held auf die 70er Jahre beziehen, 
zeigt sich, dass die Norm-/Realitätsdiskrepanz bzw. Diskrepanz zwischen 
Einstellungs- und Verhaltensebene immer noch eine hoch aktuelle Thematik 
ist, was Bühlmann et al. mit dem „Paradox Between Egalitarian Values and 
Inegalitarian Practices“ beschreiben (Bühlmann et al. 2010: 49). Heutzutage 
würden in Deutschland beispielsweise 45% der Väter gerne die Elternzeit 
wahrnehmen, doch beträgt laut Daten des Statistischen Bundesamtes (2017) 
die Elternzeitquote von Vätern, deren jüngstes Kind unter drei Jahren ist, nur 
2,7% (vgl. Dechant/Schulz 2014: 588; Statistisches Bundesamt 2018a: o. S.). 
Auch in anderen europäischen Ländern würde die Mehrheit der Väter gerne 
die Arbeitsstunden zu Gunsten der Familie reduzieren und sogar drohende 
Gehaltskürzungen in Kauf nehmen, woraus Hobson/Fahlén die Bedeutung 
des Capability Ansatzes betonen, um die Freiheit zur Erreichung einer ausge-
glichenen Work-Life-Balance verstehen zu können9. Doch all diesen Wün-
schen zum Trotz zeigt die Empirie ein anderes Bild. Männer und Frauen 
nehmen in Haushalt und Familie unterschiedliche Rollen ein: „Für Männer 
sind Familie und Arbeitsmarkt nach dem UND-Prinzip organisiert. Für Frau-
en [mit Kindern und erwerbstätigem Partner] hat die Arbeitsmarktbeteili-
 
9  Hobson und Fahlén (2009), deren theoretische Argumentation auf dem Capability Ap-
proach von Sen basiert, analysieren die „agency inequalities“ der Work-Life-Balance von 
europäischen Vätern. Mittels der Agency Ungleichheiten wird Bezug auf die Diskrepanzen 
zwischen Normen/Werten und dem sozialen Handeln von Vätern genommen sowie zwi-
schen Policies und den Capabilities, diese zu nutzen. Hobson/Fahlén (2009) kommen zum 
Ergebnis, dass Unterschiede der Capabilities und Agency der Work-Life-Balance zwischen 
alten und neuen Mitgliedsländern der EU fortbestehen, die jeweils unterschiedliche Wohl-
fahrtstypen repräsentieren. Insgesamt möchte die Mehrheit der Väter dennoch die Arbeits-
stunden zu Gunsten der Familie trotz drohender Gehaltskürzungen reduzieren, woraus für 
Hobson/Fahlén die Bedeutung des Capability Ansatzes resultiert. Aus dem Capability Ap-
proach wird ein multidimensionales Konzept eines Capability Sets für die Erklärung der 
Work-Life-Balance abgeleitet, das individuelle Faktoren, kulturelle Faktoren und institutio-
nelle Faktoren berücksichtigt. 
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gung den Status eines Zusatzprogramms oder Lückenfüllers und ist struktu-
rell weniger festgelegt“ (Baumgartner/Fux 2004: 110). Zahlreiche Ergebnisse 
zeigen, dass partnerschaftliche Rollenbilder gemäß dem Muster der inner-
häuslichen Traditionalisierung ausgeführt werden (vgl. Schulz/Blossfeld 
2006: 46; Huinink/Feldhaus 2008: 4; Lott 2009: 327; Nitsche/Grunow 2016: 
80)10.  
„Zwar können heute, angesichts des langsam gender-egalitär werdenden gesetzli-
chen Rahmens und der toleranter gewordenen sozialen Normen, Paare die Gestal-
tung ihres Zusammenlebens relativ frei wählen und leichter wieder auseinander 
gehen, doch führt die Ausübung ihrer „Freiheit“ erstaunlich häufig zur Reproduk-
tion traditionaler Muster während der Phasen der gemeinsamen Haushaltsfüh-
rung“ (Krüger/Levy 2000: 381, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
2.2. Forschungserkenntnisse über die Determinanten der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung 
Während zu Beginn einer Paarbeziehung meist egalitäre Arbeitsteilungsar-
rangements zu beobachten sind, wird mit zunehmender Paarbeziehungsdauer 
und insbesondere mit der Geburt des ersten Kindes die Arbeitsteilung traditi-
oneller (vgl. Kaufmann 1990: 49; Krüger/Levy 2000: 386; Levy/Ernst 2002: 
120; Levy et al. 2002: 24; Schulz/Blossfeld 2006: 43; Bühlmann et al. 2010: 
62; Lott 2012: 6; Berghammer/Neuwirth 2013: 17; Zabel/Heintz-Martin 
2013: 663; Dechant/Schulz 2014: 593ff.; Dechant/Blossfeld 2015: 373). 
Kaufmann beschreibt diesbezüglich, wie durch die Geburt des ersten Kindes 
eine neue Lebensphase des Paares entsteht, in der die neuen Eltern „Teil 
eines neuen Wertesystems und neuer Handlungsabläufe sind“ (Kaufmann 
1999a: 78). Weiterführend steht die traditionelle innerhäusliche Arbeitstei-
lung häufig in engem Zusammenhang mit einem Wandel des Beschäfti-
gungsverhältnisses bzw. –status: nach Ende des Mutterschutzes sind Frauen 
meist nur noch in Teilzeit erwerbstätig (vgl. Baumgartner/Fux 2004: 113; 
Vogel 2009: 170; Hobson 2011: 160; Esping-Andersen et al. 2013: 2; Statis-
tisches Bundesamt 2015: o. S.), wobei „[…] maternal employment is higher 
in countries that combine comprehensive childcare policies with an available 
and affordable private care market” (Flynn 2017: 260). Die zunehmende 
sowie immer häufiger ununterbrochene Erwerbsbeteiligung von Frauen ist in 
der Empirie meist auf einen hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigung zurückzu-
führen (vgl. Leitner et al. 2004: 14). Hingegen sind Väter im Laufe der ge-
samten Erwerbsbiographie meist in Vollzeit tätig (vgl. Baumgartner/Fux 
 
10  In West- Deutschland ist das Muster der Traditionalisierung deutlich stärker ausgeprägt als 
in Ost-Deutschland (vgl. Klärner/Keim 2011: 121; Pfau-Effinger/Smidt 2011: 219). 
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2004: 113). Im europäischen Vergleich sind 2013 die höchsten Teilzeit-
quoten von Männern mit knapp 10% in Schweden vorzufinden, während 
beispielsweise nur 7,7% der Männer in Österreich und 5% der Männer in 
Frankreich teilzeiterwerbstätig sind (vgl. Dörfler/Wernhart 2016: 37). In der 
Schweiz sind sechs von sieben Vätern vollerwerbstätig, doch trifft ein derar-
tiges Erwerbspensum nur auf eine von sieben Müttern zu (vgl. Baum-
gartner/Fux 2004: 111). Insbesondere in West-Deutschland ist ein Trend des 
‚modifizierten Breadwinner-Modells‘ zu beobachten, nach dem der Mann 
Vollzeit erwerbstätig ist, während die Frau Teilzeit erwerbstätig ist11 und sich 
um die Hausarbeiten kümmert (vgl. Trappe et al. 2015: 238f.)12. Bereits 
Baumgartner/Fux konnten feststellen, dass das Vollzeit-Teilzeit-Modell 
selbst in späteren Lebensphasen nach dem Auszug von Kindern aus dem 
Elternhaus das häufigste ist, bevorzugt wird und eine geschlechtsspezifische 
Rollenverteilung bewirkt (vgl. Baumgartner/Fux 2004: 120). Selbst in Fällen 
von Doppel-Karriere-Paaren (egalitäres Erwerbsmodell nach Baum-
gartner/Fux (2004))13 sind Hausarbeiten i. d. R. Zuständigkeitsbereiche von 
Frauen oder werden an Dritte ausgelagert (vgl. Solga/Wimbauer 2005: 20f.; 
Wimbauer 2012: 301)14. Es ist darauf hinzuweisen, dass auch die Motive der 
Teilzeitarbeit zu differenzieren sind: nach der Standbein-Spielbein-Formation 
wird der familiären Fürsorge oberste Priorität zugewiesen („Standbein“), 
hingegen wird die Teilzeitarbeit als „Spielbein“ genutzt. Von diesem Typus 
sind teilzeitarbeitende Frauen zu unterscheiden, die mittels ihrer Erwerbstä-
tigkeit versuchen, sowohl dem Beruf als auch der Familie eine gleiche Be-
deutung beizumessen (vgl. Fux/Baumgartner 1998: 6; Baumgartner 2003: 
29f.). Die genderspezifische Segregation der inner- und außerhäuslichen 
Arbeitsteilung sowie ihre Wechselwirkung bezeichnen Levy et al. (2002) 
auch als „modernization of family traditionalism” (Levy et al. 2002: 31). 
Anstelle eines Verschwindens des traditionellen Modells haben Levy et al. 
(2002) eine Modernisierung des Familientraditonalismus festgestellt, die die 
Widerstandsfähigkeit traditioneller Elemente zum Ausdruck bringt und die zu 
 
11  Entspricht dem ZweiverdienerInnenmodell: Frau – Teilzeit, Mann – Vollzeit. 
12  Es gilt zu beachten, dass die Erwerbsquote von Frauen deutlich mit ihrem Alter, der Fami-
liengründung und der Anzahl der Kinder in einem Kausalzusammenhang steht (vgl. 
Held/Levy 1974: 79). 
13  „Unter Dual Career Couples (DCCs) fassen wir Paare, in denen beide Partner eine hohe 
Bildung und Berufsorientierung besitzen sowie eine eigenständige Berufslaufbahn verfol-
gen. Im Unterschied dazu bezeichnen Zwei-Verdiener-Paare Paare, in denen beide Partner 
in irgendeiner Form erwerbstätig sind und Frauen oft keiner professionellen Tätigkeit nach-
gehen“ (Solga/Wimbauer 2005: 9; Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
14  Für einen Vergleich zwischen „At-Home und Breadwinner Eltern“ s. Chesley/Flood 
(2017). Sie analysieren, „[…] how time availability, relative earnings, and gender shape 
time use in couples. [To summerize, mothers do more child care than similarly situated fa-
thers and] comparisons point to the importance of distinguishing among gender-normative 
housework tasks and accounting for differences in engagement on work and nonwork days” 
(Chesley/Flood 2017: 511). 
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einem großen Teil auf den außerfamiliären Kontext und seine Funktionswei-
se zurückzuführen ist (vgl. Levy et al. 2002: 31). Wesentlich ist, dass Ar-
beitsteilungsmuster zwischen inner- und außerhäuslicher Erwerbsbeteiligung 
prozesshaft zu betrachten sind, d. h. je nach Lebensphase variieren können, 
wodurch eine Berücksichtigung von individuellen Erwerbsverläufen unum-
gänglich ist. Vornehmlich das Ausmaß an Teilzeitarbeit scheint von der je-
weiligen Familienphase abhängig zu sein. Doch trotz der subjektiven All-
tagsbeobachtung einer vermehrten Zunahme von Vätern, die ihre Kinder im 
öffentlichen Raum (Spielplatz etc.) betreuen, konnten Baumgartner/Fux 
(2004) kein strukturelles Äquivalent dieser Entwicklung finden (vgl. Baum-
gartner/Fux 2004: 126). Gleichwohl wird eine zunehmende Beteiligung von 
Vätern an der Kinderbetreuung erwartet, sodass nicht nur vollzeiterwerbstäti-
ge Frauen, sondern auch vollzeiterwerbstätige Männer einem Interrollenkon-
flikt zwischen Familie und Beruf ausgesetzt sein können, weshalb die Per-
spektive der Analyse auf beide Geschlechter und nicht ausschließlich auf die 
Frau gerichtet werden sollte. Für schweizerische Väter konnte im Rahmen 
der Tarzan-Studie (2016) nachgewiesen werden, dass sie durchschnittlich im 
Verlauf der Woche 46,2 Stunden für die Erwerbstätigkeit, 12,7 Stunden für 
Familienarbeit (administrative Tätigkeiten, Haushalt, Kochen und gemeinsa-
mes Essen) und 4,9 Stunden für die Zweisamkeit mit dem Kind aufwenden 
(zum Vergleich sind es am Wochenende 2,3 Stunden für die Erwerbstätig-
keit, 9,9 Stunden für die Familienarbeit und ebenfalls 4,9 Stunden für die 
Zweisamkeit mit dem Kind) (vgl. Stamm 2016: 9). Folglich ist die Erwerbs-
tätigkeit nach wie vor ein Bereich, in den Männer einen Großteil ihrer zeitli-
chen Ressourcen investieren. Dennoch versuchen sie, auch familiäre Ver-
pflichtungen wahrzunehmen, gleichwohl diesen ein deutlich geringeres Aus-
maß als der Erwerbstätigkeit zukommt.  
Im Rahmen dieser Dissertation wird unterstellt, dass innerhäusliche Ar-
beitsteilungen ein Ausdruck von unterschiedlichen Machtverhältnissen in der 
Paarbeziehung sind. Demzufolge werden innerhäusliche Arbeitsteilungen als 
zu erklärendes Ereignis durch mehrdimensionale Machtkonstellationen ana-
lysiert. Welche aktuellen Erkenntnisse zur Machtthematik können dem For-
schungsstand entnommen werden? 
2.3. Machtstrukturen als erklärende Elemente 
innerhäuslicher Arbeitsteilung 
Macht ist nicht nur ein Faktum, das auf Eliten und ihre Verzweigungen bezo-
gen werden kann, sondern ferner in den alltäglichsten Situationen von Paaren 
vorzufinden ist. Jede soziale Beziehung ist durch Machtkonstellationen ge-
prägt. Gerade in intimen Beziehungen spielt die soziale Einflussnahme auf 
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das Verhalten des Partners/der Partnerin eine zentrale Rolle. So kann von 
einer engen Beziehung erst dann gesprochen werden, wenn das Verhalten 
von Ego positive oder negative Konsequenzen für Alter hat (vgl. Grau 2004: 
o. S.). Häufig wird Macht über den Zugang zur Machtressource „Geld“ ope-
rationalisiert. In den 1980ern und 1990ern erwiesen Untersuchungen, dass 
innerhalb von Paarbeziehungen eine beträchtliche Ungleichheit der Geldar-
rangements besteht und sein Zugang für Frauen begrenzt ist (vgl. Ludwig-
Mayerhofer et al. 2006: 212). Einen wesentlichen Beitrag zur Erforschung 
von Machtverteilungen in Paarbeziehungen lieferte Pahl (1983)15, dem zufol-
ge Frauen Machtdefiziten ausgesetzt sind, wenn das zu verwaltende Ein-
kommen hoch ist. Auf diesen Ergebnissen baute Yvonne Lott ihre Studie 
(2009) auf. Sie analysierte das Erwerbseinkommen als Machtfaktor in 
Paarbeziehungen. Dabei wurde das theoretische Konzept „Macht“ differen-
ziert in die Kategorien „ausführend“/„dirigierend“ und über die Einkom-
mensverwaltung und Entscheidungsmacht als Indikatoren gemessen (vgl. 
Lott 2009: 327). Lotts deskriptive Analysen wie auch die multinominal logis-
tischen Regressionsmodelle zeigten, dass Machtungleichgewichte zu Un-
gunsten der Frau unabhängig von ihrem Einkommen bestehen (vgl. Lott 
2009: 227). Deshalb sollten zukünftige Studien Normen und Werte berück-
sichtigen, anhand derer Theorien entwickelt werden, die nicht ausschließlich 
dem Rational-Choice-Paradigma folgen. Ihrer Argumentation entsprechend 
könnte sich das klassische Rollenkonzept des „Mannes als Ernährer“ bzw. 
eine Geschlechterideologie als dominanter Faktor von Machtungleichheiten 
in Paarbeziehungen erweisen. Das traditionelle Ernährermodell (male bread-
winner model) sieht vor, dass der Mann erwerbstätig ist, während die Frau 
der Kindererziehung und Haushaltsaufgaben nachgeht (vgl. Kelle 2011: 1). In 
einer weiterführenden Studie (2012) analysierte Lott erneut, welche Faktoren 
Macht in Paarbeziehungen beeinflussen, wobei sie zwischen „financial and 
non-financial Power“ differenzierte und zusätzlich untersuchte, welche Fak-
toren einen Machtkonstellationswechsel hervorrufen können (vgl. Lott 2012: 
252). Financial-Power operationalisierte sie über die Einkommensverwaltung 
und non-financial Power über den sozialen Einfluss: Ist eine Person in der 
Lage, die Einstellung und das Verhalten seines Partners/seiner Partnerin zu 
beeinflussen, verfügt sie über non-financial power. Den Ergebnissen zufolge 
ist die financial power von der Einkommenshöhe abhängig: unabhängig vom 
Geschlecht verwaltet und entscheidet der/die PartnerIn mit dem höheren 
Einkommen über finanzielle Angelegenheiten in der Partnerschaft. Männer 
fühlen sich jedoch in ihrer männlichen Identität verletzt, wenn die Rolle des 
Familienernährers/der Familienernährerin von ihrer Frau ausgeführt wird. Im 
 
15  Pahl (1983) hat die Verbundenheit von Macht und Geld, dem er sowohl eine ökonomische 
als auch eine soziale Bedeutung zuschreibt, in Ehen erforscht. „Work on inequality, and on 
the distribution of power and advantage, has pointed to money as a key element” (Pahl 
1983: 237). 
31 
Hinblick auf die Hausarbeit wird festgestellt, dass die Identität von Männern 
auch bei einem überwiegenden Anteil häuslicher Arbeiten nicht verletzt wird, 
sofern es sich um „männliche Aufgaben“, wie beispielsweise Handwerks- 
oder Gartenarbeit handelt. Wird ihnen jedoch die Kinderbetreuung zugeteilt, 
die als typisch „weibliche“ Aufgabe gesellschaftlich verankert ist, wird er-
neut ihre männliche Identität angegriffen. Demzufolge sei es ratsam, zwi-
schen verschiedenen „typisch männlichen“ und „typisch weiblichen Hausar-
beiten“ zu differenzieren. Außerdem zeigen die Ergebnisse von Lott (2012), 
dass sich Machtkonstellationen in Paarbeziehungen ändern können, wobei 
insbesondere eine Veränderung des Beschäftigungsstatus, die Heirat und die 
Geburt des ersten Kindes einen Wechsel begünstigen (vgl. Lott 2012: 252). 
2.4. Die Grenzen ökonomischer (Macht-)Ressourcenansätze 
Den Ergebnissen von Schulz/Blossfeld (2006), Grunow et al. (2007), Lott 
(2009) und Nitsche/Grunow (2016)16 zufolge ist der ökonomische Ressour-
cenansatz nicht adäquat, innerhäusliche Arbeitsteilungen und Machtun-
gleichheiten in Paarbeziehungen zu erklären. Im Fall von Grunow et al. 
(2007) ist zu konstatieren, dass zwar – mit Verweis auf Schulz/Blossfeld 
(2006) – Ressourcenkonstellationen innerhalb des Paares keinen signifikan-
ten Effekt auf eine stärkere Beteiligung des Mannes an den Hausarbeiten 
hervorrufen, jedoch Traditionalisierungsprozesse scheinbar trotzdem von 
ökonomischen Ressourcen beeinflusst werden.  
„In Übereinstimmung mit den Ergebnissen der neueren, internationalen Arbeits-
teilungsforschung finden wir, dass Paare, in denen beide Partner etwa gleich viel 
verdienen, ein deutlich geringeres Traditionalisierungsrisiko haben als Paare, in 
denen der Mann deutlich mehr verdient als die Frau. Verdient die Frau jedoch 
mehr als ihr Partner, verringert sich das Traditionalisierungsrisiko dadurch nicht 
weiter. Es gelingt den Frauen also offenbar nicht, diesen ökonomischen Vorteil in 
einen Verhandlungsvorteil umzusetzen. Das ist ein Hinweis darauf, dass die ent-
scheidungstheoretische Bedeutung ökonomischer Ressourcen geschlechtsspezi-
fisch asymmetrisch vorstrukturiert ist“ (Grunow et al. 2007: 177f.).  
 
16  Nitsche/Grunow (2016) betrachten die innerhäusliche Arbeitsteilung anhand der pairfam-
Daten für Deutschland im Längsschnitt. Ihr zentrales Ergebnis der separaten Analysen für 
Paare ohne Kinder und Paare, die während der Panelwellen Eltern geworden sind, ist, dass 
die Hausarbeit vornehmlich durch Genderideologien beeinflusst wird: eine egalitäre Gende-
rideologie führt zu einer egalitären innerhäuslichen Arbeitsteilung. Rational Choice Indika-
toren konnten weder für Paare ohne Kinder, noch für Paare, die während des Panels ihr ers-
tes Kind bekommen haben, ein signifikantes Ergebnis erzielen (vgl. Nische/Grunow 2016: 
88). 
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Reaktionsweisen von Männern seien nicht ressourcengesteuert, sondern ge-
schlechtsspezifisch, weshalb asymmetrische Gender-Theorien zur Erklärung 
hinzugezogen werden sollten – so der Tenor von Schulz/Blossfeld (2006). 
Schulz/Blossfeld verweisen auf eine Überhöhung von Ressourcenkonstellati-
onen und ökonomischen Kalkülen als essentielle Elemente der Arbeitstei-
lungsarrangements. Im Gegenteil bestätigen sie, dass „Normen, Rollen, Iden-
titäten und Trägheiten“ innerfamiliäre Arbeitsteilungen am besten erklären 
(Schulz/Blossfeld 2006: 46). Schulz/Blossfeld sind der Auffassung, dass das 
Bildungsniveau nicht als ökonomische Einkommensressource, sondern „als 
Indikator für liberale Einstellungen und Geschlechterrollenorientierungen zu 
interpretieren ist“ (Schulz/Blossfeld 2006: 37). An dieser These wird Kritik 
insofern geübt, als weder Einstellungen noch Werte/kulturelle Leitbilder in 
ihrer Analyse berücksichtigt werden, die unter Umständen einen Erklärungs-
gehalt aufweisen könnten. Die Annahme, ein hoher Bildungsstand sei gleich-
zusetzen mit einer liberalen Einstellung, wird unzureichend geprüft. Demzu-
folge sind weitere Indikatoren erforderlich, die Einstellungsmuster sowie 
Werte messen. 
Konträr zu den Thesen des ökonomischen Paradigmas sind weitere Hypo-
thesen bekannt, die die geschlechtsspezifische Aufgabenverteilung möglich-
erweise adäquater beschreiben könnten, beispielsweise die Kompensations-
hypothese nach Brines (1994): wenn eine Frau die Rolle als Ernährerin über-
nimmt, dann werden sich die Haushaltstätigkeiten besonders tradi-
tionalisieren. Je größer die finanzielle Abhängigkeit des Mannes von seiner 
Frau ist, desto weniger beteiligt sich der Mann an der Hausarbeit („Display 
Modell“) (vgl. Brines 1994: 682). „Weiblichkeit“ wird nach Brines Argu-
mentation mit finanzieller Abhängigkeit vom Mann verbunden. Ist dieses 
Verhältnis umgekehrt, d. h. der Mann ist finanziell von der Frau abhängig, so 
fühlt er sich in seiner Geschlechtsidentität angegriffen und muss diese Frust-
ration über eine traditionelle Haushaltsführung kompensieren. Ein neuerer 
Ansatz, der die Idee von Brines aufgreift, ist die „gender deviance neutraliza-
tion“ Perspektive. Die zentrale These ist ebenso, dass eine gender-atypische 
Erwerbsarbeit durch gender-typische Hausarbeiten kompensiert wird. 
Schneider (2012) argumentiert, „[…] that men who do “women’s work” and 
women who do “men’s work” in the labor market may seek to neutralize their 
gender deviance by doing male- and femaletyped work at home” (Schneider 
2012: 1029). Auch Busch-Heizmann/Bröckel (2015) bestätigen durch ihre 
auf den Daten des Sozio-ökonomischen Panels (1993–2011) basierende Ana-
lyse einer Kompensation geschlechtsuntypischer Berufstätigkeit durch weib-
lich konnotierte Hausarbeiten (vgl. Busch-Heizmann/Bröckel 2015: 475). 
Was passiert, wenn in Paaren aus unterschiedlichen Milieus nicht der Mann 
der Familienernährer, sondern die Frau die Familienernährerin ist, erforschen 
Koppetsch/Speck (2015). Ausgerechnet das individualisierte Milieu, das sich 
durch eine starke kulturelle Orientierung an der Geschlechtergleichheit kenn-
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zeichnet, ist jenes, welches durch eine starke Doppelbelastung der Frau durch 
Beruf und Hausarbeiten auffällt (für eine detaillierte Erläuterung dieser Stu-
die s. Kapitel 3.1.2.3.).  
Eine modifizierte Version, die „gender deviance neutralization“ Perspek-
tive zu überprüfen, greift McClintock (2017) auf. Sie kommt im Gegensatz 
zu Brines (1994) und Schneider (2012) zu dem zentralen Ergebnis, dass eine 
genderatypische Erwerbsbeteiligung zu einer genderatypischen innerhäusli-
chen Arbeitsteilung führt und insofern kein Kompensationseffekt vorliegt. 
Sowohl Frauen als auch Männer würden Hausarbeiten im Sinne ihrer Er-
werbstätigkeit ausführen: diejenigen, die „männliche Berufe“ ausüben über-
nehmen auch „männliche Hausarbeiten“ und diejenigen, die „weibliche Beru-
fe“ ausüben übernehmen im Haushalt „weibliche Tätigkeiten“ (vgl. McClin-
tock 2017: 494)17. Anders formuliert: genderstereotype Erwerbstätigkeiten 
führen zur Übernahme von genderstereotypen Hausarbeitstätigkeiten und 
genderatypische Erwerbstätigkeiten führen zur Übernahme von genderatypi-
schen Hausarbeitstätigkeiten. Der Einfluss der „gender deviance neutralizati-
on“ überschattet McClintock zufolge alternative Erklärungsansätze und Mo-
dellspezifikationen: „In particular, by assuming a quadratic association, rese-
archers may impose, rather than test, gender deviance neutralization” 
(McClintock 2017: 475). 
König/Langhauser (2016) finden heraus, dass eine berufliche Selbststän-
digkeit und Autonomie zu einer geringeren Übernahme der Haushaltstätig-
keiten von Männern führen, hingegen für selbstständige Frauen das Gegenteil 
zutrifft. Relative Ressourcen, Bargaining-Theorie und Zeitbudget-Ansätze 
seien für die Erklärung der von Frauen übernommenen Hausarbeiten, die 
selbstständig erwerbstätig sind, weniger relevant als für die Erklärung der 
von selbstständigen Männern übernommenen Haushaltstätigkeiten (vgl. Kö-
nig/Langhauser 2016: 289). 
Auch der Identitätsformationsansatz nach Bielby und Bielby (1989) be-
tont eine asymmetrische Entwicklung traditioneller Rollenbilder. Ihnen zu-
folge basieren Geschlechterrollen auf gesellschaftlichen Normen und Werten, 
wobei ihr Wandel nur sehr langsam erfolgen kann. Selbst in modernen Ge-
sellschaften seien Frauen noch für die Hausarbeit und die Kindererziehung 
zuständig (vgl. Bielby/Bielby 1989: 786). Die „Honeymoon-Hypothese“ 
bzw. das „Trägheitsgesetz“ besagt letztlich, dass die Arbeitsteilung im Haus-
halt mit der Dauer der Ehe sogar zunehmend traditioneller wird (vgl. Künzler 
1994: 108; Schulz/Blossfeld 2006: 32; Langfeldt 2008: 84). Zu Beginn der 
 
17  „[…] there is no evidence that men or women compensate for occupational gender atypical-
ity through housework. Instead, occupational gender atypicality is associated with weaker 
adherence to gender-stereotypical patterns of housework performance, particularly for men. 
Both men and women perform gendered housework consistent with their gendered occupa-
tions — those employed in predominately male occupations do the most male chores and 
those employed in predominately female occupations do the most female chores” 
(McClintock 2017: 494). 
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Paarbeziehung sei eine große Bereitschaft des Mannes zur Beteiligung an der 
Hausarbeit vorhanden, doch im Laufe der Zeit verfestigen sich geschlechts-
typische Aufgaben durch den Alltag, d. h. traditionelle Arbeitsteilungen 
schleichen sich langsam ein (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 32).  
Festzuhalten ist, dass die mikrosoziologische Argumentation zur Erklä-
rung traditioneller Rollenbilder in zwei Theorietraditionen differenziert wer-
den kann: symmetrische Ansätze des Rational-Choice-Paradigmas und sozio-
logische asymmetrische Ansätze der Gendertheorien.  
Die vorliegende Arbeit baut u. a. auf den Ergebnissen von 
Schulz/Blossfeld (2006) und Lott (2009) auf, setzt ihre Anregungen der theo-
retischen Konzeption mit einem Fokus auf Werte und Normen um, wobei 
geschlechtsspezifische Rollenkonzepte sowie damit verbundene Machtkons-
tellationen im Zeitverlauf analysiert werden.  
Auffallend ist, dass die oben angeführten Studien Konzepte von Macht 
und traditionellen Rollenbildern weitestgehend aus mikro- und in Teilen aus 
mesosoziologischer Perspektive betrachtet haben; vorwiegend strukturelle 
Aspekte der makrosoziologischen Sichtweise, aber auch kulturelle Leitbilder 
(im Falle der ökonomischen Theorien und im Fall eines fehlenden adäquaten 
Indikators von Schulz/Blossfeld) wurden nur unzureichend berücksichtigt.18  
Es gilt jedoch den Handlungsspielraum mitzudenken. 
2.5. Regimetypologische Erkenntnisse aus der 
Wohlfahrtsstaatsforschung: „Multiple Equilibria“ 
Im Gegensatz zu Becker, der davon ausgeht, dass ein Bedeutungsverlust der 
Ehe aus der veränderten ökonomischen Rolle von Frauen einschließlich stei-
gender Erwerbspartizipation resultiert, wodurch der Nutzen der Ehe abnimmt 
(Becker erachtet den Nutzen aus der ehelichen Spezialisierung als den wich-
tigsten Vorteil von Paarbeziehungen)19 und im Gegensatz zur These Van de 
 
18  „Zentral erscheint […], dass bisher häufig nur der Einfluss von Partnerschaftsmerkmalen 
auf die je individuellen Lebens- und Erwerbsverläufe von in Partnerschaften lebenden Per-
sonen – zumeist der Frauen – betrachtet wurde (z. B. Blossfeld/Drobnič 2001). Mit dieser 
gängigen Individualbetrachtung werden Partner und Kinder jedoch nur als Kontextvariab-
len behandelt. Das Paar als Handlungseinheit und die Verflechtung der Erwerbsverläufe 
der Partner als Produkt gesellschaftlich strukturierter Geschlechterbiografien sowie inner-
partnerschaftlicher Beziehungs- und Koordinierungsarrangements werden so nur unzu-
reichend berücksichtigt – oder wie bei den austauschtheoretischen und haushaltsökomi-
schen Erklärungen ‚gesetzt‘“ (Solga/Wimbauer 2005: 17, Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 
19  „[…] the gain from marriage is reduced by a rise in the earnings and labor force participa-
tion of women and by a fall in fertility because a sexual division of labor becomes less ad-
vantageous“ (Becker 1981: 353). 
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Kaas (1987) und Lesthaeghes (1992) des zweiten demographischen Über-
gangs, der aufgrund eines Wertewandels von postmaterialistischen Werten, 
Selbstverwirklichung und Individualisierung zum Bedeutungsverlust von Ehe 
und Paarbeziehungen führt, argumentiert Esping-Andersen „[that] the dyna-
mics are driven by the revolution of women’s roles“ (Esping-Andersen 2016: 
10, Herbvorhebungen durch die Verf.). Sein zentrales Argument ist,  
„[..] that the revolution will, in its early stages, indeed provoke fewer births, more 
singlehood, and less stable partnerships. The key turning point comes when both 
men and society at large adapt to women’s new roles. It is when a new family 
equilibrium emerges, becomes stable, and enjoys broad normative acceptance 
that we will see stronger inclinations to partner and marry, more enduring rela-
tionships, and also a return to fertility levels that match citizens’ actual ideals [u-
shaped dynamics thesis]“ (Esping-Andersen 2016: 10).  
Genderegalität wird über die Zustimmung des Items „[…] when jobs are 
scarce, men should have more right to a job than women“ erhoben (Esping-
Andersen 2016: 54). In Ländern wie Deutschland, Italien oder Spanien, in 
denen eher konservative Gendernormen bestehen, ist das „less family scena-
rio“ dominant, in Ländern mit egalitären Gendernormen hingegen lebt die 
Familie wieder auf (Esping-Andersen 2016: 10). Ein stabiles „gender egalita-
rian equilibrium“ würde ferner zu höherer Fertilität und stabileren Paarbezie-
hungen, d. h. „more family“ führen (Esping-Andersen 2016: 16). Konträr 
dazu wurde über Jahrzehnte argumentiert, dass die Erwerbstätigkeit von 
Frauen negativ mit der Fertilitätsrate korreliert ist (vgl. Esping-Andersen 
2016: 14). Das „less family and more individualism scenario“, das Vertrete-
rInnen des Postmodernismus als Wertewandel bezeichnen, stellt nach E-
sping-Andersen lediglich eine Übergangsphase dar (Esping-Andersen 2016: 
99). Diese ist geprägt vom „multiple equilibria“ – eine Phase, in der eine 
Ambiguität von Normen und Unsicherheiten bestehen. Ziel Esping-
Andersens ist zu zeigen, wie das „[…] old male breadwinner Family equilib-
rium was replaced by a new gender symmetric one“, wobei er das „less fa-
mily and more individualism scenario“ als Zwischenphase erachtet (Esping-
Andersen 2016: 99). 
Warum sind auch in den Ländern, die Esping-Andersen als genderegalitär 
bezeichnet, die innerhäuslichen Tätigkeiten eher traditionell organisiert? 
Führt dieses stabile „gender egalitarian equilibrium“ zu „more family“ und 
damit auch wieder zur traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung? Frag-
würdig ist außerdem, ob der „Employment Fertility Nexus“ (im „gender 
egalitarian equilibrium“: je mehr Erwerbstätigkeit von Frauen, desto mehr 
Geburten) nicht nur, wie im Falle der Analysen Esping-Andersens, im län-
derspezifischen Kontext, sondern auch im Rahmen von Regionen beobachtet 
werden kann. Aus feministischer Perspektive fällt die von Esping-Andersen 
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befürwortete Norm der Erwerbspartizipation20 auf: Esping-Andersen argu-
mentiert aus rationalen Gründen (Erwerbstätigkeit von Frauen verhilft, sozia-
le Ausgrenzung und Armut zu vermeiden (vgl. Esping-Andersen 2002: 94)), 
warum Gendergerechtigkeit von Relevanz ist und, dass die Erwerbsarbeit ein 
zentraler Faktor zur Erreichung der Gendergerechtigkeit sei, der „Wille“ von 
Frauen bleibt jedoch unberücksichtigt – viele Frauen arbeiten im Dienstleis-
tungssektor21 und/oder unter prekären Bedingungen. „Das skandinavische – 
oder »moderne« – Modell [ist] eine staatlich gestützte weibliche Dienstleis-
tungsgesellschaft“ (Langan/Ostner 1991: 306). Zwar hat sich durch die In-
tegration von Frauen in die Erwerbstätigkeit das Machtverhältnis zwischen 
Frauen und Männern geändert, jedoch geht es immer noch – obgleich auf 
eine andere Art und Weise – auf Kosten von Frauen (vgl. Langan/Ostner 
1991: 309). „[…] there is, realistically, a limit to female life course masculin-
ization“ (Esping-Andersen 2002: 95). Es ist nicht verwunderlich, dass Ostner 
anlässlich des aktuellen 39. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Sozi-
ologie an Ulrike Prokops (1976) Idee der „Verselbstständigung politischer 
Strategien“ erinnert, da sie die Besonderheit des Alltagslebens der Frauen, 
einschließlich seiner Potentiale und Ambivalenzen, weibliche Wünsche wie 
auch Verluste außer Acht ließen, die im Zusammenspiel mit der fortschrei-
tenden Ökonomisierung des weiblichen Lebensbereichs auftraten. Wird die 
Argumentation von Esping-Andersen weiterführend interpretiert, kann ge-
schlussfolgert werden, dass „aus Frauen keine Männer gemacht“ werden 
könnten, weshalb es aus Esping-Andersens Perspektive zu unterstützen sei, 
dass Frauen in „weiblichen Berufen“, was unter Umständen unter prekären 
Bedingungen (Niedriglöhne, befristete Arbeitsverhältnisse, Teilzeit- und Mi-
nijobs etc.) heißen kann, arbeiten. Darüber hinaus wird eine Fokussierung auf 
„das Männliche“ ersichtlich, ferner eine scheinbare Maskulinisierung weibli-
cher Lebensläufe:  
„[…] ongoing change in gender behaviour is producing an increasingly ‚mascu-
line‘ profile of female biographies […] simultaneously, the male life course be-
comes more ‚feminine‘. […] if we want more gender equality our policies may 
have to concentrate on men’s behaviour“ (Esping-Andersen 2002: 68).  
Zu kritisieren ist eine im engsten Sinne normative Perspektive: erstens, dass 
vorab bestimmte Bereiche als primär männlich deklariert werden und zwei-
tens, dass, wie bereits erwähnt, die Interessen von Frauen als männlich unter-
stellt werden, unabhängig davon, ob es sich um „family-centered wo-
men“,„career-centered women“ oder „dual-role mothers“22  handelt (Esping-
 
20 „Lifetime employment is now practically the norm among North American and Scandina-
vian women. And indicators are that the same norm is now being embraced throughout the 
advanced countries“ (Esping-Andersen 2002: 88). 
21  „[…] rising female employment is triggered by the emergence of the service economy“ 
(Esping-Andersen 2002: 68). 
22  Diese Typen gehen auf Hakims ‚Key Issues in Women’s Work‘ (1996) zurück. 
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Andersen 2002: 72). Das skandinavische Regime wird als zu erstrebende 
Norm zugrunde gelegt. Beispielsweise erfolgt eine Analyse des employment 
rate gap als prozentuale Abweichung diverser Länder (Schweden, Österreich, 
Belgien, Frankreich, Deutschland, Italien, Niederlande, Spanien, Großbritan-
nien, USA) von Dänemark – stellvertretend für skandinavische Länder – als 
Norm. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll möglichst durch „frau-
enfreundliche“ Policies, wie Kindertagesbetreuungsangebote, bezahlten Mut-
ter- und Vaterschaftsurlaub oder Vorkehrungen im Falle einer Arbeitsunfä-
higkeit aufgrund kranker Kinder, erreicht werden (vgl. Esping-Andersen 
2002: 94). Auffallend ist jedoch die „negative Diskussion“ der Familie:  
„Im Mittelpunkt stehen Multidysfunktionalitäten: zu wenig Kinder, zu wenig er-
werbstätige Mütter und ganz aktuell das Bildungsversagen der Familie. Diese Di-
agnosen münden inzwischen immer öfter in der Forderung nach »Entfamilisie-
rung« der Familie [Esping-Andersen ist ein Vertreter dieser Argumentation]. […] 
Dem Familienversagen könne man, so das Fazit, nur durch konsequente Entfami-
lisierung […] begegnen. Auf diese Weise könne die neue sozialinvestive Sozial-
politik das Projekt des Egalitarismus verwirklichen. Sie soll das vor allem aus 
Gründen der Effizienz tun“ (Ostner 2004a: 90). 
Die vorliegende Dissertation erhebt den Anspruch, eine Sensibilität für Plura-
lismus und Differenzierung zu entwickeln: Nicht die Fragen, „[…] ‚Wie 
zufrieden ist diese Frau [oder dieser Mann]?‘ oder ‚Über wie viel Ressourcen 
kann sie [oder er] verfügen?‘ Es ist vielmehr die Frage ‚Was ist sie [oder er] 
tatsächlich fähig (able to) zu tun und zu sein?‘“, die im Vordergrund steht 
(Nussbaum 2003: 18, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Hierin liegt 
die stärkere Fokussierung auf den Handlungsspielraum als auf die letztlich 
von den Individuen gewählte Alternativen begründet. Es wäre ebenso anma-
ßend und unterkomplex, einen spezifischen Lebensweg als den besten zu 
definieren, wie eine „Skandinavisierung“ Europas (im Sinne des skandinavi-
schen Regimes als eine zu begrüßende Norm sämtlicher europäischer Regime 
ungeachtet ihrer historisch und kulturell bedingten Unterschiede23) zu ver-
fechten. 
 
23 Zu verweisen sei hier auf die Argumentation von Peter Baldwin: „Mit der simplen Unter-
scheidung zwischen dem „institutionellen“ und dem „residualen“ Wohlfahrtsstaat lässt sich 
die Tatsache, dass der Rest der Welt die Perfektion des Schwedischen Modells nicht er-
reicht hat, nur negativ erklären: Aufgrund der Abwesenheit der nötigen Voraussetzungen, 
insbesondere einer starken und gut organisierten Arbeiter[Innen]bewegung, war die Her-
ausbildung eines solidarischen Wohlfahrtsstaatsmodells nicht möglich. Einer solchen 
Sichtweise ist der Gedanke fremd, dass verschiedene Staaten ähnliche Probleme auf unter-
schiedliche Weise zu lösen suchen. Macht dann die Frage noch Sinn, ob das skandinavische 
Modell auch anderswo anwendbar ist oder jemals sein wird? Wenn nicht, wenn andere 
Wohlfahrtsstaaten anders und nicht einfach nur unvollkommene Versionen des skandinavi-
schen Modells sind, die irgendwann vielleicht, nach einem Regime sozialpolitischer Steroi-
de, auf nordische Standards gemästet werden, warum sollte man das sozialdemokratische 
Modell dann noch derart ernst nehmen? Warum kann man es nicht als eine Variante, und 
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2.6. Erkenntnisse über „Desperate Houswives“? 
Cranney und Miles (2016) gehen der Fragestellung, „[…] how satisfied stay-
at-home mothers are with their work relative to employed mothers“ auf den 
Grund (Cranney/Miles 2016: 1). Basierend auf der Datengrundlage des Gene-
ral Social Survey (1972–2012) und mittels logistischer Regressionsverfahren 
können die Autoren zeigen, dass in den USA sowohl nicht-erwerbstätige als 
auch berufstätige Mütter eine hohe Zufriedenheit während des Analysezeit-
raums mit ihrer Tätigkeit aufweisen. Dies deutet darauf hin, dass beide Arten 
von Arbeit selbstverwirklichende Erfahrungen darstellen (vgl. Cranney/Miles 
2016: 15). Im Zeitverlauf hat sich die Zufriedenheit von erwerbstätigen und 
nicht-erwerbstätigen Müttern weitgehend angenähert, seit 1996 sind die Un-
terschiede der Zufriedenheit der beiden Gruppen nicht mehr signifikant. 
Cranney und Miles führen diese Entwicklung auf einen kulturellen Wandel 
zurück: Der Anstieg des „intensive mothering“ und kulturelle Rahmenbedin-
gungen haben den Wert und die Zufriedenheit des „stay at home mothering“ 
vornehmlich für Frauen aus der Mittel- und Oberschicht erhöht (vgl. Cran-
ney/Miles 2016: 17). Es scheint eine Neubewertung des „intensive mothe-
ring“ zu bestehen. Durch den kulturellen Wandel sei die Wahlfreiheit der 
Hausfrauenrolle und, so das mutmaßlich bedeutendere Ergebnis, die Zufrie-
denheit von nicht-erwerbstätigen Müttern gestiegen (vgl. Cranney/Miles 
2016: 17).  
„[…] the SAHMs of today are not unfulfilled, desperate housewives, but rather 
are just as satisfied with their work as are employed mothers. […] most important 
of all, this study directs much needed attention to SAHMs [Stay-at-home moth-
ers], who make up a significant portion of the population but who have largely 
been neglected in the social scientific literature. SAHMs do not appear to be go-
ing anywhere and deserve further study“ (Cranney/Miles 2016: 18). 
Während sich Cranney/Miles (2016) aus einer kulturtheoretischen Perspekti-
ve auf den Vergleich der Zufriedenheit erwerbstätiger und nicht-
erwerbstätiger Mütter fokussieren, konzentrieren sich Studien, die eine län-
dervergleichende Betrachtung verfolgen, häufig auf strukturelle Faktoren der 
Makroebene. Doch wie können strukturelle, kulturelle und individuelle Fak-
toren konstatiert werden, wenn die Analysen i. d. R. auf eindimensionale 
Betrachtungen begrenzt sind? Ferner plädieren Alexander/Welzel (2014) 
dafür, dass Machtstrukturen (in diesem Fall Empowerment) als reflexiver 
Prozess analysiert werden müssen. „Women’s empowerment is a co-
evolutionary process“ (Alexander/Welzel 2014: 17). 
 
zwar eine relativ randständige, innerhalb des breiten Spektrums von Sozialpolitikentwick-
lung betrachten“ (Baldwin, P. 2003: 51)? 
39 
Inwiefern können Gender(un)gleichheiten in Europa gemäß dem For-
schungsstand beobachtet werden? Nachfolgend werden aktuelle Ergebnisse 
ländervergleichender Indizes zur Messung von Genderungleichheiten aus 
überwiegend makrosoziologischer Perspektive skizziert. 
2.7. Empirische Befunde: Vergleich der Indizes zur Messung 
von Gender(un)gleichheiten  
GDI: Der Gender-related Development Index (GDI) ist ein vom ‚United 
Nations Development Programme‘ (UNDP) konzipierter Index zur weltwei-
ten Messung von Genderungleichheiten, mittels dem die drei Schlüsseldi-
mensionen Gesundheit (Lebenserwartung), Bildungszugang (durchschnittli-
che Anzahl an Schuljahren) und Lebensstandard (Brutto-Einkommen pro 
Kopf) jeweils differenziert nach Geschlecht erfasst werden (vgl. UNDP 2015: 
o. S.). Aufgrund des Forschungsinteresses an europäischen Ländern wird auf 
eine weltweite Darstellung der GDI-/GII und GGG-Werte verzichtet, ledig-
lich die Werte der 28 EU-Länder sind in Tabelle 1 aufgeführt. Je kleiner der 
GDI-Indexwert (Wertebereich 0 bis 1), desto größer der Unterschied zwi-
schen Männern und Frauen, d. h. je größer die Genderungleichheit. Werden 
die GDI-Werte für das Jahr 2013 miteinander verglichen, fällt auf, dass alle 
europäischen Länder sehr ähnliche Werte aufweisen; sie schwanken zwi-
schen min. 0,935 (Österreich) und max. 1,042 (Estland). Folglich sind keine 
größeren Unterschiede zwischen den europäischen Ländern festzustellen, die 
Gendergleichheit in Europa bewegt sich gemäß diesem Index auf sehr hohem 
Niveau. Der GDI ist ein Nachfolger des Human Development Indxes (HDI), 
der vor allem durch Amartya Sens Denkanstöße dazu konzipiert wurde, die 
Entwicklungsstände unterschiedlicher Länder theoretisch fundierter mitei-
nander vergleichen zu können als dies mit dem bloßen Vergleich des Brutto-
inlandsprodukts möglich war (für einen umfassenden Überblick der Mess-
probleme und Schwierigkeiten des Bruttoinlandsprodukts als Indikator für 
Wohlstand s. Stiglitz et al. (2009)). Ergänzend wurde der GDI entwickelt, der 
dieselben Indikatoren enthält wie der HDI, jedoch zwischen den Geschlech-
tern differenziert. Kritikfähig ist, dass der GDI zwar den Entwicklungsstand 
eines Landes als geschlechtsspezifischen Index abzeichnet, jedoch eine Mes-
sung von Genderungleichheiten weitere geschlechtsspezifische Indikatoren 
erfordert. Ergänzend zum GDI wurde vom UNDP ein weiterer Index zur 
Messung von politischen sowie ökonomischen Teilhabechancen von Frauen 
entwickelt, der Gender Empowerment Measure Index (GEM). Der GEM ist 
ein Index zur Messung von Genderungleichheit, der politische Teilhabe (An-
teil an Parlamentssitzen von Frauen), ökonomische Teilhabe (Anteil von 
Verwaltungsbeamtinnen/Managerinnen, Frauen in technischen Berufen) und 
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Einkommensressourcen (Einkommenslücke Frauen/Männer) beinhaltet. 
Doch auch eine Betrachtung von Ungleichheiten, die ausschließlich auf Teil-
habechancen basiere, sei noch nicht spezifisch genug, Genderungleichheiten 
empirisch zu messen:  
„[…] a main criticism of the GDI index is that it does not measure gender equali-
ty in itself, but a combination of gender equality and levels of achievement. A 
similar argument applies to the GEM” (Plantenga et al. 2009: 21). 
GII: Aufgrund der geübten Kritik am GDI und GEM wurde (2010) der Gen-
der Inequality Index (GII) zur weltweiten Messung der Benachteiligung von 
Frauen entwickelt, der folgende Dimensionen beinhaltet: Gesundheit und 
Reproduktion (Müttersterblichkeitsrate, Fertilitätsrate), Empowerment (An-
zahl an Parlamentssitzen, die von Frauen besetzt sind, Anteil an Personen, die 
einen weiterführenden Bildungsabschluss erreichen, d. h. Sekundarstufe II 
und höher) und Teilhabe am Arbeitsmarkt (Erwerbsquote) (vgl. UNDP 2015: 
o. S.). Im Wertebereich sind Werte zwischen 0 und 1 vertreten, wobei ein 
Wert von 0 als max. Gendergleichheit, ein Wert von 1 als max. Ungleichheit 
interpretiert werden kann. 
2013 streuen die GII-Werte in Europa zwischen 0,021 (Slowenien) und 
0,32 (Rumänien), d. h. es sind lediglich geringfügige Unterschiede zwischen 
den Ländern zu erkennen, insgesamt ist auch gemäß diesem Index ein hohes 
Gleichheitsniveau zu verzeichnen.  
GGG: Der Global Gender Gap Index (GGG) wird vom ‚World Economic 
Forum‘ erhoben und dient ebenfalls zur weltweiten Messung von Genderun-
gleichheiten in folgenden Teilbereichen: 
- Ökonomische Teilhabe/Chancen (Verhältnis der Erwerbsquote Män-
ner/Frauen, Verhältnis Einkommen Männer/Frauen, Verhältnis von 
Führungspositionen Frauen/Männer, Verhältnis Fachkräfte Män-
ner/Frauen und Frauen in Führungspositionen),  
- Bildung (Verhältnis Alphabetisierungsrate Frauen/Männer, Verhältnis 
Primar-/Sekundar-/Tertiäre-Bildungs-Rate Männer/Frauen), 
- Gesundheit/Überlebenschancen (Verhältnis Männer/Frauen bei Ge-
burt, Verhältnis der Lebenserwartung Männer/Frauen) und 
- politische Teilhabe (Empowerment) (Verhältnis der Parlamentssitze 
Frauen/Männer, Verhältnis Männer/Frauen in Ministerien, Verhältnis 
von weiblichen Staatsoberhäuptern zu männlichen in den vergangenen 
50 Jahren) (vgl. World Economic Forum: 4).  
Wie auch im Falle des GDI können die GGG-Werte zwischen 0, d. h. max. 
Ungleichheit und 1, d. h. max. Gleichheit streuen. In Ungarn (GGG = 0,6759) 
ist gemäß dieser Messung die Genderungleichheit am stärksten ausgeprägt, 
während in Finnland (GGG = 0,8453) der höchste GGG-Wert vorzufinden 
ist. Folglich sind auch hier nur geringe Unterschiede zwischen den Ländern 
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festzustellen, insgesamt ist ein hohes Gleichheitsniveau zu verzeichnen, 
gleichwohl summa summarum geringere Werte als diejenigen des GDI er-
reicht werden. Auffallend ist jedoch, dass süd- und osteuropäische Länder 
(mit wenigen Ausnahmen, beispielsweise Bulgarien) geringere Werte auf-
weisen als west- und nordeuropäische Länder. 
GEI: In Anbetracht der Diskussion über die oben aufgeführten Indizes 
wird vom ‚European Institute for Gender Equality‘ der Gender Equality In-
dex (GEI) erhoben. 
Kritik üben Plantenga et al. (2009) an den zu groben Abstufungen bishe-
riger Gender-Indizes, da wesentliche Gender-Aspekte weltweit erhoben wer-
den, folglich Unterschiede europäischer Staaten unberücksichtigt bleiben 
würden. 
„Existing indices are […] not appropriate because they do not focus exclusively 
on gender (in)equality and have not been created to be used at the European lev-
el” (Plantenga et al. 2000: 19). 
Während sich beispielsweise die Messung der Genderungleichheit des GDI 
eher auf die menschliche Entwicklung konzentrieren würde, sei die Messung 
des GEM auf die Möglichkeiten von Frauen beschränkt (politische Teilhabe, 
ökonomische Teilhabe, Macht über ökonomische Ressourcen – Einkommen).  
Kurz: die Unterschiede zwischen europäischen Ländern werden aufgrund der 
zu groben Skalierungen missachtet. Demzufolge würde mittels dieses Inde-
xes das Ziel verfolgt, einen ‚EU Gender Equality Index‘ zu entwickeln, mit 
dem relevante europäische Genderaspekte konstatiert werden können. Eine 
Analyse anhand von Wohlstand und allgemeiner Ungleichheit sei für den 
europäischen Raum nicht ausreichend, um Genderaspekte aufzuzeigen. Ein 
adäquater Index sollte nicht nur ein Ranking zwischen den Mitgliedsstaaten 
beinhalten, sondern zusätzlich die (Un-)Gleichheit zu einem Zeitpunkt analy-
sieren, unter Berücksichtigung wie schnell/langsam ein Land eine ‚gender-
gleiche‘ Gesellschaft verkörpert (Berücksichtigung von Zeitpunkt und Zeit-
spanne).  
Mit diesem GEI-Index werden Benachteiligungen von Frauen anhand der 
folgenden sechs Bereiche ermittelt:  
- Work (Erwerbsquote und Arbeitsbedingungen, differenziert nach Ge-
schlecht), 
- Money (finanzielle Ressourcen/ökonomische Situation differenziert 
nach Geschlecht), 
- Knowledge (Bildungszugang, Segregation differenziert nach Ge-
schlecht), 
- Power (politische (Anzahl an Parlamentssitzen von Frauen) und öko-
nomische Macht (GesetzgeberInnen, Amtspersonen, ManagerInnen 
etc. operationalisiert über die internationale standardisierte Klassifizie-
rung der Berufe (ISCO)), 
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- Time (Verhältnis von Arbeitszeit, Erziehung/Betreuung und Freizeit), 
- Health (Gesundheitszustand und Zugang zu Krankenversorgungsein-
richtungen) (vgl. EIGE 2015: 12).  
Der Wertebereich dieses Indexes liegt zwischen 1 und 100, wobei 1 als abso-
lute Ungleichheit, 100 als eine absolute Gendergleichheit interpretiert werden 
kann.  
Die Ergebnisse des GEI 2015 zeigen, dass im Vergleich zu den anderen 
Indizes die Gender-ungleichheit deutlich ausgeprägter zu sein scheint, als 
bisher angenommen – das Niveau insgesamt ist drastisch niedriger.  
Süd-/ost-europäische Länder schneiden mit GEI-Werten kleiner als 40 am 
schlechtesten ab, mittel- und zentraleuropäische Länder erreichen mittlere 
GEI-Werte zwischen 40 und 60 und nordeuropäische Länder weisen die 
größte Gleichheit (GEI = 60+) auf. Insgesamt sind eindeutige Unterschiede 
zwischen den Ländern zu erkennen; in Rumänien ist aufgrund eines GEI-
Wertes von 33,7 ein deutliches Defizit der Gendergleichheit festzustellen, 
während in Schweden (74,2) das höchste Ausmaß der Gendergleichheit zu 
beobachten ist. Nachfolgend sind die einzelnen Werte klassifiziert dargestellt: 
Niedrig:  
< 40:  Rumänien, Slowakei, Portugal, Griechenland, Bulgarien, Kroatien 
Mittel: 
40 – 50:  Litauen, Italien, Ungarn, Polen, Tschechien, Zypern, Malta, Lett-
land, Estland 
50 – 60:  Österreich, Spanien, Luxemburg, Deutschland, Frankreich, Irland, 
Slowenien, Vereinigtes Königreich, Belgien  
Hoch:  
60+:  Niederlande, Dänemark, Finnland, Schweden 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass gemäß dem GEI große Differenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU hinsichtlich der Gleich-
heit/Ungleichheit zwischen Männern und Frauen vorhanden sind sowie eine 
Spaltung zwischen Süd-/Osteuropa und Nord-/Westeuropa (mit wenigen 
Ausnahmen) zu bestehen scheint.  
Anhand der Betrachtung der Indikatoren, die in den dargestellten Indizes 
enthalten sind, fällt eine überwiegend auf strukturellen Faktoren basierende 
Analyse auf. Weiterhin gilt es die europäische Ebene zu diskutieren, auf der 
mittels des GDI, des GII und des GGG nur geringfügige Unterschiede zwi-
schen den Ländern zu konstatieren sind. Der GEI erweist sich als einziger 
Index, europäische Differenzen drastisch darzulegen, jedoch ist hier ein 
Mangel an kulturellen Aspekten, die eine Erklärungsleistung für Genderun-
gleichheiten erbringen könnten, vorzufinden; auch eine Unterscheidung zwi-
schen ‚Fähigkeiten und Teilhabechancen‘ (deren Bedeutung wird im weiteren 
Verlauf durch Argumente von Sen hervorgehoben) ist nur unzureichend 
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berücksichtigt, wäre jedoch in Anbetracht der theoretischen Argumentation 
als Mehrwert zu erachten.  
Batalova/Cohen haben 2002 versucht, die innerhäusliche Arbeitsteilung 
(ein Index aus folgenden Tätigkeiten: Wäsche waschen, Lebensmittel einkau-
fen, Krankenpflege von Familienmitgliedern und Management bzw. Ent-
scheidung, was es zu Essen gibt) von Paarbeziehungen u. a. mittels des GEM 
als Makrofaktor zu erklären (ihr primäres Ziel ist jedoch, die These eines 
egalisierenden Einflusses von vorehelichen Kohabitationserfahrungen auf die 
innerhäusliche Arbeitsteilung zu überprüfen). Batalovas/Cohens zentrale 
Ergebnisse sind, dass erstens in allen 22 untersuchten Ländern (weltweite 
Erhebung) Frauen mehr Hausarbeiten ausführen als Männer. Zweitens sei die 
Arbeitsteilung von Paaren, die bereits vor der Ehe zusammengewohnt haben, 
deutlich egalitärer organisiert und drittens sei die innerhäusliche Arbeitstei-
lung umso egalitärer, je höher die nationale Kohabitationsrate sei (dieser 
Effekt ist jedoch nur für Länder vorzufinden, die ohnehin hohe Gender-
gleichheitswerte aufweisen) (vgl. Batalova/Cohen 2002: 743). Interessant ist, 
dass in keinem der untersuchten Länder egalitäre innerhäusliche Arbeitstei-
lungsmuster dominant sind. Selbst in Ländern, in denen hohe GEM-Werte 
festgestellt werden können, werden die Hausarbeiten eher traditionell aus-
geführt, gleichwohl egalitärere Werte als in Ländern mit ausgeprägter Gen-
derungleichheit beobachtet werden können.24 Sind derartige Ergebnisse auf 

















24  Der Index der innerhäuslichen Arbeitsteilung umfasst in dieser Studie einen Wertebereich 
von min. 1 (Frau erledigt Hausarbeiten allein) bis max. 5 (Mann erledigt Hausarbeiten al-
lein), d. h. ein Wert = 3 würde eine egalitäre Arbeitsteilung bedeuten. Dies wird in keinem 
Land erzielt, der maximale erreichte Wert der innerhäuslichen Arbeitsteilung beträgt 2,3 
(Norwegen und Schweden). 
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Tabelle 1: Indizes zur Messung von Genderungleichheiten – ein Vergleich 
der EU 28 
EU 28 GDI (2013) GII (2013) GGG (2014) GEI (2015) 
Österreich  0,935 0,056 0,7266 50,2 
Zypern 0,940 0,136 0,6741 44,9 
Malta 0,954 0,220 0,6707 46,8 
Griechenland 0,959 0,146 0,6784 38,3 
Luxemburg 0,961 0,154 0,7333 55,2 
Italien 0,962 0,067 0,6973 41,1 
Deutschland 0,962 0,046 0,7780 55,3 
Irland 0,965 0,115 0,7850 56,5 
Niederlande  0,968 0,057 0,7730 68,5 
Tschechien 0,969 0,087 0,6737 43,8 
Portugal 0,970 0,116 0,7243 37,9 
Rumänien 0,973 0,320 0,6936 33,7 
Belgien 0,977 0,068 0,7809 58,2 
Spanien 0,985 0,100 0,7325 53,6 
Kroatien 0,987 0,172 0,7075 39,8 
Frankreich 0,989 0,080 0,7588 55,7 
Dänemark 0,989 0,056 0,8025 70,9 
Vereinigtes Königreich 0,993 0,193 0,7383 58,0 
Bulgarien 0,994 0,207 0,7444 38,5 
Ungarn 0,998 0,247 0,6759 41,6 
Slowakei 1,000 0,164 0,6806 36,5 
Schweden 1,004 0,054 0,8165 74,2 
Finnland 1,006 0,075 0,8453 72,7 
Slowenien 1,006 0,021 0,7443 57,3 
Polen 1,010 0,139 0,7051 43,7 
Lettland 1,033 0,222 0,7691 46,9 
Litauen 1,036 0,116 0,7208 40,2 
Estland 1,042 0,154 0,7017 49,8 
Quellen: United Nations Development Programme 2015: o. S., World Eco-
nomic Forum 2014: o. S., EIGE 2015: o. S. 
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2.8. Kritik am Forschungsstand: Ein Plädoyer für einen 
mehrdimensionalen Machtansatz  
Viele Studien analysieren Teilaspekte von Genderungleichheiten, Macht in 
Paarbeziehungen und traditionellen Rollenbildern, doch bleiben die Perspek-
tiven meist auf die Mikro- oder Makroebene begrenzt, ohne ihre fundamenta-
le Wechselwirkung zu berücksichtigen. Einige Ausnahmen, die sich einer 
mehrdimensionalen Perspektive widmen, sind:  
- die theoretische Integration der Determinanten der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung in einem Mehrebenenmodell von Röhler et al. (2000), 
deren Ansatz noch einer empirisch quantitativen Überprüfung bedarf. 
- Lam et al. (2002)25, die die intraindividuelle Veränderung der inner-
häuslichen Arbeitsteilung amerikanischer Ehepaare im Zeitverlauf be-
trachten, doch ebenfalls kulturelle Kontextindikatoren außer Acht las-
sen und Macht auf einen ökonomischen Teilaspekt begrenzen (Im Un-
terschied zu Schulz/Blossfeld (2006) und Grunow et al. (2007), die ei-
ne Verfestigung traditionaler Arbeitsteilungsarrangements im Ehever-
lauf westdeutscher Paare feststellen, weisen die Ergebnisse von Lam 
et al. darauf hin, dass der Anteil der Ehefrau an der Hausarbeit im 
Zeitverlauf sinkt. Es stellt sich insofern die Frage, wie diese Diskre-
panz zwischen amerikanischen und deutschen Paaren zu Stande 
kommt, weshalb es von Bedeutung ist, kulturelle Kontextindikatoren 
in die Analysen einzubeziehen.). 
- die Studien von Bühlmann et al. (2010) und Gupta et al. (2010), die 
zumindest die Kontextabhängigkeit von Gendertheorien und ökono-
mischen Ressourcenansätzen erkannt haben. 
- Hook (2010), die Hausarbeitssegregation anhand von Mehrebenen-
modellen analysiert und herausfindet, dass die landesspezifischen 
Kontexteffekte einer langen Arbeitszeit und einer langen Elternzeit die 
Beteiligung von Männern an der Hausarbeit verringern. In Ländern26, 
in denen öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfügung 
stehen und auch Männern die Möglichkeit gegeben wird, die Eltern-
zeit wahrzunehmen, übernehmen Frauen weniger Hausarbeiten. Hook 
betont daher die Relevanz von nationalen Kontexteffekten (vgl. Hook 
2010: 1480).  
 
25  „This study examined how the division of household labor changed as a function of marital 
duration and whether within-couple variation in spouses’ relative power and availability 
were linked to within-couple variation in the division of labor” (Lam et al. 2002: 944). 
26  Es wird ein Vergleich von 18 Ländern mittels der Daten der „Multinational Time Use 
Study“ durchgeführt: Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland (differenziert 
nach Ost und West), England, Finnland, Frankreich, Italien, ehem. Jugoslawien, Kanada, 
Österreich, Polen, Schweden, Tschechien, Ungarn, USA 
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- die Mehrebenenanalyse von van der Lippe et al. (2011), die die Persis-
tenz der Genderungleichheiten in der Zeitverwendung von Männern 
und Frauen zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit nicht nur an-
hand von individuellen, sondern insbesondere anhand von ökonomi-
schen, politischen und kulturellen Rahmenbedingungen als Makroin-
dikatoren analysieren. Für den Ländervergleich von insgesamt 17 
Ländern27 wird auf die Daten des „Multinational Time Use Archivs“ 
zurückgegriffen. 
„[…] men and women in highly developed economies and in countries with 
high rates of child-care facilities do more paid work, although they spend less 
time on paid work after having children. With respect to the influence of cul-
ture, it appears that highly educated and married women in masculine cultures 
do less paid work, and that married women also do more housework, than 
their counterparts in more feminine cultures” (van der Lippe et al. 2011: 164). 
- die Mehrebenenanalyse von Kersten (2016) für Schweizer Kantone, 
die neben individuellen auch politische, kulturelle und wirtschaftliche 
Bestimmungsgründe als kantonale Kontextfaktoren in die Erklärung 
der innerhäuslichen Arbeitsteilung integriert. Obwohl Hausarbeit und 
Erwerbstätigkeit als reziprok erachtet werden, lässt sich Kerstens Er-
gebnissen zufolge die zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen nicht 
per se auf die innerhäusliche Arbeitsteilung übertragen, weil die Zu-
sammenhänge je nach kantonalen Kontexten variieren (vgl. Kersten 
2016: 84). 
- die Mehrebenenanalyse von Nitsche/Grunow (2016), die für deutsche 
Paare auf der ersten Ebene die Zeitabhängigkeit (Paneldaten) und auf 
der zweiten Ebene die Paare analysieren, jedoch keine makrosoziolo-
gischen Kontextindikatoren berücksichtigen und 
- die Strukturgleichungsmodelle von Carlson/Lynch (2017)28.  
Trotz der dargestellten Ausnahmen sind Studien, die Mehrebenenana-
lysen durchführen, in diesem Forschungsfeld eher selten. So kritis-
ieren Carlson/Lynch (2017) zu Recht, dass  
„All of these perspectives [relative resources, gender display, deviance neu-
tralization hypotheses and autonomy theory] help explain variations in spous-
es’ housework performance, but are limited by the use of cross-sectional data 
 
27  Belgien, Dänemark, Deutschland (gesamt sowie differenziert nach Ost und West), England, 
Frankreich, Italien, ehem. Jugoslawien, Kanada, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Tschechien, Ungarn, USA 
28  Carlson/Lynch (2017) überprüfen mittels Strukturgleichungsmodellen eine reziproke 
Kausalbeziehung zwischen Einkünften und Hausarbeiten – den Einfluss vom Einkommen 
auf die Hausarbeit und umgekehrt, den Einfluss von Hausarbeit auf das Einkommen. Da 
diese Analyse der Reziprozitätsannahme durchaus ein Forschungsdesiderat darstellt, ist die-
ser Ansatz als innovativ zu erachten. Sie finden heraus, „[…] that wives’ personal earnings 
and housework are reciprocally related; her earnings have a stronger effect on housework 
than vice versa. For husbands, time in routine housework affects earnings only” (Carl-
son/Lynch 2017: 199). 
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and single-direction, single-equation models (e.g., OLS regression) to exam-
ine the earnings-housework relationship. This is problematic given that an en-
tirely separate body of research suggests reverse causality — that time spent 
in housework has a negative effect on both men’s and women’s earnings” 
(Carlson/Lynch 2017: 201). 
Darüber hinaus wird eine Benennung der Machtkategorien als zunehmend 
obsolet erachtet. Die systematische Ausklammerung von Machtkonzepten 
aus der Familiensoziologie scheint ein Forschungsdesiderat zu sein, dass 
konjunkturellen Schwankungen erlegen ist: Bereits in den 70er Jahren wurde 
von Held festgestellt, dass  
„[…] in der neueren Literatur zur Problematik der ehelichen Macht immer wieder 
die gleiche Klage über das Ungenügen der Machtkonzepte auftaucht und immer 
wieder neue Maße, Konzepte und Typologien entwickelt, aber nur selten Versu-
che unternommen werden, die existierenden Daten über den Zusammenhang zwi-
schen Außensystem und Familien- bzw. Ehestruktur theoretisch zu integrieren“ 
(Held 1978: 80, Hervorhebungen im Original; die Verf.).  
Im Rahmen feministischer Bewegungen und spätestens nach Helds Heraus-
gabe seiner Soziologie der ehelichen Machtverhältnisse (1978) konnten theo-
retische Machtkonzepte einen Aufschwung erfahren, doch ist aktuell erneut 
eine, vermutlich auf Modernisierungseffekte zurückführende, Erosion zu 
verzeichnen. Um diesem Trend entgegenzuwirken ist „[…] an einem struktu-
rellen, d. h. an Schicht- oder Statustheorien orientierten Machtbegriff auch 
gerade für diesen Bereich“ festzuhalten (Held 1978: 80).     
Ausgehend von dieser Kritik werden für diese Dissertation folgende Ziele 
festgelegt:  
1. Die Sichtung des Forschungsstands relevanter Studien, die Ansatz-
punkte aus der bisherigen Nutzung der Macht innerhalb der Soziolo-
gie bieten, um diese einzelnen Ansätze miteinander verknüpfen zu 
können, d. h. letztlich die theoretische Erklärungsleistung innerhäusli-
cher Arbeitsteilung zu erhöhen;  
2. eine Typologie der Macht zu entwickeln; 
3. Macht als Mehrebenenkonstrukt mit einer Benennung einander ergän-
zender Machtkategorien zu verstehen, d. h. eine Mehrebenenanalyse 
durchzuführen, die u. a. Dimensionen ‚sozietaler Empowerment‘ 
(Makro-) und Machtkategorien in Paarbeziehungen (Mikro-) umfasst; 
4. die innerhäusliche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen im europäischen 
Kontext zu erklären 
(bezüglich des ersten und zweiten Forschungsziels s. Tabelle 8: Theoretischer 




Zur Herleitung einer Theorie der 
mehrdimensionalen Machtverhältnisse in 
Paarbeziehungen 
3. Ein Spannungsverhältnis zwischen mikro- und 
makrosoziologischen Theorien zur Erklärung 
innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements 
Erklärungsansätze der innerhäuslichen Arbeitsteilung in Paarbeziehungen 
können, wie bereits erläutert, nach mikrosoziologischer und makrosoziologi-
scher Perspektive unterschieden werden (vgl. Wimbauer 2012: 88). Zunächst 
werden akteurzentrierte mikrosoziologische Ansätze, weiterführend struktur-
zentrierte makrosoziologische Ansätze dargestellt. Im Anschluss werden 
diese Ansätze diskutiert sowie fortführend weiterentwickelt, d. h. zu Macht-
kategorien typologisiert. Ziel ist, aufbauend auf dem Forschungsstand eine 
möglichst umfassende Erklärung für Arbeitsteilungsarrangements in Paarbe-
ziehungen zu generieren. Bestehende theoretische Ansätze werden skizziert 
und in Form einer zusammenfassenden Analyse des Inhaltes zu Machtkate-
gorien gebündelt, woraus die im Rahmen dieser Dissertation entwickelte 
Typologie der Macht resultiert. 
3.1. Mikrosoziologische Argumentation 
3.1.1. Symmetrische (ökonomische) Theorien: Becker, Ott, 
Coverman, Blau  
Ökonomische Handlungstheorien gehen davon aus, dass eine Veränderung 
der Geschlechterrollen symmetrisch erfolgt, d. h. dass die zunehmende Be-
rufstätigkeit der Frau eine zunehmende Beteiligung der Männer an der Haus-
arbeit bewirkt (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 29). Die Arbeitsteilung würde 
gemäß dieser Annahme im Falle einer Erwerbstätigkeit beider PartnerInnen 
„partnerschaftlicher“, d. h. egalitärer organisiert werden (s. Abbildung 1). Ist 
nur die Frau erwerbstätig, würde sogar ein Rollentausch stattfinden, d. h. der 
Mann wäre allein für die Hausarbeit zuständig (Enttraditionalisierung). Im 
Gegensatz dazu würde die Arbeitsteilung traditionell erfolgen, sofern die 
Frau keiner Erwerbstätigkeit nachgehen würde, d. h. dass alle Hausarbeiten 
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von der Frau allein ausgeführt werden würden (vgl. Grunow et al. 2007: 
163). 
3.1.1.1. Die ökonomische Theorie der Familie (New Home Economics, 
Gary Becker)                                                                                                      
– ›Spezialisierung‹ als Motto der innerhäuslichen Arbeitsteilung – 
Im Gegensatz zur klassischen Ressourcentheorie, die von einer individuellen 
Nutzenmaximierung der Individuen eines Haushaltes ausgeht, betrachten die 
New Home Economics den Haushalt als Einheit der Nutzenmaximierung, d. 
h. alle Mitglieder eines Haushaltes versuchen gemeinsam eine Nutzenmaxi-
mierung des Haushaltes zu erzielen. Die Funktion eines Haushaltes wird mit 
der Funktion eines Unternehmens verglichen, wobei eine Nutzenmaxi-
mierung durch eine Optimierung der Zeitallokation der Mitglieder erreicht 
wird. Die „ökonomische Wohlfahrt [einer Person] hänge von ihrem über die 
Zeit verteilten Konsum von Objekten ihrer Wahl ab, die als Güter (commodi-
ties) bezeichnet werden“ (Becker 1982: 130). Commodities werden durch die 
Verarbeitung von Marktgütern (goods) im Haushalt produziert, wofür eine 
Investition von Zeitressourcen erforderlich ist, und dienen der Nutzen-
maximierung des gesamten Haushaltes.  
Grundlegende Idee ist, dass alle Familienmitglieder, die sich einen Wohn-
sitz teilen, durch die gemeinsame Nutzung haushaltsöffentlicher Güter Kos-
ten einsparen und dadurch ihren individuellen Wohlstand erhöhen (vgl. Gal-
ler/Ott 1990: 112). Einzelne Mitglieder des Haushaltes haben komparative 
Vorteile, die durch die Spezialisierung des Humankapitals erworben werden. 
Die neue ökonomische Theorie versucht folglich, Interaktionsprozesse zwi-
schen den Haushaltsmitgliedern, die sich auf Entscheidungen zwischen 
„Kindern, Heirat, Arbeitsteilung zwischen Hausarbeit und Investitionen in 
marktbezogene oder nicht-marktbezogene Fähigkeiten, Schutz von Mitglie-
dern vor Gefahren, Intergenerationstransfers zwischen den Mitgliedern und 
so weiter“ beziehen, ursächlich zu erklären (Becker 1982: 187). Als Begrün-
der der neuen Familien- und Haushaltsökonomik ist Gary S. Becker bekannt 
(vgl. Ott 1998: 63). Seine ökonomische Theorie der Familie besagt, dass bei 
einem gemeinschaftlichen Wohnsitz beide PartnerInnen den Nutzen ihres 
Haushalts gemeinsam maximieren, wobei die Aufgabenverteilung nach Fä-
higkeiten/Ressourcenkonstellationen, d. h. im Sinne einer Spezialisierung 
erfolgt.  
„Everyone with a greater comparative advantage in the market than his member’s 
would specialize completely in the market, and everyone with a greater compara-
tive advantage in the household would specialize completely there“ (Becker 
1981: 33).  
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Derjenige/diejenige mit höheren Humankapitalressourcen beruflicher Tätig-
keiten würde sich auf die Erwerbsarbeit (Marktarbeit) spezialisieren und 
derjenige/diejenige mit ausgeprägteren komparativen Vorteilen der Kinderbe-
treuung/Hausarbeit auf den Haushalt, um den Haushaltsnutzen insgesamt zu 
maximieren (vgl. Becker 1981: 33). Ergo: Je höher das erwerbsspezifische 
Humankapital, desto höher die Opportunitätskosten der Hausarbeitszeit – es 
gilt die Opportunitätskosten möglichst gering zu halten. Folglich ist die Spe-
zialisierung abhängig von der Ausprägung des Humankapitals respektive wer 
sich in welchem Aufgabenbereich spezialisiert, sei abhängig von den kompa-
rativen Vorteilen der PartnerInnen zu Ehebeginn. Im Zeitverlauf wird sich 
gemäß der Spezialisierungsargumentation die Arbeitsteilung zunehmend 
polarisieren. Die traditionelle Arbeitsteilung des Mannes als Familienernäh-
rer und der Frau als Hausfrau bzw. Mutter sei ein Resultat der unterschiedli-
chen Humankapitalinvestitionen. Während der Ausführung der Tätigkeiten 
steigt für die Frau das haushaltsspezifische Humankapital, für den Mann das 
erwerbsspezifische Humankapital, wodurch die traditionale Arbeitsteilung im 
Eheverlauf zunehmend verfestigt wird. Aufgrund von traditionellen Werten 
und Normen waren Frauen in der Vergangenheit eher im häuslichen Arbeits-
feld engagiert und Männer erwerbstätig (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 26). 
Dem Rational-Choice-Modell Beckers zufolge müsste sich jedoch die Rol-
lenverteilung umkehren, wenn Frauen über höhere Bildungs-, Erwerbs-, und 
Einkommensvorteile verfügen. Doch belegen aktuelle Ergebnisse nicht, dass 
eine Zunahme des Modells des Rollentauschs aus der Folge der Bildungsex-
pansion resultiert. Hingegen zeigt sich, dass Frauen in der Regel Männer mit 
gleichem (Bildungshomogamie) oder höherem Bildungsniveau bevorzugen 
und qualifizierte Frauen häufig alleinstehend bleiben, weil sie aufgrund nor-
mativer Erwartungsstrukturen nicht „nach unten heiraten“ (Schulz/Blossfeld 
2006: 26). Andererseits tendieren auch Männer dazu, Frauen mit ähnlichen 
Merkmalen, wie beispielsweise Intelligenz, Ausbildung und physischem 
Kapital, als Partnerin zu wählen (vgl. Becker 1982: 259).  
Bezugnehmend auf die Kinderbetreuung erwähnt Becker, dass die Ar-
beitsteilung zwar überwiegend auf eine Nutzenmaximierung durch Speziali-
sierung der PartnerInnen zwischen Markt- und Haushaltssektor zurückzufüh-
ren ist, jedoch auch biologische Unterschiede zwischen den Geschlechtern zu 
berücksichtigen sind.  
„Although the sharp sexual division of labor in all societies between the market 
and household sectors is partly due to the gains from specialized investments, it 
is also partly due to intrinsic differences between sexes. […] Women not only 
have a heavy biological commitment to the production and feeling of children, 
but they also are biologically committed to the care of children in other, more 
subtile ways. Moreover, women have been willing to spend much time and ener-
gy caring for their children because they want their heavy biological investment 
in production to be worthwhile“. In addition, a mother can more readily feed and 
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watch her older children while she produces additional children than while she 
engages in most other activities“ (Becker 1981: 37f.).   
Obwohl zunächst geschlechtsneutral argumentiert wird, dass eine Spezialisie-
rung je nach Humankapital auf die Erwerbstätigkeit oder die unbezahlte Re-
produktionsarbeit erfolgt, werden weiterführend auch biologische Vorausset-
zungen in Betracht gezogen, die zu einer größeren Beteiligung von Frauen an 
der Hausarbeit führen würden. 
Notburga Ott spricht auch von einem „Teufelskreis ökonomischer Ratio-
nalität“, wobei sie zugleich kritisiert, dass die Zirkularität29 zwischen ge-
schlechtsspezifischer innerhäuslicher Arbeitsteilung, gefolgt von einem Ein-
kommensnachteil für Frauen und dadurch bedingter erneuter Reproduktion 
geschlechtsspezifischer innerhäuslicher Arbeitsteilung von Becker nicht 
explizit dargestellt wird (Ott 1999: 173; siehe auch Ott 2001: 131).  
Nicht nur die biologische Argumentation, sondern auch die mangelnde 
Berücksichtigung kultureller Aspekte, Werte und Normen, wird häufig zum 
Anlass genommen, Beckers ökonomische Theorie der Familie zu kritisieren. 
Ott bemängelt folglich die unterschiedliche Entwicklung in verschiedenen 
Ländern als einen blinden Fleck in Beckers Theorie (vgl. Ott 2001: 133). 
Auch Bühlmann et al. (2010) kritisieren insofern zu Recht, dass  
„The micro-economic theory of family considers the division of labour within the 
couple as the result of a relatively mechanic calculation of optimal family utility, 
independent of values and meanings given subjectively to activity” (Bühlmann et 
al. 2010: 51). 
3.1.1.2. Die ökonomische Verhandlungstheorie (Notburga Ott) 
Ökonomische Verhandlungstheorien betrachten familiäre Entscheidungen als 
permanenten Verhandlungsprozess, in dem jede/r TeilnehmerIn seine indivi-
duellen Interessen durchzusetzen versucht (vgl. Galler/Ott 1990: 112). 
Grundprinzip ist das Prinzip der Rationalität: „[…] the allocation of scarce 
resources based on the principle of utility maximization“ (Ott 1992: 196). Die 
ökonomische Verhandlungstheorie nach Notburga Ott (1992) basiert auf den 
Grundannahmen der New Home Economics, jedoch wird eine spieltheoreti-
sche Erweiterung vorgenommen. Kritisiert werden die New Home Economics 
insofern, als jede Entscheidungsfindung nicht gesamtfamiliär, hingegen als 
individueller Aushandlungsprozess betrachtet werden solle, der nicht aus-
schließlich durch rationales Verhalten erklärt werden könne, vielmehr im 
Kontext affektiver Beziehungen zu betrachten sei; nicht nur materielle, son-
 
29 „Die geschlechtsspezifische innerfamiliäre Arbeitsteilung führt aufgrund unternehmeri-
schen Rentabilitätskalküls zu Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt – zu geringeren 
Löhnen und schlechteren Arbeitsbedingungen. Diese wiederum schreiben aufgrund familia-
ler Nutzenüberlegungen die geschlechtsspezifische innerfamiliale Arbeitsteilung fest“ (Ott 
1999: 172). 
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dern auch immaterielle Güter würden zur Nutzenmaximierung beitragen.30 
Die Familie könne nicht als fixe Einheit betrachtet werden, da sich die Zu-
sammensetzung der Mitglieder und ihre Beziehungen untereinander wandeln 
können. Folglich sei die Erwartung, dass über alle familiären Entscheidungen 
ein innerfamiliärer Konsens bestehe, nicht realitätsgetreu, Aushandlungspro-
zesse müssten viel eher individuell angesehen werden (vgl. Ott 1989: 97f.). 
Auch die dynamische Perspektive gelte es zu verfolgen, denn die neoklassi-
sche Theorie erfasse ein unzureichendes, statisches Bild: 
„[…] sie zeigt einen Circulus vitiosus auf, der sich ständig reproduziert, und kei-
ne Änderung erwarten läßt [sic!]. Weder die Entstehung dieser Situation noch ih-
re Veränderung kann mit diesen Ansätzen erklärt werden“ (Ott 1999: 174). 
Der neoklassische Ansatz wird von Ott erweitert, indem 1. der Begriff der 
Arbeit nicht nur auf die Erwerbs-, sondern auch auf die Hausarbeit bezogen 
wird, 2. eine dynamische Perspektive eingenommen wird und 3. die Verbind-
lichkeit familialer Vereinbarungen berücksichtigt wird. 
Ad 1. Arbeit wurde in der traditionellen Ökonomie auf Erwerbsarbeit be-
zogen, doch ist diese Perspektive unzulänglich, „[…] da es doch auch Frauen, 
die nicht am Arbeitsmarkt auftreten, an Arbeit nicht fehlt“ (Ott 1999: 169). 
Markt- und Hausarbeit unterscheiden sich in der Art der Transaktion. Die 
Austauschlogik der Marktarbeit ist ein „[…] direkter, bilateraler Austausch 
von Leistung und [meist monetärer] Gegenleistung“, die der Hausarbeit eine 
„[…] langfristige Austauschbeziehung, [ein] Austausch von vielen verschie-
denen Gütern“ (Ott 1999: 175). Wie bereits von Becker angenommen, wird 
der private Haushalt als eine „ökonomische Institution“31 angesehen, die 
durch eine langfristige Kooperation eine höhere Wohlfahrtsproduktion für 
alle Mitglieder erzielen soll, als dies durch Marktbeziehungen der Fall wäre, 
da durch die familiale Gemeinschaft des Haushalts Transaktionskosten ver-
ringert werden (vgl. Ott 1999: 176). Durch die langfristige Kooperation in 
 
30 „The model developed describes the allocation of scarce resources based on the principle of 
utility maximization. Certainly, there are factors in the family – in particular of an affective 
nature – which can hardly be explained by rationality, or only in less fruitful, tautological 
manner. However, this should be not lead us to deny rational behavior in the family as such. 
If affections do not crowd out all rational behavior, we should observe some systematical 
reactions which can be described by an economic model” (Ott 1992: 196). 
31  Die Vorstellung von der Familie respektive dem privaten Haushalt als „ökonomische 
Institution“ kann ausdifferenziert werden in Produktions-, Konsum- und Versicherungsge-
meinschaft: „Indem Familienmitglieder eine Produktionsgemeinschaft bilden, können dann 
auch bei der Produktion von Gütern mit hohen Transaktionskosten durch Spezialisierung 
der Haushaltsmitglieder komparative Produktionsvorteile genutzt werden. Darüber hinaus 
können von der Familie als Konsumgemeinschaft durch den gemeinsamen Konsum oder 
Gebrauch haushaltsöffentlicher Güter [z. B. Auto, Wohnung, Waschmaschine etc.] Effizi-
enzgewinne sowie einfache Größenvorteile (economies of scale) erzielt werden. Als Versi-
cherungsgemeinschaft bietet schließlich die Familie materielle wie immaterielle Absiche-
rung von Risikofällen wie Krankheit, Arbeitslosigkeit und im Alter“ (Ott 1999: 177, Her-
vorhebungen im Original; die Verf.). 
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der Haushaltsgemeinschaft ergeben sich ferner Vorteile für die Mitglieder in 
Form eines höheren Wohlfahrtsniveaus, das sie allein nicht erreichen würden. 
Insofern betont Ott ein individuelles Interesse an der gemeinsamen Haus-
haltsführung (vgl. Ott 1999: 177). Die Verteilung des Kooperationsgewinns 
zwischen den Haushaltsmitgliedern wird durch spieltheoretische Verhand-
lungsmodelle beschrieben. Spieltheoretische Verhandlungsmodelle  
„[…] gehen davon aus, daß [sic!] die Verteilung des Kooperationsgewinns das 
Ergebnis eines Verhandlungsprozesses ist, dessen Verlauf vom Interesse beider 
PartnerInnen an einer kooperativen Lösung abhängt. Da dieses Interesse je nach 
Attraktivität der Alternativen außerhalb der Familie unterschiedlich ist, bestim-
men diese die Verhandlungsstärke der PartnerInnen. Änderungen in den externen 
Alternativen haben dann Änderungen der Verhandlungsmacht in der Familie zur 
Folge und führen so zu einer veränderten innerfamilialen Wohlfahrtsverteilung“ 
(Ott 1999: 177).  
Dieses kooperative Spiel lässt sich graphisch darstellen (s. Abbildung 2): 
 
Abbildung 2: Nash-Lösung eines kooperativen Verhandlungsproblems 
Quelle: Ott 1999: 177. 
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Dm und Df sind die jeweiligen Nutzenniveaus, die von beiden PartnerInnen 
außerhalb des gemeinsamen Haushalts erreicht werden könnten; Uf* und Um* 
sind die Nutzenniveaus bei gemeinsamer Haushaltsführung. Die Nutzenkom-
bination (Uf*, Um*) verdeutlicht, dass beide PartnerInnen ihr externes indivi-
duelles Nutzenniveau durch die kooperative gemeinsame Haushaltsführung 
verbessern können. Sofern sich die Situation ergibt, dass beide PartnerInnen 
über vergleichbar externe Alternativen verfügen, wird nach der kooperativen 
Spieltheorie eine egalitäre Aufteilung des Kooperationsgewinns, d. h. mittle-
re Lösung zwischen A und B verfolgt, die nicht an den Rändern liegt (nicht 
Punkt A oder B) (vgl. Ott 1999: 177f.).  
„Dies folgt aus der Tatsache, daß [sic!] die Kooperation beider Partner zur zu-
sätzlichen Wohlfahrtsproduktion notwendig ist und damit beide in gewissen Um-
fang über das Drohpotential der Nichtkooperation verfügen. Welche Verhand-
lungsmacht sich [aus dem Drohpotential der Nicht-Kooperation] ergibt, hängt je-
doch von den externen Alternativen ab, da die Drohung mit Nichtkooperation 
umso glaubwürdiger ist, je höher das Nutzenniveau D' [das Nutzenniveau, das 
jeweils außerhalb der Familie erreicht werden kann] ist. Unter den Annahmen 
des Nash-Spiels ergibt sich eine innerfamiliale Verteilung, bei der das Produkt 
der individuellen Zugewinne maximiert wird. Das mit der besten externen Alter-
native verbundene Nutzenniveau D' hängt dabei von den jeweils individuell zur 
Verfügung stehenden Ressourcen und insbesondere von der individuellen Ein-
kommenserzielungskapazität ab“ (Ott 1999: 178). 
Folglich entsteht eine zirkuläre Entwicklung: „Damit wirken sich Entschei-
dungen zur innerfamilialen Arbeitsteilung auch auf die individuelle Ressour-
cenausstattung aus, was wiederum 
Rückwirkungen auf die Verteilungssituation in der Familie hat“ (Ott 
1999: 178). 
Ad 2. Innerfamiliale Arbeitsteilung als dynamischer Prozess: Im Unter-
schied zu Becker, der die Spezialisierung je nach komparativen Vorteilen der 
PartnerInnen auf Markt- oder Hausarbeit als maximalen Haushaltsnutzen 
erachtet, kritisiert Ott, dass Spezialisierung auch immer den Verzicht auf eine 
andere, nicht gewählte Form von Humankapital bedeutet (vgl. Ott 1999: 
178). Aus einer dynamischen Perspektive sei dies ineffizient, weil die Art des 
(haushalts- oder erwerbsspezifischen) Humankapitals eine unterschiedliche 
Bedeutung in unterschiedlichen Lebensphasen einnimmt. Beispielsweise 
resultiert im Falle einer Trennung eine unterschiedliche Bedeutung der Hu-
mankapitalarten. Während eine Spezialisierung auf die Marktarbeit das indi-
viduelle Einkommen steigert, das auch nach der Trennung erhalten bleibt, hat 
der Verzicht auf haushaltsspezifisches Humankapital nahezu keine Bedeu-
tung (vgl. Ott 1999: 179). Hieraus ergeben sich wiederum Rückwirkungen 
auf die Verteilung des Kooperationsgewinns in der Familie. Es besteht ein 
unterschiedlicher Anreiz, die Beziehung aufrecht zu erhalten.  
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„Für den auf Marktarbeit spezialisierten Partner verbessern sich im Laufe der 
Zeit die Alternativmöglichkeiten aufgrund der steigenden Einkommenskapazität, 
während sie sich für den auf Hausarbeit spezialisierten Partner verschlechtern. 
Entsprechend dem Gedanken kooperativer Verhandlungen, wonach der Zuge-
winn gegenüber den jeweiligen Alternativen "fair" geteilt wird, bedeutet dies bei 
erneuten Verhandlungen eine Umverteilung der internen Wohlfahrtsverteilung 
zugunsten des Partners mit den besseren Alternativen, da sich dessen Verhand-
lungsposition verbessert“ (Ott 1999: 180).  
Wenn nach dieser Umverteilung trotzdem noch eine individuelle Wohlfahrts-
steigerung für beide PartnerInnen aus dem gemeinsamen Haushalt möglich 
ist, ergeben sich keine Auswirkungen. Doch fällt der Wohlfahrtsgewinn ge-
ringer aus, ergibt sich die Situation des Gefangenendilemmas (vgl. Ott 1999: 
180). Es könnte sein, dass sich für den/die PartnerIn mit nunmehr schlechte-
ren externen Alternativen und folglich einer schlechteren Verhandlungsposi-
tion ein Wohlfahrtsniveau ergibt, das unterhalb der Ausgangssituation des 
Status Quo liegt (vgl. Ott 1999: 180). Rational handelnde Akteure würden 
sich auf diese Situation nicht einlassen, weshalb es ad 3. eines Vertrages 
bedarf, der ein aus dem Haushalt resultierendes, für beide PartnerInnen ma-
ximierendes Wohlstandsniveau regelt, auch wenn sich die Ver-
handlungsposition eines Partners/einer Partnerin verändert. Vornehmlich die 
Entscheidung für ein Kind ist ein derartiges Szenario (zur graphischen Visua-
lisierung der Fertilitätsentscheidung siehe Ott 2001: 134): Eine Realisierung 
des Kinderwunsches würde theoretisch angenommen, wenn daraus ein posi-
tiver Nettonutzen trotz der anfallenden Kosten resultieren würde. Meist ist für 
einen der beiden PartnerInnen diese Entscheidung mit einer Verringerung der 
Erwerbsarbeit verbunden, wodurch seine/ihre Verhandlungsposition ge-
schwächt wird. Im Falle von späteren Verhandlungen läuft diese Person Ge-
fahr, unter das Anfangsniveau abzusinken, weshalb aus dieser Perspektive die 
Realisierung des Kinderwunsches irrational ist. Folglich ist eine Lösung, die 
für beide eine Verbesserung darstellt, erforderlich, weshalb eine implizite 
vertragliche Vereinbarung abgeschlossen wird, die derartige Verteilungsver-
handlungen ausschließt. Insofern kann die traditionelle innerhäusliche Ar-
beitsteilung als ein impliziter Vertrag interpretiert werden, gemäß dem die 
Frau zwar eine Verschlechterung ihrer externen alternativen Möglichkeiten 
akzeptiert, ihr jedoch im Gegenzug ein konstanter Anteil der Wohlfahrtspro-
duktion lebenslänglich versprochen wird (vgl. Ott 1999: 181; Ott 2001: 
134f.). Problematisch ist, dass aufgrund der langfristigen Austauschsituation 
ein Anreiz zum Vertragsbruch des Partners/der Partnerin mit den höheren 
externen Alternativen gesetzt wird. Eine auf der affektuellen Beziehung be-
ruhende Verbindlichkeit des Vertrages wird von Ott angezweifelt, weil die 
emotionale Beziehung nicht im Sinne einer ökonomischen Tauschbeziehung, 
sondern als eigene Austauschbeziehung erachtet werden muss. Die Tauschlo-
gik emotionaler Beziehungen lässt in der Regel nur einen gegenseitigen Aus-
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tausch emotionaler Zuwendung zu, der nicht durch andere Leistungen kom-
pensiert werden kann. Ökonomische Abhängigkeiten innerhalb der Paarbe-
ziehung verletzen dieses Prinzip, wodurch die Paarbeziehung belastet werden 
kann (vgl. Ott 1999: 183). Um der Vertragsverletzung zu entgehen, wird ein 
strategisches Verhalten der Person, die zu überwiegenden Teilen die Hausar-
beiten übernimmt, erwartet, indem sie ihre Erwerbsarbeit nicht gänzlich auf-
gibt. Zugleich wird resultierend aus dem Verhandlungsprozess erwartet, dass 
sich auch der/die andere an der Hausarbeit beteiligt, um eine zu asymmetri-
sche Situation zu vermeiden. Insofern sei eine maximale Spezialisierung 
unter diesen Bedingungen nicht als Idealfall zu betrachten (vgl. Ott 1999: 
181). Ferner ergibt sich im Gegensatz zu Becker eine innerhäusliche Arbeits-
teilung, die aus rationalen Kalkülen beider PartnerInnen bestenfalls egalitär 
organisiert wird. Dass die Vorteile der Spezialisierung abnehmen, ist Ott 
zufolge auf die wirtschaftliche Entwicklung zurückzuführen:  
„Economic development has reduced the family gains in an essential way. First, 
market substitutes have been provided for many traditional household goods. Due 
to this trend and the increase in female wages, household production has become 
more and more inefficient and, in turn, gains from intrafamily specialization have 
decreased“ (Ott 1992: 197).  
So werden beispielsweise die Opportunitätskosten einer Spezialisierung auf 
haushaltsspezifisches Humankapital durch verbesserte Einkommenschancen 
erhöht, in ihrer Zubereitung aufwendige Mahlzeiten werden durch Fertigge-
richte ersetzt, die Eigenproduktion von Bekleidung ist aufgrund günstiger 
Preise von Bekleidung nicht mehr rentabel und durch technische Haushalts-
geräte wird die Verrichtung von Hausarbeiten zunehmend einfacher, weshalb 
keine spezifischen Kenntnisse mehr erforderlich sind (vgl. Ott 1999: 184). 
Folglich kann Hausarbeit in überwiegenden Teilen durch Marktarbeit substi-
tuiert werden. Im Falle der Spezialisierung resultiert hieraus die schlechtere 
Verhandlungsposition des/der auf Hausarbeit spezialisierten Part-
ners/Partnerin, weil durch eine Auflösung des Haushalts der/die auf Marktar-
beit spezialisierte PartnerIn die ehemals innerhäuslich verrichteten Tätigkei-
ten des anderen durch Marktsubstitute ersetzen kann (vgl. Ott 1999: 187). 
Der traditionelle intrafamiliale Vertrag kann heutzutage als asymmetrischer 
als in der Vergangenheit und damit als unrentabel angesehen werden (vgl. Ott 
1992: 198).  
„Generell läßt [sic!] sich also feststellen, daß [sic!] die wirtschaftliche Entwick-
lung zu einer Reduzierung der Gewinne aus gemeinsamer Haushaltsführung ge-
führt hat. Die formale Ehe bietet daher heutzutage nur geringe materielle Vortei-
le, woraus eine geringere Heiratsneigung resultiert, insbesondere da die nichtma-
teriellen, affektiven Aspekte des Zusammenlebens mittlerweile auch ohne forma-
le Eheschließung realisiert werden können. Die hohen Opportunitätskosten der 
Kindererziehung übersteigen deren Nutzen, was den Geburtenrückgang zumin-
dest zum Teil erklären kann“ (Ott 1999: 186f.).  
58 
Durch den wirtschaftlichen Wandel entsteht vermehrt die Situation des Ge-
fangenen-Dilemmas, weil beide PartnerInnen auch einzeln ein hohes Wohl-
fahrtsniveau erreichen, weshalb der Kooperationsgewinn gering ausfällt (vgl. 
Ott 1999: 188).  
„Bei fehlender Verbindlichkeit familialer Verträge resultiert dann unter solchen 
Bedingungen ein einseitig hohes Risiko für den [/die] auf Hausarbeit spezialisier-
te[n] Partner[In]. Sinkende Geburtenziffern und eine steigende Erwerbsbeteili-
gung von Frauen müssen dann als rationale Reaktion auf eben diese individuellen 
Risiken gesehen werden. Sofern aber asymmetrische Vereinbarungen in der Fa-
milie getroffen werden, führen tatsächliche und vermeintliche Vertragsbrüche zu 
vermehrt nichtkooperativem Verhalten, was sich letztendlich auch in steigenden 
Scheidungsziffern niederschlägt“ (Ott 1999: 188).  
Schlussfolgerung Otts ist der Bedarf einer Familienpolitik, die die Vereinba-
rung von Beruf und Familie für beide Geschlechter ermöglicht, um die indi-
viduelle Entscheidungsfreiheit zu erhöhen.  
Im Hinblick auf die Arbeitsteilung ist wesentlich, dass Hausarbeiten von 
Frauen und Männern als unangenehm/lästig empfunden werden, weshalb 
jede/r PartnerIn versucht, diese Tätigkeiten zu meiden. Die Arbeitsaufteilung 
erfolgt über machtbezogene Verhandlungen. Derjenige/diejenige, der/die 
über bessere Einkommenschancen verfügt, genießt einen Machtvorteil ge-
genüber ihrem Partner/seiner Partnerin und kann seine/ihre Interessen im 
Verhandlungsprozess durchsetzen (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 27).  
„Spezialisierung auf Markt- und Hausarbeit führt via Training-on-the-Job zur 
Akkumulation von unterschiedlichem Humankapital, das sowohl die späteren 
Produktionsmöglichkeiten des gemeinsamen Haushalts als auch die individuellen 
Einkommenserzielungskapazitäten bestimmt, die wiederum die Exit-Optionen 
und damit die interne Verhandlungsstärke beeinflussen. Dabei erhöht nur das 
marktförmige Humankapital die gemeinsamen, wie die individuellen Produkti-
onsmöglichkeiten gleichermaßen, während haushaltsspezifisches Humankapital 
überwiegend nur im ganz speziellen Haushaltskontext verwertet werden kann. 
Die Exit-Option des auf Hausarbeit spezialisierten Partners verschlechtert sich 
damit und damit die interne Verhandlungsstärke“ (Ott 2001: 133). 
Beispielsweise wird im Falle einer Asymmetrie der Einkommen aufgrund 
von Opportunitätskosten entschieden, dass der/die PartnerIn mit dem niedri-
geren Einkommen die Hausarbeiten übernimmt, während der/die andere die 
Erwerbstätigkeit reduziert oder unterbricht (vgl. Ott 1992: 185). Außerdem 
verfolgen alle Familienmitglieder das Interesse der Fortführung des Haushal-
tes, um ihr Wohlstandsniveau zu erhalten, sofern außerhalb der Familie keine 
größeren Anreize der Wohlstandsmaximierung bestehen, wodurch Machtun-
terschiede hingenommen werden, aber auch kooperatives Verhalten möglich 
wird (vgl. Galler/Ott 1990: 113). Im Falle einer Chancengleichheit des Ein-
kommens (Einkommenshomogamie) und der Erwerbstätigkeit würden die 
Hausarbeiten kooperativ von Frau und Mann zu gleichen Teilen ausgeführt 
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(s. u. Nash-Gleichgewicht). Zentral ist hierfür die spieltheoretische Annahme 
des Gefangenen-Dilemmas32, das auf familiäre Entscheidungen (im unten 
aufgeführten Beispiel auf die Fertilitätsentscheidung: die Wahrscheinlichkeit 
einer Realisierung des Kinderwunsches ist umso geringer, je höher die Op-
portunitätskosten) übertragen wird. Zur Erläuterung wird nachfolgend das 
Gefangenen-Dilemma anhand eines vereinfachten, idealtypischen Beispiels 
(ohne Berücksichtigung von staatlicher finanzieller Förderung, Betreuungs-
maßnahmen etc.) illustriert: Ein Paar möchte dem dringlichen Wunsch, ein 
erstes Kind zu bekommen, nachgehen. Fraglich ist jedoch, ob diese Entschei-
dung finanziell tragbar ist und wer die Kinderbetreuung übernehmen würde. 
Derzeit sind beide PartnerInnen Vollzeit berufstätig und erzielen jeweils ein 
Einkommen von 2000 Euro (Einkommenshomogamie). Wenn der Mann 
erwerbstätig bleibt, beträgt sein Einkommen weiterhin 2000 Euro und die 
Frau verdient nichts; wenn beide Teilzeit erwerbstätig sind verdient jede/r 
PartnerIn 1000 Euro; ist die Frau weiterhin vollzeiterwerbstätig und der 
Mann für die Kindererziehung zuständig, beträgt ihr Einkommen 2000 Euro, 
der Mann verdient nichts. 
 
Tabelle 2: Beispiel zum Kinderbetreuungs- und Einkommensdilemma 
 Betreuung Keine Betreuung 
Betreuung 1000, 1000 0, 2000 
Keine Betreuung 2000, 0 2000, 2000 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Rational wäre die Option, dass sich beide PartnerInnen gegen ein Kind ent-
scheiden, folglich keiner die Betreuung übernimmt, jedoch ist diese nicht 
stabil, da sich ein/e einzelne/r PartnerIn einen affektuellen Vorteil verschaf-
fen könnte, in dem er/sie die Beziehung beendet („Drohpotential der Nicht-
Kooperation“) und den Kinderwunsch mit einem anderen Partner/einer ande-
ren Partnerin erfüllt (Ott 1999: 178), um den mit der Fertilität verbundenen 
„Nutzen aus emotionaler Verbundenheit“ zu erreichen (Ott 2001: 38).  
Im Sinne des Nash-Gleichgewichtes ist die Handlungsalternative, dass 
beide PartnerInnen die Betreuung übernehmen und Teilzeit erwerbstätig 
werden, optimal, da kein/e PartnerIn einen finanziellen Machtvorteil genie-
ßen würde. Hieraus ergibt sich ein weiterer Unterschied zur ökonomischen 
Theorie der Familie nach Becker, weil im Sinne der Verhandlungstheorie 
durch die ressourcenbasierte Homogamie kooperatives, egalitäres Verhalten 
 
32  Die Wahrscheinlichkeit des Gefangenendilemmas steigt mit der Einkommenshomogamie 
und sinkt aufgrund von Opportunitätskosten mit zunehmender Asymmetrie der Einkommen 
(vgl. Ott 1992: 186). 
60 
ermöglicht wird (und durch die Bildungsexpansion sowie eine Zunahme der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen verstärkt werden müsste). Als Verfechter der 
Spezialisierung argumentiert Becker hingegen mit einer Polarisierung der 
Arbeitsteilung, die von der Ressourcenkonstellation beider PartnerInnen zum 
Paarbeziehungsbeginn abhängig ist („Frau > Mann“ würde gemäß Becker zu 
einem Rollentausch der innerhäuslichen Arbeitsteilung führen und „Mann > 
Frau“ zu einer traditionellen Hausarbeitsteilung).  
Würde im Gegensatz zum aufgeführten Beispiel der Mann einen Ein-
kommensvorteil gegenüber der Frau genießen und erfolgt die Geburt des 
ersten Kindes, wird ein impliziter Vertrag zwischen den PartnerInnen ge-
schlossen, der der Frau einen Wiedereinstieg in das Berufsleben ermöglichen 
soll, sobald eine Betreuung des Kindes (mit zunehmendem Alter) nicht mehr 
notwendig ist. Außerdem würde der Mann versprechen, ihre geschwächte 
Verhandlungssituation nicht auszunutzen und ihr „eine lebenslang fixierte 
Verteilung der Kooperationsgewinne“ garantieren (Ott 2001: 135). Problema-
tisch ist, dass sich der Wert des erwerbsspezifischen Humankapitals mit Dau-
er der Erwerbsunterbrechung verringert, wodurch eine Abnahme der Ver-
handlungsmacht der Partnerin resultiert. Die Partnerin unterbricht die Er-
werbstätigkeit im Vertrauen auf den impliziten Vertrag, doch erfährt der 
Partner einen Anreiz durch die Vertragsbrechung, da Leistung und Gegen-
leistung zeitlich verzögert sind und er hieraus einen individuellen Machtvor-
teil suggeriert. Folglich kann sie aufgrund ihrer geschwächten Verhand-
lungsmacht die Durchsetzung des Vertrages nicht mehr erzwingen – die tra-
ditionelle Arbeitsteilung verstärkt sich selbst (vgl. Ott 1989: 104f.; Ott 2001: 
135; Lois 2008: 57). 
Wäre das Einkommen der Frau höher als das des Mannes, wäre auch eine 
Erwerbsunterbrechung des Mannes denkbar, doch aufgrund der geschlechts-
spezifischen Lohnsätze sei diese Form der Arbeitsteilung in den meisten 
Paarbeziehungen ineffizient (vgl. Ott 1989: 105). 
Zusammenfassend erhöhen das Einkommen und die Erwerbstätigkeit die 
Verhandlungsmacht und führen dazu, dass der/die PartnerIn mit den niedrige-
ren Ressourcen die Hausarbeit übernimmt. Für die Erklärung innerfamiliärer 
Entscheidungen gilt es Ott (1992) zufolge vornehmlich die Opportunitätskos-
ten und das Gefangenendilemma zu berücksichtigen.  
3.1.1.3. Der Time-Availability-Ansatz (Shelley Coverman) 
Gemäß dem Time-Availability-Ansatz von Stafford et al. (1977) sowie Per-
rucci et al. (1978) wird die Aufteilung der Hausarbeit durch das Zeitkontin-
gent erklärt. Je nach Ausmaß und Zeitaufwand der Erwerbstätigkeit ist die 
verfügbare Zeit, die für Hausarbeiten investiert werden könnte, begrenzt. 
Der/die PartnerIn mit dem geringeren Zeitaufwand der Erwerbstätigkeit wür-
de überwiegend die Hausarbeiten übernehmen. Auffallend ist, dass an dieser 
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Stelle nur das Angebot an Hausarbeitszeit, jedoch nicht die Nachfrage an 
Hausarbeit Bestandteil der theoretischen Erklärung ist. Eine Erweiterung 
dieses Ansatzes, der Demand/Response-Capacity-Ansatz, erfolgte durch 
Coverman (1985), indem einerseits Faktoren, die das Ausmaß der Hausar-
beitszeit erhöhen (z. B. Anzahl der Kinder) und andererseits Faktoren, die 
Haushaltsmitglieder hindern, bestimmte Tätigkeiten zu übernehmen (z. B. 
Erwerbstätigkeit) berücksichtigt werden (vgl. Coverman 1985: 84; Künzler 
1999: 237). „Generally, wives’ employment status, number or presence of 
children and, less frequently, number of hours spent in market work are treat-
ed as indicators of time availability“ (Coverman 1985: 84). 
3.1.1.4. Die Theorie des sozialen Tauschs ( Peter M. Blau) 
„The theory conceptualizes social relations in terms of exchange processes. Mu-
tual bonds emerge in social interaction as persons who incur obligations recipro-
cate, but the imbalance resulting from unilateral benefits engenders superior sta-
tus“ (Blau 1989: 16). 
Der Theorie des sozialen Tauschs nach Peter M. Blau zufolge sollten ökono-
mische Theorien durch die Annahme ergänzt werden, dass soziale Aus-
tauschbeziehungen von einzelnen Personen oder Gruppen durch Macht, Au-
toritätskonstellationen, normative Kontrolle und kulturelle Legitimation be-
einflusst, vielmehr in einen Kontext von Makrostrukturen eingebettet sind 
(vgl. Münch 2002: 63). Im Unterschied zur rein ökonomischen Tauschtheorie 
wird vornehmlich auch sozialer Austausch thematisiert, wobei der soziale 
Austausch den Fokus von Blaus Austauschtheorie bildet. „Austauschprozesse 
beschränken sich nicht nur auf ökonomische Märkte – soziale Austauschpro-
zesse sind allgegenwärtig“ (Blau 2005: 127). Dem wirtschaftlichen und sozi-
alen Austausch gemein sind die Reziprozitätsannahme der Erwartung, für 
eine Leistung eine Gegenleistung zu erhalten und das Prinzip des abnehmen-
den Grenznutzens: beispielsweise würden zwei FreundInnen mit zunehmen-
der Dauer der Freundschaft immer weniger auf ein Fortbestehen ihrer Bezie-
hung drängen oder der Ratschlag eines/einer KollegIn sei solange von Nut-
zen, bis das Problem gelöst ist. Alle nach der Problemlösung folgenden Rat-
schläge sind nicht mehr von vergleichbar hohem Wert wie der erste Rat-
schlag (vgl. Blau 2005: 129). Interaktion wird als sozialer Austausch konzep-
tualisiert, dessen Grundlage ein Streben nach Belohnungen ist, die nur im 
Rahmen von Interaktionen erzielt werden können (vgl. Blau 2005: 125).  
Doch geht Blau keineswegs davon aus, dass jede soziale Handlung als so-
zialer Austausch zu verstehen ist, was er an einem Beispiel, dass ein Mann 
anderen Menschen Geld gibt, verdeutlicht (vgl. Blau 2005: 128f.): Die erste 
Möglichkeit ist, dass der Mann Geld gibt, weil er bedroht wird, d. h. ein Aus-
tausch des Geldes für sein Leben stattfindet. Zweitens könnte er das Geld aus 
altruistischen, wohltätigen Gründen spenden, um sein Gewissen zu beruhi-
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gen, das von ihm verlangt, anderen zu helfen ohne dafür Dankbarkeit zu 
erwarten, was als ein Austausch des Geldes gegen die interne Anerkennung 
seines Über-Ichs gedeutet werden kann. Drittens könnte das Geld aufgrund 
eines unkontrollierten Impulses sinnlos ausgegeben werden. Alle drei Varian-
ten werden von Blau nicht als sozialer Austausch erachtet, weil im ersten Fall 
anstatt eines sozialen Austauschs physischer Zwang ausgeübt wird; im zwei-
ten Fall würde Blau die Übereinstimmung mit verinnerlichten Normen vom 
sozialen Austausch ausschließen und im dritten Fall wird ein irrationaler 
Antrieb angenommen, der ebenfalls keinen sozialen Austausch darstellt. Eine 
vierte Möglichkeit ist, dass der Mann Obdachlosen Geld gibt, da er sich über 
den ihm hierfür entgegengebrachten Dank freut, wobei Blau hierin einen 
sozialen Austausch „Geld gegen Dankbarkeit“ sieht.  
„Das Konzept des Austauschs zielt auf freiwillige soziale Handlungen ab, die 
von belohnenden Reaktionen anderer abhängig sind und die eingestellt werden, 
wenn die erwartenden Reaktionen nicht eintreffen“ (Blau 2005: 128f.). 
Soziale Beziehungen werden als reziproke Austauschprozesse immaterieller 
und materieller Belohnungen analysiert, wobei statusbedingte Vorteile be-
rücksichtigt werden. In Paarbeziehungen erwartet beispielsweise Ego, sofern 
er eine Leistung für Alter erbringt, dass er dafür irgendwann (auch über grö-
ßeren Zeitraum hinweg) eine Gegenleistung erhält (vgl. Schulz/Blossfeld 
2006: 28). Es kann sich hierbei sowohl um einen Austausch rein immateriel-
ler als auch um einen Austausch materieller gegen immaterielle Güter han-
deln. Ferner wird dem sozialen Austausch eine Reziprozitätsannahme zu-
grunde gelegt. Dabei wird die Gegenleistung des sozialen Tausches nicht 
formal festgelegt, sondern basiert auf Vertrauen, weil der/die Begünstigte 
über den Gegenstand der Gegenleistung und den Zeitpunkt der Gegenleistung 
entscheidet (vgl. Blau 1964; 2008: 91ff.).33 Der zentrale Unterschied zum 
ökonomischen Austausch ist, dass die Verpflichtung nicht im Vorfeld von 
beiden TauschpartnerInnen festgelegt wird, sondern zwar eine grundsätzliche 
Erwartungshaltung über eine (vom Zeitpunkt des Tauschs entkoppelte) Ge-
genleistung besteht, die Ausgestaltung dieser Gegenleistung jedoch unspezi-
fiziert bleibt. Dies muss so sein, weil andernfalls eine präzise Festlegung der 
Verpflichtung die soziale Bedeutung des Tauschs zerstören würde und in 
einen ökonomischen Tausch umwandeln würde (vgl. Blau 2005: 129f.). Die 
Ehe wird insofern als ein stabiles Partnerschaftsverhältnis betrachtet, das die 
Erwartungssicherheit in Form von Vertrauen auf die Erfüllung des Tausches 
auch in unbestimmter Zeit erhöht. 
 
33 „Social exchange differs in important ways from strictly economic exchange. The basic and 
most crucial distinction is that social exchange entails unspecified obligations. […] Social 
exchange […] involves the principle that one person does another a favor, and while there 
is a general expectation of some future return, its exact nature is definitely not stipulated in 
advance“ (Blau 1964; 2008: 93, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
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Im Sinne des Rational-Choice-Paradigmas wird soziales Handeln als ein 
Streben nach Nutzenmaximierung und Belohnungen betrachtet, Kosten wer-
den so gering wie möglich gehalten. Individuen versprechen sich von sozia-
len Beziehungen Vorteile; die Beziehungen werden aufrechterhalten, sofern 
sie als lohnend empfunden werden (vgl. Blau 2005: 125). Innerhalb von 
Austauschprozessen entsteht nach Blau die „Differentation of power“ (Blau 
1964; 2008: 115). Machtunterschiede resultieren aus Abhängigkeitsverhält-
nissen, sofern ein Akteur von den Belohnungen eines anderen abhängig ist, d. 
h. nicht eine entsprechende Gegenleistung erbringen kann, die Belohnung 
nicht über eine andere Quelle beziehen kann, gewaltsam erzwingen kann oder 
nicht in der Lage ist, seine Bedürfnisse zu ändern (vgl. Blau 1964; 2008: 
119ff.). Die Machtausübung wird vom „Unterworfenen in Bezug auf soziale 
Normen der Fairness beurteilt“ (Blau 2005: 135). Wird die Ausübung der 
Macht als fair empfunden, erhält der machtausübende Akteur Anerkennung, 
woraus ein sekundärer Austauschprozess resultiert: Fairness der Machtaus-
übung gegen gesellschaftliche Anerkennung. Folglich kann sekundärer Aus-
tausch einerseits im Falle der Fairness zur Legitimation respektive weiterfüh-
rend zur Organisation der Machtausübung führen, andererseits auch dem 
Widerstand einer Opposition im Falle unfairer Machtausübung ausgesetzt 
sein (vgl. Blau 2005: 135). Blau nimmt außerdem an, dass soziales Handeln 
durch „Mediating Values in Complex Structures“ begrenzt ist, jedoch inner-
halb dieser Grenzen beliebig nach Belohnungen gestrebt wird, wofür Aus-
tauschprozesse erforderlich sind (Blau 1964; 2008: 253). 
Im Rahmen der innerhäuslichen Arbeitsteilung erhöhen strategische Res-
sourcen wie Einkommen und durch Erwerbstätigkeit erworbenes Humanka-
pital das Machtpotential, weil diese auch in andere Beziehungen transferiert 
werden können und folglich als Exitandrohung einer Beendigung der Bezie-
hung dienen, wodurch der/die schwächere PartnerIn dazu bewegt werden 
kann, die Hausarbeiten zu übernehmen. Demzufolge werden die gleichen 
Vorhersagen wie im ökonomischen Verhandlungsmodell prognostiziert (vgl. 
Schulz/Blossfeld 2006: 29).  
Obwohl Blau den Versuch unternimmt, die rein ökonomischen Annah-
men der Austauschtheorie durch eine Kontextualisierung von Makrostruktu-
ren34 zu erweitern, erfolgt eine Schwerpunktsetzung der Machtmittel auf 
ökonomische Ressourcen, weil diese auch in andere Beziehungen übertragen 
werden können. Die Abwesenheit der vier Alternativen („Gegenleistung“, 
„Belohnung über einen anderen Akteur beziehen“, „Zwang“ und „auf Be-
dürfnis verzichten“) definiert die Bedingungen der Macht (vgl. Blau 1964; 
 
34 „Requirements of Power: Indifference to what others offer, monopoly over what others 
need, law and order, materialistic and other relevant values 
Structural Implications: Exchange and distribution of resources, competition and exchange 
rates, organization and differentation, ideology formation“ (Blau 1964; 2008: 124, 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
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2008: 119). Kann ein/e AkteurIn im Sinne eines Austauschs auf die Beloh-
nung durch eine Gegenleistung reagieren, die vom anderen Tauschpart-
ner/von der anderen Tauschpartnerin benötigt wird, ist das Machtpotential 
beider TauschpartnerInnen auf einer Ebene anzusetzen. Beispielsweise könn-
te finanzielle Unterstützung gegen die Verrichtung der Hausarbeiten inner-
halb einer Paarbeziehung getauscht werden. Jedoch ist der Austausch von 
materiellen (z. B. erwerbsspezifisches Einkommen) und immateriellen (z. B. 
Hausarbeit) Gütern mit unterschiedlichen Positionen verbunden. „[…] häus-
liche-familiäre Macht [kann] nicht in öffentlich-gesellschaftliche Macht 
transformiert werden“ (Held 1978: 43). Während Frauen vornehmlich die 
Produktion von Gebrauchswerten (Hausarbeit) zugeschrieben wird, wird 
Männern die Produktion von Tauschwerten zugeschrieben. Doch existiert im 
Unterschied zu Tauschwerten kaum ein Markt für Gebrauchswerte (Ausnah-
me: außerhäusliche Hausarbeiten und Pflegesektor), sodass der Hausarbeit 
nahezu kein Tauschwert zukommt (vgl. Held 1978: 43). Die familiäre Aktivi-
tätspalette ist „[…] objektivierenden Bewertungsmaßstäben entzogen […] 
und außerdem privat und nicht öffentlich realisiert“ (Krüger/Levy 2000: 
391). Abhängigkeiten resultieren hieraus, wobei im Falle einer Trennung der 
Paarbeziehung eine Rückkehr in die Erwerbstätigkeit für den/die ehemals im 
Haushalt tätige/n PartnerIn nach langer Unterbrechung nur schwer möglich 
ist, während es für denjenigen/diejenige, der/die sich in der Erwerbsarbeit 
spezialisierte, einfacher ist, Hausarbeiten auszuführen.  
„Ihre vornehmliche Fixierung auf den familialen Binnenraum bringt die Frau ge-
genüber dem Mann strukturell in eine schwächere Bewältigungsposition, welches 
auch immer die konkreten Positionen und Ressourcen sein mögen“ (Krüger/Levy 
2000: 391).  
Folglich ist eine Fokussierung „[…] auf die Partizipation an unterschiedli-
chen Institutionen und den dort eingenommenen Positionen“ zu bedenken, 
weshalb das Machtkonzept im Rahmen einer allgemeinen Statustheorie ent-
wickelt werden muss (Krüger/Levy 2000: 382). Blaus grundlegende Annah-
me ist, dass soziale Beziehungen durch Tauschprozesse entstehen, in denen 
sich die TauschpartnerInnen Belohnungen aus der Beziehung erhoffen. Prob-
lematisch ist nach der Argumentation von Münch (auch Koppetsch sowie 
Simmel würden ähnlich argumentieren), dass die Institution des Schenkens 
nicht utilitaristischen Prinzipien unterworfen ist. Die Erwartung einer Gegen-
leistung beruht nicht auf dem Sinne eines Gabentauschs, sondern lediglich 
auf dem Sinne eines Partnerschaftstauschs (s. Argumentation von Koppetsch 
im Kapitel 6.1.). Blau bezeichnet hingegen beide Tauschformen als sozialen 
Tausch, dem die Rationalität zugrunde liegt. Auch die Voraussetzung der 
rationalen Wahl, die freie Wahl, trifft nur sehr begrenzt auf das Schenken zu 
(vgl. Münch 2002: 69).  
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„Hier scheint Blau ein unabsichtliches Opfer seiner Entscheidung geworden zu 
sein, soziale Vereinigung in erster Linie als Austausch von Belohnungen zu ana-
lysieren. Er verfehlt hier seine Absicht, über die ökonomischen Schranken von 
Homans‘ Austauschtheorie hinauszugehen“ (Münch 2002: 69).  
Darüber hinaus müssen wir uns noch expliziter als Blau „[…] der Tatsache 
bewusst sein, dass jeder einzelne soziale Austausch, der in einer Gesellschaft 
stattfindet, mit […] makro-strukturellen Kräften vermischt ist“ (Münch 2002: 
86). Diesen Aspekt befürwortet auch Blau durch seine Darlegung über den 
Schwerpunkt seiner Austauschtheorie auf face-to-face-Beziehungen, die 
durch eine Fokussierung auf komplexe Strukturen ergänzt werden sollte (vgl. 
Blau 2005: 136). 
Die ökonomische Theorie der Familie, die ökonomische Verhandlungs-
theorie, der Time-Availability-Ansatz und die Theorie des sozialen Aus-
tauschs gehen davon aus, dass  
„[…] eine Veränderung der Geschlechterrollen symmetrisch erfolgt, d. h. dass 
eine wachsende Beteiligung der Frauen an der Einkommenserzielung […] nicht 
nur einen Rückzug der (Ehe-)Frauen aus der Hausarbeit, sondern auch eine 
wachsende Beteiligung der (Ehe-)Männer an der Hausarbeit herbeiführt“ 
(Schulz/Blossfeld 2006: 29, Hervorhebungen im Original; die Verf.).  
Das (biologische) Geschlecht leistet diesen Ansätzen zufolge nahezu keine 
Erklärung für häusliche Arbeitsteilungen. Doch konträr zu diesen Annahmen 
zeigen Ergebnisse ausgewählter Analysen (Erickson (2005); Schulz/Blossfeld 
(2006); Grunow et al. (2007); Lott (2009); Lott (2012)), dass kulturell-
bedingten Geschlechterideologien, Werten und Normen eine zentrale Bedeu-
tung zur Erklärung von häuslicher Arbeitsteilung und Machtkonstellationen 
zukommt. Ferner ist anhand dieser Studien zu konstatieren, dass eine zuneh-
mende Berufstätigkeit der Frau sowie eine Angleichung des bildungsspezifi-
schen Qualifikationsniveaus der Geschlechter nicht zwangsläufig mit einer 
Enttraditionalisierung einhergehen, sondern die Frau trotz ihrer Erwerbstätig-
keit den Haushalt und die Kinderbetreuung übernimmt.  
Oppositär zu den ökonomischen Theorien erfassen soziologische asym-
metrische Gender-Theorien das (erlernte) Geschlecht als zentrale Komponen-
te. Im Sozialisationsprozess und in der Identitätsfindung werden Geschlech-
terrollen/-identitäten erworben, die maßgeblich für die innerfamiliäre Ar-
beitsteilung sind, wobei Frauen im Sinne des Interrollenkonflikts durch Beruf 
und Familie in doppelter Weise belastet sind (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 
29). Diese Erklärungsansätze prognostizieren im Gegensatz zur ökonomi-
schen Argumentation, dass traditionelle Rollenbilder auch aktuell von Bedeu-
tung sind und unter bestimmten Voraussetzungen, wie beispielsweise mit 




3.1.2.  Asymmetrische (Gender-)Theorien 
3.1.2.1.  Der Doing-Gender-Ansatz: Brines, Bielby/Bielby,        
Honeymoon-Effekt  
 
Ausgangspunkt der konstruktivistischen Gender-Ansätze ist, „[…] dass sie 
die Unterscheidung von Natur und Kultur respektive von Sex und Gender 
nicht ihrerseits fortschreiben, sondern als Bestandteil einer reflexiven sozia-
len Praxis begreifen [wechselseitige Konstruktion], die beides zugleich her-
vorbringt“ (Wetterer 2004: 122). Die Konstruktion des Geschlechts (Natur) 
selbst basiert nicht nur auf der biologischen Konstruktion, sondern ist auch 
eine Konsequenz der kulturell bestimmten, sozialisierten Übernahme des 
sozialen Geschlechts (Gender) im Sinne eines prozesshaften ‚Werdens‘: als 
Rolle der Frau und Rolle des Mannes.35  Diese Diskussion der Geschlechts-
konstruktion wurde insbesondere auch von Judith Butler (2009) angeführt 
und ist als Doing-Gender-Ansatz bekannt.36  Anthropologisch wird von But-
ler eine wechselseitige Konstruktion von biologischem und sozialem Ge-
schlecht angenommen. „Weiblich“ ist kein feststehender Begriff, sondern 
sozial konstruiert oder um es in Butlers Worten auszudrücken „verworren 
und unfixiert“.  
„Precisely because “female“ no longer appears to be a stable notion, its meaning 
is as troubled and unfixed as “woman,“ and because both terms gain their trou-
bled significations only as relational terms, this inquiry takes as its focus gender 
and the relational analysis it suggest. Further, it is no longer clear that feminist 
theory ought to try to settle the questions of primary identity in order to get on 
with the task of politics. Instead, we ought to ask, what political possibilities are 
the consequence of a radical critique of the categories of identity“ (Butler 1999: 
29).  
Statt eines Versuches, die Identitätsfrage durch feministische Theorien zu 
beantworten, gilt es nach Butler vielmehr zu diskutieren, welche (politischen) 
Möglichkeiten aus einer radikalen Kritik der geschlechtsspezifischen Identi-
tätskategorien resultieren. 
 
35 „Attempting to explain why biological sex remains the primary predictor of household 
labor allocation, gender theorists have suggested that husbands and wives perform family 
work in ways that facilitate culturally appropriate construction of gender“ (Erickson 2005: 
337). 
36 „Was ich als das »eigene« Gender bezeichne, erscheint manchmal als etwas, dessen Urhe-
ber ich bin oder das ich sogar besitze. Die Bedingungen, die das eigene Gender kreieren, 
liegen jedoch von Anfang an außerhalb meiner selbst, wurzeln außerhalb meiner selbst in 
einer Sozialität, die keinen einzelnen Urheber kennt (und die Idee der Urheberschaft selbst 
grundlegend in Frage stellt)“ (Butler 2009: 9). 
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Erstmals wurde die Begrifflichkeit „social construction of gender“ von 
Kessler/McKenna (1978) entwickelt, die neben der biologischen Perspektive 
des Geschlechts untersuchten, inwiefern Kinder die Regeln der Zweige-
schlechtlichkeit erlernen. Im Laufe der Sozialisation respektive Identitätsbil-
dung werden Geschlechterrollenbilder erworben und sind auf der Ver-
haltensebene in der innerfamiliären Arbeitsteilung ersichtlich (vgl. 
Schulz/Blossfeld 2006: 29). Es werden dauerhafte normative Erwartungs-
strukturen gebildet (Normen-orientierter Ansatz), die dazu führen, dass Män-
ner sich nicht an der Ausführung des Haushalts beteiligen und Frauen sich 
trotz ihrer Erwerbstätigkeit für die Hausarbeit verantwortlich fühlen. Ge-
schlechtsbezogene Rollenbilder sind fest in den gesellschaftlichen Erwartun-
gen verankert (vgl. Kelle 2011: 9). Geschlechtsidentitäten werden im Alltag 
ständig produziert und reproduziert, wobei die Ausführung der Hausarbeit 
oder ihre Verweigerung die Funktion der Produktion der Ge-
schlechtsidentität erfüllt. Die Typisierung der Aufgabenbereiche ist abhängig 
vom kulturellen Hintergrund. Nach traditionellem Rollenbild produzieren 
Frauen ihre Weiblichkeit mit Aufgaben, wie beispielsweise Kochen, Bügeln, 
Waschen; Männer hingegen versuchen ihre Männlichkeit durch die Ableh-
nung „weiblicher“ Tätigkeiten und die Ausführung „männlicher“ Aufgaben, 
wie z. B. Handwerken, zu demonstrieren (vgl. Kelle 2011: 9). Die Ergebnisse 
von Erickson (2005) zeigen, dass die soziale, kulturell-bedingte Gender-
Konstruktion eher die häusliche Arbeitsteilung bestimmt als das biologische 
Geschlecht (vgl. Erickson 2005: 337). 
Brines hat 1994 den Doing-Gender-Ansatz durch die Kompensationshy-
pothese ergänzt: Die zunehmende Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern in der Erwerbsarbeit bestärkt traditionelle Rollenbilder der innerfamiliä-
ren Arbeitsteilung (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 30). 
VertreterInnen der ökonomischen Austauschtheorie argumentieren, dass 
die ökonomische Abhängigkeit durch unbezahlte Hausarbeit kompensiert 
wird; VertreterInnen des Doing-Gender-Ansatzes behaupten, dass die Aus-
führung/nicht-Ausführung von Hausarbeiten ein Ausdruck von männli-
cher/weiblicher Identität ist (vgl. Brines 1994: 652). Brines verknüpft beide 
Perspektiven miteinander und kann belegen, dass je mehr der Mann ökono-
misch von seiner Frau abhängig ist, desto weniger Hausarbeit wird von ihm 
übernommen (Frauen hingegen agieren nach dem „dependency model“).37  
Während die Ausführung von Hausarbeiten zur Identitätskonstruktion von 
Weiblichkeit dient, dient die Erwerbstätigkeit des Mannes als Hauptverdiener 
zur Identitätskonstruktion von Männlichkeit. Solange die Frau finanziell vom 
 
37  „Wives respond in ways consistent with the dependency model [with rules of economic 
exchange: unpaid labor for a share of the husband’s income]. The same is not true for hus-
bands. Regardless of whether economic patterns of support between wife and husband are 
measured contemporaneously or over a period of years, dependent husbands do less house-
work the more they depend on their wives income” (Brines 1994: 682). 
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Mann abhängig ist, ist die Geschlechtsidentität nicht gefährdet, wodurch auch 
eine Beteiligung des Mannes an der Hausarbeit möglich ist. Kehrt sich jedoch 
das Abhängigkeitsverhältnis um, d. h. ist der Mann finanziell von seiner Frau 
abhängig, ist die Identitätskonstruktion von Männlichkeit und Weiblichkeit 
gefährdet. Diese Normverletzung führt zu einem verstärkt rollenkonformen, 
d. h. traditionellen Verhalten: Um die Erwartungsenttäuschung des Mannes 
zu kompensieren, müssen berufstätige Frauen erst recht häusliche Aufgaben 
ausführen, damit Männer sich subjektiv wieder „männlich fühlen“. Umge-
kehrt werden Männer aus Partnerschaften, in denen Männer die Rolle des 
Familienernährers und Frauen die Rolle der Hausfrau übernehmen, eher im 
Haushalt unterstützend agieren, weil ihr subjektives Männlichkeitsempfinden 
bereits durch ihre Berufstätigkeit ausgedrückt wird.  
Der Identitätsformationsansatz (Bielby/Bielby) 
Bielby/Bielby (1989) haben den Identitätsformationsansatz entwickelt und 
nehmen an, dass der Prozess der Rollenübernahme zur Entwicklung einer 
Rollenidentität führt, wobei die Identitätsfindung von Männern und Frauen 
Unterschiede im Hinblick auf Hausarbeit und Erwerbstätigkeit aufweist, 
ferner der Prozess der Identitätsformation nach Geschlecht variiert: 
„We find that for both men and women, engagement in work and family roles 
leads to identification with those roles. However, the process of identity for-
mation differs for men and women in ways that correspond to gender-based dif-
ferentiation in household and workplace activities“ (Bielby/Bielby 1989: 776).  
Gemäß den Annahmen dieses Ansatzes werden familiäre Rollenbilder wie 
auch Berufsrollen durch gesellschaftliche Werte und Normen bestimmt. Nach 
der These von Bielby/Bielby ist weder der „Scarcity-Ansatz“, nach dem 
Individuen entweder eine Arbeitsidentität oder eine Familienidentität entwi-
ckeln, noch der „Multiplicity-Ansatz“, nach dem Individuen multiple Rollen 
übernehmen und folglich fähig sind, diverse Identitäten zu entwickeln, die 
gleichermaßen einen Verpflichtungsgrad aufweisen können (eine starke Ver-
pflichtung gegenüber Familie und Beruf) geeignet zu erklären,  
„[…] how men and women distribute commitments to work and family roles. 
Behaviors in these realms [work and family] are shaped by a sex-based division 
of labor, and the values placed on those behaviors are prescribed by sex role 
norms. […] we expect that wives employed outside the home balance dual role 
identities by trading one off against the other. In contrast, for men, contemporary 
normative expectations for the “husband” and father roles still do not include ful-
ly shared responsibility and involvement in household and childcare activities. 
Furthermore, a husband’s role in the workplace is consistent with his family obli-
gations as “provider”“ (Bielby/Bielby 1989: 777).  
Frauen neigen aufgrund von Gendernormen dazu, sich stärker mit ihrer Fami-
lie zu identifizieren und Männer mit ihrer Erwerbsarbeit (vgl. Bielby/Bielby 
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1989: 785). Hausarbeiten seien Aufgabenbereiche von Frauen, deren Über-
nahme zur Konstruktion der Familienidentität der Frau beiträgt.  
„[…] we allow for a reciprocal relationship between work and family identity, 
and test empirically whether women and men differ in their properties to „trade 
off“ one form of identity against the other“ (Bielby/Bielby 1989: 778).  
Berufs- und Familienidentitäten sind für Frauen als konkurrierendes Wech-
selwirkungsverhältnis zu begreifen, dessen Balance es auszuloten gilt, wes-
halb meist eine Doppelbelastung zwischen Beruf und Familie resultiert. Eine 
verstärkte Berufsidentität würde aufgrund der normativen Erwartungen zu 
einem Interrollenkonflikt, insbesondere von Müttern, führen. Die Verdrän-
gung traditioneller Rollenbilder vollzieht sich nur sehr langsam, wodurch die 
häusliche Arbeitsteilung im Sinne „vergangener“ Erwartungsstrukturen fort-
geführt wird. So wird nach Bielby/Bielby (1989) Frauen heute noch die Er-
wartung der Ausführung ihrer Hausfrauen- und Mutterrolle zugeschrieben, 
selbst wenn sie über hohes Humankapital und Einkommensressourcen verfü-
gen (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 30). Dem Interrollenkonflikt zwischen be-
rufstätiger Karrierefrau, Hausfrau und Mutter wird eine zentrale Bedeutung 
beigemessen, denn die Familienidentität darf von der Frau nicht vernachläs-
sigt werden, wobei ihre Ausführung normativ über gesellschaftliche Werte 
„kontrolliert“ wird. Hingegen werden die Verpflichtungen der Geschlechter-
rolle des (Ehe-)Mannes mit seiner erwerbsspezifischen Ernährerrolle als 
erfüllt betrachtet. Das zentralste Ergebnis der quantitativen Überprüfung des 
Identitätsformationsansatzes mittels LISREL (Linear Structural Relations 
System) ist: 
„Married working women give precedence to family in balancing work and fami-
ly identities. In contrast, married men may have the discretion to build identifica-
tion with work and family roles without trading one off against the other“ (Biel-
by/Bielby 1989: 786).  
Ein Rollentausch ist diesem Ansatz zufolge das unwahrscheinlichste Ergeb-
nis eines sozialen Wandels (vgl. Schulz/Blossfeld 2006: 31). 
Der Honeymoon-Effekt 
Die „Honeymoon-Hypothese“ bzw. das „Trägheitsgesetz“ besagt, dass mit 
zunehmender Ehedauer die Arbeitsteilung im Haushalt traditionaler wird 
(vgl. Künzler 1994: 108; Schulz/Blossfeld 2006: 32; Langfeldt 2008: 84). Zu 
Beginn einer Paarbeziehung zeigen sich Männer noch als engagierte und 
unterstützende „Hausmänner“, doch im Laufe der Zeit veralltäglicht sich die 
Beziehung, indem gesellschaftliche Erwartungsmuster einer traditionalen 
Arbeitsteilung „schleichend“ übernommen werden (vgl. Schulz/Blossfeld 
2006: 32).  
Zusammenfassend ist zu konstatieren (s. Tabelle 3), dass symmetrische 
und asymmetrische Ansätze jeweils ausgehend von einer modernisierungs-
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theoretischen Perspektive argumentieren, die eine zunehmende Erwerbsbetei-
ligung von Frauen unterstellt. Der zentrale Unterschied der Paradigmen ist, 
dass einerseits VertreterInnen symmetrischer Ansätze eine Entwicklung zur 
egalitären Arbeitsteilung von Doppelkarrierepaaren als Möglichkeit zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, andererseits VertreterInnen asymmetri-
scher Ansätze eine innerhäusliche Traditionalisierung trotz der zunehmenden 
Erwerbstätigkeit von Frauen prognostizieren. Beide Paradigmen haben eine 
Akteurszentriertheit gemein: sie argumentieren als Handlungstheorien über-
wiegend auf der Mikroebene. Mit der Konzentration auf mikrosoziologische 
Erklärungen des familialen Binnensystems ist „[…] oft eine Abkehr von 
einer makrosoziologischen Familientheorie verbunden […], welche die fami-
liären Strukturen als abhängige begreift“ (Held 1978: 71). Weitgehend aus-
geblendet wird die (historische) Situations- respektive Kontextabhängigkeit, 
die für die Bestimmung von Handlungsmöglichkeiten von großer Bedeutung 
ist.  
„[…] resource theories or role theories mostly ascertain the asymmetry of occu-
pational assets and roles, often without testing their assumptions by empirically 
examining contextual or historical variations. How specific structures of the la-
bour market or welfare policies contribute to the postulated asymmetries and how 
transformations and variations of these structures moderate the degree and nature 
of the resource- and role hierarchies is rarely shown” (Bühlmann et al. 2010: 51). 
Soziale Handlungen von Individuen können nicht als isoliert erachtet werden, 
sondern sind in eine strukturelle Argumentation einzubetten. Darüber hinaus 
wird der Entstehungsprozess der Rollenbilder von HandlungstheoretikerIn-
nen weitgehend ausgeklammert, dessen Erklärung ebenso einer Berücksichti-
gung von Struktur sowie einer Kontextualisierung bedarf (s. „Cultural lag“ 
im Kapitel 7.). 
„[…] all of them are more or less clearly limited to a micro-social level (interper-
sonal interactions, exchanges or negotiations) as they focus on various mecha-
nisms of individual or interpersonal behavior. This behavior is seen as motivated 
by such factors as norm conformism, identity expression or interest, and – at least 
implicitly – as being acted out in a given context that sets different incentives for 
various behavioral alternatives. The context itself, i.e., the social-structural setup 
of the environment in which people and couples live, appears as a « given » out-
side the explanatory models, as these barely focus on the context’s structure and 










































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































3.1.2.2.  Der alltagspraktische Ansatz innerhäuslicher Arbeitsteilung nach 
Jean-Claude Kaufmann 
Jean-Claude Kaufmann widmet sich der innerhäuslichen Arbeitsteilung (im 
Spezifischen dem Umgang mit der schmutzigen Wäsche und dem Bügeln) 
aus einer qualitativen Perspektive, indem er verstehende, leitfadengestützte 
Paarbefragungen (das „verstehende Interview“ ist ein von ihm entwickeltes 
methodisches Verfahren) durchführte. Für ihn kommt dem Ideal der Gleich-
berechtigung eine wesentliche Bedeutung zu: 
„Die Macht der Veränderung, welche zur Neudefinition der Ehe treibt, ist die 
Idee der Gleichheit zwischen den Geschlechtern, welche fest im Prozeß [sic!] der 
gesellschaftlichen Demokratisierung verwurzelt ist. Sie befiehlt den Individuen 
zu handeln“ (Kaufmann 1994: 292).  
Kaufmann (1994; 1999a) begründet die Diskrepanz zwischen dem Gleich-
heitsideal und der traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung – für ihn die 
Diskrepanz zwischen Ideen und Gesten – mit der Alltagspraxis („den elemen-
tarsten Haushaltspraktiken”) und sieht die Gleichheit der Geschlechter als 
eine der größten Herausforderungen38 der aktuellen Epoche an. Zu Zeiten des 
bürgerlichen Familienmodells erfüllte die Frau ihre Rollen als Hausfrau so-
wie Mutter und erhielt für ihre häuslichen Fähigkeiten Anerkennung durch 
ihren Mann (vgl. Kaufmann 1994: 190). Doch heute kann sich dieses Kapital 
auch „[…] klammheimlich in ein defizitträchtiges Negativkapital verwan-
deln” (Kaufmann 1994: 190). Indem Frauen ihre Kompetenz im Haushalt 
und ihre hohen Ansprüche zum Ausdruck bringen, tappen sie in eine Falle, 
„[…] welche dazu treibt, sich im Widerspruch zu dem zu verhalten, was man 
eigentlich will [Gleichheitsideal]” (Kaufmann 1994: 190). Unterschiedliche 
Verhaltensweisen und Ansprüche führen dazu, dass der Besitzer/die Besitze-
rin des größeren „Negativkapitals“ dazu gebracht wird, mehr im Haushalt zu 
tun und der Besitzer/die Besitzerin des geringeren „Negativkapitals“ wird mit 
Nicht-Anerkennung der Mehranstrengung reagieren, weil er/sie nur nach dem 
Maßstab des eigenen Verhaltens urteilt (vgl. Kaufmann 1994: 191). Das 
Problem liegt gemäß Kaufmann in der Veränderung ehelicher Rollen, die 
einen kontinuierlichen Autonomiezuwachs erfahren. Früher waren eheliche 
 
38 „Die Gleichheit der Geschlechter ist eine der größten Herausforderungen unserer Epoche. 
Ein Ziel, welches allzuoft als Kampf zwischen Männern und Frauen dargestellt worden ist, 
welche freie Urheber ihrer Handlungen seien. Aber die Akteure sind nicht frei, und der 
größte Teil ihres Verhaltens wird ihnen von der Gesellschaft aufgezwungen. Der gesell-
schaftliche Zwang zieht seine Kraft aus dem Umstand, daß [sic!] er nicht von außen 
kommt, sondern in jedem von uns auf sehr persönliche und konkrete Weise verkörpert ist, 
in scheinbar harmlosen Verhaltens- und Handlungsweisen, welche uns zu dem machen, was 
wir sind. Die Analyse zeigt auf diese Weise, daß [sic!] das Zentrum des Widerstandes ge-
gen die Geschlechtergleichheit in der Familie liegt, zu Hause, bei den elementarsten Haus-
haltspraktiken. Und insbesondere bei denjenigen, die am meisten Frauensache sind: beim 
Umgang mit der Wäsche“ (Kaufmann 1994: 293). 
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Pflichten und Schulden gesellschaftlich festgelegt, während heute beide Part-
nerInnen autonom entscheiden können, welche Bemessungsregeln sie verfol-
gen möchten. Grundlage hierfür bieten Diskrepanzen des Verhaltenskapitals, 
das sich in Negativkapital für denjenigen verwandelt, der über einen Über-
schuss verfügt und umso negativer wird, je mehr er/sie davon besitzt (vgl. 
Kaufmann 1994: 191). 
Warum es wichtig ist, sich mit der Hausarbeit zu beschäftigen, obwohl 
uns die Hausarbeit auf den ersten Blick als das Trivialste überhaupt er-
scheint? Die zentrale These Jean-Claude Kaufmanns ist,  
„[…] daß [sic!] es vielleicht nichts Wichtigeres als diesen Haushaltskleinkram 
gibt, mit dem wir Tag für Tag beschäftigt sind. […] – Tag für Tag erschaffen sich 
Menschen mit diesen [alltäglichen Routinen] und tausend anderen Gesten aufs 
neue die Grundlage eines Systems von ungeheurer Komplexität, ein Ordnungs- 
und Klassifikationssystem, das jedem Ding seinen genauen Platz innerhalb einer 
größeren Ordnung zuweist, die, trotz ihrer scheinbar geringen Bedeutung, die 
Grundlage der Zivilisation bildet” (Kaufmann 1999a: 19). 
Auch Kaufmann sieht die Überwindung einer einseitigen Perspektive zwi-
schen Individuum oder Gesellschaft, ferner zwischen strukturtheoretischen 
Ansätzen oder theoretischen Ansätzen, die die Freiheit des Individuums be-
tonen, als eine der größten Herausforderungen für die Soziologie an – es gelte 
den Graben zu überwinden und eine wechselseitige Perspektive einzunehmen 
(vgl. Kaufmann 1999a: 59). 
3.1.2.3.  Eine Differenzierung nach Milieus: Was passiert, „wenn der Mann 
kein Ernährer mehr ist?“ (Koppetsch/Speck) 
Wie schon bei der Erläuterung des Display-Ansatzes von Brines (1994) zum 
Ausdruck gebracht wurde, ist die atypische Umkehrung des finanziellen 
Abhängigkeitsverhältnisses in Paarbeziehungen eine interessante For-
schungsthematik, um Aushandlungsprozesse der Geschlechterarrangements 
zu analysieren. Familienernährerinnen sind Frauen, die 60% des Gesamtein-
kommens beider PartnerInnen verdienen. Dies sind gemäß der SOEP-Daten 
(2007) 9% in Deutschland (vgl. Brehmer et al. 2010: o. S.); die Bilanz des 
Projekts „Familienernährerinnen“ (Kooperationsprojekt aus dem Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund) zeigt eine steigende Tendenz (vgl. BMFSFJ 2013: o. 
S.). Koppetsch/Speck (2015) beziehen ihre Studie auf Familienernährerinnen 
verschiedener Milieus, die einen prekär erwerbstätigen oder arbeitslosen 
Partner haben und untersuchen,  
„[…] was es für Weiblichkeit und Männlichkeit sowie für das Geschlechterar-
rangement in [heterosexuellen] Paarbeziehungen bedeutet, wenn der Mann kein 
Ernährer mehr ist – differenziert nach sozialen Milieus. Kommt es zu einer Krise 
in der Paargemeinschaft? Werden Geschlechterarrangements neu ausgehandelt, 
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und welche Rolle spielen dabei milieuspezifische Leitbilder sowie Muster der 
Lebensführung?“ (Koppetsch/Speck 2015: 15f.). 
Wie teilen sich heterosexuelle Paare in Deutschland (die Befragten stammen 
im Wesentlichen aus dem Rhein-Main-Gebiet und Berlin (vgl. Kop-
petsch/Speck 2015: 257)) die Arbeit auf, wenn der Mann nicht der Familie-
nernährer ist bzw. die Frau über ein höheres Einkommen verfügt, während ihr 
Partner Geringverdiener oder arbeitslos ist? Koppetsch/Speck (2015) führten 
eine qualitative Studie durch, die 29 leitfadengestützte Interviews mit Paaren 
(zunächst Einzel-, anschließend Paarinterviews) aus unterschiedlichen Mili-
eus (traditional, individualisiert oder familistisch) sowie Beobachtungspro-
tokolle der Interviewsituationen beinhaltet (vgl. Koppetsch/Speck 2015: 
257). In Anlehnung an die Grundsätze der objektiven Hermeneutik nach 
Oevermann basierte die Auswertung auf dem Prinzip der Fallrekonstruktion 
(vgl. Koppetsch/Speck 2015: 260). Diese folgt der Annahme, „[…] dass der 
Text des Gesagten mehr bedeutet als der Sprecher typischerweise subjektiv 
meint, und eignet sich insofern besonders gut zum Aufdecken latenter Zu-
sammenhänge“ (Koppetsch/Speck 2015: 260f.). Das individualisierte Milieu 
umfasst „[…] die gebildete Mittelschicht mit urbanem Lebensstil (Akade-
mikermilieu)“, die nach Gleichberechtigung und Selbstverwirklichung stre-
ben (Koppetsch/Speck 2015: 38). Die These könnte folglich lauten: Wenn 
der Mann arbeitslos wird, dann wird er sich aufgrund der Orientierung an der 
Gleichberechtigung um den Haushalt und die Kinder kümmern, solange die 
Frau ihrer Erwerbstätigkeit nachgeht. Konträr zu dieser Annahme zeigt sich 
jedoch anhand der zentralen Ergebnisse von Koppetsch/Speck (2015), dass 
ausgerechnet im individualisierten Milieu genau das Gegenteil eintritt: die 
traditionelle Arbeitsteilung verstärkt sich, indem die Frau nun durch die 
Haushaltstätigkeiten und die Erwerbstätigkeit doppelt belastet ist. Eine egali-
täre Arbeitsteilung erfolgt überraschender Weise am ehesten im familisti-
schen, wertkonservativen Milieu, während im individualisierten Milieu die 
Selbstverwirklichung des Mannes im Vordergrund steht. Obwohl im wert-
konservativen Milieu die traditionellen Rollenbilder am ehesten aufgelöst 
werden, stellen Koppetsch/Speck (2015) fest, dass auch in diesem Fall keine 
faktische Gleichberechtigung erreicht wird – Frauen und Männer könnten 
einfach nicht aus ihrer Rolle. Der Anstieg der Familienernährerinnen beruht 
einerseits auf der Bildungsexpansion einschließlich eines Anstiegs berufstäti-
ger Hochschulabsolventinnen und andererseits auf einem Wandel der Er-
werbsgesellschaft, der eine unfreiwillige Beschäftigung von Männern in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen hervorbringt. Ob diese Entwicklungen 
auch zu einem Wandel des Geschlechterverhältnisses in Familie und Paarbe-
ziehungen führen, betrachten die AutorInnen aufgrund ihrer Befunde skep-
tisch (vgl. Koppetsch/Speck 2015: 235). Hierfür spiele es auch keine Rolle, 
ob egalitäre oder traditionale Geschlechterrollenverständnisse von den Paaren 
vertreten werden (vgl. Koppetsch/Speck 2015: 236f.). 
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Das individualisierte Milieu folgt dem egalitären Partnerschaftskode (für 
eine Differenzierung der Partnerschaftskodes der Liebe und dem egalitären 
Partnerschaftskode s. Kapitel 6.1. Diese Thematik von Koppetsch wird im 
Anschluss an die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung nochmals aufge-
griffen und vertieft.) mit einem Schwerpunkt auf der Gleichheit der Ge-
schlechter und vertritt Werte wie Selbstverwirklichung und Autonomie (vgl. 
Koppetsch/Speck 2015: 37f.). Männer dieses Milieus inszenieren sich als 
„cool“ und gefühlslos – „Coolness“ dient als eine alternative Form von 
Männlichkeit (vgl. Koppetsch/Speck 2015: 68). Diese Gefühlslosigkeit be-
schreiben die Autorinnen mit der „männlichen Bindungsmacht“ im Sinne 
Eva Illouz (2011), dessen Ursache ein Ungleichgewicht auf dem Partner-
markt ist.  
„Je stärker die Frauen ökonomisch und hinsichtlich ihres Bildungsstatus aufho-
len, desto deutlicher wird, dass attraktive Männer, das heißt solche mit entspre-
chender »Ausstrahlung« und Bildung, nun aus einem größeren Pool interessierter 
Frauen auswählen können“ (Koppetsch/Speck 2015: 72).  
Nun müssten die Frauen stärker um die tendenziell weniger bindungswilligen 
Männer werben. Hieraus resümieren Koppetsch/Speck (2015): 
„Für Frauen entsteht damit insgesamt eine ungünstige Marktsituation bei der 
Partner[Innen]wahl, und genau das ist die Voraussetzung jener neuen Form 
männlicher Bindungsmacht, die sich in einer Verknappung emotionaler Zuwen-
dung ausdrückt. Vermutlich wird diese Strategie für Männer umso wichtiger, je 
weniger sie im Paargeschehen auf andere Machtressourcen zurückgreifen kön-
nen. Sie wirkt als stumme Drohung, die Beziehung im Konfliktfall auch beenden 
zu können. Und sie ist ein wesentlicher Grund dafür, dass männliche Hegemonie 
selbst in Beziehungen, in denen die Frauen die Rolle der Ernährerin einnehmen, 
bestehen bleibt. Die Konsequenz ist, dass der Gleichheitsanspruch im individua-
lisierten Milieu oft nicht durch ein partnerschaftliches Arrangement der Vertei-
lung von Aufgaben und Belastungen unter Bedingungen der Zeitknappheit einge-
löst, sondern durch Statuskonkurrenz zwischen den Geschlechtern unterlaufen 
wird“ (Koppetsch/Speck 2015: 72f.). 
Innerhalb des traditionalen Milieus (traditionales HandwerkerInnen- und 
ArbeiterInnenmilieu) besteht eine „hierarchische Sphärentrennung“ und ein 
„ritueller Patriarchalismus“ (Koppetsch/Speck 2015: 38). Die „Normalbio-
graphie“ (in folgender Reihenfolge: Schule-Ausbildung-Erwerbstätigkeit-
Hochzeit-Hausbau-Kinder) gilt als erstrebenswertes Modell dieses Milieus. 
Geschlechterrollen werden nicht hinterfragt, sondern sind eindeutig traditio-
nell festgelegt: Der Mann ist Familienernährer, die Frau für Familie und 
Haushalt verantwortlich. Dies gilt auch für Fälle, in denen die Frau vor der 
Geburt des ersten Kindes erwerbstätig war. Sofern sie nach der Geburt er-
werbstätig ist, ist meist eine Teilzeitbeschäftigung mit geringem Zuverdienst 
vorzufinden. In dem Moment, in dem er seine Erwerbstätigkeit verliert und 
sie Familienernährerin ist, besteht die Forderung, dass er im Haushalt unter-
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stützend agiert. Insofern konstatieren Koppetsch/Speck (2015) für dieses 
Milieu einen kleinen Machtgewinn für Frauen, wenn Männer einer prekären 
Erwerbssituation ausgesetzt sind. Frauen können beispielsweise fortan Kau-
fentscheidungen treffen und ihren Partner zu Haushaltstätigkeiten und Jobsu-
che auffordern. Ihre Familienernährerinnenposition wird jedoch nur unter der 
Bedingung akzeptiert, dass es sich hierbei um eine vorübergehende Phase 
handelt. Es wird von der Familie betont, dass der Mann nichts für seine Si-
tuation kann und sich diese auch bald ändern würde. Ein langfristiger Wandel 
der Geschlechterrollen ist folglich auch in diesem Milieu nicht zu erwarten.  
Das familistische Milieu (das Segment der mittleren Dienstleistungsbe-
rufsgruppen, Beamten und Sozialberufe: pädagogische Berufe, Pflege- und 
Gemeindeberufe) zeichnet sich durch Werte der Gemeinschaft und Solidarität 
aus (vgl. Koppetsch/Speck 2015: 38). Die Familie hat oberste Priorität, sie 
steht an erster Stelle und ist wichtiger als eine berufliche Karriere. Erwerbstä-
tigkeit ist lediglich ein pragmatisches Mittel, um den Lebensstandard der 
Familie zu sichern. Diesem Milieu gelingt es am ehesten die traditionellen 
Rollenbilder zu überwinden. Doch diese Überwindung ist keine Folge einer 
Orientierung an der Geschlechtergleichheitsnorm, sondern eine Folge der 
Vorstellung von Familie als komplementäre, arbeitsteilige Gemeinschaft 
(vgl. Koppetsch/Speck 2015: 136). Innerhalb dieses Milieus verfügen Frauen 
häufig über eine höhere Qualifikation als ihre Partner, wodurch eine atypi-
sche Arbeitsteilung akzeptiert werden kann. Paare dieses Milieus hätten nicht 
mit der im individualisierten Milieu dominanten Falle der Frauen zu kämp-
fen, weil sie sich keinen Partner suchen, der nach Selbstverwirklichung 
strebt. 
Obgleich die Studie von Koppetsch/Speck (2015) interessante Befunde 
anhand empirischer Fallbeispiele aufzeigen kann (wobei das Ergebnis, dass 
es ausgerechnet das individualisierte Milieu ist, dem am wenigsten Gleichbe-
rechtigung gelingt, nichts grundlegend Neues ist, weil bereits Hochschild 
(1997), Koppetsch/Burkart (1999) und Wimbauer (2012) von ähnlichen Be-
funden berichten), darüber hinaus sehr populär und medienwirksam wurde, 
sind dennoch ein paar wichtige Kritikpunkte nicht auszublenden. Die Haupt-
kritik von Motakef/Wimbauer (2015) bezieht sich auf die Milieuklassifizie-
rung: Die Milieus wurden ex ante definiert (sie basieren auf einer früheren 
Studie von Koppetsch/Burkart (1999)) und finden im Datenmaterial eine 
scheinbare Bestätigung, doch hätten sie aus dem Datenmaterial heraus kate-
gorisiert werden sollen. Durch diese Vorgehensweise blieben wichtige Ein-
sichten im Verborgenen. Kritisch zu hinterfragen ist außerdem, dass lediglich 
drei Milieus beschrieben werden und andere Milieus vollkommen unthemati-
siert bleiben. Auch die Homogenität der Milieus ist fragwürdig: Wenn Part-
nerInnen aus verschiedenen Milieus stammen – wie kann dann ihre Zusam-
menstellung, die doch so milieuhomogen erscheint, begründet werden? Wa-
rum schließen sich eine berufliche Selbstverwirklichung und eine Familien-
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orientierung überhaupt aus (vgl. Motakef/Wimbauer 2015: o. S.)? Der sym-
metrischen ökonomischen Theorietradition zufolge wäre eine egalitäre Er-
werbs- und Einkommenskonstellation der Paare die Ausgangsbedingung 
einer egalitären innerhäuslichen Arbeitsteilung. Diese Argumentation kann 
jedoch nicht von Koppetsch/Speck (2015) nachgezeichnet werden, weil kei-
nes ihrer befragten Paare diese Voraussetzung erfüllt, stattdessen atypische 
finanzielle Abhängigkeitsverhältnisse zwischen den PartnerInnen vorliegen. 
Motakef/Wimbauer (2015) erörtern weiterführend eine überraschend wider-
spruchsfreie Argumentation. Beispielsweise führen sie die von Kop-
petsch/Speck (2015) vertretene These auf, dass das Private einer Änderungs-
resistenz unterliege, hingegen sich die öffentliche Sphäre zunehmend an einer 
Gleichheit orientiere. Wimbauer konstatierte bereits (2003), dass es deutliche 
Anzeichen gäbe, die auf die Annahme „[…] einer wechselseitigen und kom-
plexen Verschränkung von Privatheit und Öffentlichkeit in ihren für das 
Normalfamilienmodell konstatierten Grenzziehungen“ hinweisen (Wimbauer 
2003: 264, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Ferner ist es nicht ver-
wunderlich, dass Motakef/Wimbauer (2015) dieses Argument in Bezug auf 
ihre Kritik an Koppetsch/Speck (2015) aufführen:  
„Aber sprechen die vielen von ihnen auch angesprochenen Studien zur vertikalen 
und horizontalen Segregation der Arbeitsmärkte und die weiterhin das Ernährer-
modell stützenden sozialpolitischen Regelungen wie das Betreuungsgeld nicht 
ebenfalls, vielleicht sogar noch stärker als im Privaten, für eine solche Ände-
rungsresistenz auch in der Erwerbssphäre und in der Familien- und Sozialpolitik? 
Ungleichheitssoziologisch ließe sich hinzufügen, dass mit dem Fokus auf das 
Private und das ‚Innengeschehen‘ der Paare die zahlreichen ungleichheitsrelevan-
ten gesellschaftlichen Strukturen aus dem Blick geraten sind. Hier wäre es 
fruchtbarer gewesen, auch die Wechselwirkungen ungleichheitskonstitutiver Me-
chanismen aus Erwerbssphäre, Sozialstaat und Familie herauszuarbeiten. Wenn 
also in den meisten Studien zu prekären Erwerbskonstellationen das Private ganz 
ausgeblendet wird, wird es hier überhöht“ (Motakef/Wimbauer 2015: o. S.). 
Es ist Anliegen dieser Dissertation eben diese Wechselwirkungen herauszu-
arbeiten. 
3.2. Zum dynamischen Wechselverhältnis von 
(gesamtgesellschaftlicher) Struktur und (individueller) 
Handlung – das Mikro-Makro-Problem im Allgemeinen 
Das Mikro-Makro-Problem wird soziologisch auch als das „[…] Verhältnis 
von Struktur und Handlung, von Individualismus und Kollektivismus, von 
Determinismus und Voluntarismus, von Strukturalismus und Subjektivismus 
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[…] diskutiert“ (Heidenreich 1998: 229). Es können drei idealtypische Posi-
tionen differenziert werden: Erstens kann der Handlung, zweitens der Struk-
tur oder drittens dem Wechselwirkungsverhältnis zwischen Handlung und 
Struktur Vorrang eingeräumt werden. Indessen ist zu berücksichtigen, dass 
„[…] a theoretically powerful sociological analysis must pay attention to both 
structural and micro-level issues“ (Blossfeld 1996: 181). Vornehmlich zwei 
Fragestellungen sind für das Mikro-Makro-Problem von Relevanz: Wie be-
einflussen strukturelle und institutionelle Bedingungen (Situationsrahmun-
gen) der Makroebene Werte und Einstellungen von Individuen (vgl. Heiden-
reich 1998: 231)? Und: Wie führt das individuelle Handeln zu einer neuen 
sozialen Ordnung? Weder gesellschaftlich voraussetzungslose Handlungen 
noch eine Unabhängigkeit der Gesellschaft von sozialen Handlungen können 
als zusammenhangslos gedacht werden, sondern sind als zwei reflexive, sich 
wechselseitig reproduzierende Ebenen zu betrachten (vgl. Heidenreich 1998: 
231).  
„Mit dem Einbezug von Einstellungen und Werten zu den strukturellen Bedin-
gungen hinzu soll eine einseitig strukturdeterminierte Betrachtung einerseits und 
eine voluntaristische auf Präferenzen beruhende Sichtweise andererseits vermie-
den werden“ (Baumgartner 2008: 15).  
Die Dynamik beruht auf der Reproduktion, dass einerseits individuelles Han-
deln durch die Institutionalisierung von Verhaltensregeln einer sozialen Ord-
nung geprägt ist, andererseits auf der Interpretationsfreiheit beruht, diese 
Regeln nicht als absolute Indoktrination, vielmehr als individuellen Hand-
lungsspielraum zu erachten. Wäre diese Reproduktion nicht gegeben, wäre 
deviantes Verhalten niemals möglich. „Struktur darf nicht mit Zwang gleich-
gesetzt werden: sie schränkt Handeln nicht nur ein, sondern ermöglicht es 
auch“; d. h. Akteure sind reflexionsfähig (Giddens 1992: 78). Giddens be-
greift im Rahmen seiner Theorie der Strukturierung den dynamischen Pro-
zess als „Dualität von Struktur“ – ein produktiver Lösungsansatz der Mikro-
Makro-Problematik (Giddens 1992: 77).  
„Konstitution von Handelnden und Strukturen betrifft nicht zwei unabhängig 
voneinander gegebene Mengen von Phänomenen – einen Dualismus –, sondern 
beide Momente stellen eine Dualität dar. Gemäß dem Begriff der Dualität von 
Struktur sind die Strukturmomente sozialer Systemen sowohl Medium wie Er-
gebnis der Praktiken, die sie rekursiv organisieren“ (Giddens 1992: 77). 
Wesentlich ist Giddens Differenzierung zwischen Struktur(en), System(en) 
und Strukturierung: Strukturen sind (latente) „Regeln oder Ressourcen“, 
Systeme basieren auf „reproduzierte(n) Beziehungen zwischen Akteuren oder 
Kollektiven, organisiert als soziale Praktiken“ und Strukturierung implemen-
tiert die prozesshafte Dynamik von Strukturen, die sich verändern können, d. 
h. „die Reproduktion sozialer Systeme bestimmen“ (Giddens 1992: 77). Ak-
teure verfügen über ein (teils mehr, teils weniger implizites) Wissen von 
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Strukturen, zugleich auch über ein Handlungsvermögen, das eine Restruktu-
rierung sozialer Systeme hervorrufen kann.  
Verbunden mit dem Mikro-Makro-Problem ist auch die Frage, wie indi-
viduelle Entscheidungen entstehen. Seit den 1980er Jahren ist eine „Explosi-
on“ der „Theorie der rationalen Entscheidung (engl. Rational Choice)“ fest-
zustellen, die insbesondere auf VertreterInnen wie James S. Coleman (1986) 
und Hartmut Esser (1990) zurückzuführen ist. Blossfeld kritisiert an diesen 
Theorien, dass der Rahmen („frame“) der Handlung zwar vorausgesetzt und 
als gegeben betrachtet, jedoch zu wenig reflektiert wird. Stattdessen würden 
Rational-Choice-Ansätze zu sehr danach streben, universale Theorien des 
Handelns zu generieren. Blossfeld schlägt vor, eine Präzision der Hypothesen 
mit geringerem Abstraktionsniveau vorzunehmen, eine stärkere Ausrichtung 
auf empirische Probleme zu fokussieren sowie die Entscheidungskontexte 
einschließlich des zeitlichen Wandels zu berücksichtigen. 
„Thus, rational choice protagonists’ endeavour to find universal theories comes at 
a high price: theorizing does not arise out of concrete empirical problems any 
more and the suggested more specific hypotheses often become more or less arbi-
trary. However, it is exactly these specific hypotheses that are of particular inter-
est in any empirical study. They help the researcher to understand the situation or 
to predict individuals’ concrete actions, and they are the ‘variables’ that typically 
have to be assessed through empirical research” (Blossfeld 1996: 185, Hervorhe-
bungen im Original; die Verf.).  
Jede ertragreiche soziologische Analyse muss sowohl Struktur als auch 
Handlung reflektieren, doch nicht in einem statischen, sondern – so seine 
zentrale Schlussfolgerung – in einem zeitbezogenen, historisch-dynamischen 
Sinne. Der Zeitfaktor sei die wesentliche Komponente zwischen Mikro- und 
Makroebene. Ein Makro-Mikro-Rahmen muss die spezifischen historischen 
Strukturen und Prozesse identifizieren, die den Wandel einer bestimmten 
Gesellschaft dominieren und er muss die kausalen Mechanismen spezifizie-
ren, die es ermöglichen, das Zusammentreffen von bewusst handelnden Indi-
viduen mit dem „flow of history“ als eine Reihe von Wahlprozessen zu ver-
folgen. Im Hinblick auf die empirische Analyse ist eine Errungenschaft, dass 
Längsschnittdaten durch entsprechende „neue“ Methoden analysiert werden 
können (Blossfeld führt diesbezüglich die „Event history analysis“ an, doch 
auch Mehrebenenmodelle für Paneldaten sind in diesem Zusammenhang zu 
erwähnen), um Kausalität in ihrer zeitlichen Abfolge zu modellieren.  
„Any macro-micro framework must recognize that time matters in this relation-
ship. It must identify the particular historical structures and processes which 
dominate the changes occurring in a given population and it has to specify the 
causal mechanisms that allow us to trace the encounters of intentionally acting 
individuals with the flow of history as a series of choice processes. An important 
advance in this respect has been that longitudinal data can be studied by new sta-
tistical methods in a stepwise time-related fashion” (Blossfeld 1996: 198). 
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Das Verständnis über ein dynamisches Wechselverhältnis von Mikro- und 
Makroebene ist ein relevanter Schritt einer mehrdimensionalen Konzeption 
von Machtverhältnissen, wie auch Krüger/Levy (2000) verdeutlichen. 
3.3. Zur integrativen Funktion von Familie und Geschlecht 
zwischen den Machtdimensionen – der Masterstatus 
nach Levy zur Lösung des Mikro-Makro-Problems 
Ein Ansatz, der eine biographisch-dynamische Perspektive einnimmt und die 
Teilhabe im Lebenslauf an unterschiedlichen Institutionen berücksichtigt, ist 
der von Krüger/Levy entwickelte Masterstatus. Dieser wird durch bestimmte 
biographische Ereignisse, beispielsweise die Geburt des ersten Kindes, aus-
gelöst und führt zu einer Präferenzzuweisung von Frauen auf den familialen 
Bereich (einschließlich sämtlicher damit verbundener Haushaltstätigkeiten) 
und von Männern auf das außerhäusliche Berufsleben. Die Dominanzord-
nung des Masterstatus schließt die Teilhabe an anderen sozialen Feldern nicht 
aus, doch werden die Präferenzen denen des Masterstatus-entsprechenden 
Bereiches untergeordnet. 
„Die Verbindung von Lebenslauf- und Familienforschung führt uns entsprechend 
zu der zentralen These, dass einerseits die Institutionenstrukturierung des Le-
benslaufs ohne Berücksichtigung der Familie nicht angemessen analysiert wer-
den kann, und andererseits die Reproduktion traditionaler Familienmuster nicht 
ohne die Vernetzung von Familie mit den übrigen Institutionen des Lebenslaufs 
zu erklären ist. Als latente Brückenfunktion zwischen Familie und den übrigen 
Institutionen des Lebenslaufs vermuten wir die soziale Strukturierung der Kate-
gorie Geschlecht. Um diese in ihrer „irgendwie“ immer wieder auferstehenden 
Wirkung auf Geschlechterordnungen erfassen zu können, greifen wir auf ein 
Konzept zurück, das Lebensläufe unter ihrem Teilhabe-Aspekt an sozialen Fel-
dern analysiert“ (Krüger/Levy 2000: 382). 
Der Begriff der Familie birgt die Forderung einer Verknüpfung zwischen 
Individuen und institutionenorientierten Lebensläufen: Innerhalb der Familie 
finden individuelle Aushandlungsprozesse statt, doch sind diese nicht isoliert 
von, sondern verknüpft mit außerfamilialen sozialstrukturellen Bedingungen 
zu verstehen39 – Familie ist der Ort, an dem die Erwartungen außerfamiliärer 
sozialer Felder sowie innerfamiliärer kombiniert werden. Es handelt sich um 
eine mikrosoziale Organisationsform, die auch meso- und makrosozial struk-
turiert ist (vgl. Krüger/Levy 2000: 391). Doch laufen mit Geschlecht und 
 
39 Siehe hierzu auch die Argumentation von Orloff (1993a): „The sexual division of labor in 
caretaking and domestic work within institutions other than the family must also be consid-
ered“ (Orloff 1993a: 313). 
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Familie verbundene strukturelle Handlungszwänge Gefahr, als individuelle 
Privatentscheidung (Verdeckungsphänomen) verschleiert zu werden, sodass 
eine dynamische Analyse einschließlich der Institutionalisierung ge-
schlechtsdifferenter Ordnungsprinzipien sowie subjektiver Interpretations-
möglichkeiten unumgänglich ist, um diese Strukturblindheit zu meiden (vgl. 
Krüger/Levy 2000: 389). Mittels der Relevanz der Verknüpfung zwischen 
Lebenslaufs- und Familiensoziologie wird fokussiert,  
„[…] dass einerseits die Institutionenstrukturierung des Lebenslaufs ohne Be-
rücksichtigung der Familie nicht angemessen analysiert werden kann, und ande-
rerseits die Reproduktion traditionaler Familienmuster nicht ohne die Vernetzung 
von Familie mit den übrigen Institutionen des Lebenslaufs zu erklären ist“ (Krü-
ger/Levy 2000: 382).  
Dem Geschlecht kommt hierbei eine Brückenfunktion zwischen Familie und 
außerfamiliären Institutionen zu (vgl. Krüger/Levy 2000: 382). Zum einen 
divergiert die Gewichtung der Teilhabe an verschiedenen sozialen Feldern 
nach Geschlecht (z. B. nach traditionalem Modell ein dominanter Famili-
enstatus der Frau bei parallelem dominanten Erwerbsstatus des Mannes)40, 
zum anderen dient Geschlecht als zur Strukturkategorie gewordener Ge-
schlechterordnung von Aktivitätsprofilen (z. B. institutionalisierte männlich 
und weiblich dominierte Berufsfelder) (vgl. Krüger/Levy 2000: 382f.). Der 
Masterstatus41 ist als theoretisches Konstrukt für die Verknüpfung von Mik-
ro- und Makroebene von Krüger/Levy (2000) entwickelt worden: So ist das 
Geschlecht als Masterstatus sowohl in der Gewichtung von Aktivitätsprofilen 
als Verfestigung geschlechtsspezifischer Territorialität (individuell), als auch 
in der Übernahme von geschlechtsdifferenten Zuständigkeitsregeln (struktu-
rell) zu suchen (vgl. Krüger/Levy 2000: 383). Die Rollenübernahme von 
Frauen und Männern erfolgt weitgehend nach dem Kriterium Geschlecht, 
sodass nur wenige Möglichkeiten für Aushandlungsprozesse wahrgenommen 
werden (vgl. Baumgartner/Fux 2004: 109). Während der Arbeitsmarkt als 
struktureller Rahmen des männlichen Masterstatus fungiert, gilt nach wie vor 
die Familie als struktureller Rahmen des weiblichen Masterstatus, obwohl die 
Teilnahme am Arbeitsmarkt von Müttern in westlichen Industrieländern im 
Lauf der letzten Jahrzehnte zugenommen hat (vgl. Krüger/Levy 2000: 392; 
Levy et al. 2002: 30; Baumgartner/Fux 2004: 110). Ferner ist gemäß der 
Gender-integrierten Lebenslauftheorie der Lebenslauf keineswegs ge-
 
40  „Für sie – nicht für ihn – verschiebt Familienpartizipation die Existenzgrundlage und wird 
zu einem per Eigenarbeit nicht abzusichernden Risiko der Lebensführung, während sie in 
der männlichen Biographie die Kontinuität der Partizipationsabfolge nicht tangiert“ (Krü-
ger/Levy 2000: 383). 
41 Masterstatus wird nach Levy et al. (2002) definiert als „[…] meaning the (socially deter-
mined) dominance of one status area over the others in an individual’s participation profile, 
and to apply this definition to the complementarity of sex-specific master-statuses of the 
partners in a couple“ (Levy et al. 2002: 30). 
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schlechtsneutral, sondern variiert zwischen den Geschlechtern: der weibliche 
ist (nach wie vor) mehr als der männliche Lebenslauf einer Komplexität der 
Institutionenstrukturierung ausgesetzt, die durch lebens-laufzyklische Unter-
brechungen der Erwerbstätigkeit (u. a. durch Geburten von Kindern) ver-
stärkt wird (vgl. Krüger/Levy 2000: 394) (auch wenn ein Entwicklungstrend 
zu verzeichnen ist, der die diskontinuierliche Erwerbsbeteiligung von Frauen 
durch eine kontinuierliche ablösen könnte (vgl. Leitner/Ostner 2000: 213f.)). 
Personen mit einer kontinuierlichen Berufsorientierung haben einen arbeits-
marktstrategischen Vorteil („Arbeitszeit-Hypothese“), wobei es sich in der 
Regel um erwerbstätige Männer handelt (vgl. Kreckel 1993: 53). Ein Zu-
sammenhang zwischen familialer Situation und Erwerbspensum ist für die 
Männer gering; im Gegensatz dazu ist die Familie für Frauen das Hauptmo-
tiv, Teilzeit oder nicht erwerbstätig zu sein (vgl. Baumgartner/Fux 2004: 
114f.). „[…] men’s employment careers are steady and tendencially ascend-
ing, women’s careers are broken and static or descending“ (Levy et al. 2002: 
31). 
„[…] der geschlechtsdifferente Masterstatus [überformt] das Ensemble der Sta-
tuspositionen im Lebenslauf […] und [bringt] insbesondere Verknüpfungen her-
vor […], die gesellschaftliche und individuelle Verhältnisse als geschlechtsspezi-
fische Hierarchisierung und partizipative Ungleichheit im Lebenslauf verfestigen. 
Die negativen Folgen betreffen, aufgrund der ungleichen Chancen in der Nutzung 
von Bildung und Beruf v.a. den weiblichen Lebenslauf und werden in einzelnen 
Phasen subjektiv besonders virulent“ (Krüger/Levy 2000: 387). 
Kritik üben Bühlmann et al. (2010) am Master Status Konzept insofern, als 
dass durch die biographische Betrachtung des Lebenslaufs zwar der Versuch 
angestrebt wird, den Wandel der Arbeitsteilung historisch zu erfassen, jedoch 
die Wertvorstellungen der involvierten AkteurInnen nicht erfasst würden, die 
für den historischen Wandel von zentraler Bedeutung sind. Darüber hinaus 
würden Kontextfaktoren, wie Arbeitsmarktbedingungen oder Wohlfahrts-
staatsleistungen, in der empirischen Überprüfung des theoretischen Modells 
nicht einbezogen (vgl. Bühlmann et al. 2010: 51). Bevor weiterführende 
Genderungleichheitsaspekte der makrosoziologischen Argumentation skiz-




































































































































































































































































































































































































































































































































































































   
   







   
   
   
   
   
   
   
   
   
   








   
   
   














   
   







































































































































































   
   
   

























   
   
   
   
   








































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































3.4. Makrosoziologische Argumentation:                             
Zum Verständnis von Gender-Ungleichheiten im 
sozialstrukturellen Kontext 
Nehmen wir an, es gäbe ein Paar XY; die Frau verfüge über einen höheren 
Bildungsabschluss als ihr Partner, bis zur Geburt des ersten Kindes auch über 
ein höheres Einkommen, beide teilen egalitäre Einstellungen und vollziehen 
eine partnerschaftliche Arbeitsteilung. Nach der Geburt des ersten Kindes 
würde das Paar gerne die egalitäre Arbeitsteilung weiterführen, doch gäbe es 
staatliche Regulierungen, die es Müttern bis zu einem Alter des Kindes von 
sieben Jahren erschweren würden, wieder erwerbstätig zu werden. So wäre 
die Auswahl an Handlungsmöglichkeiten, d. h. der Handlungsspielraum des 
Paares durch vorherrschende Normen drastisch eingeschränkt.  
Dieses Beispiel ist zwar hypothetisch, soll jedoch verdeutlichen, dass 
mikrosoziologische Argumentationen wissenschaftlich sehr wertvoll sind, 
aber ausschließlich eine Teilerklärung liefern können. Nicht nur die Fähigkei-
ten und Ressourcenkonstellationen einzelner Personen, sondern auch die 
Entscheidungsfreiheit, aus einer Anzahl an Möglichkeiten diejenige auszu-
wählen, die Person X als subjektiv beste Handlungsalternative erachtet 
(Handlungsspielraum), gilt es für soziologische Erklärungen zu berücksichti-
gen. Um Genderungleichheiten adäquater messen zu können, ist nicht nur die 
Handlungsalternative, die eine Person letztlich wählt, auch die Handlungsal-
ternative, die sie gerne wählen würde, ist mitzudenken. 
Ferner gilt es, den makrosoziologischen Handlungsrahmen (respektive die 
„“harten“ sozialen Bedingungen“) zu berücksichtigen, der sich unter dem 
Deckmantel ‚sozialer Ungleichheiten‘ formiert (Kreckel 1993: 57).  
Soziale Ungleichheit ist dort gegeben,  
„[…] wo die Möglichkeit des Zugangs zu allgemein verfügbaren und erstrebens-
werten sozialen Gütern und/oder zu sozialen Positionen, die mit ungleichen 
Macht- und/oder Interaktionsmöglichkeiten ausgestattet sind, dauerhafte Ein-
schränkungen erfahren und dadurch die Lebenschancen der betroffenen Individu-
en, Gruppen oder Gesellschaften beeinträchtigt bzw. begünstigt werden“ (Kre-
ckel 2004: 17).  
Soziale Ungleichheiten begrenzen den Handlungsrahmen – in der Definition 
von Kreckel als Möglichkeit des Zugangs, weiterführend als Einschränkung 
der Lebenschancen bezeichnet – zu sozialen Gütern und/oder sozialen Positi-
onen. An dieser Stelle wird deutlich, dass Kreckels Definition aus makroso-
ziologischer Perspektive erfolgt, weil die Handlungsmöglichkeiten von Akt-
euren „einer strukturellen Argumentation untergeordnet werden“ (Kreckel 
1993: 57). Doch schließt Kreckel die Erklärungsleistung sozialpsychologi-
scher und sozialtheoretischer Argumente nicht grundsätzlich aus, jedoch 
ordnet er sie strukturellen Bedingungen unter, worin für ihn die Begründung 
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liegt, sie außer Acht zu lassen (vgl. Kreckel 1993: 57). Die geschlechtsspezi-
fische Trennung zwischen Reproduktions- und Produktionssphäre sieht Kre-
ckel (im Durkheimschen Sinne) als historische Strukturtatsache und Folge 
des modernen Kapitalismus (vgl. Kreckel 1993: 57). „Das Alltagsleben der 
Menschen spielt sich in der Polarität zwischen privater Haushaltsführung und 
kapitalistisch oder bürokratisch organisierter Erwerbstätigkeit ab“ (Kreckel 
1993: 57). In Folge von Modernisierungsprozessen, einer Angleichung von 
Bildungschancen zwischen den Geschlechtern und einer, durch die Tertiari-
sierung hervorgebrachten, zunehmenden Integration von Frauen in die Er-
werbstätigkeit (trotz Arbeitsmarksegregation) entsteht eine „doppelte Verge-
sellschaftung“. Das Konzept der „doppelten Vergesellschaftung“ wird zu 
Recht von Kreckel durch seine Kritik an Regina Becker-Schmidt (1987) – die 
„doppelte Vergesellschaftung“ von Arbeitskraft zwischen Familien- und 
Berufsorientierung nicht nur auf den weiblichen Teil der Bevölkerung zu 
beziehen, sondern auf alle Gesellschaftsmitglieder – modifiziert (vgl. Kreckel 
1993: 58). „Die “doppelte Vergesellschaftung“ gilt in der bürokratisch-
kapitalistischen Gesellschaft für beide Geschlechter“ (Kreckel 1993: 58, 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). Dennoch ist zu erwarten, dass ins-
besondere Frauen von den Folgen der „doppelten Vergesellschaftung“ betrof-
fen sind,  
„[…] weil man […] davon ausgehen muß [sic!], daß [sic!“] das strukturell be-
dingte Machtgefälle zwischen Produktions- und Reproduktionssphäre solange 
fortbesteht, wie marktwirtschaftliche Verhältnisse herrschen“ (Kreckel 1993: 61). 
Die explizite Betonung eines unabdingbaren Wechselwirkungsverhältnisses 
von Makro- und Mikrokosmos wird im Gegensatz zu Kreckel nachfolgend 
durch die Argumentation von Sen hervorgehoben. Sens Capability Approach 
stellt die Rahmentheorie der vorliegenden Arbeit dar. Zuvor steht noch eine 
Begriffsklärung von Gender-Ungleichheiten aus: Gender-Ungleichheiten sind 
als eine spezifische Form sozialer Ungleichheiten zu verstehen, die beinhal-
ten, wie die Zugangsmöglichkeiten zu verschiedenen Bereichen (Bildung, 
Arbeitsmarkt etc.) zwischen den Geschlechtern variieren (vgl. Plantenga et 
al. 2009: 22; Arpino et al. 2015: 2). Ferner können Genderungleichheiten als 
ein Mangel an Verwirklichungschancen verstanden werden. Zu betonen ist 
das Kreckel-Argument eines übergeordneten Bezugsrahmens:  
„Wenn man also davon ausgehen muss, dass lokale, regionale, nationale und in-
ternationale Ungleichheitsverhältnisse einerseits eng miteinander verbunden, an-
dererseits durch politische Grenzziehungen voneinander getrennt sind, so bedeu-
tet dies, dass ihre sozialwissenschaftliche Erforschung unter einem „gemeinsa-
men begrifflichen Dach“ stattfinden muss, also: innerhalb eines übergreifenden 
konzeptionellen Bezugsrahmens“ – für Kreckel das Dach der globalen Ungleich-
heit (Kreckel 2006: 5, Hervorhebungen im Original; die Verf.).  
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In der vorliegenden Dissertation wird keineswegs der Versuch angestrebt, 
eine „globale Welttheorie“ zu entwerfen, doch zumindest wird ein überge-
ordneter theoretischer Bezugsrahmen im europäischen Kontext entwickelt, 
ohne kulturspezifische Detailinformationen zu vernachlässigen. Auch Kre-
ckels Forderung zur Verpflichtung der Soziologie sozialer Ungleichheit „[…] 
ihre Forschungen als Mehrebenen-Analysen anzulegen, die nicht an nationa-
len (und auch nicht an Schengener) Grenzen halt machen“ wird nachgegan-
gen (Kreckel 2006: 32). Dies zeigt sich in einem nationenübergreifenden 
theoretischen Rahmen, wobei die Detailinformationen durch die Analyseein-
heiten von NUTS1-Regionen abgebildet werden. Es gilt, und hier argumen-
tiert Kreckel überzeugend, den „methodologischen Nationalismus42“ bzw. 
das „nationalstaatliche Containermodell“ zu überwinden. Auch „Amartya 
Sen [weist] die für die neuere Ungleichheitsforschung sehr einflussreiche 
Gerechtigkeitstheorie von John Rawls in ihre Schranken, indem er ihr „natio-




42 „Lange Zeit unterstellte die Gesellschaftstheorie als ihre Untersuchungseinheit den Natio-
nalstaat; die Begriffe „Gesellschaft" und „Kultur" bezogen sich unreflektiert auf das, was 
man als abgegrenzte, unabhängige und relativ homogene Einheiten wahrnahm, die sich 
durch nationale Grenzen, Institutionen und Gesetze konstituierten. Dementsprechend ging 
das theoretische Nachdenken von der unhinterfragten Annahme aus, dass sich Nation, Ter-
ritorium, Gesellschaft und Kultur nahtlos ineinander fügen“ (Beck/Grande 2010: 189). 
Beck/Grande plädieren folglich für eine Überwindung des methodologischen Nationalis-
mus durch eine „kosmopolitische Wende“, deren Kern sich folgendermaßen auszeichnet: 
„In der Zweiten Moderne muss die soziologische und politikwissenschaftliche Theoriebil-
dung die ganze „Pluralität“ der Modernisierungspfade durchschreiten, die westlichen und 
nicht-westlichen Erfahrungen und Perspektiven mitsamt ihren Dependenzen, Interdepen-
denzen und Interaktionen einbeziehen. […] [Es handelt sich um] einen Ansatz, der die Va-
riationen der Moderne und ihre globalen Interdependenzen als Ausgangspunkt theoretischer 
Überlegungen und empirischer Forschung nimmt“ (Beck/ Grande 2010: 190). 
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4. Ein multidimensionaler Ansatz:                            
Der Capability Approach nach Amartya K. Sen                     
„Freiheit – Gleichheit – Gerechtigkeit?“ 
4.1. Einführung zur Ausgangsproblematik einer 
ressourcenorientierten Messung sozialer Ungleichheiten 
Der Nobelpreisträger von 1998, Amartya Sen (Ökonom und Philosoph), übt 
Kritik am neoklassischen Ansatz und betont die Relevanz von Normen sowie 
Rollenzuschreibungen, wodurch er der feministischen Kritik am neoklassi-
schen Ansatz durchaus nahe steht (vgl. Ott 1999: 167). Sen konnte mit sei-
nem Befähigungsansatz „Capability Approach“ die Verknüpfung von Befä-
higungen und dem Chancenaspekt der Freiheit theoretisch herleiten. Darüber 
hinaus konnte er zur Messung individueller Vorteile anhand der Befähigung 
einer Person, diejenige Handlungsalternative zu wählen, die sie am meisten 
schätzt (bzw. die Befähigung das Leben zu führen, das die Person für sich 
selbst am besten bewertet), beitragen (vgl. Sen 2010a: 259). Sein Vorwurf ist 
insbesondere an die Mikroökonomie gerichtet und beinhaltet, dass bisherige 
Messungen von sozialen Ungleichheiten, im Spezifischen Armutskonzepte, 
ausschließlich auf Ressourcen basieren, d. h. die Freiheit einer Person, diese 
oder jene Handlungsalternative zu wählen, ausblenden. Wohlfahrt bedeutet in 
der Theorie von Sen mehr als das bloße Verfügen über Ressourcen, sie im-
pliziert die Freiheit der Auswahlmöglichkeiten diverser Lebensentwürfe. 
„Der Befähigungsansatz konzentriert sich auf das Leben, das Menschen führen 
können, und nicht auf ihre Ressourcen, das heißt den Besitz – oder die Nutzung – 
von Bedarfsgütern, über die sie verfügen“ (Sen 2010a: 281). 
Beispielsweise sei eine Person, die über finanziellen Reichtum verfüge, je-
doch aufgrund von körperlichen Einschränkungen nicht jede beliebige Hand-
lungsalternative auswählen könne, benachteiligt. Auch wenn ein/e Rollstuhl-
fahrerIn das gleiche Einkommen wie ein/e Nicht-RollstuhlfahrerIn erhalten 
würde, wäre der/die RollstuhlfahrerIn im Vergleich zu einem/einer Nicht-
RollstuhlfahrerIn nicht gleichermaßen befähigt, dieselben Dinge zu tun bzw. 
dasselbe Ausmaß an Mobilität zu erreichen. Diese Form der Benachteiligung, 
die Einschränkung des Handlungsspielraumes, müsse zentraler Bestandteil 
der Messung von sozialen Ungleichheiten werden anstatt Ungleichheiten 
ausschließlich auf die Einkommensthematik zu begrenzen43.  
 
43 Etwas differenzierter verdeutlicht Sen seine Argumentation des Befähigungsansatzes 
mittels der folgenden drei Szenarien eines Menschen mit körperlicher Behinderung (vgl. 
Sen 2010a: 332f.): 
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Mit seinem Argument in „Development as Freedom“ – „Development can 
be seen, it is argued here, as a process of expanding the real freedoms that 
people enjoy“ (Entwicklung heißt für Sen Freiheit respektive die Ausweitung 
von Verwirklichungschancen. Die Frage nach der Entwicklung ist für Sen 
folglich immer verbunden mit der Frage, inwiefern Menschen befähigt wer-
den) – wendet sich Sen explizit gegen Gerechtigkeitstheorien, die Entwick-
lung in einem engeren Sinne auf die Verteilung von Grundgütern beziehen, 
wie vornehmlich die Gerechtigkeitstheorie nach John Rawls (Sen 1999: 3). 
Rawls und Sen sind sich darin einig, dass der Freiheit eine hohe Bedeutung 
zukommt, doch hat für Sen Freiheit einen höheren Stellenwert als das Verfü-
gen über Grundgüter. Messgrößen, die häufig als Indikatoren für Entwick-
lung herangezogen werden, wie das Bruttoinlandsprodukt, sind für Sen eher 
ein Mittel zum Zweck, doch, so seine These, ist Freiheit mehr als das. Frei-
heit hänge auch von anderen Determinanten, wie z. B. Bildung, Gesundheit 
oder politischen Rechten (beispielsweise ein Recht auf freie Meinungsäuße-
rung), ab (vgl. Sen 1999: 3). 
„If freedom is what development advances, then there is a major argument for 
concentrating on that overarching objective, rather than on some particular 
means, or some specially chosen list of instruments. Viewing development in 
terms of expanding substantive freedoms directs attention to the ends that make 
development important, rather than merely to some of the means that, inter alia, 
play a prominent part in the process“ (Sen 1999: 3). 
Zudem werden durch die Erfassung des Bruttoinlandsprodukts keinerlei Aus-
sagen über die Einkommensverteilung getroffen. Normative Gerechtigkeits-
theorien fordern „[…] die Gleichheit von etwas, von etwas, das in der jewei-
ligen Theorie als besonders wichtig gilt“ – für Rawls z. B. die Grundgüter 
(Sen 2010a: 318, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Wir müssten die 
 
1.  Person x bekommt keine Hilfe von anderen und kann daher das Haus nicht verlassen. 
2.  Person x erhält Unterstützung von einem Pflegedienst und kann daher zu jeder Zeit das 
Haus verlassen. 
3.  Person x verfügt über DienstbotInnen, die dem Befehl gehorchen müssen, Person x je-
der Zeit einen Ausgang aus dem Haus zu ermöglichen. 
Gemäß dem Befähigungsansatz werden die zweite und dritte Situation nicht weiter diffe-
renziert, da es in diesem Beispiel um die Perspektive der Person mit Behinderung und nicht 
um die Freiheit der DienstbotInnen geht. Beide Szenarien stehen im Gegensatz zum ersten 
Szenario, weil sie die Befähigung der Person x, das Haus verlassen zu können, darstellen. 
Im ersten Szenario ist diese Befähigung nicht gegeben, weshalb die Person in dieser Hin-
sicht unfrei ist. „Diesen Unterschied versucht der Befähigungsansatz zu erfassen, und dass 
man ihn anerkennt, ist folgenschwer sowohl im Allgemeinen wie für politische Maßnah-
men im Besonderen. Wollten wir die Fälle 1 und 2 ohne weiteres in die gleiche Schublade 
namens Nicht-Freiheit stecken [wie es der republikanische Ansatz tun würde], würden wir 
damit auf die Ansicht zusteuern, dass die Einrichtung von Sozialfürsorge oder eine hilfrei-
che Gesellschaft keinen Unterschied für die Freiheit eines Menschen im Umgang mit sei-
nen Behinderungen oder Handicaps machen kann. Für eine Theorie der Gerechtigkeit wäre 
das eine ungeheure Lücke“ (Sen 2010a: 333). 
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fundamentale Ähnlichkeit jeglicher normativer Gerechtigkeitstheorien erken-
nen, die allesamt für „Gleichheit in irgend einem Bereich plädieren“ und die 
Vorrangstellung des für ihren relevanten Gleichheitsbereichs durchzusetzen 
versuchen, wobei sie die Gleichheitsforderungen konkurrierender Gerechtig-
keitstheorien als weniger relevant erachten und folglich nicht gelten lassen 
(Sen 2010a: 322, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Ferner ist es Sen 
zufolge notwendig, eine Theorie der Gerechtigkeit in einem weiteren Sinne 
zu entwickeln.  
„Sie soll klären, wie wir verfahren können, wenn wir Fragen der Erweiterung von 
Gerechtigkeit und Beseitigung von Ungerechtigkeit in Angriff nehmen wollen; 
sie hat nicht das Ziel, Antworten auf die Frage nach dem Wesen vollkommener 
Gerechtigkeit zu bieten. Dadurch unterscheidet sie sich deutlich von den Theo-
rien der Gerechtigkeit, die in der gegenwärtigen politischen und Moralphiloso-
phie das Feld beherrschen“ (Sen 2010a: 9). 
Sen erwähnt drei Aspekte, wie sich sein Ansatz der Gerechtigkeit von den 
klassischen Gerechtigkeitstheorien unterscheiden sollte:  
1. Im Gegensatz zu den normativen Theorien der Gerechtigkeit der poli-
tischen Philosophie sollte sich die Theorie nicht ausschließlich auf die 
Bestimmung vollkommen gerechter Gesellschaften konzentrieren 
(vgl. Sen 2010a: 9).  
Die Theorie „[…] sollte sich nicht ausschließlich auf die Charakterisierung 
vollkommen gerechter Gesellschaften konzentrieren, wie es in den Theorien 
der Gerechtigkeit der politischen Philosophie von heute häufig geschieht. Es 
gibt Zusammenhänge zwischen diesen beiden verschiedenen Zielsetzungen, 
aber trotzdem sind sie analytisch voneinander entkoppelt. Das Ziel, auf das 
sich dieses Buch [Die Idee der Gerechtigkeit] bezieht, hat zentrale Bedeutung 
für Entscheidungen über Institutionen, Verhaltensweisen und andere Determi-
nanten der Gerechtigkeit; und die Ableitung solcher Entscheidungen muss die 
wichtigste Aufgabe einer Theorie der Gerechtigkeit sein, die als Richtlinie für 
praxisorientierte Überlegungen dienen soll. Die Behauptung, dass diese ver-
gleichende Arbeit erst möglich sei, nachdem die Aufforderungen der voll-
kommenen Gerechtigkeit geklärt wurden, diese Behauptung ist ganz und gar 
falsch [zum Nachweis s. Kapitel 4.]“ (Sen 2010a: 9). 
2. Vertritt Sen die These,  
„[…] dass mehrere verschiedene [konkurrierende] Gründe der Gerechtigkeit 
nebeneinander bestehen können [im Sinne einer Wertepluralität], die alle kri-
tischer Prüfung standhalten, aber zu unterschiedlichen Folgerungen führen 
[sein berühmtes Gleichnis hierzu ist »drei Kinder und eine Flöte44«, s. Sen 
 
44 Drei Kinder streiten sich über den Besitz einer Flöte: Das erste Kind, Anne, ist das einzige, 
das Flöte spielen kann. Das zweite Kind, Bob, ist so arm, dass es kein einziges Spielzeug 
besitzt und das dritte Kind, Carla, hat die Flöte selbst gebaut (vgl. Sen 2010a: 41). Wie 
würden Sie entscheiden, welchem Kind die Flöte gehören sollte? Während Bob die meiste 
Unterstützung von ökonomischen EgalitarierInnen erhalten würde, um seinen Nachteil an 
ökonomischen Mitteln zu verringern, würde Carla Unterstützung von Libertären erhalten. 
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2010a: 41ff.]. […] Die Pluralität, mit der wir dann enden, wird das Resultat 
des Vernunftgebrauchs, nicht des Verzichts auf vernünftiges Denken sein“ 
(Sen 2010a: 10). 
3. AnhängerInnen des „transzendentalen Institutionalismus“ fassen idea-
le Institutionen als Maßstab für eine vollkommene Gerechtigkeit auf, 
versäumen aber, einen relationalen Vergleich von mehr oder weniger 
Gerechtigkeit zu erfassen. Statt Gerechtigkeitstheorien auf die Ein-
richtung idealer, gerechter Institutionen im Sinne eines „transzenden-
talen Institutionalismus“ zu beziehen, sollte die Perspektive auf das 
Leben, das Menschen führen können, bezogen werden – verfehlen 
doch alle Gesellschaften das Ideal der Vollkommenheit (vgl. Sen 
2010a: 33f.). So würden beispielsweise Rawls Gerechtigkeitsgrund-
sätze ausschließlich auf die Einrichtung von gerechten Institutionen 
abzielen. Ferner würde eine vollkommene, makellose Anpassung des 
Verhaltens von Menschen an die Bedingungen eines Funktionierens 
der gerechten Institutionen verlangt (vgl. Sen 2010a: 11).  
Aber: „Auch wenn Gerechtigkeitsgrundsätze im hier vorgelegten Ansatz nicht 
im Hinblick auf Institutionen, sondern im Hinblick auf das Leben und Freihei-
ten der betroffenen Menschen definiert werden, haben Institutionen dennoch 
für die Förderung von Gerechtigkeit zwangsläufig eine wichtige instrumentel-
le Rolle“ (Sen 2010a: 12f.). 
Die Grundidee, derer der multidimensionaler Ansatz Sens zugrunde liegt und 
gleichwohl seine indischen Wurzeln zum Ausdruck bringt, ist die Differen-
zierung zweier Ausdrücke für Gerechtigkeit – „niti“ und „nyaya“ – aus der 
frühen indischen Rechtslehre.  
„Niti bezeichnet die Korrektheit von Institutionen und Verhalten, während nyaya 
erfasst, was entsteht und wie es entsteht, und besonders darauf achtet, welches 
Leben Menschen tatsächlich führen können [verwirklichte Gerechtigkeit]. Der 
Unterschied zwischen beiden Konzepten, […] hilft uns, zu begreifen, dass es 
zwei Arten des Gerechtseins gibt, die verschieden, wenn auch nicht unabhängig 
voneinander sind, und dass die Idee der Gerechtigkeit beide berücksichtigen 
muss“ (Sen 2010a: 15). 
 
Weil Anne die einzige ist, die die Flöte spielen kann, würde ihr von UtilitaristInnen der Be-
sitz der Flöte zugesprochen, da ihr Vergnügen wahrscheinlich das größte ist (vgl. Sen 
2010a: 42). 
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4.2. Zur Dichotomie eines auf Regeln und eines auf 
Realisierung konzentrierten Verständnisses von 
Gerechtigkeit 
Kritik übt Sen an der zweiteiligen Gruppierung von führenden aufkläreri-
schen PhilosophInnen respektive an der „substanzielle[n] Dichotomie hin-
sichtlich ihrer Auffassung von Gerechtigkeit“ (Sen 2010a: 16). Die erste 
kontraktarische Gruppe des transzendentalen Institutionalismus widmet sich 
primär ihrer Hauptaufgabe einer Charakterisierung gerechter Institutionen in 
Form eines hypothetischen Gesellschaftsvertrages (Thomas Hobbes, John 
Locke, Jean-Jacques Rousseau, Immanuel Kant), während sich die zweite 
komparative Gruppe (Adam Smith, Marquis de Condorcet, Mary Wollstone-
craft, Jeremy Bentham, Karl Marx, John Stuart Mill) dem auf Verwirkli-
chung konzentrierten Vergleich verschiedener Möglichkeiten, ein Leben zu 
führen, widmet – „Möglichkeiten, die von Institutionen, aber auch tatsächli-
chen Verhaltensweisen, sozialen Interaktionen und anderen signifikanten 
Determinanten beeinflusst werden“ (Sen 2010a: 16). Sens Idee der Gerech-
tigkeit stützt sich zwar nicht ausschließlich, aber dennoch in hohem Ausmaß 
auf die zweite Tradition. Doch betont Sen nicht nur Unterschiede beider 
Paradigmen, sondern auch ihre Ähnlichkeiten des Vertrauens auf vernünfti-
ges Denken und ihre Forderungen eines öffentlichen Diskurses (vgl. Sen 
2010a: 16). Sen sieht den Ausgangspunkt seiner Idee der Gerechtigkeit folg-
lich im Versuch, „[…] die Realisierungsvergleiche zu überprüfen, die Fort-
schritte oder Rückschritte der Gerechtigkeit ins Visier [zu] nehmen“ – die 
Frage ist nicht, ob eine Gesellschaft gerecht ist, sondern ob sie gerechter oder 
ungerechter als eine andere ist (Sen 2010a: 37). Für ihn ist beispielsweise die 
Frage, „Wie kann Gerechtigkeit erhöht werden?“ zentral, während die Frage 
nach vollkommen gerechten Institutionen im Rahmen seiner theoretischen 
Annahmen nicht beantwortet werden kann (Sen 2010a: 37). Hieraus erzielt er 
insofern einen doppelten Effekt, als erstens ein komparativer anstelle eines 
die Realität überschreitenden Weges eingenommen wird und zweitens anstel-
le eines ausschließlichen Bezuges auf Institutionen und Regeln tatsächliche 
Realisierungen im Fokus stehen (vgl. Sen 2010a: 37). Der transzendentale 
Institutionalismus wird aufgrund mangelnder Realisierbarkeit und Redundanz 
als problematisch erachtet. Das zentrale Problem der Realisierbarkeit sieht 
Sen in der Pluralität konkurrierender Grundsätze, ferner in der „Frage, ob 
sich vielfältige und konkurrierende Begründungen für Gerechtigkeit auf-
rechterhalten lassen, die sämtliche Ansprüche auf Unparteilichkeit haben und 
trotzdem voneinander verschieden sind – und einander widerstreiten [s. Bsp. 
„drei Kinder und eine Flöte“]“ (Sen 2010a: 41). Für jedes Argument mag es 
Begründungen geben, warum es gerecht ist, doch ist es willkürlich und ab-
hängig von der Betrachtungsperspektive, ein Argument über ein anderes zu 
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stellen und zu argumentieren, es sei gerecht, während die anderen ungerecht 
seien (vgl. Sen 2010a: 43). Insofern ist es nicht möglich, etwas als vollkom-
men gerecht zu identifizieren. UtilitaristInnen, ökonomische Egali-
tarierInnen, ArbeitsrechtstheoretikerInnen und Libertäre könnten alle der 
Auffassung sein, dass es eine vollkommen gerechte Lösung für den Streit der 
drei Kinder um den Besitz der Flöte gäbe, doch würden sie allesamt eine 
andere richtige Lösung präferieren (Sen 2010a: 42f.). Die Problematik der 
Redundanz erläutert Sen am Beispiel der Wahl zwischen zwei Bildern von 
Picasso und Dalí: Gesetzt den Fall, dass die Festlegung der Mona Lisa als 
ideales Gemälde für die ganze Welt möglich wäre, helfe uns diese Diagnose 
dennoch nicht bei der Entscheidung (vgl. Sen 2010a: 44). Allgemeiner for-
muliert bedeutet dies:  
„Wenn eine Theorie der Gerechtigkeit Leitfaden für rationale Wahl von Grunds-
ätzen, Strategien oder Institutionen sein soll, dann ist die Bestimmung von voll-
kommen gerechten sozialen Regelungen weder notwendig noch hinreichend“ 
(Sen 2010a: 44) – „[…] die Festlegung einer transzendentalen Alternative [bietet] 
keine Lösung für die Aufgabe, zwei nicht-transzendentale Alternativen miteinan-
der zu vergleichen. […] Stattdessen benötigen wir eine auf öffentlichem Ver-
nunftgebrauch beruhende Einigung über die Rangfolge von Alternativen, die 
verwirklicht werden können“ (Sen 2010a: 45). 
Sen schlussfolgert aus seiner Kritik die These, dass eine Theorie benötigt 
wird, die sich nicht auf die Bestimmung von gerechten Institutionen und 
idealen sozialen Regelungen begrenzt, sondern die Perspektive auf das Le-
ben, das Menschen führen – oder nicht führen – können richtet. Weil die 
Frage, welches Leben Individuen führen möchten, eine höchst subjektive 
Eigenart menschlicher Lebensführung darstellt, sind die Freiheiten, eine 
Auswahl zwischen verschiedenen Lebensformen treffen zu können, ebenfalls 
zu bedenken. Diese Freiheit trägt maßgeblich zum Wohlergehen bei und ist 
abgesehen vom Wohlergehen – gar darüber hinaus – als wesentlich zu ver-
stehen (vgl. Sen 2010a: 46f.). Der Perspektivenwechsel besteht darin, „[…] 
soziale Verwirklichungen nicht nach den Kriterien von Nutzen oder Glück 
[zu] beurteil[en] (wie Jeremy Bentham und andere Utilitarist[Inn]en45 emp-
fehlen), sondern an den Befähigungen oder Chancen [abzulesen], die Men-
schen tatsächlich haben [s. Unterkapitel Functionings und Capabilities]“ (Sen 
2010a: 47). 
„Die Freiheit der Wahl gibt uns die Möglichkeit zu entscheiden, was wir tun soll-
ten, aber damit zugleich auch die Verantwortung für das, was wir tun – soweit 
 
45 Der Utilitarismus als Indikator des well-beings ist für Sen nicht adäquat, denn: „Welfarism 
in general and utilitarianism in particular see value, ultimately, only in individual utility, 
which is defined in terms of some mental characteristic, such as pleasure, happiness, or de-
sire. This is a restrictive approach to taking note of individual advantage in two distinctive 
ways: (1) it ignores freedom and concentrates only on achievements, and (2) it ignores 
achievements other than those reflected in one of these mental metrics” (Sen 1992: 6). 
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unsere Handlungen frei gewählt sind. Da eine Befähigung das Vermögen ist, et-
was zu tun, erfasst die neue Perspektive auch die Verantwortlichkeit, die aus die-
sem Vermögen – dieser Macht – hervorgeht, und das kann Raum für Pflichtge-
bote, in weitem Sinne deontologische Forderungen, schaffen. Hier ergibt sich ei-
ne Überschneidung zwischen handlungsorientierten Überlegungen und den Im-
plikationen des Befähigungsansatzes, aber nichts unmittelbar mit der utilitaristi-
schen Perspektive Vergleichbares, da diese uns nur die Verantwortung für unser 
Glück zuschiebt“ (Sen 2010a: 48, Hervorhebungen durch die Verf.). 
4.3. Sens Argumentation in Abgrenzung zu Rawls 
Rawls versteht Gerechtigkeit als Fairness (A Theory of Justice (1971)), wo-
bei Fairness auf dem allgemeinen Grundsatz der Unparteilichkeit46 basiert 
(vgl. Sen 2010a: 82; Sen 2010b: 54). Die Forderung auf Unparteilichkeit 
erörtert Rawls anhand seiner zentralen Konzeption des Urzustandes, der eine 
fiktive Situation darstellt, in der alle Beteiligten eine ursprüngliche Gleichheit 
erfahren, weil sie ihre eigenen Identitäten und die Positionen innerhalb der 
Gruppe nicht kennen. Umhüllt von einem „Schleier des Nichtwissens“ (ohne 
Kenntnisse von persönlichen Interessen, Ansichten über das gute Leben und 
Präferenzen) werden, so die hypothetische Annahme, Gerechtigkeitsprinzi-
pien einstimmig und vernünftig unter gleichen demokratischen Prinzipien 
gewählt, die weiterführend in der Bestimmung sozialer Institutionen münden.  
Da die Entscheidung aufgrund eines Informationsdefizits des Schleiers 
des Nichtwissens erfolgt, führt Rawls die Maximin-Regel ein, nach der die 
Beteiligten notwendigerweise gerecht entscheiden. Das Entscheidungskriteri-
um stellt insofern die Maximin-Regel dar, nach der ein ausreichendes Mini-
mum für jeden gewährleistet wird, als diejenige Alternative gewählt wird, die 
auch für das am schlechtesten gestellte Mitglied der Gesellschaft einen Vor-
teil erbringt:  
„Die Maximin-Regel ordnet die Alternativen nach ihren schlechtesten möglichen 
Ergebnissen: man soll diejenigen wählen, deren schlechtestmögliches Ergebnis 
 
46 „It can broadly be seen as a demand for impartiality. Rawls’ specification on the demands 
of impartiality is based on his constructive idea of the ‘original position’, which is central to 
his theory of ‘justice as fairness’. The original position is an imagined situation of primor-
dial equality, when the parties involved have no knowledge of their personal identities, or 
their respective vested interest, within the group as a whole. Their representatives have to 
choose under this ‘vail of ignorance’, that is, in an imagined state of selective ignorance (in 
particular, ignorance about the distinct personal interests and actual views of a good life – 
what Rawls calls ‘comprehensive preferences’) and it is in that state of devised ignorance 
that the principles of justice are chosen unanimously. The principles of justice, in a 
Rawlsian formulation, determine the basic social institutions that should govern the society 
they are, we imagine, about to ‘create’ (Sen 2010b: 54; vgl. Sen 2010a: 82). 
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besser ist als das jeder anderen. […] die Regel lenkt unsere Aufmerksamkeit auf 
das Ungünstigste, was bei irgendeiner der betrachteten Handlungen geschehen 
kann, und weist uns an, die Entscheidung in diesem Lichte zu treffen47“ (Rawls 
1996: 178). 
Die gewagte These Rawls ist ferner, dass die politische Konzeption von Ge-
rechtigkeit als Fairness zu einer einstimmigen Entscheidung für die Grunds-
ätze führen müsse:  
„Rawls identifies some very specific principles of justice […], and makes the 
strong claim that these principles would be unanimous choice that would emerge 
from the political conception of justice as fairness“ (Sen 2010b: 56; vgl. Sen 
2010a: 82).  
Er argumentiert, dass alle im Urzustand einer ursprünglichen Gleichheit diese 
Grundsätze wählen würden und es insofern legitim sei, diese als angemesse-
ne politische Konzeption von Gerechtigkeit zu begreifen. Erzielt wird durch 
das Konzept der Fairness als Gerechtigkeit, „[…] [to] identifying appropriate 
principles that would determine the choice of just institutions needed for the 
basic structure of a society“ (Sen 2010b: 56; vgl. Sen 2010a: 82). Die ein-
stimmige Wahl bezieht sich insofern auch auf die Wahl von Institutionen für 
die Grundstruktur der Gesellschaft und die Festlegung der politischen Kon-
zeption von Gerechtigkeit:  
„So the unanimous choice of these principles of justice does quite a bit of work in 
the Rawlsian system, which includes the choice of institutions for the basic struc-
ture of society, as well as the determination of a political conception of justice, 
which Rawls presumes will correspondingly influence individual behaviours in 
conformity with that shared conception” (Sen 2010b: 56, Hervorhebungen im 
Original; die Verf.; vgl. Sen 2010a: 82). 
Rawls beschreibt vier Stufen der Entwicklung sozialer Gerechtigkeit: 1. Wahl 
der Grundsätze 2. konstitutionelle Stufe: Wahl der Institutionen in Überein-
stimmung mit Gerechtigkeitsprinzipien 3. legislative Stufe: Arbeit der Insti-
tutionen führt zu Entscheidungen (Gesetzgebung) 4. Schritt für Schritt entwi-
ckeln sich vollkommen gerechte gesellschaftliche Ordnungen (vgl. Sen 
2010a: 84; Sen 2010b: 56). Große Skepsis äußert Sen an Rawls hinsichtlich 
der Annahme, dass im Urzustand einstimmig ein einziger Satz von Prinzipien 
für gerechte Institutionen gewählt würde, denn nach Sen gibt es eine Vielzahl 
von, unter Umständen auch widersprechenden, Interessen:  
 
47 Rawls führt als Beispiel eine Gewinn-Verlust-Tabelle (s. Anhang Tabelle 26) an, die Geld-
beträge im Vergleich zur Ausgangssituation darstellt. Gemäß der Maximin-Regel wird die 
dritte Entscheidung getroffen, weil in diesem Fall das ungünstigste Ergebnis ein Gewinn 
von 5 € ist, was einen höheren Gewinn darstellt als das schlechtmöglichste Ergebnis der 
ersten beiden Entscheidungen (ein Verlust von 7 € im Falle von Entscheidung 1 bzw. ein 
Verlust von 8 € im Falle von Entscheidung 2) (vgl. Rawls 1996: 178). 
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„I have to express considerable scepticism about Rawls’s highly specific claim 
about the unique choice, in the original position, of one particular set of princi-
ples for just institutions, needed for a fully just society. There are genuinely plu-
ral, and sometimes conflicting, general concerns that bear on our understanding 
of justice” (Sen 2010b: 56f.; vgl. Sen 2010a: 85).  
Folglich kann Unparteilichkeit verschiedene Formen annehmen: „I would 
argue, reflect the fact that impartiality can make different forms and have 
quite distinct manifestations“ (Sen 2010b: 57; vgl. Sen 2010a: 85). So ist 
jedes Argument des Flötenbeispiels durch eine allgemeine Theorie begründet, 
gleichwohl sie unterschiedlichen Grundsätzen folgen (vgl. Sen 2010a: 85; 
Sen 2010b: 57). 
In „Political Liberalism“ (1993) behauptet Rawls als Vertreter des egalitä-
ren Liberalismus, dass folgende Grundsätze im Urzustand einstimmig ange-
nommen würden (vgl. Sen 2010a: 87; Sen 2010b: 59):  
1. „Erster Grundsatz: Jedermann hat das gleiche Recht auf das umfangreichste 
Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten, das für alle möglich ist“ (Rawls 
1996: 336, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Gleiche Grundfreiheiten 
für alle, „[…] which is compatible with a similar scheme of liberties for all“ 
(Sen 2010b: 59).  
2. „Zweiter Grundsatz: Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten müssen fol-
gendermaßen beschaffen sein:  
(a) sie müssen unter der Einschränkung des gerechten Spargrundsatzes den am 
wenigsten Begünstigten den größtmöglichen Vorteil bringen, und 
(b) sie müssen mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die allen gemäß 
fairer Chancengleichheit offenstehen“ (Rawls 1996: 336, Hervorhebungen 
im Original; die Verf.). 
Es gelten hierbei folgende Vorrangregeln:  
1. „Erste Vorrangregel: Die Gerechtigkeitsgrundsätze stehen in lexikalischer 
Ordnung; demgemäß können die Grundfreiheiten nur um der Freiheit willen 
eingeschränkt werden, und zwar in folgenden Fällen:  
(a) eine weniger umfangreiche Freiheit muß [sic!] das Gesamtsystem der 
Freiheiten für alle stärken; 
(b) eine geringere als gleiche Freiheit muß [sic!] für die davon Betroffenen 
annehmbar sein. 
2. Zweite Vorrangregel (Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsfähigkeit und 
Lebensstandard): Der zweite Gerechtigkeitsgrundsatz ist dem Grundsatz der 
Leistungsfähigkeit und Nutzenmaximierung lexikalisch vorgeordnet; die faire 
Chancengleichheit ist dem Unterschiedsprinzip vorgeordnet, und zwar in fol-
genden Fällen: 
(a) eine Chancen-Ungleichheit muß [sic!] die Chancen der Benachteiligten 
verbessern;  
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(b) eine besonders hohe Sparrate muß [sic] insgesamt die Last der von ihr Be-
troffenen mildern“ (Rawls 1996: 336f., Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 
Für die Analyse der Verteilungsgleichheit von Ressourcen erstellt Rawls 
weiterführend eine Liste an primären Grundgütern: u. a. Ressourcen, Rechte, 
Freiheiten, Einkommen, Vermögen (vgl. Sen 2010a: 88; Sen 2010b: 60). 
4.3.1. Positive Argumente von Rawls, die Sen teilt 
Sen übt Rawls gegenüber nicht nur negative Kritik, sondern sieht auch fol-
gende der rawlsschen Thesen als ertragreich an: 
1. Der Grundgedanke, dass Fairness für eine Gerechtigkeitstheorie zent-
ral ist, ginge über die bisherigen Konzeptionen von Gerechtigkeit hin-
aus, selbst wenn von Sen die Unparteilichkeit als nicht zweckdienlich 
erachtet wird48.  
2. Die besondere Rolle der Objektivität in der praktischen Vernunft. 
3. Die Differenzierung zwischen rationalem und vernünftigem Verhal-
ten49. Menschen verfügen über ein moralisches Vermögen – „moral 
power“ –, das mit ihrer „capacity for a sense of justice“ und „for a 
conception of the good” verbunden ist (Sen 2010b: 63; vgl. Sen 
2010a: 91). Im Gegensatz zu einigen Versionen der Rational Choice 
Theorie geht dieses Verständnis weit über ein rationales Eigeninteres-
se hinaus.  
4. Die Vorrangigkeit der Freiheit hat absolute Priorität – es ist jedoch ei-
ne „extreme form of its total priority“ (Sen 2010b: 62; vgl. Sen 2010a: 
91). Freiheit gehört für Rawls zur Liste an Grundgütern, doch darüber 
hinaus wird ihr ein besonderer Status zugesprochen: 
„Giving a special place – a general pre-eminence – to liberty goes well be-
yond taking note of the importance of liberty as one of many influences on a 
person’s overall advantage. […] It is a central concern in a person’s freedom, 
touching the most private aspects of personal life, and it is also a basic neces-
sity (for example, in the form of freedom of speech) for the practice of public 
reasoning, which is so crucial to social evaluation. […] By separating out the 
importance of liberty shared by all, Rawls draws attention to a distinction – 
 
48 „Even though I do not believe that the impartiality captured in the reflective device of 
the ‘original position’ (on which Rawls greatly relies) is adequate for the purpose, this 
is in no way a rebellion against the basic Rawlsian idea of the foundational priority of 
fairness in developing a theory of justice” (Sen 2010b: 62; vgl. Sen 2010a: 91). 
49 „Aside from enriching the concept of rationality, Rawls also purposes the distinction 
between being ‘rational’ and being ‘reasonable’ in a very useful way, and that is a dis-
tinction that will be used fairly extensively in this work [The Idea of Justice]” (Sen 
2010b: 63; vgl. Sen 2010a: 91). 
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between liberty and other helpful facilities – that is really important to note 
and pursue” (Sen 2010b: 63f.; vgl. Sen 2010a: 92). 
5. Die Notwendigkeit fairer Verfahren im Sinne einer Ausweitung eines 
Verständnisses für soziale Ungleichheiten. Innerhalb der Sozialwis-
senschaften werden Ungleichheiten häufig in Bezug auf den Status 
oder ökonomische Ergebnisse betrachtet, während missachtet wird, 
dass Ungleichheiten beispielsweise häufig durch Verfahren des Aus-
schlusses von Ämtern aufgrund von „race, colour or gender“ ausgelöst 
werden (vgl. Sen 2010a: 92; Sen 2010b: 64). Insofern wird von Rawls 
eine Garantie der fairen Chancengleichheit für alle, die sich um Ämter 
bewerben, gefordert. 
6. Das Differenzprinzip, das eine Gleichheit sozialer Regelungen betont 
und folglich die am schlechtesten Gestellten in das Zentrum der Auf-
merksamkeit rückt50.  
7. Gemäß der Senschen Interpretation von Rawls erkennt Rawls durch 
seine Konzentration auf Grundgüter die Bedeutung der Freiheit indi-
rekt an, wenn es darum geht, wirkliche – und nicht nur formell zuge-
standene – Chancen zu geben51.  
Die notwendige Differenzierung zwischen den Grundgütern, die eine 
Person besitzt und den Freiheiten, die sie tatsächlich genießt, ist für 
Sen zentral, wie sich in der Beschreibung zwischen ‚functionings and 
capabilities‘ zeigen wird.  
4.3.2. Argumente von Rawls, die laut Sen überarbeitet werden 
müssen 
Neben den erörterten Problemen, die Sen zwar als gravierend erachtet, die 
jedoch durchaus in der Forschungsdiskussion Beachtung gefunden haben und 
überwunden werden können (absolute Priorität der Freiheit sowie Fokussie-
rung auf die zur Verfügung stehenden Mittel und Vernachlässigung der „Fä-
higkeiten, Grundgüter in gutes Leben zu konvertieren“ (Sen 2010a: 94, Her-
vorhebung im Original; die Verf.)) konstatiert Sen fundamentale Schwierig-
keiten von Rawls Theorie, die bisher wenig Berücksichtigung in der For-
schungsdiskussion gefunden haben und neu überdacht werden müssen:  
 
50 „[…] the difference principle indicates the importance of equity in social arrangements so 
that attention is drawn particularly to the predicament of the worst-off people” (Sen 2010b: 
64; vgl. Sen 2010a: 92f.). 
51 „[…] by focusing on ‘primary goods’, Rawls gives indirect acknowledgement to the im-
portance of human freedom in giving people real – as distinct from only formally recog-
nized – opportunity to do what they would like with their own lives” (Sen 2010b: 64; vgl. 
Sen 2010a: 93). 
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1. „Die unausweichliche Relevanz des tatsächlichen Verhaltens“ (Sen 
2010a: 95): Sen bemängelt an Rawls die einseitige Konzentration auf 
gerechte Institutionen ohne gerechten Gesellschaften Aufmerksamkeit 
zu schenken. Diese könnten sich nicht nur auf Institutionen, sondern 
auch auf tatsächliche Verhaltensweisen stützen (vgl. Sen 2010a: 95). 
Seine vorgebrachte Kritik begründet er mit den Prinzipien der indi-
schen Rechtslehre, ferner wirft er Rawls eine Fokussierung auf „niti“ 
vor, doch auch „nyaya“, das heißt die „Frage […], was mit Menschen 
wirklich geschieht“ müsse in das Zentrum einer Gerechtigkeitstheorie 
einbezogen werden (Sen 2010a: 96). Weiterführend thematisiert Sen 
die Problematik der rawlschen Annahme, dass „[…] alle Mitglieder 
einer Gesellschaft irgendwie spontan zu allgemein vernünftigem Ver-
halten übergehen würden“ (Sen 2010a: 97). Rawls hätte, weil er so 
differenziert wie kein anderer verdeutlicht hat, dass eine gute Funkti-
onsfähigkeit der Gesellschaft vernünftiges Verhalten jedes Einzelnen 
voraussetzt, wissen müssen, wie problematisch diese Annahme ist. 
Folglich können gerechte Institutionen nicht ermittelt werden, wenn 
zugleich die tatsächlichen Verhaltensmerkmale ausgeklammert wer-
den.  
„Rawlsʼ […] Theorie enthält die formelhafte, drastische Vereinfachung der 
gewaltigen, vielschichtigen Aufgabe, die Anwendung der Gerechtigkeits-
grundsätze mit dem tatsächlichen Verhalten von Menschen zusammenzubrin-
gen; diese Aufgabe ist für den Einsatz der praktischen Vernunft in Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit zentral. Die Vereinfachung ist ungünstig und womög-
lich ein Versäumnis, da man behaupten kann, dass die Beziehung zwischen 
sozialen Institutionen und wirklichem – im Gegensatz zu idealem – individu-
ellen Verhalten zwangsläufig für jede Gerechtigkeitstheorie, die das Ziel hat, 
«Social Choice» zu sozialer Gerechtigkeit zu lenken, entscheidend ist“ (Sen 
2010a: 98).  
2. „Alternativen zum kontraktarischen Ansatz“ (Sen 2010a: 98): Rawls 
Ansatz ist insofern kontraktarisch, als angenommen wird, dass im Ur-
zustand ein Gesellschaftsvertrag einstimmig beschlossen würde. Die 
Grenzen dieses Ansatzes belegt Sen in Bezug auf Adam Smith, der im 
Gegensatz zu Rawls nicht auf einen Gerechtigkeitsvertrag plädiert, 
sondern den unparteiischen Zuschauer zur Beurteilung der Gerechtig-
keit einführt. Dieser Ansatz eröffnet Möglichkeiten, die Rawls in der 
Form nicht bieten kann (vgl. Sen 2010a: 99): vergleichende Einschät-
zungen, statt transzendentale Lösungen; Verwirklichungen zu berück-
sichtigen, statt einer Fokussierung auf die Ansprüche von Institutio-
nen; Unvollkommenheit zuzulassen und zugleich Richtlinien für Prob-
leme der sozialen Gerechtigkeit zu gewähren und die Meinungen au-
ßerhalb der VertragspartnerInnen des Gesellschaftsvertrages einzu-
schließen, „[…] entweder, um ihre Interessen wahrzunehmen, oder 
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um zu vermeiden, dass wir in die Falle einer provinziellen Be-
schränktheit geraten“ (Sen 2010a: 99). 
3. „Die Bedeutung globaler Perspektiven“ (Sen 2010a: 99):  
„Der Kunstbegriff des fiktiven Urzustands lässt wenig Spielraum, es sei denn, 
man denkt an einen gigantischen globalen Gesellschaftsvertrag, wie Thomas 
Pogge und andere in einer «kosmopolitischen» Erweiterung des rawlsschen 
Begriffs vom Urzustand. In diesem Fall ist es jedoch [aufgrund der Schwie-
rigkeit zu definieren, was gerechte Institutionen sein sollen, wenn konkurrie-
rende Interessen vertreten werden] höchst problematisch, dem rawlsschen Stu-
fenplan zu folgen und für die globale Gesellschaft gerechte Institutionen fest-
zusetzen, das heißt eine Weltregierung zu fordern“ (Sen 2010a: 99). 
Gleichwohl muss die Welt jenseits von Nationalstaatsgrenzen für die Ein-
schätzung der Gerechtigkeit innerhalb eines Landes gedacht werden, weil 
zum einen das, was innerhalb eines Landes passiert, Auswirkungen auf ande-
re Länder hat und zum anderen müssen provinzielle Überzeugungen eines 
Landes aus einem globalen Blickwinkel betrachtet werden. Die Erfah-
rungshorizonte anderer können durchaus zur Überprüfung der eigenen hinzu-
gezogen werden. 
Sens Arbeit wurde zwar maßgeblich von Rawls geprägt, jedoch ist die 
Entwicklung des Capability Approachs auch in Auseinandersetzung mit eini-
gen weiteren bedeutenden PhilosophInnen vorangetrieben worden. 
4.4. Kritik an der Sozialwahltheorie nach Arrow  
Die französischen Mathematiker Jean-Charles de Borda und Marquis de 
Condercet gelten als Begründer der Theorie kollektiver Entscheidungen. Sie 
befassten sich zu Zeiten der französischen Revolution erstmals mit der Frage, 
wie individuelle Präferenzen zu kollektiven Entscheidungen aggregiert wer-
den können. Kenneth Arrow griff diese Thematik in den 1950er Jahren auf 
und konnte im Rahmen seiner Social Choice Theorie darlegen, dass eine 
Präzision der Minimalbedingungen jeglicher Entscheidungsverfahren erfol-
gen muss, ferner die Axiome in einer analytischen und strukturierten Rang-
folge dargelegt werden müssen (vgl. Sen 2010a: 120). Im Laufe seiner Kriti-
ken an der Theorie kollektiver Entscheidungen entwickelte er das berühmte 
„Arrow Unmöglichkeitstheorem“, das besagt, „[…] dass kein Verfahren 
gesellschaftlicher Entscheidung […] alle Bedingungen gleichzeitig erfüllen 
kann, die von sozialen Entscheidungen eine vernünftige Sensibilität für die 
Wünsche der Mitglieder einer Gesellschaft verlangen – selbst wenn einige 
dieser Bedingungen sehr milde sind“ (Sen 2010a: 120). Die von Arrow for-
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mulierten Axiome (Ausschluss von Diktatur, schwaches Pareto-Prinzip52, 
Transitivität, Unabhängigkeitsprinzip irrelevanter Alternativen, universelle 
Gültigkeit individueller Präferenzen) führen zu seiner Erkenntnis, dass es 
nicht möglich, ist aus individuellen Präferenzen eine kollektive Präferenzord-
nung abzuleiten. Lediglich ein Verzicht des Axioms „Ausschluss von Dikta-
tur“ könnte zur Lösung des Dilemmas führen. Sen entwickelt die ursprüng-
lich auf Arrow zurückgehenden Axiome weiter. Sein Theorem der „Unmög-
lichkeit eines paretianischen Liberalen“ zeigt, „[…] dass die formalen Bedin-
gungen des Pareto-Optimums womöglich mit einigen Minimalforderungen 
individueller Freiheit in Konflikt geraten, wenn Menschen beliebige Präfe-
renzen haben können“ (Sen 2010a: 336). Nach Sen hat das Konzept der indi-
viduellen Freiheit, auch unabhängig von anderen Entscheidungen treffen zu 
können, Priorität. Ob man auf dem Bauch oder auf dem Rücken schlafen 
möchte, ist beispielsweise eine Entscheidung, in der die Gesellschaft dem 
Individuum absolute Freiheit gewähren sollte, diese autonom zu treffen, auch 
wenn die Mehrheit der Gesellschaft davon überzeugt ist, dass es besser ist, 
auf dem Rücken zu schlafen (vgl. Sen 1970: 152). Sen verdeutlicht seine 
Kritik an Arrows Axiomen erstmals in seinem Artikel „The Impossibility of a 
Paretian Liberal“ (1970) an dem bekannten Beispiel eines erotischen Buchs 
(Lawrences Lady Chatterley’s Lover) und zwei möglichen Lesern, Herrn 
Prüde und Herrn Lasziv (vgl. Sen 1970: 155). Es bestehen drei, von Sen 
diskutierte, Möglichkeiten: 1. Herr Prüde liest das Buch, 2. Herr Lasziv liest 
das Buch oder keiner liest das Buch. Herr Prüde möchte das Buch nicht le-
sen, doch würde er noch mehr als beim Selbststudium leiden, wenn Herr 
Lasziv mit Begierde das Buch lesen würde, weil dieser möglicherweise ki-
chern könnte. Lasziv hätte viel Freude dabei das Buch zu lesen, doch wäre es 
ihm am allerliebsten, wenn der Prüde es lesen würde. Nach liberalen Vorstel-
lungen würde jeder autonom entscheiden: der Prüde würde das Buch nicht 
lesen, während Lasziv es lesen würde. Doch ist diese Situation konträr zum 
Pareto-Optimum, weil beide der Meinung sind, dass der Prüde eher das Buch 
lesen sollte. Im Namen der Freiheit kann jedoch nicht verlangt werden, dass 
keiner das Buch liest, denn offensichtlich möchte es Lasziv lesen. Anderer-
seits kann im Sinne der Freiheit nicht vom Prüden verlangt werden, das Buch 
zu lesen, weil er es offensichtlich nicht lesen möchte. Diese beiden Prinzipien 
würden gegen die Minimalanforderungen der Freiheit verstoßen,  
„[…] also kann keine Wahl getroffen werden, welche die spezifischen Forderun-
gen des gesellschaftlichen Entscheidungsprozesses erfüllt, da jede verfügbare Al-
 
52 „Das Prinzip [nach Vilfredo Pareto] erklärt einen Zustand für optimal, wenn man ihn nicht 
so abändern kann, daß [sic!] mindestens ein Mensch besser dasteht, ohne daß [sic!] irgend 
jemand schlechter dasteht. So ist eine Verteilung einer Gütermenge auf bestimmte Men-
schen pareto-optimal, wenn es keine Umverteilung gibt, nach der mindestens ein Beteiligter 
besser und keiner schlechter dasteht“ (Rawls 1996: 87f.). 
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ternative schlechter ist als eine andere. Daher die Unmöglichkeit, beide Prinzi-
pien gleichzeitig zu erfüllen“ (Sen 2010a: 337). 
Anstatt lediglich von einer Aggregation individueller Präferenzordnungen 
auszugehen, ist für Sen die Differenzierung zwischen Funktionsweisen 
(Functionings) und Befähigungen (Capabilities) zentral, die in unterschiedli-
chen Formen auftreten, die Lebensweise von Individuen beeinflussen und 
deren Ausprägung abhängig von der Freiheit ist.53   
4.5. Functionings (Funktionsweisen) und Capabilities 
(Befähigungen) 
4.5.1. Functionings (Funktionsweisen) 
Functionings (Funktionsweisen) werden definiert als „[…] the various things 
a person may value doing or being” (Sen 1999: 75). Functionings sind ver-
wirklichte bzw. erreichte Fähigkeiten und Zustände, die sich auf die von einer 
Person realisierten Handlungsalternative beziehen und sind insofern konstitu-
tiv für das „well-being“54 respektive Wohlergehen. Für die Transformation 
von Ressourcen in Functionings werden Conversion Factors (Umwandlungs-
faktoren) benötigt. Dies sind „[…] Faktoren, die für die Umwandlung von 
Ressourcen in konkrete, individuell unterschiedliche Funktionen notwendig 
sind“ (Schneider 2010: 18). Conversion Factors können sowohl individueller 
(individuelle Fähigkeiten) als auch gesellschaftlicher (gesellschaftliche Be-
dingungen) Art sein. Es stellt sich die Frage, wie Individuen ihre Ressourcen 
nutzen können. Beispielsweise beziehen sich Conversion Factors auf das 
Ausmaß an Mobilität, das eine Person durch die Ressource eines Autos errei-
chen kann. Falls die Person nicht Autofahren kann, verfügt sie nicht über die 
notwendigen individuellen Conversion Factors, das Auto in Mobilität umzu-
 
53 „Funktionsweisen und Befähigungen sind vielfältig, und so müssen sie sein, da sie mit 
unterschiedlichen Facetten unseres Lebens und unserer Freiheit zu tun haben“ (Sen 2010a: 
266). 
54 Zur Definition des well-beings und dem Zusammenhang mit functionings: „The well-being 
of a person can be seen in terms of the quality (the “well-ness,” as it were) of the person’s 
being. Living may be seen as consisting of a set of interrelated “functionings,” consisting of 
beings and doings. A person’s achievement in this respect can be seen as the vector of his 
or her functionings. The relevant functionings can vary from such elementary things as be-
ing adequately nourished, being in good health, avoidable escapable morbidity and prema-
ture mortality, etc., to more complex achievements such as being happy, having self-
respect, taking part in the life of the community, and so on. The claim is that functionings 
are constitutive of a person’s being, and an evaluation of well-being has to take the form of 
these constituent elements” (Sen 1992: 39, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
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wandeln. Weiterhin könnte es sein, dass es Frauen gesetzlich verboten ist, 
Auto zu fahren (gesellschaftliche Conversion Factors) oder es keine geeigne-
ten Straßen gibt, die eine Infrastruktur für Autos bieten (umweltbezogene 
Conversion Factors).  
Im Gegensatz zu den Funktionsweisen, die sich auf die Realisierung einer 
konkreten Handlungsalternative beziehen, zielen Capabilities (Befähigungen) 
auf den Handlungsspielraum, d. h. auf den Chancenaspekt der Freiheit ab – 
sie stehen im Fokus des Capability Approachs. Am Beispiel der Mobilität 
durch die Ressource eines Autos lässt sich auch der von Sen betonte Frei-
heitsaspekt verdeutlichen: Anstatt der Mobilität selbst rückt die Wahlmög-
lichkeit, mobil zu sein, in das Zentrum der Aufmerksamkeit von Freiheit – 
nicht Mobilität, sondern die Wahl zur Mobilität bedeutet nach dieser Per-
spektive Freiheit. Insofern besteht ein theoretischer Vorrang dessen, was im 
Sinne der individuellen Freiheit möglich sein könnte im Vergleich zu dem, 
was tatsächlich verwirklicht wurde. „Befähigungen werden aus Funktions-
weisen abgeleitet; sie schließen unter anderem alle Informationen über die 
Kombinationen ein, die eine Person wählen kann“ (Sen 2010a: 263f.). Sen 
verwendet für sein Freiheitskonzept einen instrumentellen und einen intrinsi-
schen Aspekt: Das Instrumentelle nimmt Bezug auf die Freiheit als Mittel zur 
Erreichung von Functionings, das Intrinsische bezieht sich auf die freie Wahl 
von verschiedenen Handlungsoptionen und findet Ausdruck in der Wert-
schätzung für das selbstbestimmte Handeln. Der instrumentelle und der 
intrinsische Aspekt bestimmen die „Doings and Beings“, die gemeinsam das 
Ausmaß an realer Freiheit bilden (vgl. Schneider 2010: 18). Ferner weist 
Freiheit einen Gelegenheits- („opportunity aspect“) und einen Verfahrensas-
pekt („process aspect“) auf: Während der Gelegenheitsaspekt Bezug auf das 
Ausmaß an Verwirklichungschancen (Anzahl, Qualität) nimmt, betont der 
Verfahrensaspekt den Prozess, der zur Entscheidung führt. Die Aussage von 
Isaiah Berlin, „[…] a man’s, or a people’s, liberty too choose to live as they 
desire”, auf die sich Sen bezieht, vereint den Gelegenheits- und den Verfah-
rensaspekt – sowohl frei wählen zu können als auch die Subjektivität der 
Bewertung der Wahlmöglichkeit einzuschließen (Sen 1992: 67). Obwohl im 
Capability Approach beide Aspekte ihre Bedeutung haben, spielt der Gele-
genheitsaspekt eine größere Rolle, da der Capability Approach keine reine 
Entscheidungstheorie darstellt, sondern eher einen Evaluationsrahmen – das 
Entscheidungsverhalten bleibt in gewisser Hinsicht eine Black Box (vgl. 
Bartelheimer et al. 2008: 20). Die Wahlmöglichkeit wird durch den Ausdruck 
der „agency“ hervorgehoben. Das Individuum wird hierbei als ein handelnder 
„Agent“ beschrieben, der möglichst die Freiheit wahrnehmen können sollte, 
autonom für eigene Ziele zu agieren. 
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4.5.2. Capabilities (Befähigungen) und Handlungsspielräume 
Befähigungen sind nach Sen 
„[…] the various combinations of functionings (beings and doings) that the per-
son can achieve. Capability is, thus, a set of vectors of functionings, reflecting the 
person’s freedom to lead one type of life or another. […] ‘the capability set’ in 
the functioning space reflects the person’s freedom to choose from possible liv-
ings” (Sen 1992: 40).  
Das Vermögen, verschiedene Kombinationen von Functionings miteinander 
vergleichen zu können und diejenigen erreichen zu können, die aus subjekti-
ven Gründen hoch geschätzt werden, ist nach Sens Verständnis die Befähi-
gung (vgl. Sen 2010a: 260f.). Folglich werden Capabilities als Verwirkli-
chungschancen verstanden; es sind die Auswahlmöglichkeiten, die einer 
Person zur Verfügung stehen. Dies impliziert auch einen bewussten Verzicht 
auf Functionings: Obwohl ein spezifisches Functionings erreicht werden 
könnten, wenn es gewollt wäre, ist es ebenso ein Aspekt von Freiheit, be-
wusst darauf verzichten zu können ohne negativen Konsequenzen ausgesetzt 
zu werden. Wesentlich ist lediglich, dass die Möglichkeit bestünde, dieses 
Functioning erreichen zu können, sofern es aus subjektiven Gründen von 
Bedeutung wäre. Die Perspektive ist nicht nur auf die gewählte Handlungsal-
ternative, gleichwohl auf das ausgerichtet, was eine Person unabhängig ihres 
Handlungsspielraumes tun möchte (vgl. Sen 2010a: 263). Unterschiedliche 
Kombinationen an Functionings, die eine Person mit gegebenen Ressourcen 
erreichen kann bzw. nicht erreichen kann, bilden ihre Capability, wobei die 
Gesamtmenge an Verwirklichungschancen als Capability Set bezeichnet 
wird. Die Capability einer Person hängt ferner von diversen Faktoren ab, 
weshalb die Umsetzung und Operationalisierung des Capability Approaches 
vom jeweiligen Forschungsfeld abhängig zu machen ist. Sen bietet hierfür 
einen allgemeinen umfassenden theoretischen Rahmen. Beispielsweise be-
schreiben Verkerk et al. (2001), die Sens Theorie auf das Forschungsfeld der 
„Health-related quality of life” anwenden möchten, die Situation, dass eine 
körperlich eingeschränkte Person mehr Ressourcen benötigt, um das Func-
tioning der Mobilität zu erreichen als eine körperlich nicht beeinträchtigte 
Person (Verkerk et al. 2001: 51). Aufgrund des hohen Abstraktionsniveaus 
dieser Theorie werden ForscherInnen für eine Umsetzung des Capability 
Approachs stets gezwungen sein, je nach Forschungsperspektive Vereinfa-
chungen vorzunehmen. Im Kontext der weiterführenden Theorie der Macht-
verhältnisse in Paarbeziehungen wird das Capability Set als Gesamtmenge an 
Verwirklichungschancen von Machtfähigkeiten definiert, die sich auf unter-
schiedlichen Ebenen ausdifferenzieren lassen (s. Kapitel 4.8. und 9.3.).  
In der Betrachtung des Zusammenhangs zwischen Freiheit und Befähi-
gung wird auch Martha Nussbaums Einfluss deutlich, die mit Sen gemeinsam 
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den Capability Approach entwickelte. Sie hat maßgeblich zu den Forschungs-
fortschritten der Verbindung zwischen der Befähigungsperspektive und klas-
sischen Aristotelischen Konzepten wie der Fähigkeit des gelungenen Lebens 
bzw. Wohlergehens sowie dem Zusammenhang zwischen Capability und der 
menschlichen Entwicklung, den Genderstudies und Menschenrechten beige-
tragen (vgl. Sen 2010a: 23). Inwiefern sich die Denkrichtungen von Sen und 
Nussbaum unterscheiden, wird im Kapitel 4.6.3. „Die neue Egalitarismuskri-
tik im Überblick“ diskutiert. 
4.6. Das Freiheits-Gleichheit-Dilemma 
In einem seiner neueren Werke „The Idea of Justice“ vertritt Sen die These 
einer Ausweitung der Gerechtigkeitstheorien, da er die Vielfalt als eine zent-
rale Komponente für die Gerechtigkeitseinschätzung erachtet (vgl. Sen 
2010a: 335f.). Die Idee der mehrdimensionalen Pluralität ist für seine Theorie 
immanent, die er bereits in seinen frühen Arbeiten publik machte. So war 
schon in „Inequality Reexamined“ seine Ausgangsannahme der Ungleich-
heitsforschung die Unterschiedlichkeit, anstelle eines absolutistischen 
Gleichheitsideals. Sein Pluralitätsgedanke in Bezug auf die Freiheit wurde 
nicht zuletzt mit einem Nobelpreis gewürdigt. 
„Wir müssen beachten, dass Gleichheit wie Freiheit viel Inhalt umfassen und 
mehrdimensional sind. Wir haben allen Grund, uns nicht auf engstirnige, eindi-
mensionale Ansichten von Freiheit und Gleichheit einzulassen, die alle anderen 
Ansprüche dieser umfassenden Werte ignorieren. Diese Pluralität muss Teil einer 
Theorie der Gerechtigkeit sein, denn sie muss den vielfältigen Überlegungen ge-
recht werden, zu denen diese großen Ideen Freiheit und Gleichheit aufrufen“ 
(Sen 2010a: 343). 
Innerhalb seines Befähigungsansatzes lautet für Sen die entscheidende Frage 
„Gleichheit wovon?“; es ginge nicht darum, „[…] ob wir überhaupt Gleich-
heit brauchen, in welchem Bereich auch immer“ (Sen 2010a: 320). Wie er in 
„The Idea of Justice“ zeigen möchte, ist Gleichheit zwar wichtig und Befähi-
gung „ein zentrales Merkmal menschlichen Lebens“ (Sen 2010a: 322). 
Trotzdem widerstrebt ihm eine Forderung nach Befähigungs- oder Chancen-
gleichheit. Als Gründe bringt Sen Folgendes vor:  
1. Befähigung ist nur ein Aspekt der Freiheit, der sich lediglich auf den 
Chancenaspekt der Freiheit, d. h. auf individuelle Begünstigungen be-
zieht, doch über die Prozesshaftigkeit von Fairness und Billigkeit 
könne die Befähigung nicht ausreichend informieren (vgl. Sen 2010a: 
322). Als Beispiel führt Sen die unterschiedliche Lebenserwartung 
von Frauen und Männern an. Nur weil Frauen eine höhere Lebenser-
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wartung haben, wäre es nicht vernünftig, ihnen eine schlechtere medi-
zinische Versorgung zukommen zu lassen als Männern, damit eine 
egalitäre Chancengleichheit der Lebenserwartung für beide Ge-
schlechter resultiert (vgl. Sen 2010a: 323). In diesem Fall habe die 
Fairness im Prozessaspekt eine Vorrangstellung gegenüber der Frei-
heit, vielmehr verbiete sie sogar eine Vorrangigkeit der Gleichheit der 
Lebenserwartung.  
 „Ein ausschließlich auf einen Bereich zentriertes Verständnis von Gleich-
heitsforderungen (in diesem Fall die ausschließliche Sicht auf Befähigungen) 
betrachte ich mit der Skepsis, die Teil meiner weitreichenden Kritik an jeder 
unifokalen Auffassung von Gleichheit ist“ (Sen 2010a: 324). 
2. Freiheit ist zwar ein wichtiger Aspekt für die Beurteilung persönlicher 
Begünstigungen und damit auch der Gleichheit, „[…] aber es kann 
auch andere Ansprüche an Urteile über Verteilung geben, die womög-
lich nicht am besten als Forderungen nach gleicher Gesamtfreiheit (in 
einer klaren Bedeutung) für verschiedene Menschen zu verstehen 
sind“ (Sen 2010a: 324, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
3. Befähigung kann unterschiedlich definiert werden, wobei innerhalb 
der Definitionen „[…] auch zwischen Freiheit zum Wohlergehen und 
Handlungsfreiheit“ zu differenzieren ist (Sen 2010a: 324). Befähigun-
gen lassen sich daher nicht immer in eine vollständige Rangordnung 
bringen, insbesondere, wenn wie im Flötenbeispiel unterschiedliche 
Typen von Befähigungen zur Verfügung stehen, die allesamt als ver-
nünftig bewertet werden können55. Eindeutige Beurteilungen sind da-
her nicht immer möglich, gleichwohl es uns durch eine partielle Ord-
nung zumindest ermöglicht ist, extreme Ungleichheiten zu erkennen. 
4. Eine Theorie der Gerechtigkeit hat sich nicht nur mit der Gleichheit 
als einzigem Wert auseinanderzusetzen. Gleichheit „[…] ist nicht 
einmal das einzige Gebiet, auf dem die Idee der Befähigung Nutzen 
hat“ (Sen 2010a: 325). So verdiene nicht nur die Verminderung von 
Chancenungleichheiten Aufmerksamkeit, sondern auch „[…] die all-
gemeine Verbesserung der Chancen aller“ (Sen 2010a: 325). 
Dass ein absolutistisches Gleichheitsverständnis Grenzen hat und darüber 
hinaus zu weiteren Ungleichheiten führen kann, soll an dieser Stelle mit einer 
fiktiven Geschichte Simmels, die vielleicht überall auf der Welt spielen könn-
te, sowie der daran anschließenden von Ostner geführten Debatte um soziale 
 
55 „Eine partielle Ordnung mag ausreichen, um Ungleichheiten in einigen Fällen einzuschät-
zen, vor allem krasse Ungerechtigkeit zu erkennen, aber sie ergibt in anderen Fällen nicht 
notwendig klare Beurteilungen. Diese Einwände besagen nicht, dass es nutzlos sei, Auf-
merksamkeit auf die Verminderung von Chancenungleichheit zu wenden. Diese Verminde-
rung ist sicherlich eine große Aufgabe, aber man muss auch sehen, dass die Reichweite der 
Chancengleichheit Grenzen hat und dass sie nur ein Teil der Gerechtigkeitsforderungen ist“ 
(Sen 2010a: 325). 
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Ungleichheiten und Ressentiment verdeutlicht werden. Anschließend erfolgt 
eine Übersicht der neueren Egalitarismusdebatte, innerhalb derer Sens Argu-
mentation und der Bezug zu Martha Nussbaum eingeordnet werden sollen. 
4.6.1. Blühende Rosen und Neid 
Eine fiktive Geschichte Simmels, die vielleicht überall spielen könnte: Wäh-
rend einige BürgerInnen es sich leisten konnten, in ihrem Garten Rosen zu 
ziehen, wurden Sie von den anderen BürgerInnen, die sich keine Rosenzucht 
leisten konnten, dafür beneidet. Aufgrund des Benachteiligungsgefühls der 
Nicht-Rosen-BesitzerInnen formierten sie sich zu einer Revolutionspartei 
und konnten soziale Gerechtigkeit in Form eines Rechts auf Rosenbesitz 
erkämpfen.  
„So gleichmäßig freilich, wie die Seiten einer mathematischen Gleichung, konn-
ten die Anteile dennoch nicht ausfallen. Immerhin hatte der eine die glücklichere 
Hand im Aufziehen der Rosen, der andere ein wenig mehr Sonne, der dritte ein 
kräftigeres Pfropfreis; denn die Natur läßt [sic!] sich immer nur ganz ungefähr, 
und ohne sich irgendwie zu binden, auf die Symmetrie der menschlichen Pläne 
ein“ (Simmel 1989: 170).  
„Es ging also nun, so lange es ging; aber eines Tages war die Anpassung voll-
bracht und jene kleinsten Unterschiede in Farbe und Form, in Duft und Reiz der 
Rosen, mit denen sich die Natur doch als die letzte Instanz über allen Anglei-
chungsversuchen erweist, erregten den gleichen Haß [sic!] und Neid, denselben 
Hochmut auf der einen Seite, dasselbe Gefühl der Enterbtheit auf der anderen“ 
(Simmel 1989: 171).  
Auf Simmels Rosen und die Frage, welchen Stellenwert diese Argumentation 
innerhalb des hier aufgeführten Machtansatzes einnimmt, wird im Kapitel 
9.4. „Bringing Power Back In“ zurückgegriffen.  
4.6.2. Ostners (1998) Ressentimentannahmen zur 
Geschlechtergleichheit im Feminismus                               
Mit Bezug auf Simmel argumentiert Ostner, dass zwar durch ressentimentge-
ladene Bewältigungsstrategien versucht würde, Gleichheit zwischen den 
Geschlechtern (wie in Simmels Beispiel zwischen den BesitzerInnen und 
Nicht-BesitzerInnen der Rosen zu erreichen), doch „Der im Angleichungs-
prozeß [sic!] immer wieder neu entstehenden Ungleichheit […] weder Frau 
noch Mann entkommen [können]“ (Ostner 1998: 383). In der Tat, aber eine 
adäquate Frage liegt auch in der Umkehrung: nicht, ob Frau und Mann der 
Ungleichheit entkommen können, sondern wie viel Gleichheit und Ungleich-
heit zugelassen werden kann. Die Spannbreite dazwischen ist groß, mit vielen 
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Facetten, unterschiedlichen Kategorien, und keinesfalls als dichotom, son-
dern relational zu denken.  
Ostner „[…] versucht, die Entstehung von Frauenbewegungen und feministi-
schen Strategien aus dem spannungsreichen Zusammenspiel von Gleichheitspos-
tulat, sozialer Ungleichheit, Angleichungsprozessen und neuer Ungleichheit zu 
erklären. Das für diese konfliktträchtige Dynamik konstitutive Moment ist der 
Vergleich, die Möglichkeit, sich mit anderen als potentiell Gleichen zu verglei-
chen – Ressentiment das Gefühl derjenigen, die meinen schon wieder ver-
gleichsweise schlecht abzuschneiden“ (Ostner 1998: 384, Hervorhebungen im 
Original; die Verf.).  
In Anlehnung an die Bezugsgruppentheorie, die von einem Vergleich status-
ähnlicher Personen bzw. Gruppen ausgeht, erläutert Ostner, dass durch die 
Ausweitung der Rollen von Frauen ihr Bezugspunkt wechselt, insofern als 
Männer zunehmend die Referenzgruppe für Frauen darstellen, was zum 
Ressentiment führe (vgl. Ostner 1998: 389). Durch die moderne, funktional 
differenzierte Gesellschaft entstehe eben dieser (massenhafte) Vergleich. 
Allen Mitgliedern würde das gleiche Maß an Freiheit gewährt, wobei Status-
unterschiede durch die Argumentation gerechtfertigt würden, dass ungleich-
heitsrelevante Positionen grundsätzlich allen offen stehen (vgl. Ostner 1998: 
387). Häufig würde die moderne Gesellschaft durch Umverteilungsmaßnah-
men dafür Sorge tragen, dass Benachteiligte etwas mehr von diesen Maß-
nahmen profitieren, wodurch ihre Teilhabechancen verbessert werden sollen, 
um den Prinzipien der modernen Gesellschaft Ausdruck zu verleihen. Für 
einen kurzen Moment mögen die Ungleichheiten nivelliert zu sein, doch 
langfristig entstehen neue Ungleichheiten: 
„Ehemalige Verlierer[Innen] haben jetzt vielleicht die besseren Karten gezogen; 
aber ebenso häufig bleiben sie – auf neue Weise und doch schon wieder – Verlie-
rer[Innen]. An dieser Stelle kommt das Ressentiment ins Spiel: der Groll, der die 
neue Verlierer[Innen]position begleitet und der aktiv gewendet wird. Die moder-
ne Gleichheitslehre und die funktional differenzierte Gesellschaft sind deshalb 
nicht nur eine Bedingung für die Entwicklung von Ressentiment, sondern auch 
ihr Ergebnis. Dies gilt vor allem dann, wenn diejenigen, die fürchten, im Ver-
gleich zu verlieren, Gleichheit einfordern – und zwar eine nun abwärts gerichtete 
Gleichheit, die Angleichung an das Niveau der niedriger Stehenden, Schwäche-
ren, Benachteiligten“ (Ostner 1998: 387, Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 
Der Kampf um Gleichheit, verschärft durch sozialstrukturellen Wandel und 
ressentimentgeladene Bewältigungsstrategien, führt zu neuen sozialen Un-
gleichheiten, der Vergleich führt zum Ressentiment – und die Spirale wieder-
holt sich von vorne. Durch Angleichung als Ausgangspunkt entstehe nach 
Ostner, wobei sie sich auf Simmel beruft, neue Ungleichheit. Beispielsweise 
habe die zunehmende Integration von Frauen in die Erwerbsarbeit zu einer 
Segregation des Arbeitsmarktes geführt (vgl. Ostner 1998: 392). In den USA 
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habe sich die Wechselbeziehung von Angleichung und neuer Ungleichheit 
weiterführend in der für Männer und Frauen bestehenden Angewiesenheit 
eines zweiten, weiblichen Einkommens zur Existenzsicherung gezeigt (vgl. 
Ostner 1998: 393).  
„Das Zusammenspiel von Entdifferenzierung und neuer sozialer Differenzierung 
ist immer komplizierter, dynamischer und undurchschaubarer geworden. Es ver-
mochte jedenfalls die Identität der Frauenbewegung in Frage zu stellen: Wer 
spricht für wen, wenn im Rekurs auf „die Frau“ – oder schon angemessener: „der 
Frauen“ Diagnosen erstellt und Forderungen erhoben werden? Wenn sich die 
weiblichen Lebenslagen und Lebensläufe vervielfältigen? Schließlich hatte die 
Rede von den „Frauen“ vorausgesetzt, daß [sic!] die Frauen etwas gemeinsam 
haben […], das sie strikt von Männern trennte (Ostner 1998: 394, Hervorhebun-
gen im Original; die Verf.). 
Je mehr Frauen mit den Männern mitziehen konnten, umso weniger galten 
Männer als Komparatoren und umso deutlicher wurden die Unterschiede 
zwischen den Frauen. Die Vergleichsgruppe wechselte von den Männern 
zurück zu den Frauen, wodurch zunehmend die Vielfalt der Frauen betont 
wurde. „Das Ressentiment begann sich zurückzuwenden und (wieder ver-
mehrt) gegen Frauen zu richten“ (Ostner 1998: 394). 
Angleichungsprozesse zwischen Männern und Frauen innerhalb der so-
zialen Felder „Beruf und Familie“ münden im Verlust der Evidenz  
„[…] eine[r] Position, die die früher einmal offenkundige Besonderheit von 
Frauen ins Positive steigert[e]. Da diese Angleichungen zudem mit neuen Un-
gleichheiten einhergehen, läuft eine Strategie der Überhöhung der althergebrach-
ten Mann-Frau-Differenz doppelt fehl“ (Ostner 1998: 399, Hervorhebungen im 
Original; die Verf.). 
4.6.3. Die neue Egalitarismuskritik im Überblick: Equality of What? 
Die Auffassung von Gerechtigkeit im Sinne gleicher Lebensaussichten für 
alle wird vom Mainstream der GerechtigkeitsphilosophInnen vertreten. Doch 
gehen die Auffassungen über die Frage, woran die Gleichheit der Lebens-
chancen festgemacht werden kann, stark auseinander (vgl. Krebs 2000: 7). 
Krebs nennt drei Paradigmen der ursprünglich von Sen ins Leben gerufenen 
„Equality-of-What?-Debatte56“: Während die einen eine Gleichheit über 
Ressourcen fordern, fordert die zweite Gruppe gleiche Möglichkeitschancen 
des Wohlergehens, während die letzte Perspektive in Anlehnung an Sen 
(1992) eine Gleichheit der Verwirklichungschancen von Funktionsfähigkei-
 
56 „Two central issues for ethical analysis of equality are: (1) Why equality? (2) Equality of 
what (Sen 1992: 12)? 
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ten („equality of capability to function“) betont (Krebs 2000: 7, Hervorhe-
bungen im Original; die Verf.). 
Doch „Gleichheit tauge nicht als Grundlage der Gerechtigkeit“ – so die 
neue Egalitarismuskritik (Krebs 2000: 8). Dem kritisierten Egalitarismus, 
dessen Ziel der Gerechtigkeit die Gleichheit darstellt, weshalb er in dieser 
Forschungsarbeit als absolutistisch bezeichnet wird, ist eine Relationalität der 
Gerechtigkeit immanent:  
„[…] als die Gleichheit der einen mit den anderen [wie in Simmels Beispiel ste-
hen einem/r DorfbewohnerIn Rosen zu, weil andere auch Rosen haben]. Genauer 
kombiniert der Egalitarismus in der Regel, als sogenannter »pluralistischer Egali-
tarismus«, ein auf unverdiente Lebensaussichten bezogenes Gleichheitsprinzip 
mit einem Wohlfahrtsprinzip, das die Erhöhung der allgemeinen Wohlfahrt an-
strebt“ (Krebs 2000: 8, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Unverdiente Lebensaussichten sollen einschließen, dass Menschen selbst für 
ihre Situation verantwortlich sein können. Es sei keine Verletzung der 
Gleichheit, sondern moralisch gerecht, wenn einige viel arbeiten, während 
andere faul seien, denn für die Folgen ihrer Entscheidungen müssten die 
Betroffenen selbst aufkommen. Lediglich das, was Menschen nicht durch 
ihre eigene Leistung erhalten haben, sondern ihnen einfach – aus welchen 
Gründen auch immer – zufällt (Geschenke, Erbschaften, Gaben der Natur 
etc.) müsste egalisiert werden (vgl. Krebs 2000: 11). 
Im Gegensatz zum Egalitarismus vertritt der Nonegalitarismus die An-
sicht, dass Gleichheit kein zentrales Ziel sei, sondern in vielen Fällen ledig-
lich ein Nebenprodukt darstelle (wie z. B. in Bezug auf die Forderung, dass 
alle Hungernden Essen erhalten sollen). Für NonegalitaristInnen steht die 
Erfüllung eines absoluten Standards für alle, anstatt einer Forderung auf 
Gleichheit im Vordergrund (ausreichende Nahrung als eine Bedingung eines 
menschenwürdigen Lebens) (vgl. Krebs 2000: 15). Krebs unterscheidet dies-
bezüglich zwischen „egalitären“ und „egalitaristischen“ Gerechtigkeitstheo-
rien, die Gleichheit als zentrales Ziel der Gerechtigkeit fordern. Folglich 
können nonegalitaristische Theorien egalitärer sein als egalitaristische Theo-
rien. Die neue Egalitarismuskritik würde sich nicht mit der Frage, ob eine 
Gerechtigkeitstheorie egalitär sein sollte, befassen; dies sei vielmehr das 
Fundament auf dem alle NonegalitaristInnen aufbauen würden. Es ginge in 
der neuen Egalitarismuskritik nur um die Frage, ob eine Gerechtigkeitstheo-
rie „egalitaristisch“ sein sollte (vgl. Krebs 2000: 15f.). 
„Das »Oder« im Titel dieses Bandes »Gleichheit oder Gerechtigkeit« bezieht 
sich demnach auch nur auf diese zweite Frage- […] es enthält die These, dass 
Gerechtigkeit nicht egalitaristisch, nicht wesentlich als auf Gleichheit abzielend 
zu verstehen ist (Krebs 2000: 15f., Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Krebs fasst vier Kritikpunkte des neuen Egalitarismus gegen den Egalitaris-
mus zusammen:  
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1. „Gleichheit nur als Nebenprodukt“: Allgemeinheit würde mit Gleich-
heit verwechselt, Gleichheit sei nicht Ziel, sondern lediglich ein Ne-
benprodukt. Erzielt werden sollte stattdessen, dass niemand unter pre-
kären Lebensbedingungen, wie z. B. Hunger, leiden solle, für alle soll-
ten die gleichen Lebensbedingungen bestehen. Der Vorwurf beinhal-
tet, dass die elementaren Standards der Gerechtigkeit nicht-relational 
sind und Gleichheit nur als Nebenprodukt implementieren. So wesent-
lich, wie es der Egalitarismus annimmt, könne Gleichheit nicht sein 
(vgl. Krebs 2000: 17f.).  
Beispielsweise sei Kranken zu helfen, weil sie sich in einer schreckli-
chen Situation befinden und  
„[…] nicht deswegen, weil es anderen schließlich besser geht […]. Die 
Gleichheitsterminologie ist redundant. Es geht nichts verloren, wenn man an-
stelle von: »Alle Menschen sollen gleichermaßen genug zu essen haben« ein-
fach nur sagt: »Alle Menschen sollen genug zu essen haben«“ (Krebs 2000: 
18, Hervorhebungen im Original; die Verf.).  
2. „Inhumanität“: Die Kritik der Inhumanität des Egalitarismus beinhal-
tet, dass der Egalitarismus nicht in der Lage sei, für alle die Bedin-
gungen eines menschenwürdigen Lebens herzustellen – „Menschen, 
die an ihrem Elend selbst schuld sind, werden in ihrem Elend allein 
gelassen“ (Krebs 2000: 21, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Diejenigen, die Hilfe brauchen, erhalten sie aus relationalen und nicht 
aus menschenwürdigen Gründen, wodurch sie zugleich stigmatisiert 
werden. Über das Ausmaß des Elends entscheidet der Staat, was Bür-
gerInnen entmündigt und in ihrer Privatsphäre verletzt, um an Infor-
mationen für die Staatsentscheidung – selbstverdient oder unverschul-
det – heranzukommen (vgl. Krebs 2000: 21). Durch die Forderung des 
Egalitarismus einer Egalisierung unverdienter Lebensaussichten ent-
steht – akribisch betrachtet – die Folge, dass Menschen, die aufgrund 
ihrer eigenen Entscheidungen in Not geraten sind, nicht zu helfen ist 
bzw. sie keinen Anspruch auf Unterstützung haben, weil sie für die 
Folgen ihrer Entscheidungen Eigenverantwortung tragen sollen. 
Schließlich gelte es lediglich unverdiente Lebensaussichten zu egali-
sieren (vgl. Krebs 2000: 22). 
 3. „Verkennung von Komplexität“: Die Berücksichtigung der Komplexi-
tät von Gerechtigkeit ist mangelhaft und wird unterschätzt, da die Ge-
rechtigkeitskultur kulturspezifisch und mit einer Vielzahl an Prinzi-
pien verknüpft ist, wie z. B. Verdienstprinzip, Leistungsprinzip etc. 
„Angesichts dieser Fülle an Gerechtigkeitsgesichtspunkten [die sich 
auch gegenseitig überlagern können und daher ein Abwägen erfor-
dern] stellt sich der Egalitarismus mit seiner Ausrichtung auf Gleich-
heit als falscher Monismus dar“ (Krebs 2000: 25). 
„Unsere Gerechtigkeitskultur ist damit »so kompliziert wie das Leben selbst«. 
Der Glaube, man könne diese Kultur im Wesentlichen über ein oder zwei 
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Prinzipien, das Gleichheitsprinzip in Kombination mit dem Prinzip der Wohl-
fahrtssteigerung, einfangen, zeugt von der Philosoph[Inn]enkrankheit der the-
orieverliebten Überheblichkeit gegenüber der Wirklichkeit. Die Egalitaristen 
sind zu sehr »Freunde einfacher Verhältnisse«, um der Komplexität unserer 
Gerechtigkeitskultur gerecht zu werden“ (Krebs 2000: 27, Hervorhebungen 
im Original; die Verf.). 
4. „Nichtrealisierbarkeit“: Ist der Einwand, dass Egalitarismus nicht 
gänzlich umgesetzt werden kann. „[…] schon der Versuch einer flä-
chendeckenden Egalisierung [erscheint] wie ein Sandkastenspiel oder 
eine realitätsfremde Anmaßung“ (Krebs 2000: 30). Mit dem Versuch 
der Angleichung von Ungleichheiten entstehen, wie auch Ostner ar-
gumentiert, Ressentiments und in der Folge neue Ungleichheiten.  
VertreterInnen der neuen Egalitarimuskritik geben sich nicht mit minimalisti-
schen Standards eines absolutistischen Egalitarismus zufrieden: die neuen 
NonegalitaristInnen fordern nicht nur den Schutz der negativen Freiheit aller 
durch den Staat, sondern der Staat hat auch Sorge dafür zu tragen, dass keiner 
unter menschenunwürdigen Umständen (wie z. B. Mangel an Nahrung, Ob-
dach, medizinischer Grundversorgung etc.) leben muss. Hierdurch wird die 
Perspektive des nonegalitaristischen Humanismus auf die Menschenwürde 
fokussiert. Prinzipien, wie das Verdienstprinzip, das Prinzip der Tauschfrei-
heit oder das Qualifikationsprinzip werden einem Prinzip auf menschenwür-
diges Leben für alle nachgeordnet. Martha Nussbaums aristotelischer Essen-
tialismus vermag eines der bekanntesten Beispiele für eine humanistische 
Gerechtigkeitstheorie zu sein (vgl. Krebs 2000: 31). In Abgrenzung zu Sen, 
der eine Klassifikation von gerechten Gesellschaften strikt ablehnt, geht 
Nussbaum einen Schritt weiter, in dem sie ein minimales Bündel an Voraus-
setzungen für eine gerechte Gesellschaft fordert. Sie widmet sich ferner dem 
„guten Leben“ einschließlich der Frage, welche Kriterien erfüllt sein müssen, 
um ein gutes menschliches Leben führen zu können (vgl. Nussbaum 1999: 
188). Diese Frage impliziert die Abgrenzung dessen, was menschlichen Fä-
higkeiten immanent ist. Insofern lautet die übergeordnete grundlegende Fra-
gestellung, die wir uns laut Nussbaum stellen müssen: 
„What are the characteristic activities of the human being? What does the human 
being do, characteristically, as such – and not, say, as a member of a particular 
group, or a particular local community” (Nussbaum 1995: 72). 
Sen, der viele Forschungstätigkeiten mit Nussbaum geteilt hat, unterscheidet 
sich in einem zentralen Punkt57 von ihr: Während sie in ihrem Werk „Gerech-
 
57 Ein weiterer Unterschied ist, dass sie „capabilities“ stärker auf Fähigkeiten fokussiert, die 
sie ausdifferenziert in grundlegende, interne und kombinierte Fähigkeiten (vgl. Nussbaum 
2000: 84). Grundlegende Fähigkeiten beziehen sich auf die angeborene Ausstattung einer 
Basis zur Entwicklung von Fähigkeiten. Interne Fähigkeiten meinen die ausreichenden Zu-
stände einer Person zur Ausübung ihrer erforderlichen Tätigkeiten. Kombinierte Fähigkei-
ten erfassen die internen Fähigkeiten in Kombination mit ihren äußeren Bedingungen (vgl. 
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tigkeit oder das gute Leben“ ein fixes Bündel von zehn universalen Indikato-
ren58 (z. B. Fähigkeit einer guten Gesundheit, Zugang zu Bildung einschließ-
lich dem Schutz dieser Fähigkeit in Form von gesetzlichen Garantien der 
Meinungs- und Religionsfreiheit, Zugang zu einer beruflichen Tätigkeit etc.; 
die vollständige Liste ist im Anhang dargestellt), sogenannten „Central Hu-
man Functional Capabilities“ (Nussbaum 2000: 78), fordert (vgl. Nussbaum 
1999: 200ff.), würde er als Liberaler die Indikatoren nicht im Vorfeld festle-
gen59 (im Falle der Konzeptionierung des HDI tut er es dennoch) und den 
 
Nussbaum 2003: 22). Nussbaum führt als Beispiel für die internen Fähigkeiten eine nicht 
beschnittene Frau an, die die interne Fähigkeit besitzt, sexuelle Lust zu verspüren. Eine 
weitere Frau, die ebenfalls nicht beschnitten ist, aber bereits in jungen Jahren Witwe wurde 
und der es verboten ist, wieder zu heiraten, besitzt zwar die interne Fähigkeit, nicht aber die 
kombinierte Fähigkeit sexueller Entfaltung (vgl. Nussbaum 2003: 22). 
58 Nussbaum konstatiert zwei Schwellen – die erste, die sich auf ein menschliches Leben 
bezieht und die zweite, die sich auf ein gutes menschliches Leben bezieht. Auf Basis der 
zweiten Stufe siedelt sie die zehn Grundfähigkeiten an. Die erste Schwelle meint „[…] eine 
Schwelle der Fähigkeit zur Ausübung von Tätigkeiten, unterhalb derer ein Leben so ver-
armt wäre, daß [sic!] es überhaupt nicht mehr als menschliches Leben gelten könnte; und 
eine etwas höher anzusetzende Schwelle, unterhalb deren die für den Menschen charakte-
ristischen Tätigkeiten so reduziert ausgeübt werden, daß [sic!] wir das entsprechende Leben 
zwar als ein menschliches, nicht aber als ein gutes menschliches Leben bezeichnen würden. 
Es ist die letztgenannte Schwelle, die uns interessiert, wenn wir uns der Politik zuwenden: 
Denn wir wollen nicht, daß [sic!] die Gesellschaften ihren Bürgern nur eine minimale Aus-
übung von Tätigkeiten ermöglichen. Ich glaube mit Aristoteles, daß [sic!] ein politisches 
System dann gut ist, wenn es jedem einzelnen »die Ausübung tugendhafter Handlungen 
ermöglicht«“ (Nussbaum 1999: 197, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Insofern soll-
te jede Gesellschaft die von Nussbaum aufgeführten zehn Grundfähigkeiten für ihre Mit-
glieder erzielen. Nussbaum ist davon überzeugt, dass ein Leben, dem eine dieser Grundfä-
higkeiten fehlt, kein gutes Leben sein kann. Folglich sollte eine Messung der Lebensquali-
tät diese Grundfreiheiten berücksichtigen (vgl. Nussbaum 1999: 200). 
59 „Capability assessment can be used for different purposes (varying from poverty evaluation 
to the assessment of human rights or of human development), and public reasoning and dis-
cussion are necessary for selecting relevant capabilities and weighing them against each 
other in each context. It would be a mistake to build a mausoleum for a ‘‘fixed and final’’ 
list of capabilities usable for every purpose and unaffected by the progress of understanding 
of the social role and importance of different capabilities” (Sen 2004: 77). Als Argument 
bringt Sen hervor: 
„What I am against is the fixing of a cemented list of capabilities, which is absolutely com-
plete (nothing could be added to it) and totally fixed (it could not respond to public reason-
ing and to the formation of social values). I am a great believer in theory. The theory of 
evaluation and assessment does, I believe, have the exacting task of pointing to the rele-
vance of what we are free to do and free to be (the capabilities in general), as opposed to 
the material goods we have and the commodities we can command. But pure theory cannot 
‘‘freeze’’ a list of capabilities for all societies for all time to come, irrespective of what the 
citizens come to understand and value. That would be not only a denial of the reach of de-
mocracy, but also a misunderstanding of what pure theory can do, completely divorced 
from the particular social reality that any particular society faces.  
Along with the exercise of listing the relevant capabilities, there is also the problem of de-
termining the relative weights and importance of the different capabilities included in the 
relevant list” (Sen 2004: 78). 
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Fokus auf die Betrachtung der kulturspezifischen Entfaltungsmöglichkeiten 
legt. Insofern vertritt er eine relativistische Position, die jedoch sehr stark auf 
die Freiheit zur Bestimmung menschenwürdiger Lebensbedingungen bezo-
gen und als multidimensional zu betrachten ist. Nicht die fundamentale 
Gleichheit, sondern die Unterschiedlichkeit ist Sen zufolge die Ausgangsan-
nahme60. Die Vorteile der Senschen Perspektive hat u. a. auch Reinhard Kre-
ckel zu Recht erkannt:  
„In seinem Buch „Inequality reexamined (1992)“ hatte Amartya Sen betont, dass 
die Ausgangstatsache jeder Ungleichheitstheorie die große Diversität menschli-
cher Eigenschaften, Wünsche und Lebensbedingungen sein müsse, nicht die An-
nahme fundamentaler Gleichheit. Der bloße Umstand, dass reale Menschen „un-
gleich“ seien, sei wenig bemerkenswert. Für Sen lässt sich das Freiheits-
Gleichheits-Dilemma deshalb nicht einseitig in Richtung auf ein absolutes 
Gleichheitsideal auflösen, das es gestatten würde, jede Art von Ungleichheit als 
„ungerecht“ zu verwerfen. Aus seiner Sicht sind „Handel und Wandel“ und die 
sich daraus ergebenden Diversitäten und Ungleichheiten ein selbstverständlicher 
Bestandteil jeden freien menschlichen Zusammenlebens, ebenso wie der zwi-
schenmenschliche Austausch im Gespräch. Soziale Ungleichheit wird erst dann 
zu einem nichttrivialen Problem, wenn durch sie die „Freiheit, unterschiedliche 
Lebensstile zu realisieren“, beschnitten wird, weil die Welt in dauerhaft Begüns-
tigte und Benachteiligte aufgeteilt ist. Vor diesem Hintergrund gilt Sens Interesse 
der Ungleichverteilung von „human capabilities““ (Kreckel 2006: 15, Hervor-
hebungen im Original; die Verf.). 
Kreckel betont durch die Erweiterung der Ungleichheitstheorie von Sen – 
Ungleichheiten nicht nur auf monetäre Ungleichheitsindikatoren zu beziehen, 
sondern auch Bildungs- und Wissensstände, körperliche und geistige Verfas-
sungen von Menschen sowie materielle und institutionelle Rahmenbedingun-
gen zu erfassen – die Ähnlichkeit zwischen Sens Capabilities und Anthony 
Giddens (1984) Verständnis von Macht als „[…] transformative capacity, [...] 
as the capability of the individual to ‚make a difference‘“ (Giddens, zitiert 
nach Kreckel 2006: 15). 
„Die Ungleichverteilung von „capabilities“ in einem Land, in einem Kontinent 
oder auch weltweit ist somit im Sinne von Amartya Sen immer auch gleichbe-
deutend mit einer Ungleichverteilung von Durchsetzungs- bzw. Verwirkli-
chungschancen. Ungleichheit der „Verwirklichungschancen“ verweist also, kurz 
gesagt, auf das Wirken strukturell verfestigter Machtpotentiale. In diesem 
Sinne ist Sens Beitrag zur Ungleichheitstheorie deshalb nicht einfach der Beitrag 
eines Ökonomen, sondern der eines „political economist“, eines Politökonomen, 
der Fragen von Macht und „empowerment“ nicht ausklammert. Das macht seinen 
 
60 „Human beings differ from each other in many different ways. We have different external 
characteristics and circumstances. We begin life with different endowments of inherited 
wealth and liabilities. We live in different natural environments – some more hostile than 
others. The societies and the communities to which we belong offer very different opportu-
nities as to what we can or cannot do“ (Sen 1992: 19f.). 
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theoretischen Ansatz für die Soziologie [und insbesondere für diese Dissertation] 
so besonders interessant und kommt meinem eigenen Verständnis [sowie der Ar-
gumentation dieser Dissertation] von strukturierter sozialer Ungleichheit sehr 
entgegen“ (Kreckel 2006: 15, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Abschließend ist die Rolle der Gleichheit im Nonegalitarismus zusammenzu-
fassen: Zwar hat Gleichheit im Nonegalitarismus nicht oberste Priorität, 
gleichwohl wird der Gleichheit 1. als Nebenprodukt, 2. als ein Gerechtig-
keitsaspekt unter diversen anderen und 3. als Vorbedingung zur Erfüllung 
humanistischer absoluter Standards (Gleichheit als Mittel zum Zweck) 
durchaus eine Bedeutung zugesprochen (vgl. Krebs 2000: 32). 
Der letzte Punkt, der zugleich ein neues Argument darstellt, setzt voraus,  
„dass keine zu große Ungleichheit zwischen den Lebensaussichten der Menschen 
besteht. […] Als relationale Vorbedingungen gewisser absoluter Standards haben 
diese Gleichheiten jedoch nur einen vom Wert dieser Standards abgeleiteten 
Wert. Sie sind nur Mittel zum Zweck, als Weg zum Ziel, als Teil des Ganzen 
Geboten“ (Krebs 2000: 32f.). 
Welche Erkenntnisse können aus dieser Diskussion für die Familie und ins-
besondere für die innerhäusliche Arbeitsteilung festgehalten werden? Ein 
Aspekt, der hierbei im Vordergrund steht, ist die Notwendigkeit Ungleichhei-
ten innerhalb von Haushalten zu erkennen. „[…] one issue that emerges 
clearly is the need to recognize inequalities, possibly substantial, within the 
household” (Sen 1994: 463). Sen übt diesbezüglich Kritik an den Annahmen 
der „Glued-together Family“ (Annahme der Familie als eine Einheit ohne 
individuelle Nutzenmaximierung), der „Super-Trader Family“ nach Becker 
(1981)61 und der „Despotic Family“ (Familienoberhaupt trifft Entscheidun-
gen und alle anderen gehorchen): In the standard theory of prices and equilib-
rium […], individuals and firms are visible, but definitely no families“ (Sen 
1994: 452). Keine der speziellen ökonomischen Annahmen eröffnen einen 
sinnvollen Weg, die traditionellen Ansichten der Preistheorie und Marktallo-
kation beizubehalten. Sie eröffnen zwar interessante Einsichten, die für spezi-
fische Probleme nützlich sein können, aber sie ersparen uns nicht die Not-
wendigkeit, über die gesamte Frage der Familienökonomie und ihre Implika-
tionen für die traditionelle Preistheorie und Marktallokation erneut nachzu-
denken (vgl. Sen 1994: 455). Sen schlägt daher vor, den Capability Approach 
auf die Familie anzuwenden. Das individuelle Wohlergehen wäre hierbei 
weder in Bezug auf konsumierte Güter noch in Bezug auf die mentale Metrik 
des Nutzens zu beurteilen, sondern im Hinblick auf die Fähigkeiten von Per-
sonen. Es ist eine Perspektive der „Freiheit“ im positiven Sinne: Die Frage, 
wer was tun kann, steht für ihn im Zentrum, anstatt zu fragen, wer welches 
 
61 „[…] individuals are assumed to be relentlessly pursuing their individual utilities, and in 
doing this they enter into trades at implicit prices resulting in marriages and the working of 
the family“ (Sen 1994: 453). 
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Bündel von Waren zur Verfügung hat oder wer wie viel Nutzen erhält. Im 
Sinne der Capability-Perspektive kann familiales Wohlbefinden vernünf-
tigerweise als eine Funktion dessen gesehen werden, welche positiven Frei-
heiten die verschiedenen Mitglieder der Familie genießen können (vgl. Sen 
1994: 457). Was die Frage einer strikt egalitaristischen Arbeitsteilung anbe-
langt, äußert sich Nussbaum explizit zu dieser Thematik. Sie differenziert für 
die Paradigmen, die von getrennten Tätigkeitsbereichen von Männern und 
Frauen ausgehen, zwei Positionen:  
1.  Für die erste Position (A) ist grundsätzlich die Norm einer Geschlech-
tergleichheit von Bedeutung, diese wird jedoch im Sinne einer ge-
schlechtsspezifischen lokalen Spezifikation ausgelegt: Für Männer 
wie für Frauen gilt zwar derselbe normative Katalog an Fähigkeiten, 
wobei aber die Tätigkeiten von den Geschlechtern in unterschiedli-
chen Lebensbereichen ausgeführt werden sollten (vgl. Nussbaum 
1999: 219). Nussbaum erachtet diese Position als problematisch, weil 
„[…] die Zuweisung von »getrennten, aber gleichen« Tätigkeitsberei-
chen […] gewöhnlich den Zielen einer dominanten Gruppe [dient] 
und […] die Unterdrückung der Machtlosen [zementiert] (Nussbaum 
1999: 222).  
2.  Die zweite Position (B) nimmt zwei geschlechtsspezifische Normen 
an: Für Männer und Frauen gelten verschiedene Tätigkeitskataloge. 
Hieran kritisiert Nussbaum u. a., dass die wissenschaftliche Überprü-
fung nicht möglich ist, da Säuglinge von Geburt an gemäß ihrem Ge-
schlecht unterschiedlich behandelt werden und ihre Emotionen unter-
schiedlich interpretiert werden. Insofern ist es nicht möglich die Kul-
tur soweit auszuklammern, dass die notwendigen Informationen über 
die Grundfreiheiten eruiert werden. 
Nussbaum argumentiert, dass eine Arbeitsteilung im Haushalt auch über 
einen längeren Zeitraum völlig vernünftig sei, weil die Haushaltsmitglieder 
ein unterschiedliches Geschick für spezifische Aufgaben haben, aber:   
„Es wäre gegenüber dem aktuellen Zustand in allen bekannten Ländern schon ein 
großer Fortschritt, wenn die häuslichen Pflichten vom Zeit- und Arbeitsaufwand 
her gleich verteilt wären. Aber selbst in dieser utopischen Situation kann die Zu-
weisung von Aufgaben gemäß der traditionellen Rollenverteilung fragwürdig 
sein, da sie möglicherweise mit einem Mangel an Achtung und Selbstachtung 
verbunden ist. Wenn zum Beispiel nur alle Mädchen kochen lernen, ist dies nicht 
ein neutraler Fall von Spezialisierung (so wie das eine Kind Klavier, das andere 
Klarinette lernt); denn dadurch werden die Stereotype verstärkt, die historisch mit 
der Tatsache assoziiert sind, daß [sic!] den Frauen weder der Status von Staats-
bürgerinnen noch Autonomie zuerkannt wurde. Daher komme ich zu dem Schluß 
[sic!], daß [sic!] es keine guten Argumente für die Position A gibt und daß [sic!] 
selbst der kluge Gebrauch von A zur schrittweisen Durchsetzung von gesell-
schaftlichen Veränderungen mit Vorsicht sowie mit dem Bewußtsein [sic!] zu be-
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trachten ist, daß [sic!] es Normen gibt, die genuinere Gleichheit ermöglichen“ 
(Nussbaum 1999: 222). 
Aufgrund ihrer Kritik an beiden Positionen trifft Nussbaum folgende 
Schlussfolgerung und betont die Lösung des Gerechtigkeitsproblems – eines 
durch Ungleichbehandlung verursachten Mangels an Fähigkeiten – von Frau-
en durch die Konzeption des guten menschlichen Lebens (vgl. Nussbaum 
1999: 226): 
„Mithin kann die Gesellschaft den Menschen nicht zu einem erfüllten Leben ver-
helfen, wenn sie die Bereiche [für Frauen die Familie und für Männer die Er-
werbstätigkeit] einfach trennt. Sie muß [sic!] danach streben, in jedem einzelnen 
Menschen die volle Bandbreite menschlicher Fähigkeiten zu entwickeln“ (Nuss-
baum 1999: 225). 
4.6.4. Ein Egalitarismus oder viele Egalitarismen? Varianten des 
Egalitarismus 
Inwiefern können wir überhaupt von einem einzigen Egalitarismus ausgehen? 
Knight/Brinton (2017) befassen sich mit der Frage „One Egalitarism or Se-
veral?“ (Knight/Brinton 2017: 1485). Müssen wir nicht viel mehr von unter-
schiedlichen Egalitarismen innerhalb Europas ausgehen sowie Egalitarismus 
als mehrdimensional erachten? Knight/Brinton hinterfragen die von vielen 
ländervergleichenden Studien vertretene implizite These einer eindimensio-
nalen Dichotomie zwischen Egalitarismus und Traditionalismus. Die zentrale 
Annahme der Autorinnen ist: 
„[…] we suggest that while there may be a general trend across post-industrial 
Europe toward gender egalitarism in its narrowest sense (i.e., away from tradi-
tionalism and the belief in male primacy) there will be a continued plurality of 
egalitarianisms; some individual will support greater similarity between men and 
women (less gender essentialist) and others will emphasize the distinct character-
istics of men and women (more gender essentialist)” (Knight/Brinton 2017: 
1493f.). 
Knight/Brinton analysieren 17 europäische Länder und identifizieren mittels 
einer latenten Klassenanalyse drei Formen des Egalitarismus: den „liberal 
egalitarianism“, den „egalitarian familism“ und den „flexible egalitarianism“ 
(Knight/Brinton 2017: 1485). Sie stellen fest, dass die europäischen Länder 
nicht zu einem dominanten egalitären Modell konvergieren, sondern vielmehr 
durch Varianten des Egalitarismus differenziert bleiben (vgl. Knight/Brinton 
2017: 1485).  
„[…] the traditional and liberal egalitarian classes comprise the classic bookends 
of a linear approach to gender egalitarianism. On the one hand, views of male 
primacy and gender essentialism support traditional family and work values; on 
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the other hand, non-gender-essentialist attitudes and disagreement with male 
primacy are supportive of egalitarian family values and prowork attitudes. How-
ever, beyond this dichotomy we identify two classes that evince a more complex 
attitudinal structure” (Knight/Brinton 2017: 1502). 
Wesentlich ist, dass die Autorinnen das Argument des „freedom of choice“ 
hervorbringen, um die lineare Annahme zwischen Egalitarismus und Traditi-
onalismus zu überwinden. Insbesondere gehen sie davon aus, dass die Kom-
bination von Einstellungen zu Egalitarismus, Essentialismus und individuel-
ler Wahl zu geschlechtsspezifischen Einstellungsschemata führen wird, die 
mit unterschiedlichen Ideologien zusammenhängen und nicht als Varianten 
entlang eines traditionellen bis egalitären Spektrums verstanden werden kön-
nen (Knight/Brinton 2017: 1492). Knight/Brinton haben ferner einen mehr-
dimensionalen Ansatz entwickelt gemäß dem sich Genderrollen-
Einstellungen nach den Dimensionen „egalitarianism“, „essentialism“ und 
„individual choice“ unterscheiden lassen, wobei innerhalb Europas die oben 
genannten Hauptklassen identifiziert wurden (vgl. Knight/Brinton 2017: 
1517). Während in den vergangenen Jahrzehnten Zweifel an der impliziten 
Annahme der Modernisierungstheorie einer Entwicklung vom Gender-
Rollen-Traditionalismus zum Egalitarismus aufgekommen sind, haben Gen-
derungleichheits-WissenschaftlerInnen begonnen, die Kohärenz des Egalita-
rismus selbst in Frage zu stellen (vgl. Knight/Brinton 2017: 1486). 
4.7. Ein Anwendungsbeispiel des Capability Approachs zur 
Work-Life-Balance 
Hobson (2011) überträgt den Capability-Ansatz von Sen auf die Diskrepanz 
zwischen Einstellungen und Verhaltensweisen bezüglich der Work-Life-
Balance, deren Ambivalenz sie mittels des „agency-gaps“ zu erklären ver-
sucht („agency achievement“ bedeutet nach Sen (1992) das für Handlungs-
möglichkeiten zur Verfügung stehende, realisierte individuelle Bündel an 
Functionings respektive die Realisierung individueller Ziele, unabhängig 
davon, ob diese zum well-being62 beitragen. Ferner ist agency als Handlungs-
fähigkeit zu verstehen63). 
 
62 Sens pluralistisches Konzept des well-beings wird im folgenden Zitat deutlich: „There are 
many fundamentally different ways of seeing the quality of living, and quite a few of them 
have some immediate plausibility. You could be well off, without being well. You could be 
well, without being able to lead the life you wanted. You could have got the life you want-
ed, without being happy. You could be happy, without having much freedom. You could 
have a good deal of freedom, without achieving much. We can go on“ (Sen 1987: 1).   
63 „A person’s agency achievement refers to the realization of goals and values she has rea-
sons to pursue, whether or not they are connected with her own well-being“ (Sen 1992: 56). 
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Agency gap: „New rights and policies for WLB have emerged at the European 
and national levels – including rights to reduce hours, entitlements to care leaves, 
and flexibility in working times and workplace. However, there is a gap in the 
capabilities of individual parents to exercise these rights and utilize these options. 
The extent of this “agency gap” is dependent on how these entitlements are em-
bedded in different national policy frameworks, mediated through firms/ work-
places, and translated into individual lives and households“ (Hobson 2011: 148). 
Ihrer Argumentation folgend besteht das agency gap zwischen den Policies 
und den Möglichkeiten von Individuen, diese zu nutzen bzw. in einer fehlen-
den Umsetzung politischer Rechte, aufgrund von individuellen, sozietalen 
und institutionellen Hürden. Capabilities werden auf „[…] the agency free-
dom to achive a WLB [Work-Life-Balance]“ übertragen (Hobson 2011: 149). 
Ferner werden Sens Kategorien des Capability Sets (individual, environmen-
tal und societal factors) zu individual, societal und institutional factors modi-
fiziert und bilden nach Hobsons Konzept das Capability Set der Work-Life-
Balance im Europäischen Kontext (vgl. Hobson 2011: 157). Auf diese Diffe-
renzierung wird im Rahmen der Konzeptualisierung der Typologie von 
Machtverhältnissen zurückgegriffen, um die Barrieren einer „agency free-
dom“ – einen Pluralismus innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements zu 
erreichen – herzuleiten. Anders formuliert werden die „agency inequalities“ 
einer nach wie vor traditionell dominierten innerhäuslichen Arbeitsteilung 
analysiert. Ein erster Bezug kann zwischen den mikrosoziologischen Theo-
rieansätzen und den Indizes zur Messung von Genderungleichheiten her-
gestellt werden: insofern als individual factors nach Hobson (2011) überwie-
gend individuelle Aspekte der symmetrischen ökonomischen Theorien impli-
zieren (u. a. Humankapital, Einkommen, aber auch Gender, Alter), societal 
factors mittels der Fokussierung auf Normen an asymmetrische Theorien 
erinnern (Normen, die über Bezugsgruppen, Medien/öffentliche Diskurse und 
soziale Bewegungen/Mobilisierungen entstehen) und letztlich institutional 
factors (Policy Level: u. a. (soziale) Rechte, Dienstleistungen der (Kinder-
)Betreuung) auf einer makrosoziologischen Argumentation beruhen, die 
vorwiegend für die Konzeption von Genderungleichheitsindizes von Bedeu-
tung ist. Vornehmlich ist die Verknüpfung, dass individuelle und sozietale 
Faktoren in einen institutionellen Rahmen eingebettet sind, wesentlich (vgl. 
Hobson 2011: 159). Erste Faktoren einer Differenzierung zwischen Function-
ings und Capabilities, die aus der bisherigen Argumentation abgeleitet wer-
den können, sind beispielhaft in Tabelle 5 dargestellt. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Sen an den etablierten Gerechtig-
keitstheorien eine Utopie des transzendentalen Institutionalismus kritisiert. 
Fragen der Gerechtigkeit sollten statt auf gerechte Institutionen auf die Ein-
schätzung sozialer Verwirklichung bezogen werden. Darüber hinaus sieht er 
eine Stärkung von Gerechtigkeitstheorien in vergleichenden Erwägungen 
anstelle eines unmöglichen Versuchs, vollkommen gerechte Regelungen fest- 
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Tabelle 5: Faktorenbeispiele für Functionings und Capabilities 
Erreichte Functionings Capabilities  
Erreichter Bildungsstand Bildungszugang 
Ausgeübter Beruf, erzieltes  
Einkommen 
Zugang zum Arbeitsmarkt 
Kinder Freie Entscheidung zur  
Reproduktion: 
Freiheit zur Realisierung/ zur Nicht-
Realisierung des Kinderwunsches 
Verwirklichte Einstellungen Recht auf Meinungsfreiheit 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
zulegen (vgl. Sen 2010a: 437f.). Der Capability-Ansatz verbindet zwei we-
sentliche Aspekte für die Erklärung sozialer Ungleichheiten miteinander: 
erstens Functionings (Funktionsweisen), die sich auf das Ergebnis einer spe-
zifischen erreichten Handlung beziehen und zweitens Capabilities (Befähi-
gungen), die die Freiheit der Handlungsmöglichkeiten implizieren. Fraglich 
ist, warum die Berücksichtigung von Teilhabechancen im Kontext von Gen-
derungleichheiten ein zentraler Aspekt ist, den es zu berücksichtigen gilt? Zur 
Verdeutlichung der Relevanz erfolgt ein weiteres Beispiel:  
Wird die Erwerbslosigkeit zweier Mütter miteinander verglichen, ist die 
Mutter, die sich freiwillig dazu entschieden hat, erwerbslos zu sein, um sich 
der Kinderbetreuung zu widmen, ebenso ein ‚Opfer‘ der Erwerbslosigkeit, 
wie eine, der es gesetzlich untersagt ist, erwerbstätig zu sein. Die Erwerbslo-
sigkeit ist in beiden Fällen eine in die Tat umgesetzte Funktionsweise, doch 
gibt es einen relevanten Unterschied zwischen den Fällen: während die erste 
Mutter freiwillig aufgrund ihrer Präferenzen die Handlungsalternative der 
Erwerbslosigkeit gewählt hat, ist die zweite Mutter insofern benachteiligt, als 
ihr keine Wahlmöglichkeit zur Verfügung stand; unfreiwillig musste sie ihre 
Rolle einnehmen (andernfalls wäre sie negativen Sanktionen ausgesetzt). Ob 
erreichte Functionings das Ergebnis einer individuellen Wahl darstellen oder 
auf einen Mangel an Verwirklichungschancen zurückzuführen sind, ist folg-
lich ein zentrales Kriterium für die Bewertung von Gleich- bzw. Ungleichhei-
ten von Functionings. Würde nur die genutzte Funktionsweise der Erwerbslo-
sigkeit gemessen, wäre kein Unterschied der Genderungleichheit zwischen 
den beiden Müttern festzustellen. Ergo: eine Unterscheidung zwischen „Han-
deln“ und „Freiheit zum Handeln“ ist erforderlich (Sen 2010a: 265, Hervor-
hebungen im Original; die Verf.). Doch gibt es systematische Disparitäten 
der Freiheiten zwischen Frauen und Männern in unterschiedlichen Gesell-
schaften, die häufig nicht nur auf Einkommensdifferenzen oder Ressourcen 
begrenzt werden können. Obwohl Lohnunterschiede in vielen Gesellschaften 
einen konstitutiven Teil von Genderungleichheiten einnehmen, bestehen viele 
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andere Bereiche, die ebenso relevant für die Erfassung von Genderungleich-
heiten sind, wie z. B. die innerhäusliche Arbeitsteilung (vgl. Sen 1992: 122). 
Insofern ist die Stärke der Senschen Perspektive, seine Theorie auf unter-
schiedliche Bereiche von Ungleichheiten – und in diesem Fall auf Genderun-
gleichheiten – anwenden zu können. Hierin ist gleichwohl eine wesentliche 
Schwäche zu finden: die Offenheit der Theorie kann zu sehr unterschiedli-
chen Auslegungen führen (für eine detaillierte Zusammenfassung von Sens 
Theorie sowie einen Überblick über die historische Entwicklung und die 
Schwächen des HDI s. Stanton (2007) „The Human Development Index. A 
History“). 
In Abbildung 3 ist eine Zusammenfassung des Capability Approachs dar-
gestellt. In Anlehnung an Hobson lässt sich das Capability Set, d. h. die Ge-
samtmenge an Verwirklichungschancen, aus individuellen, kulturellen und 
institutionellen Faktoren im Europäischen Kontext abbilden. Für die Trans-
formation von Ressourcen in verwirklichbare Handlungsmöglichkeiten und 
weiterführend in verwirklichte Funktionsweisen („Achieved Functionings“) 
werden sogenannte Umwandlungsfaktoren („Conversion Factors“) zur Ver-
mittlung benötigt (s. Kapitel 4.5.). Dass im Sinne einer dynamischen Per-
spektive erreichte Funktionsweisen grundsätzlich wiederum eine Rückkopp-
lung auf Ressourcen und individuelle Umwandlungsmöglichkeiten haben 
können, soll ergänzend durch den gestrichelten Pfeil visualisiert werden. 
4.8. Eigene Erweiterung: Macht im Capability-Ansatz als 
Fähigkeit und Befähigung 
Für die Konzeption einer Theorie der Macht werden Sens Capabilities als 
Power-Capabilities verstanden, die für die Realisierung einer Handlungsal-
ternative innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements zur Verfügung stehen. 
Capabilities beziehen sich im Allgemeinen auf die Freiheit der Handlungs-
wahl als Befähigung, die hier im Sinne einer Ermächtigung (Empowerment) 
den Handlungsspielraum festlegen (Sens Befähigung entspricht hier der Em-
powerment). Das Power-Capability Set umfasst die Gesamtheit an Power-
Capabilities, die auf unterschiedlichen Ebenen (individuell, kulturell, institu-
tionell und strukturell) verortet werden können (s. Kapitel 9.). Auf individu-
eller Ebene sind Ressourcen zwar für die Machtfähigkeit (im Sinne einer 
Verhandlungsmacht) von Bedeutung, doch so wie Sen eine ressourcenorien-
tierte Fokussierung der Messung des Wohlergehens feststellen konnte, ist 
auch eine ressourcenorientierte Analyse der innerhäuslichen Arbeitsteilung
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festzustellen64. Darüber hinaus sind die theoretischen Ansätze der Genderthe-
orien und ihre empirische Analyse zunehmend en vogue. Sens Ansatz bietet 
den notwendigerweise komplexen und multidimensionalen theoretischen 
Rahmen für Genderungleichheiten der Power-Capabilities, um diese Theo-
rien in einen argumentativen Zusammenhang innerhalb eines makrostruktu-
rellen Kontextes zu bringen und die Barrieren eines Pluralismus innerhäusli-
cher Arbeitsteilungsarrangements aufzeigen zu können. 
Ähnlich wie auch bei Krügers/Levys (2000) institutionenorientierten Le-
benslaufansatzes wird „[…] ein Modell [konstruiert], das subjektives Han-
deln und die biographisch zeitgleiche Teilhabe an verschiedenen Institutionen 
[u. a Bildungssystem, Arbeitsmarkt] miteinander verbindet und hierüber 
biographisch wechselnden Handlungschancen von Personen Rechnung tragen 
kann“ (Krüger/Levy 2000: 382). Zwei zentrale Vorteile dieses mehrdimensi-
onalen Verfahrens bestehen darin, dass erstens die Egalitätskonzeption der 
Gleichstellung nicht, wie in vielen anderen Studien, normativ-egalitär (u. a. 
Coverman (1985), Ott (1992), Schulz/Blossfeld (2006)), sondern pluralistisch 
erfolgt. Zweitens kann mittels der Capabilities eine Kontextualisierung 
vorgenommen werden: „The capabilities paradigm is a normative framework 
for life quality that can be adopted to different contexts“ (Hobson 2011: 153).  
Sowohl Hobson als auch Esping-Andersen sowie Korpi vertreten eine Orien-
tierung am skandinavischen Wohlfahrtsstaatsmodell, die von Ostner (2004b) 
als „hegemonialer Wohlfahrtsstaatsfeminismus“ bezeichnet werden würde 
bzw. bezugnehmend auf Hobson und Orloff auch bezeichnet wird (Ostner 
2004b: 45). Bevor auf diese Debatte, einschließlich Ostners Kritik detailliert 
eingegangen wird, erfolgt zunächst eine Beschreibung der klassischen Typo-






64 „I would argue that the question of gender inequality in the advanced societies – no less 
than in the developing countries – can be understood much better by comparing those 
things that intrinsically matter (such as functionings and capabilities), rather than just the 
means like primary goods or resources. The issue of gender inequality is ultimately one of 
disparate freedoms” (Sen 1992: 125). 
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5. Zur systematischen Ausklammerung der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung in der 
Wohlfahrtsstaatsforschung 
Da die Frage der Sozialpolitik immer auch eine Eigenart der Macht respekti-
ve der Ermächtigung darstellt, werden sowohl die Argumente Esping-
Andersens als auch Korpis im Rahmen der „Power Ressource School“ kate-
gorisiert65. „The issue of consensus in social policy is, accordingly, also a 
question of power“ (Esping-Andersen/Korpi 1987: 73). Das Argument lautet: 
„politics can be used against markets“ und bezieht sich auf die Dimension 
des Kräfteverhältnisses zwischen Markt und Staat (vgl. Esping-Andersen 
1990: 23). Zunahmen von Staatseingriffen drängen den Markt zurück, wo-
raus eine Verschiebung von ökonomischer Macht hin zu politischer Macht 
resultiert. Die „Power Resource School“ betrachtet den Konflikt zwischen 
ArbeiterInnen und KapitalistInnen als zentral und erachtet die Sozialpolitik 
als eine kritische Arena für die Entwicklung, Verteilung und Verbesserung 
von Machtressourcen. BefürworterInnen dieser Schule – wie u. a. Korpi 
(1978; 1983) – argumentieren, dass die ArbeiterInnenklasse Möglichkeiten 
hat, die Sozialpolitik in eine Richtung zu lenken, die ihren Interessen zweck-
dienlich ist, um ihre Ressourcen weiter auszubauen. Es werden zwei Arten 
von Machtressourcen identifiziert: marktbasierte Machtressourcen (in Form 
von Kapital und ökonomischen Ressourcen), die in kapitalistischen Systemen 
inhärent und zwischen sozialen Klassen und Interessensgruppen ungleich 
verteilt sind und das Recht zu wählen sowie kollektives Handeln (politisch) zu 
organisieren, wobei angenommen wird, dass das Wahl- und Vereinigungs-
recht in einer Demokratie jedem Bürger/jeder Bürgerin aufgrund der Staats-
bürgerschaft offen steht, d. h. gleichmäßig verteilt ist (vgl. Korpi 1989: 312). 
KapitalistInnen verfügen über größere Ressourcen auf dem Markt, während 
ArbeiterInnen aufgrund ihrer größeren Anzahl über mehr Ressourcen im 
politischen Geschehen verfügen. ArbeitnehmerInnen – so die Argumentation 
der „Power Resource School AnhängerInnen“ – werden politische Ressour-
cen nutzen, um Marktprozesse zu beeinflussen und Sozialleistungen auszu-
weiten (vgl. Orloff 1993b: 66). „In short, politics can be used against markets 
(to borrow from the title of Esping-Andersen’s 1985 book)” (Orloff 1993b: 
 
65 „Die leitende Idee war, dass Klasseninteressen mit der sozialen Lage korrelieren. Die 
Arbeiter[Innen]klasse und die politische Linke unterstützten die Wohlfahrtsreform gleich-
sam naturgemäß, die Rechte und die Mittelklassen waren zwangsläufig dagegen. Das Kräf-
teverhältnis zwischen beiden galt als maßgeblich für den Ausgang der Auseinandersetzung 
um die soziale Frage. So etwa lässt sich die Argumentation zusammenfassen, die von der 
labouristischen bzw. sozialdemokratischen, auf Machtressourcen abstellenden Wohlfahrts-
staatstheorie vertreten wird“ [wie u. a. von Korpi (1978) und Esping-Andersen (1985; 
1990)] (Baldwin, P. 2003: 50). 
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66). Da die Entwicklung von Wohlfahrtsstaaten nicht allein auf ArbeiterIn-
nenbewegungen zurückgeführt werden könne (wie jedoch von neo-
marxistischen „left power resource“-Ansätzen angenommen wird), argumen-
tiert Esping-Andersen: „[…] the history of political class coalitions [is] the 
most decisive cause of welfare state variations“ (Esping-Andersen 1990: 1). 
Die unterschiedlichen Ausprägungen der ArbeiterInnenbewegung könne 
nicht allein die Variationen der Ausgestaltung von Sozialstaaten erklären, 
weshalb aus der Perspektive Esping-Andersens die Geschichte von Wohl-
fahrtsstaaten durch politische Klassenkoalitionen zu rekonstruieren sei (vgl. 
Manow 2007: 416). In Folge der Argumentation von Esping-Andersen 
(1985) etablierte sich eine Diskussion über die Pluralität von Wohlfahrtstaat-
lichkeit, weshalb Esping-Andersen (1990) seine These vom „erstrebenswer-
ten sozialdemokratischen Regime“ als Leitbild und den restlichen „residualen 
Wohlfahrtsstaaten“ modifiziert, indem er  
„[…] die schlichte manichäische Dualität zugunsten einer neutestamentarischen 
Trinität aufgegeben [hat]. Statt einer einzigen Achse mit zwei Polen, auf der die 
Wohlfahrtsstaaten entsprechend ihrer jeweiligen Abweichung vom Ideal verortet 
werden, sah er nun drei getrennte Pfade wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung mit 
jeweils verschiedenen Zielrichtungen“ (Baldwin, P. 2003: 55). 
Die Wohlfahrtsstaatsforschung, die für die Analyse von Ungleichheiten ein 
wesentlicher Forschungszweig ist, hat hierbei lange Zeit versäumt, innerhäus-
liche Arbeitsteilungsarrangements zu berücksichtigen, wie anhand der fol-
genden Forschungsdebatte ersichtlich wird. 
5.1. Die „Power Resource School“ nach Esping-Andersen 
und Korpi und ihre feministische Kritik 
Eines der grundlegenden Werke innerhalb der Wohlfahrtsstaatsforschung, auf 
das immer wieder Bezug genommen wird, ist Esping-Andersens „The three 
Worlds of Welfare Capitalism“. Esping-Andersen (1990) entwickelte im 
Rahmen seiner Staats-Markt-Typologie drei Idealtypen von Wohlfahrtsstaa-
ten, die sich in ihrem Zusammenspiel zwischen Staat, Markt und Familie 
unterscheiden: den liberal-angelsächsischen, den konservativ-
kontinentaleuropäischen und den sozialdemokratisch-skandinavischen Wohl-
fahrtsstaat.  
„As we survey international variations in social rights and welfare-state stratifica-
tion, we will find qualitatively different arrangements between state, market and 
the family. The welfare-state variations we find are therefore not linear distribut-
ed, but clustered by regime-types” (Esping-Andersen 1990: 26). 
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Im Hinblick auf die Erklärung der Regime seien die Mobilisierung der Arbei-
terInnenklasse, politische Koalitionen und nationale Entwicklungspfade der 
Wohlfahrtsstaatsbildung von Bedeutung, wobei der Mobilisierung der Arbei-
terInnenklasse eine deutlich geringere Relevanz66 zugesprochen wird (vgl. 
Esping-Andersen 1990: 29). Für einen kurzen Überblick sind nachfolgend die 
wesentlichen Charakteristika der Regime aufgeführt: 
1. Liberal-angelsächsisch (USA, Australien, Kanada, Schweiz, Japan):  
- Marktfreiheit als zentrales Prinzip 
- geringe Umverteilung67   
- minimale Dekommodifizierung68   
- Arbeit wird als Ware gehandelt 
- private Fürsorge/Absicherung 
- Markt als zentrale Instanz des Bedarfsausgleichs: geringe Sozialleis-
tungen, die an strenge Bedürftigkeitsüberprüfungen gekoppelt sind 
- hohe sozioökonomische Ungleichheiten 
2. Konservativ-kontinentaleuropäisch (Österreich, Belgien, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Niederlande69):  
 
66 „It is a historical fact that welfare state construction has depended on political coalition-
building. The structure of class-coalitions is much more decisive than are the power re-
sources of any single class” (Esping-Andersen 1990: 30). 
67 Die Dimension der Stratifizierung (Schichtung) führt Esping-Andersen auf die Möglichkeit 
von Sozialstaaten zurück, Umverteilungen vorzunehmen. Sowohl ökonomische Gleichheit 
als auch Differenz kann durch das Agieren des Staates hergestellt werden. Stratifizierung 
meint folglich die politische Möglichkeit des Staates eine Strukturierung sozialer Differen-
zen vorzunehmen. Ferner unterscheiden sich die drei Wohlfahrtsstaatsregime in ihrer Strati-
fizierungswirkung: Das sozialdemokratische Regime basiert überwiegend auf universalen 
Wohlfahrtsleistungen, woraus eine egalisierende Stratifizierungswirkung resultiert. Die 
Leistungen im konservativen Regime sind primär erwerbsabhängig, was Statusungleichhei-
ten verfestigt. Im liberalen Regime sind Leistungen abhängig von einer materiellen Be-
darfsüberprüfung, was zu verschärften Ungleichhheiten führt. 
68 Die Dimension der Dekommodifizierung minimiert die Abhängigkeit von bezahlter Er-
werbstätigkeit durch sozialstaatliche Leistungen respektive es entsteht eine Entkopplung 
von Erwerbstätigkeit und Sozialleistungen. „De-commodification occurs when a service is 
rendered as a matter of right, and when a person can maintain a livelihood without reliance 
on the market“ (Esping-Andersen 1990: 21f.). 
69 Über die Schwierigkeiten der Klassifizierung der Niederlande wird im Rahmen der Fallbe-
schreibung ausführlich diskutiert. Vorwegzunehmen ist, dass Goodin/Smitsman auf Esping-
Andersens Fehlklassifizierung der Niederlande verweisen: „Within his own coding catego-
ries and (alas, now dated) data, the Dutch welfare state should have been classed squarely 
within his “social democratic welfare regime” type. […] Esping-Andersen himself was re-
luctant to accept this conclusion, though. For him, it seems, program structures of the sort 
analyzed in Three Worlds of Welfare Capitalism are only part of the story. While in terms 
of program structures and policy instruments the Netherlands may have looked like a high-
tax, high-transfer social democratic welfare state, it was not, in his eyes, “really” social 
democratic because those policies and programs came about via the wrong historical route. 
Owing to fundamentally corporatist features of its pillarized past, Esping-Andersen still 
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- Familie als zentrale Instanz 
- Sicherheit als übergeordnetes Ziel 
- geringe Umverteilung, erwerbsorientiert 
- Sozialleistungen sind abhängig von Dauer und Höhe zuvor geleiste-
ter Beiträge/Unterstützung korrespondiert mit ehemaligen Beiträgen 
aus Erwerbstätigkeit  
- mittlere Dekommodifizierung  
3. Sozialdemokratisch-skandinavisch (Schweden, Norwegen, Dänemark, 
Finnland):  
- Staat als zentrale Instanz 
- übergeordnetes Ziel: Gleichheit 
- hohe Umverteilung  
- hohe Dekommodifizierung 
- egalisierende Stratifizierungswirkung  
Die Wohlfahrtsregime können anhand der Staats-Markt-Familien-Triade 
differenziert werden, inwiefern sie welche Einheit gewichten. Diese Typolo-
gie hat sich zwar zu einem Grundlagenkonzept in der Wohlfahrtsstaatsfor-
schung etabliert, jedoch finden osteuropäische Länder keine Berücksichti-
gung und auch die südeuropäischen Länder argumentierten vehement, dass 
sie eigenständige Wohlfahrtsstaaten darstellen, selbst wenn sie Wohlfahrts-
staatlichkeit nicht in derselben Weise gestalten, wie sie dem nordeuropäi-
schen Modell entspricht (vgl. Baldwin, P. 2003: 56). In Folge eines ausführ-
lichen wissenschaftlichen Diskurses etablierte sich das Argument der neueren 
Wohlfahrtsstaatsforschung, von einer Vielfalt historischer Wohlfahrts-
staatstypen auszugehen, was maßgeblich von P. Baldwin (1990) vorangetrie-
ben wurde.  
Darüber hinaus ist insbesondere seitens des Feminismus auch Fundamen-
talkritik geübt worden, dass der Bereich der Familie nur oberflächlich thema-
tisiert und vornehmlich die unbezahlte Hausarbeit vernachlässigt würde.  
„Die feministische Wohlfahrtsstaatsforschung hat Esping-Andersen […] zu 
Recht vorgeworfen, dass sein Verständnis von Familie oberflächlich und seine 
Konzeption des Verhältnisses zwischen Familie und Staat in der Wohlfahrtspro-
duktion unterkomplex sei“ (Leitner 2013: 19). 
 
persists in classifying the Netherlands as a “conservative Continental corporatist” welfare 
state” (Goodin/ Smitsman 2000: 41). 
131 
5.2. Feministische Kritik an Mainstream-Typologien 
Das Konzept der Dekommodifizierung70 nimmt nahezu ausschließlich Bezug 
auf das männliche Erwerbsmodell (weil nicht alle in gleichem Ausmaß am 
Erwerbsleben teilnehmen, Frauen sind weniger kommodifiziert): „[…] any 
further development of the concept of ʻwelfare regimeʼ must incorporate the 
relationship between unpaid as well as paid work and welfare“ (Lewis 1992: 
159). Das Konzept der Stratifizierung richtet das Hauptaugenmerk auf 
Machtressourcen durch Klassenbeziehungen. Die Typologie ist insgesamt auf 
eine Staats-Markt-Relation begrenzt und vernachlässigt Genderungleichhei-
ten, wobei eine genderdifferenzierte Betrachtung von Wohlfahrtsstaaten 
einschließlich der innerhäuslichen Hausarbeiten/unbezahlten Arbeit vor-
nehmlich von Jane Lewis, Ilona Ostner und Ann Shola Orloff angeregt wur-
de.  
„Its [mainstream comparative research] concepts are explicitly gender-neutral – 
but the categories of workers, state-market relations, stratification, citizenship, 
and decommodification are based on a male standard; moreover, gender relations 
and their effects are ignored” (Orloff 1993a: 307).  
Ann Shola Orloff wirft dies insbesondere Esping-Andersen (1985; 1989; 
1990) und Korpi (1989 sowie Esping-Andersen/Korpi 1987) vor und leitet 
aus ihrem Vorwurf einen integrativen Ansatz von Mainstreamkonzepten der 
Power Resource School und der Genderdimension ab (vgl. Orloff 1993a: 
303): 
1. Die Staats-Markt-Relation wird zur Staats-Markt-Familien-Relation 
ausgeweitet, wodurch wohlfahrtsstaatliche Leistungen auch für die 
Familie berücksichtigt werden. Ein für diese Dissertation zentraler 
Kritikpunkt ist, dass „Power resource analysts simply do not discuss 
power relations within the family“ (Orloff 1993a: 313). Ferner sind 
„[…] gender hierarchies, power relations within families, and the so-
cial organization of caring and domestic labor” in diese Dimension zu 
integrieren (Orloff 1993a: 322).  
2. Die Dimension der Stratifizierung wird durch die Berücksichtigung 
von staatlicher sozialer Absicherung in Bezug auf die Genderrelation, 
insbesondere die Behandlung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, 
erweitert. Orloff übt vornehmlich an der impliziten Annahme von An-
gehörigen der Power Resource School Kritik, dass Frauen zwischen 
 
70 „Thus concepts such as ʻdecommodificationʼ or ʻdependencyʼ have a gendered meaning 
that is rarely acknowledged. While Esping-Andersen (1990) writes of decommodification 
as a necessary prerequisite for workers’ political mobilization, the worker he has in mind is 
male and his mobilization may depend as much on unpaid female household labour as state 
policies“ (Lewis 1992: 161). 
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unbezahlter Hausarbeit und bezahlter Erwerbstätigkeit gewählt hätten 
(vgl. Orloff 1993a: 317). Teilzeitarbeit sei doch gerade der Versuch, 
Erwerbsarbeit und Hausarbeiten miteinander zu vereinbaren, sodass 
diese Tätigkeiten nicht als einander ausschließende Bereiche verstan-
den werden können. 
3. Zugang zu bezahlter Arbeit und die Fähigkeit, einen autonomen 
Haushalt zu führen (Freiheitsargument der Individualisierung)71 wer-
den zusätzlich innerhalb der Dimension der De-kommodifizierung 
thematisiert.  
Ein Wandel der paternalistischen Vorstellungen von führenden Wohlfahrts-
staatsforscherInnen kann nach Orloff durch eine Evaluierung von  
„(1) the extent to which the state has taken over the provision of welfare services 
(an aspect of state-family-market relations), (2) the relative treatment of paid and 
unpaid workers (an aspect of stratification), (3) the bases of people’s claims to 
services (an aspect of social citizenship rights), (4) women’s access to paid work, 
and (5) women’s capacities to form an maintain autonomous households”, er-
reicht werden (Orloff 1993a: 323). 
Durch die feministische Auseinandersetzung Ostners (1998) mit der Wohl-
fahrtsstaatstypologie Esping-Andersens (1990) wurde das Konzept der De-
Familialisierung72 entwickelt. 
„Frauen, so die These, müssten, um dem Mann vergleichbar in den Arbeitsmarkt 
integriert sein zu können, erst wie dieser „kommodifiziert“ (beschäftigungsfähig) 
werden, konkret: von der Pflicht, zuhause für Kinder und ältere Familienangehö-
rige zu sorgen, befreit, also „de-familialisiert“ werden“ (Leitner et al. 2004: 16). 
„Die anvisierte (Re-)Kommodifizierung erfordert langfristig eine De-
Familialisierung von Frauen. Gleichzeitig bedeutet ein Mehr an De-
Familialisierung ein Weniger an Familialisierung, wobei allerdings höchst ambi-
valente Entwicklungen und Differenzierungen zwischen unterschiedlichen Grup-
pen von Frauen festzustellen sind“ (Leitner et al. 2004: 17). 
Negative De-Familialisierungsmaßnahmen bzw. Re-Kommodifizierungs-
maßnahmen schränken das Spektrum an möglichen Lebensentwürfen ein, 
positive erweitern den Optionsrahmen durch Möglichkeiten zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie (vgl. Leitner et al. 2004: 17; Leitner 2013: 26). Neben 
De-Familialisierungstendenzen können auch Familialisierungstendenzen in 
Deutschland festgestellt werden. Positive Maßnahmen fördern insbesondere 
 
71 Die Handlungsoption eine Beziehung zu beenden und eine autonome Haushaltsführung zu 
übernehmen – das „Right of Exit” nach Albert O. Hirschmann (1970) – könnte auch das 
Machtverhältnis in Paarbeziehungen beeinflussen. 
72 Die De-Familialisierung bezeichnet den „Prozess der Auslagerung von Pflege- und Betreu-
ungsarbeit aus der Familie“ im Unterschied zur Re-Familialisierung, die den „Prozess der 
Rückverlagerung von Pflege- und Betreuungsarbeit in die Familie“ beschreibt (Leitner 
2013: 16). 
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verheiratete Eltern, die es sich leisten können, nicht erwerbstätig zu sein (vgl. 
Leitner et al. 2004: 17).  
„Während also kinderlose Ehepartner zu Erwerbstätigen werden sollen, wird 
Ehepaaren mit Kindern weiterhin die Türe zum Ernährermodell offen gehalten 
bei gleichzeitiger Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ (Leit-
ner et al. 2004: 17).  
Negative Maßnahmen der Re-Familialisierungstendenzen betreffen Kürzun-
gen im Sozialversicherungsbereich, wodurch die Existenzsicherung für Nied-
rigeinkommensbezieherInnen prekär wird (vgl. Leitner et al. 2004: 19)73.  
„Beide Entwicklungen treffen Frauen in besonderer Weise: Zum einen werden 
Lebensentwürfe selektiv eingeschränkt (und gleichzeitig erweitert), zum anderen 
sind Frauen aufgrund geschlechtsspezifischer Arbeitsmarktdisparitäten von so-
zialen Kürzungsmaßnahmen stärker betroffen und damit schneller auf familiale 
Unterstützung (oder Sozialhilfe) angewiesen, obwohl mit dieser Unterstützung 
angesichts gesamtgesellschaftlicher Individualisierungstendenzen nicht mehr oh-
ne weiteres gerechnet werden kann“ (Leitner et al. 2004: 19). 
Esping-Andersen reagierte (1999) auf die Kritik, indem er die Differenzie-
rung von familialistischen und de-familisierenden Regimen74 einführte. Sozi-
aldemokratische Regime werden folglich als de-familisierend definiert, libe-
rale Regime werden über marktabhängige Dienstleistungen de-familisiert und 
konservative Regime werden als familialistisch klassifiziert.  
„Man kann dieser Analyse zunächst entgegen halten, dass (1) auch in den sozial-
demokratischen Wohlfahrtsstaaten die Familie immer noch der Hauptdienstleister 
im Pflege- und Betreuungsbereich ist und (2) die De-Familisierung in den libera-
len Wohlfahrtsstaaten einen starken schichtsspezifischen Bias enthält, da sich nur 
ein Teil der Bevölkerung de-familisierende Dienste leisten kann und die Qualität 
der erlangten De-Familisierung nach Einkommen variiert. Der Hauptkritikpunkt 
betrifft jedoch das zweite Indikatorenset, das Esping-Andersen zur Bestimmung 
des Familialismusgrads einsetzt [Anteil älterer Menschen, die bei ihren Kindern 
wohnen; arbeitslose Jugendliche, die bei ihren Eltern wohnen und die Anzahl der 
wöchentlich von Frauen verrichteten Stunden für Hausarbeiten]. Dieses bildet 
Ergebnisse wohlfahrtsstaatlicher Rahmenbedingungen ab, enthält aber keine In-
formationen zur strukturellen Ausgestaltung dieser Rahmenbedingungen und 
kann auch nichts zum Verhältnis zwischen strukturellen Rahmenbedingungen 
und Ergebnissen aussagen. Wenn es aber, wie in der oben zitierten Definition [s. 
u. Fußnote 74], um diejenigen sozialpolitischen Maßnahmen geht, die als struktu-
 
73 Die Differenzierung zwischen positiven/negativen De-Familisierungsmaßnahmen (=Re-
Kommodifizierungsmaßnahmen) und Re-Familisierungsmaßnahmen (=De-Kommodifi-
zierungsmaßnahmen) wurde bereits von Ostner (2003) eingeführt (vgl. Ostner 2003: 54). 
74 Ein familialistisches Regime „[…] is one in which public policy assumes – indeed insists – 
that household must carry the principal responsibility for their members‘ welfare. A de-
familizing regime is one which seeks to unburden the household and diminish individuals’ 
welfare dependence on kinship” (Esping-Andersen 1999: 51). 
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relle Rahmenbedingungen familisierend oder de-familisierend wirken, d. h. der 
Familie als Ort der Wohlfahrtsproduktion mehr oder weniger Gewicht beimes-
sen, sollten diese sozialpolitischen Maßnahmen auch ins Zentrum der Analyse 
gestellt werden“ (Leitner 2013: 23). 
In Abgrenzung zu Esping-Andersen und unter Berücksichtigung dieser Kritik 
hat Leitner (2003) eine Familialismustypologie75 entwickelt, die auf der Ge-
genüberstellung von familisierenden und de-familisierenden Maßnahmen 
beruht (vgl. Leitner 2013: 37):  
Der erste Typus, der explizite Familialismus, klassifiziert familisierende 
Maßnahmen, die Familien in ihren Betreuungs- und Pflegeaufgaben unter-
stützen. Darüber hinaus wird ein Fehlen von de-familisierenden Maßnahmen 
konstatiert, wodurch keine andere Wahl als die familiale Pflege und Betreu-
ung ermöglicht wird. 
Im Rahmen des optionalen Familialismus werden sowohl familisierende 
als auch de-familisierende Maßnahmen typologisiert. Familiale Pflege und 
Betreuung werden ermöglicht, ohne hierbei verpflichtend zu sein.  
Im impliziten Familialismus werden weder familisierende noch de-
familisierende Maßnahmen gewährt. Gleichwohl werden Pflege und Betreu-
ung hauptsächlich von der Familie übernommen, weil es keine anderen Al-
ternativen gibt.  
Der De-Familialismus ist durch seine de-familisierenden Maßnahmen ge-
kennzeichnet. Es bestehen keinerlei familisierende Maßnahmen, weshalb die 
Familie in Bezug auf Pflege und Betreuung zwar entlastet wird, jedoch auch 
kein Recht auf familiale Pflege und Betreuung besteht (vgl. Leitner 2003: 
358f.; Leitner 2013: 26f.). Die Typologie Leitners wird im Rahmen der theo-
riegeleiteten Fallauswahl in Bezug auf die Beschreibung und Differenzierung 
der konservativen Länder nochmals aufgegriffen, wobei ihre empirischen 
Fallbeispiele vertieft werden. 
Aufgrund der feministischen Kritik an der international vergleichenden 
Wohlfahrtsstaatsforschung hat Korpi (2000) einen Ansatz entwickelt, Klas-
senbeziehungen und Genderungleichheiten als integrative Dimensionen zu 
analysieren. Folglich gehen Korpi (2000) wie auch Orloff davon aus, dass 
eine Kommodifizierung von Frauen einen Weg der Unabhängigkeit vom 
männlichen Ernährer für Frauen darstellt.  
„Two additional dimensions are proposed to capture the effects of state social 
provision on gender relations: access to paid work and capacity to form and 
maintain an autonomous household” (Orloff 1993a: 303).  
Insofern sei es von Relevanz, Frauen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu er-
möglichen. Das bevorzugte Modell nach Korpi (ebenso nach Esping-
 
75  Für eine tabellarische Übersicht der Familialismustypen nach Leitner (2003, 2013) s. 
Tabelle 27 im Anhang.   
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Andersen) ist eindeutig das „Adult Worker Model“, das eine modernisie-
rungstheoretisch-egalitaristische Perspektive erzielt. Doch ist eine Integration 
in den Arbeitsmarkt zwar wichtig, aber nicht um jeden Preis. Es gilt zumin-
dest eine Differenzierung der Arbeitsbereiche respektive die Segregation 
sowie die Flexibilität des Arbeitsmarktes zu berücksichtigen (z. B. Dienst-
leistungssektor in Schweden). 
5.3. Weiterentwicklung der „Faces of Inequality“ 
5.3.1. Reaktion von Korpi 
Walter Korpi (2000) nimmt an, dass Forschungen über Wohlfahrtsstaaten 
und Ungleichheiten entweder auf sozioökonomische Klassen oder Genderun-
gleichheiten fokussieren. „Research on welfare states and inequality has 
tended to be bifurcated, focusing either on class or on gender“ (Korpi 2000: 
1). Im Rahmen seiner Synthese wird eine Kombination von „gender“ und 
„class“ mittels einer Analyse von Mustern von Ungleichheiten in unter-
schiedlichen Wohlfahrtsstaaten vorgenommen.  
Forschungsleitend sind die Fragen, welche Aspekte der „agency“ im Hin-
blick auf Genderungleichheiten zu berücksichtigen sind, wie Gender und 
Klasse mit unterschiedlichen Wohlfahrtsstaaten zusammenhängen und inwie-
fern spezifische Wohlfahrtsstaatstypen Unterschiede von Ungleichheiten in 
Bezug auf Gender und Klasse hervorrufen (vgl. Korpi 2000: 2). Korpis Ziel 
ist die Entwicklung einer Typologie von Wohlfahrtsstaaten, die auf instituti-
onellen Strukturen basiert, die für Klassen- und Genderungleichheiten von 
Bedeutung sind. „The paper develops a new typology of welfare states based 
on institutional structures of relevance for gender inequality as well as class 
inequality“ (Korpi 2000: 1). Es wird in Anlehnung an Sen eine Fokussierung 
auf durch Welfare Policies beeinflusste „agency inequalities“ vorgenommen. 
Sens Argumentation, dass unterschiedliche Aspekte der „agency“ die „capab-
ility“ reflektieren, „functionings“ zu erreichen, die die Freiheit, „well-being“ 
zu haben, darstellen, gilt es nach Korpi in die Analyse von Gender und Klas-
senungleichheiten einzubeziehen. Vornehmlich seien drei relevante Dimensi-
onen der „gendered agency inequality“ relevant: demokratische Politics, 
Zugang zum tertiären Bildungssystem und Zugang zum Arbeitsmarkt (vgl. 
Korpi 2000: 6). Bezüglich des Zugangs zum Arbeitsmarkt wird die Annahme 
vertreten, dass vom Arbeitsmarkt ausgeschlossene Individuen insbesondere 
im Hinblick auf materiellen Lebensstandard und soziale Rechte (die meist 
vom Beschäftigungsausmaß abhängen, wie z. B. die Leistungen des konser-
vativen Wohlfahrtsstaats) benachteiligt sind (vgl. Korpi 2000: 8). Wesentlich 
sei außerdem, die Wahl zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit für „gen-
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dered agency inequalities“ in sozioökonomischen Stratifizierungsprozessen 
zu erkennen. Das Wollstonecraft-Dilemma (benannt nach Mary Wollstone-
craft) nimmt Bezug auf die Debatte über Gleichheit und Differenz der Ge-
schlechter. Ferner wird die Streitfrage zwischen bezahlter und unbezahlter 
Arbeit aufgegriffen. Die Differenz-Argumentation besagt, dass die unbezahl-
te Arbeit von Frauen die Basis ihrer Rechte und Positionen bilden sollte 
(gleichermaßen wie bezahlte Arbeit für Männer). Hingegen erstrebt die 
Gleichheitsargumentation Policies, die Frauen im gleichen Maße befähigen, 
am Arbeitsmarkt teilnehmen zu können wie Männer (vgl. Korpi 2000: 8). 
Korpi vertritt die Gleichheitsargumentation und begründet diese folgender-
maßen:  
Partizipation am Arbeitsmarkt determiniert nicht nur die Verteilung von 
Ressourcen (einschließlich Eigenverantwortlichkeit für die Existenzsicherung 
von Individuen (vgl. Leitner et al. 2004: 10)) als Basis materieller Ungleich-
heiten, sondern auch die Identität einer Person wie auch den Handlungsrah-
men, der Capabilities und Freiheiten in vielen anderen Lebensbereichen be-
einflusst. Eine Veränderung der Verteilung der innerfamiliären Verhand-
lungsmacht ist eine Vorbedingung für einen Wandel der Arbeitsteilungsar-
rangements innerhäuslicher Tätigkeiten. Zugleich ist der Transfer von inner-
familiärer Betreuung zum außerfamiliären Arbeitsmarkt (insbesondere zum 
Pflegesektor) mit einem bedeutenden Wandel intrafamiliärer Verhandlungs-
macht verbunden (vgl. Korpi 2000: 8f.). Folglich bilden in westlichen Gesell-
schaften Genderungleichheiten in Bezug auf die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
eine zentrale Domäne der „gendered agency inequalities“. Oder wie Sen 
sagen würde: die „capability“, um „functionings“ zu wählen und zu errei-
chen, konstituiert die individuelle Freiheit, sodann sind „agency inequalities“ 
als Hauptprozess sozio-ökonomischer Stratifizierung durch den Arbeitsmarkt 
von besonderer Bedeutung für Genderungleichheiten. 
Im Rahmen der Entwicklung seiner Typologie übt Korpi zunächst (insbe-
sondere in Anlehnung an die bereits angeführte feministische Argumentation 
von Orloff (1993))76 Kritik an der Typologie Esping-Andersens (1990). Die 
Typologie nach Esping-Andersen (1990) sei als Basis für Korrelationen zwi-
schen multidimensionalen Indikatoren für allgemeine deskriptive Zwecke 
hilfreich, doch könne der Nutzen einer Typologie als analytisches Tool für 
Kausalanalysen gesteigert werden, wenn Indikatoren auf die Reflexion der 
Strukturen von Wohlfahrtsstaatsinstitutionen begrenzt werden. Mainstream-
Typologien, wie die von Esping-Andersen, würden Fragen von Genderout-
comes und Beschäftigungsquoten von Frauen in unterschiedlichen Ländern 
nicht ausreichend berücksichtigen. Ferner sei eine wesentliche Kritik, dass 
Mainstream-Typologien auf die Staats-Markt-Relation begrenzt sind und 
 
76 siehe hierzu auch die weiterführende Literatur von Bussemaker/van Keesbergen (1994); 
Lewis (1992; 1997); Lewis/Ostner (1995); Hobson (1991); Sainsbury (1994; 1996); Shaver 
(1989). 
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unbezahlte Arbeit von Frauen vernachlässigen. Auch staatliche Sozialleistun-
gen, die maßgeblich für das Ausmaß von Genderungleichheiten sind, würden 
vernachlässigt. Aus der Kritik wird geschlussfolgert, dass Social Policies und 
staatliche Sozialleistungen, die einen direkten Einfluss auf Familien oder die 
Mutter-Kind-Beziehung haben, von Bedeutung für Korpis Typologisierung 
sind (vgl. Korpi 2000: 9f.). Die Argumentation verdeutlicht, dass es unmög-
lich ist, eine triviale Kategorisierung von Wohlfahrtsstaaten zu finden, die 
Genderungleichheiten und sozio-ökonomische Ungleichheiten berücksichtigt. 
Vielmehr können Gender- und Klassenungleichheiten asymmetrisch verlau-
fen: hohe Genderungleichheit und geringe Klassenungleichheit oder vice 
versa, sodass entsprechende Indikatoren, die diese Komplexität multidimen-
sional aufgreifen, erforderlich sind (vgl. Korpi 2000: 10). 
Korpi entwickelt eine theoretisch gestützte Typologie breit konzipierter 
Policy Institutionen, die hauptsächlich für „gendered agency Ungleichheiten“ 
in Bezug auf die Partizipation am Arbeitsmarkt von Relevanz sind (vgl. Kor-
pi 2000: 11ff.):  
1. General Family Support: hohe staatliche Unterstützung der Kernfami-
lie, geringe Unterstützung der Dual Career Couples; 
2. Dual Earner Support: geringe Unterstützung der Kernfamilie, hohe 
staatliche Unterstützung von Dual Career Couples, die die Teilhabe 
von Frauen am Arbeitsmarkt einschließt; 
3. Market Oriented Policies: liberales Modell, weder Dual Career Coup-
les noch Kernfamilie wird staatl. unterstützt, stattdessen regelt der 
Markt entsprechende Leistungen. 
Für die Analyse von ökonomischen Klassenungleichheiten (im Spezifischen 
Einkommensungleichheiten und Armut) wird auf eine von Korpi und Palme 
(1998) entwickelte Typologie von Sozialversicherungsinstitutionen zurück-
gegriffen: the targeted, the state corporatist, the basic security und the en-
compassing model (vgl. Korpi 2000: 22f.)77. 
Korpi (2000) analysiert letztlich den Zusammenhang der beiden Typologien 
zwischen Klassen- und Genderungleichheiten, was ihn zu seinem zentralen 
Ergebnis führt: „Faces of Inequality“ (Korpi 2000: 28). Soziale Ungleichhei-
ten können in unterschiedliche Dimensionen ausdifferenziert werden, die 
 
77 Targeted Model: minimale Leistungen, die erst nach einer strengen Bedürftigkeitsprüfung 
gewährt werden;  
State Corporatist Model: leistungsberechtigt sind ArbeitnehmerInnen; Leistungen variieren 
nach Berufsgruppen/sind einkommensabhängig; 
Basic Security Model: eher niedrige Sozialleistungen; es gilt das Universalitätsprinzip, d. h. 
leistungsberechtigt sind alle BürgerInnen (Berechtigung basiert entweder auf der Staatsbür-
gerschaft oder auf einzelnen Zahlungen von Beiträgen); 
Encompassing Model: Entgeltbezogene Leistungen des state corporatist models werden mit 
der Universalität des basic security models vereint. Folglich sind alle BürgerInnen versi-
chert, doch haben Erwerbstätige zusätzlich einen einkommensabhängigen Vorteil. 
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nicht immer einer symmetrischen Entwicklung folgen. Ferner haben soziale 
Ungleichheiten „viele Gesichter“. „Gender inequalities as well as class ine-
qualities appear with many faces“ (Korpi 2000: 28). Korpi konnte zeigen, 
dass Gender und Klassenungleichheiten auch asymmetrisch verlaufen können 
(hohe Klassenungleichheiten bei gleichzeitigen mittelmäßig ausgeprägten 
Genderungleichheiten; mittelmäßig ausgeprägte Klassenungleichheiten bei 
gleichzeitig hohen Genderungleichheiten78). Lediglich die Kombination „En-
compassing Model und Dual Earner“ (niedrige Klassen- und Genderun-
gleichheiten) ist als symmetrisch zu betrachten. Die divergierenden Wege der 
Entwicklung von Ungleichheiten in Bezug auf Klasse und Geschlecht zeigen, 
dass diese nicht einfach als linearer Trend der Modernisierung erachtet wer-
den können. 
5.3.2. Der politökonomische Ansatz (Walby) 
Auch für Sylvia Walby (2009) ist die Analyse von multiplen komplexen 
Ungleichheiten (einschließlich der sich überschneidenden Dimensionen gen-
der, class und ethnicity) von zentraler Bedeutung. Insbesondere in ihrem 
Werk “Globalization and Inequalities: Complexity and Contested Moderni-
ties” widmet sie sich der zentralen Frage, wie die Globalisierung soziale 
Ungleichheiten verändert. Sie untersucht hierbei die vielen sich wandelnden 
Formen sozialer Ungleichheit und ihre Intersektionalitäten auf nationaler und 
globaler Ebene, basierend auf Analysen der EU und der USA. Ihr Ziel ist 
nicht nur, Veränderungen und Fortschritte in der globalen Ära aufzuzeigen, 
sondern auch wesentliche theoretische Konzepte zu überdenken und eine 
komplexe Gesellschaftstheorie zu entwickeln (vgl. Walby 2009: 1).  
Das von Walby (2004, 2009) entwickelte Genderregime-Konzept weist 
eine starke Policy-Orientierung auf. Der Wandel von Genderregimen wird 
unter Berücksichtigung des politischen Systems (Polity), der Produktions- 
und Reproduktionssphäre (Ökonomie), der Zivilgesellschaft und der körperli-
chen Integrität bzw. Gewalt (Violence) betrachtet. Gewalt gegen Frauen in 
die Konzeption und Analyse von Genderregimen einzubeziehen, ist eine 
Besonderheit dieses Ansatzes, was auch an die Arbeit internationaler Organi-
sationen anschließt. Erst in den neueren Arbeiten von Walby stellt die Ge-
waltdimension eine eigene Sphäre dar, während diese in ihrem 2004 erschie-
nenen Aufsatz noch unter der Sphäre der Zivilgesellschaft (interpersonale 
Gewalt, Sexualität und soziale Bewegungen) subsummiert wurde. Außerdem 
wird zwischen einem öffentlichen (public) und einem privaten (domestic) 
Genderregime differenziert. Die Unterscheidung zwischen öffentlich und 
privat bezieht sich sowohl auf die gesamten Genderregime, als auch auf die 
 
78 Eine Übersicht der Hypothesen Korpis (2000), die weitgehend durch seine Analyse bestä-
tigt wurden, ist Tabelle 28 im Anhang zu entnehmen. 
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einzelnen Sphären des politischen Systems, der Wirtschaft, der Zivilgesell-
schaft und der Gewalt (vgl. Walby 2009: 304). Walby nimmt an, dass es eine 
langfristige historische Entwicklung zu einem öffentlichen Genderregime in 
industrialisierten Ländern gibt (vgl. Walby 2004: 10; Walby 2009: 115). 
Diese Transformation kann über unterschiedliche Pfade erfolgen, deren An-
triebskräfte über den Markt (market-led), den Staat (welfare state–led) oder 
die Politik (regulatory polity–led) reguliert werden können, wobei die ver-
schiedenen Pfade zu einem unterschiedlichen Grad an (Un-)Gleichheit führen 
(vgl. Walby 2004: 10; Walby 2009: 302). Innerhalb Europas seien Walby 
(2004, 2009) zufolge insbesondere Polity-Regulationen in Form der Gleich-
stellungspolitik der EU als supranationaler Akteur wesentlich für die Ent-
wicklung eines öffentlichen Genderregimes.  
5.4. Das Pendant zur Power Resource School: Ein 
kulturalistischer Ansatz zur Sozialpolitik und der 
Entwicklung von „Care Arrangements“ 
Die grundlegende Annahme kulturalistisch vergleichender Ansätze, wie sie 
von Hochschild (1995)79 oder Pfau-Effinger (2005)80 vertreten werden, ist, 
dass gesellschaftliche Werte ursächlich für die Sozialpolitik sind. Das zentra-
le Argument Pfau-Effingers ist die Überführung familialer Werte in wohl-
fahrtsstaatliche Policies, ferner die Bedeutung kultureller Leitbilder für die 
Entwicklung von „care policies“. Auf explizite Weise wird die Bedeutung 
von „care“ für den Vergleich von Wohlfahrtsstaaten konstatiert. Pfau-
Effinger ergänzt Hochschilds Care-Modelle, indem sie eine Differenzierung 
von „family and welfare values“ einführt. „Family Values“ sind „[…] cultur-
al values and notions with respect to the structure of the family and the gen-
der division of labour“ (im Sinne familialer Leitbilder); „Welfare values” 
beziehen sich auf „[…] cultural values and notions with respect to the main 
sphere for the provision of welfare in society” (im Sinne wohlfahrtsstaat-
licher Leitbilder) (Pfau-Effinger 2005: 328). Pfau-Effinger führt einen histo-
rischen Vergleich zwischen acht europäischen Ländern (Schweden, Finnland, 
Norwegen, Frankreich, Niederlande, England und Westdeutschland) durch 
und stellt in Bezug auf die familialen Werte zwei kulturelle Modernisie-
rungspfade fest:  
 
79 Hochschild differenzierte vier Idealtypen: „Traditional, Postmodern, Cold-modern and 
Warm-modern Ideals of Care” (Hochschild 1995: 331).  
80 „My central thesis is that cultural differences are an important factor understanding the 
varying paths of development of care policy“ (Pfau-Effinger 2005: 330). 
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1. „Modernisation of the male breadwinner model of the family“ (Pfau-
Effinger 2005: 331): In Großbritannien, Norwegen, den Niederlanden 
und Westdeutschland hat lange Zeit das „housewife model of the male 
breadwinner family81“, nach dem die Pflege und Betreuung spezifi-
sche Hausfrauentätigkeiten waren, dominiert. Dieses Modell basiert 
auf einer Trennung zwischen privater und öffentlicher Sphäre: Wäh-
rend der Mann primär in der öffentlichen erwerbstätigen Sphäre agier-
te, war die Frau für den privaten Bereich und die Kinderbetreuung zu-
ständig (vgl. Pfau-Effinger 2005: 331). Es galt vornehmlich die Leit-
vorstellung eines Bedarfs von Kindern an mütterlicher Fürsorge in-
nerhalb des privaten Haushalts. Doch diese Leitvorstellung wider-
sprach zunehmend aufgrund der kulturellen Prämisse einer Ungleich-
heit von abhängigen Hausfrauen im Vergleich zu erwerbstätigen 
Männern der innerhalb von modernen Industriegesellschaften auf-
kommenden Leitvorstellung von Autonomie und Gleichheit (vgl. 
Pfau-Effinger 2005: 331). Dieser Widerspruch hat gemäß Pfau-
Effinger insofern zu einer Transformation geführt, als das „housewife 
model of the male breadwinner family“ entweder durch das „male 
breadwinner/female part-time career model82“ oder durch das „dual 
breadwinner/external model“83 ersetzt wurde. Ersteres zeichnet sich 
durch eine Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen aus, die durch eine 
Teilauslagerung von Betreuungsaufgaben an Dritte ermöglicht wird, 
während im letzteren Modell sowohl Männer als auch Frauen gleich-
ermaßen Vollzeit erwerbstätig sind und Betreuungsaufgaben haupt-
sächlich ausgelagert werden. 
2. „the dual breadwinner family model” (Pfau-Effinger 2005: 333): In 
Frankreich, Dänemark, Schweden und Finnland hat sehr früh das „du-
al breadwinner/external model“ dominiert, das durch die geschlechts-
unabhängige Vollzeiterwerbstätigkeitsnorm und ausgelagerte (über-
wiegend staatliche) Kinderbetreuung gekennzeichnet ist, wobei diese 
Länder je nach geschlechteregalitären Leitbildern variieren (vgl. Pfau-
Effinger 2005: 333f.). 
Zusammenfassend schlussfolgert Pfau-Effinger aus ihrer Studie, dass:  
 
81 „[…] the housewife model of the male breadwinner family in which care was seen as the 
specific tasks of the housewife which did not need specific skills but was seen as based on 
quasi natural skills” (Pfau-Effinger 2005: 329). 
82 „[…] the male breadwinner/female part-time carer model which is based on the idea that 
the family, and particularly women inside the family, should share the task of caring with 
other institutions outside the family like the welfare state, the market or the non-profit sec-
tor” (Pfau-Effinger 2005: 329). 
83 „[…] the dual breadwinner/external model which is based on the assumption that care 
should mainly be provided by institutions outside the family, like the welfare state, the 
market or the non-profit sector” (Pfau-Effinger 2005: 329). 
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„West-European care arrangements have by and large changed along two differ-
ent cultural paths, and these differ fundamentally according to the cultural situa-
tion found in different countries after the Second World War. Important cultural 
differences exist today surrounding the value of informal family childcare by the 
mother or both parents and question of whether mothers should work part or full-
time” (Pfau-Effinger 2005: 335). 
Bühlmann et al. (2010) fassen die bis dato geführte Diskussion prägnant 
zusammen: Die strukturelle Möglichkeit eines egalitären Anteils an Arbeit 
innerhalb eines Paares wird zunehmend durch Wohlfahrtspolitiken geprägt, 
die entweder die Integration von Hausarbeit und Berufsarbeit behindern oder 
erleichtern. Politische Maßnahmen, wie der Elternurlaub oder öffentliche 
Kinderbetreuungsdienste, können die asymmetrische Arbeitsteilung zwischen 
den Geschlechtern verstärken oder abschwächen. Um die Auswirkungen 
einer solchen institutionellen Politik auf das individuelle Verhalten zu erfas-
sen, wurden in den letzten zwei Jahrzehnten auf der Grundlage der ersten 
Typologie von Esping-Andersen (1990) mehrere Typologien von Wohl-
fahrtsstaatsregimen entwickelt. Nach den Kritiken der Geschlechterblindheit 
der frühen Typologien integrieren die jüngsten Revisionen die Familien- und 
Geschlechterverhältnisse explizit (vgl. Bühlmann et al. 2010: 52). 
Für eine zusammenfassende Übersicht einiger der hier angeführten relevan-
ten Typologien, die im späteren Verlauf für die theoriegeleitete Fallauswahl 
nochmals von Bedeutung sein werden, s. Tabelle 6.  
5.5. „Between Equalization and Marginalization“:                  
Diversität und Dynamik von Teilzeitarbeitsmodellen im 
historischen Entwicklungsprozess unterschiedlicher 
moderner Gesellschaften  
Die Tatsache, dass Frauen nicht in gleicher Weise wie Männer am Arbeits-
markt kommodifiziert sind sowie unterschiedliche Präferenzen in Bezug auf 
Erwerbsarbeit und Familie aufweisen, führt zu einer notwendigen Berück-
sichtigung von Teilzeiterwerbsmodellen. Teilzeiterwerbsarbeit weist im eu-
ropäischen Ländervergleich eine sehr starke Heterogenität auf, die in den 
1990er Jahren mittels konkurrierender, ambivalenter Theorien zu erklären 
versucht wurde. 
„The female part-time workforce is almost as diverse as the female full-time 
workforce, and there is of course a fair degree of traffic between the two. This 
diversity, and the close links with the full-time workforce, underlie ambivalent, 
even contradictory theoretical approaches to date” (Blossfeld/ Hakim 1997: 2). 
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84 „A first factor (etatism) is marked with high loadings for decommodification, socialist 
regime attribute, and high family allowances as well as public child-care for children un-
der 3. Also the duration of maternity leave benefits is positively correlated with this factor. 
On the other side, there is a sharp contrast to conservative and liberal regime attributes. The 
second factor (familialism) is characterized by high loadings for conservative regime attrib-
utes, the regulation of child-care leave, and the percentage of children between age 3 and 
school age enrolled in public institutions. As concerning public child-care, one has to dis-
tinguish two different historical roots: on the one side, corresponding provisions aimed at 
an integration of children into the Catholic milieu (e.g. in Belgium, France) on the other 
hand, public child-care provisions intended to lower the burdens of employed mothers and 
are therefore driven by emancipatory interest. The third factor (individualism) has a high 
loading on liberal regime attributes and shows negative associations to maternity leave 
benefits, as well as day-care enrolment for children age 3 and under. Liberal regimes […] 
define social security as a private matter of individuals. It seems plausible therefore that this 
factor shows negative loadings for most of the family policy incentives” (Fux 2002: 387f., 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
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Quelle: modifiziert nach Schleutker 2014: 163. 
 
Im renommierten Sammelband von Blossfeld/Hakim (1997) „Between 
Equalization and Marginalization“ über Diversität und Dynamik der 
Teilzeiterwerbsarbeit in Europa und den USA werden drei konkurierende 
Thesen diskutiert: Die „equalization thesis“ besagt, „[…] that women’s in-
creased labour-force participation will reduce their dependence on men and 
ultimately lead to greater equality between men and women in the labour 
market and the family“ (Blossfeld/Hakim 1997: 2). Im Rahmen der „margi-
nalization thesis” wird argumentiert, dass Teilzeitarbeit eine Form von Arbeit 
mit minderwertigem Status ist, während Vollzeitarbeit die Norm darstellt. Da 
Teilzeitarbeit zwar nicht ausschließlich, aber doch zu großen Teilen von 
Frauen dominiert wird, werden diese gemäß der zweiten These auf dem Ar-
beitsmarkt benachteiligt und marginalisiert (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 3). 
Die dritte These besagt Folgendes: 
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„In between the equalization and marginalization theses, a third approach sets 
part-time workers (and others with non-standard contracts) within the context of 
the family and the sexual division of labour in the family to show how part-time 
jobs and other low-paid or non-career jobs, including full-time jobs, can be not 
merely tolerated but even enthusiastically appreciated by dependent wives […]. 
This stream of research distinguishes between primary earners (breadwinners) 
and secondary earners, and recognizes that the work orientations and needs of the 
two groups differ qualitatively” (Blossfeld/Hakim 1997: 3). 
Obwohl alle drei Thesen konfligierende Argumente implizieren, finden sie 
Unterstützung in unterschiedlichen Ländern und zwischen spezifischen 
Gruppen von (Teilzeit-)Arbeitnehmer-Innen oder spezifischen Formen von 
Teilzeitarbeit. Ferner wird im Rahmen des Sammelbandes von Bloss-
feld/Hakim (1997) versucht, diese gegensätzlichen Thesen zu kontextualisie-
ren, indem langfristige historische Entwicklungen von diversen Teilzeiter-
werbsmustern in unterschiedlichen modernen Gesellschaften und der Stel-
lenwert von Teilzeitarbeit innerhalb des Lebenslaufes von Frauen beleuchtet 
wird (vgl. Hakim/Blossfeld 1997: 3). Hierbei werden folgende Forschungs-
fragen fokussiert (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 4):  
1. Welche Nachkriegstrends können in Bezug auf Teilzeit- und Vollzeit-
arbeit von Frauen in Europa und den USA verzeichnet werden und 
wie können diese Veränderungen erklärt werden? 
2. Wie hängen Teilzeit- und Vollzeitarbeit mit dem Familienzyklus in 
unterschiedlichen industrialisierten Ländern zusammen? 
3. In welchem Ausmaß haben sich Teil- und Vollzeitarbeit von Frauen 
zwischen Kohorten in unterschiedlichen modernen Gesellschaften 
verändert? 
4. Wie wichtig ist der steigende Bildungszugang von Frauen für gleich-
zeitige Veränderungen der Erwerbstätigkeit von Frauen, ist er Ursache 
oder Wirkung? 
5. Welche institutionellen, strukturellen, und soziokulturellen Kon-
textfaktoren sind von Bedeutung, um die länderspezifische Variation 
der Teilzeitarbeit erklären zu können? 
6. Wie nützlich sind die drei Perspektiven institutioneller, struktureller, 
und soziokultureller Kontexte, um das gesamte Spektrum der Teilzeit-
arbeit zwischen westlichen Gesellschaften und ehemaligen sozialisti-
schen Ländern in Zentral- und Osteuropa zu berücksichtigen? Ist eine 
Synthese der drei Perspektiven möglich? Welche neuen Erkenntnisse 
ergeben sich aus einer umfassenden Bewertung der Beweise und Ar-
gumente? 
Die theoretischen Perspektiven basieren auf 1. (a) historischen Entwicklun-
gen, die die gesamte Nachfrage von Arbeit umfassen, (b) Unterschieden der 
Struktur von Berufen und Industrie, 2. Angebotsfaktoren, die eine Relevanz 
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für Bildungsexpansion, Veränderungen der Fertilität und Haushaltsstruktur 
haben und 3. weiteren politischen und ideologischen Länderkontexten (vgl. 
Blossfeld/Hakim 1997: 7). In Bezug auf die gesamte Nachfrage von Arbeit 
sowie einer Veränderung der Erwerbsbeteiligung von Frauen in Teilzeit- und 
Vollzeitpositionen sind zwei konträre Hypothesen zu konstatieren: Auf der 
einen Seite geht die „Reserve-Army-These“ davon aus, dass verheiratete 
Frauen als „reserve army“ dienen, sodass Veränderungen ihrer Erwerbsarbeit 
im Allgemeinen und ihrer Teilzeitarbeit im Spezifischen durch Veränderun-
gen der gesamten Nachfrage für Arbeit erklärt werden können. Im histori-
schen Prozess betrachtet würde eine Zunahme des Wirtschaftswachstums 
(oder ein Rückgang) zu einem Anstieg (oder einem Rückgang) von Teil- und 
Vollzeittätigkeiten verheirateter Frauen führen (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 
8). Auf der anderen Seite besagt die „Labour-Flexibility-These“, dass Teil-
zeitarbeit eine dominante Form einer atypischen, unstandardisierten Erwerbs-
arbeit darstellt, die größtenteils das Ergebnis eines Erwerbsarbeitsmangels 
sei. Folglich würde eine geringe Nachfrage nach Arbeit zu einem Anstieg 
von Teilzeitarbeit führen (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 8). Beide Thesen sind 
insofern konträr, als sie einerseits zu wenig, andererseits zu viel Arbeit im 
Verhältnis zu den vorhandenen Arbeitsplätzen als Ursache einer Zunahme 
von Teilzeitarbeit erachten. 
„However, the implication of the ‚reserve army‘ thesis is that full-time and part-
time work should gain importance primarily for married women (with children) 
who try to reconcile market work with family roles; while the implication of the 
labour flexibility thesis is that part-time work should generally be a more wide-
spread phenomenon in the labour market, affecting all different kinds of workers 
in more or less the same way” (Blossfeld/Hakim 1997: 8f.). 
Im Unterschied zu den Argumentationsketten, die sich auf die gesamte Nach-
frage von Arbeit beziehen, erörtern eine Reihe von ForscherInnen, dass Ver-
änderungen der (Teilzeit-)Erwerbstätigkeit von Frauen nicht nur auf einen 
Anstieg oder einen Rückgang der gesamten Erwerbsarbeit zurückzuführen 
sind, sondern die Konsequenzen einer Expansion bestimmter Arbeitsformen 
von größerer Bedeutung seien. Im Hinblick auf die Struktur von Berufen und 
Industrie vertreten Rosenfeld/Birkelund (1995) die „post-industrial society 
hypothesis“, die eine Zunahme von Tätigkeiten innerhalb des Dienstleis-
tungssektors, die von TeilzeitarbeiterInnen ausgeführt werden können, bein-
haltet. Blossfeld (1987) und Hakim (1993) zufolge ist insbesondere in Zeiten 
eines Wirtschaftswachstums für nordeuropäische Länder anzunehmen, dass 
hohe Teilzeitquoten zu einem Anstieg der Arbeitsmarktsegregation geführt 
haben. Der von Esping-Andersen (1990; 1993) vertretene „public-sector 
hypothesis“ folgend wurde dieser Trend während der 1960–1970er Jahre 
durch das Wachstum der Wohlfahrtsstaaten in allen nordeuropäischen kapita-
listischen Ländern verstärkt, weil der Dienstleistungssektor einen attraktiven 
Arbeitsmarkt für Teilzeiterwerbsmöglichkeiten von Frauen bieten würde. Die 
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Entwicklungen der Teilzeiterwerbsarbeit in nordeuropäischen Ländern sind 
im Kontrast zu südeuropäischen und postsozialistischen Ländern zu sehen. In 
den meisten südeuropäischen Ländern war in den 1960–1970er Jahren kein 
„Wirtschaftsboom“ zu verzeichnen, wodurch nur ein schwacher, verspäteter 
und weniger intensiver Trend in Richtung einer post-industriellen Gesell-
schaft im Allgemeinen sowie im Dienstleistungssektor im Spezifischen beo-
bachtet werden konnte. Der Wandel der Struktur von Berufen war im Ver-
gleich zu nordeuropäischen Ländern bedeutend langsamer, Teilzeitarbeit von 
Frauen war von geringerer Relevanz, während traditionelle Frauenrollen im 
Rahmen von unbezahlter Arbeit im Landwirtschaftssektor und anderen klei-
neren Branchen einen hohen Stellenwert innehatten. Ehemalige sozialistische 
Länder stellen Spezialfälle dar: In diesen Ländern war bis zum Ende der 
1980er Jahre der Trend in Richtung postindustrieller Gesellschaften aufgrund 
sehr strikter Regulationen von Einstellungs- und Entlassungspraktiken des 
Arbeitsmarktes, die zu einer hohen Arbeitssicherheit und einer bezeichnen-
den beruflichen Stabilität geführt haben, vergleichsweise schwach. Jedoch 
war nach dem Zerfall des kommunistischen Regimes eine massive Umstruk-
turierung der Berufe zu beobachten, sodass Blossfeld/Hakim (1997) ein Auf-
holen der Berufsstruktur in Anlehnung an westlich kapitalistische Ökono-
mien erwarten. Drobnič (1997) geht demzufolge davon aus, dass Ende der 
1990er Jahre ein Anstieg der Teilzeitarbeit in postsozialistischen Ländern 
infolge eines Ausbaus des Dienstleistungssektors zu vermuten wäre (vgl. 
Blossfeld/Hakim 1997: 10). Wie sich im Zuge der Beschreibung der Länder-
profile noch zeigen wird, ist die Teilzeiterwerbsquote von Frauen in Litauen, 
Polen, Rumänien, Tschechien und Ungarn auch aktuell auf sehr niedrigem 
Niveau. Gemäß der Bildungsinvestitionshypothese arbeiten höher gebildete 
Frauen während des Lebenslaufs häufiger kontinuierlich in Vollzeit und 
treten schneller wieder in eine Voll- oder Teilzeitbeschäftigung ein, falls sie 
ihre Karriere aufgrund einer Geburt oder Heirat unterbrechen. Doch umso 
länger Frauen in Bildungsinstitutionen verweilen, umso später treten sie ihre 
erste Erwerbstätigkeit an. Folglich impliziert die „thesis of extended educati-
onal participation“ nach Blossfeld (1995), dass zwischen den Kohorten der 
Anteil jüngerer (Single-)Frauen, die vollzeiterwerbstätig sind, sinkt, während 
der Anteil jüngerer teilzeiterwerbstätiger Frauen und Männer steigt, da Teil-
zeiterwerbstätigkeit mit studentischen Aktivitäten kompatibler ist.    
In der Nachkriegsphase ist weiterführend ein Wandel der Angebotsfaktoren 
für Erwerbsarbeitsmöglichkeiten von Frauen festzustellen: In allen europäi-
schen Ländern sowie in den USA haben Frauen einen starken Anstieg des 
durchschnittlichen Bildungsniveaus zwischen den Kohorten 
(Shavit/Blossfeld, 1993), eine Verschiebung der Familiengründungsphase, 
Veränderungen der Fertilität sowie der Haushaltsstrukturen im Lebenslauf 
(Blossfeld, 1995) und einen Rückgang des Rentenalters erfahren. In Europa 
und in den USA sind insbesondere Trends eines steigenden Heiratsalters, 
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eines steigenden Alters bei Erstgeburten, steigende Scheidungsraten sowie – 
zumindest in einigen Ländern – niedrige Fertilitätsraten vorzufinden. Diese 
Trends würden zu einer Re-Evaluation von Frauenrollen in modernen Gesell-
schaften und einem Anstieg des Angebots von Teil- und Vollzeiterwerbs-
möglichkeiten für Frauen während aller Familienzyklusphasen führen, wie 
die „thesis of the declining importance of the Family cycle“ besagt. In Bezug 
auf die Entwicklungen einer Transformation des Familiensystems sind Unter-
schiede zwischen den Ländern nicht zu vernachlässigen. Anhand eines inter-
nationalen Vergleichs von Blossfeld (1995) wird skizziert,  
„[…] that Sweden has led the way in terms of marriage and first motherhood age, 
the level of fertility (which was first declining and then has been rising again 
since the mid-1980s), the incidence of consensual unions (which have become 
more or less universal), as well as divorce rates (which are falling slightly today 
after a steep continuous rise over 30 years); the other northern European capital-
ist countries and the USA appear to follow this trend with a delay of about fifteen 
years. In the Southern European countries, however, the family system is still 
fairly ‘conventional’ or ‘traditional’: consensual unions and divorce rates are 
comparatively low and marriage is still an important event” (Blossfeld/Hakim 
1997: 12). 
In den 1980er Jahren sind jedoch auch in den südeuropäischen Ländern ein 
starker Rückgang der Fertilitätsrate und ein Anstieg der Scheidungsrate ins-
besondere für jüngere Alterskohorten zu verzeichnen. Dies wird von Bloss-
feld/Hakim (1997) als ein Indikator gedeutet, dass sich auch in südeuropäi-
schen Ländern eine Transformation des Familiensystems abzeichnet, aller-
dings zwei Jahrzehnte später als es in den nordeuropäischen Ländern der Fall 
war.  
„These results suggest a ‚North-South lag‘ hypothesis in the importance of family 
cycle events influencing employment-family linkages and conserving a greater 
sexual division of labour which still leads most wives to concentrate their activi-
ties on the home and family” (Blossfeld/Hakim 1997: 12).   
Letztlich sei die „thesis of the increasing importance of pensioners“ zu er-
wähnen: Das Renteneintrittsalter ist in allen modernen westlichen Gesell-
schaften gesunken, während der Anteil älterer Personen, die gesundheitlich 
noch fähig sind, ihre Rente durch eine Teilzeiterwerbstätigkeit aufzustocken, 
wächst (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 12). 
Im Hinblick auf politische und ideologische Länderkontexte ist folgendes 
festzuhalten: Obwohl die von Blossfeld/Hakim (1997) untersuchten europäi-
schen Länder sowie die USA sehr unterschiedlichen Mustern der Teilzeitar-
beit folgen, differenzieren die AutorInnen sechs Hauptcluster, die variierende 
Entwicklungen der (Teilzeit-)Erwerbstätigkeit von Frauen in der Nachkriegs-
phase aufweisen. Blossfeld/Hakim beziehen sich hierbei in Teilen auf die 
Wohlfahrtsstaatstypologie Esping-Andersens (1990; 1993), die in modifizier-
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ter Form auf Teilzeitformen angewendet wird (vgl. Blossfeld/Hakim 1997: 
12).  
Zu nennen sei erstens das skandinavische sozialdemokratische Regime, 
das dem Gerechtigkeitsprinzip des Egalitarismus folgt und versucht, Gender- 
sowie soziale Schichtunterschiede zu minimieren. Arbeitsmarktpolicies ba-
sieren darauf, Frauen möglichst im Rahmen einer Erwerbstätigkeit gesell-
schaftlich zu integrieren sowie die ökonomische Abhängigkeit von (Ehe-) 
Männern zu reduzieren. Folglich erwarten Blossfeld/Hakim (1997), dass im 
Sinne des politisch-institutionellen Kontextes Frauenerwerbsarbeit – insbe-
sondere eine Vollzeiterwerbstätigkeit – gefördert wird.  
Zweitens wird das liberale Regime in Bezug auf Großbritannien und die 
USA erläutert, das dem Gerechtigkeitsprinzip der individuellen Freiheit eine 
primäre Beachtung schenkt.  
„They accept the distributional consequences of market forces in terms of social 
class and genderinequalities and do little to stimulate married women’s labour 
supply in particular (Esping-Andersen, 1990). The relatively unregulated labour 
market tends to create a high proportion of low grade, semi-skilled, and unskilled 
(part-time) jobs with low pay, poor employment benefits and prospects” (Bloss-
feld/Hakim 1997: 13). 
Der Anteil der Arbeitskräfte im Dienstleistungsbereich ist deutlich geringer 
als im sozialdemokratischen Regime, weshalb Blossfeld/Hakim (1997) 
schlussfolgernd erwarten, dass das liberale Regime prekärere Formen von 
Teilzeiterwerbstätigkeiten begünstigt.  
Drittens werden die Niederlande und Westdeutschland als konservativ 
klassifiziert, da in diesen Ländern Frauen und Mütter darin gefördert werden, 
ihre Prioritäten familialen Aktivitäten zu widmen.  
„National policies generally favour wives’ economic dependence on their hus-
bands, and stimulate mother’s choices for non-employment against part-time 
work, and part-time work against full-time employment. Conservative welfare 
states typically provide low levels of childcare and daycare services for older 
children“ (Blossfeld/Hakim 1997: 13f.). 
Im Vergleich zum liberalen Regime ist der Arbeitsmarkt deutlich regulierter 
und der Anteil von Arbeitskräften im Dienstleistungssektor weitaus höher. 
TeilzeitarbeitnehmerInnen genießen eine bessere Absicherung und der Anteil 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse ist geringer. 
Weiterführend wird Frankreich als vierter Typus aufgeführt, dessen Länder-
kontext einen besonderen Einfluss auf den Erwerbstätigkeit-Familien-Nexus 
hat. Vornehmlich werden proaktive politische Rahmenbedingungen geschaf-
fen, um die Fertilität zu erhöhen. Während in vielen anderen Ländern, wie 
Großbritannien, Westdeutschland, oder in den Niederlanden eine dominante 
Ideologie besteht, dass Mütter zu Hause bleiben sollen, um sich um den 
Haushalt und die Kindererziehung zu kümmern, ist in Frankreich das Gegen-
149 
teil der Fall. Frankreich hat eine der anspruchsvollsten Serviceleistungen der 
Kinderbetreuung etabliert: Kindertagesstätten sowie für eine Erwerbstätigkeit 
günstige Schulzeiten ermöglichen es Müttern, vollzeiterwerbstätig zu sein. 
Ferner nehmen Blossfeld/Hakim an, dass in Frankreich eine ideologische 
Unterstützung einer Vollzeiterwerbstätigkeit für Frauen und Mütter besteht, 
während Teilzeitarbeit häufig eher „unfreiwillig“ ausgeführt wird.  
Auch haben die südeuropäischen Länder in Bezug auf Teilzeitarbeit Ge-
meinsamkeiten aufzuweisen, wie anhand des fünften Typus dargestellt wird. 
Die Transformation von einer agrarwirtschaftlichen zu einer industriellen 
Ökonomie ist vergleichsweise verzögert. Zwischen den späten 1950ern und 
den Mitte 1970ern ist kein „Wirtschaftsboom“ wie in den anderen Ländern zu 
konstatieren. Arbeitsmarktstrukturen, Familiensysteme und Wohlfahrtsstaats-
leistungen würden in südeuropäischen Ländern den nordeuropäischen „hin-
terherhinken“.  
Abschließend unterscheiden sich die ehemaligen sozialistischen Länder 
fundamental von den westeuropäischen, weshalb Blossfeld/Hakim (1997) 
einen postsozialistischen Typus klassifizieren. Eine weitreichende Umvertei-
lung von Ressourcen, eine egalitäre Policy im Hinblick auf soziale Schichten 
und Gender sowie die Ideologie einer Gleichheit der Bedingungen waren die 
Hauptprinzipien, die von den staatssozialistischen Ländern explizit verfolgt 
wurden. Die ehemaligen sozialistischen Länder haben relativ großzügige 
Familienleistungen eingeführt, die eine lange, bezahlte Elternzeit für Mütter 
umfassten. Die allgemeinen Erwerbsarbeitsmuster basierten auf dem „two 
full-time earner family model“, das zwei vollzeiterwerbstätige PartnerInnen 
vorsah und Müttern nach der Entbindung eine Wiederbeschäftigung in Voll-
zeit ermöglichte. Teilzeitarbeit wurde weder als „typisch weibliches Phäno-
men“ angesehen noch staatlich gefördert. Nach dem Zusammenbruch des 
sozialistischen Regimes wurden die rechtlichen Möglichkeiten für befristete 
Arbeitsverhältnisse und Teilzeitarbeit in diesen Ländern erheblich ausgewei-
tet, weshalb Blossfeld/Hakim (1997) prekäre, weniger abgesicherte Beschäf-
tigungsformen in der Posttransformationsphase erwarten (vgl. Bloss-
feld/Hakim 1997: 15). 
Aufgrund ihres Vergleiches von Teilzeitarbeitsmustern in europäischen 
Ländern und den USA, im Rahmen dessen sie die Typologie Esping-
Andersens modifizieren, auf die Beschreibung einer Entwicklung von Teil-
zeitmodellen anwenden und hierdurch zugleich Teile der Kritik von Jane 
Lewis, Ilona Ostner und Ann Shola Orloff umsetzen, ziehen Blossfeld/Hakim 
(1997) folgende Schlussfolgerung: 
„[…] comparisons of part-time work across these dozen labour markets contrib-
ute a new understanding of how part-time can take qualitatively different forms 
in different countries, leading to conflicting accounts for employment practices 
that share an umbrella label, but often little else” (Blossfeld/Hakim 1997: 17). 
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5.6. Hakims Präferenztheorie: Die Diversität der 
Präferenzen für Teilzeiterwerbsmodelle zur 
Vereinbarung von Familie und Beruf  
Hakim (2000) hat eine weiterführende Präferenztheorie entwickelt, die ent-
gegen einer häufigen „feministischen Diskriminierungsthese“ annimmt, dass 
sich die Wahlmöglichkeiten von Frauen im 21. Jahrhundert durch fünf histo-
rische Prozesse85 ausgeweitet haben – nämlich durch: 
1.  die Einführung der Pille, 
2.  einen gleichen Zugang für Frauen und Männer zu Positionen und Be-
rufen auf dem Arbeitsmarkt,  
3.  die Ausweitung von Angestelltenberufen im Dienstleistungssektor,  
4.  die Zunahme von Teilzeitarbeit und Arbeitsformen für „Secondary 
Earners“, deren oberste Priorität nicht die Erwerbsarbeit, sondern an-
dere Interessen darstellen und  
5.  die zunehmende Bedeutung von Einstellungen, Werten und persönli-
chen Präferenzen in Bezug auf Lebensstil-Wahlmöglichkeiten von 
wohlhabenden, liberalen modernen Gesellschaften (vgl. Hakim 2000: 
3).  
„This book proposes a new theory for explaining and predicting current and 
future patterns of women’s choices between family work and market work, a 
theory that is historically-informed, empirically-based, multidisciplinary, pro-
spective rather than retrospective in orientation, and applicable in all rich 
modern societies. Our aim is a theory that is genuinely universal” (Hakim 
2000: 1). 
Frauen haben unterschiedliche Prioritäten und Präferenzen in Bezug auf 
Familie und Erwerbstätigkeit, die Hakim (2000) zu drei „Work-Lifestyle-
Präferenz-Idealtypen“ klassifiziert hat: „home-centered“ (der Anteil dieser 
Gruppe betrage im Durchschnitt 20% der Frauen), „adaptive“ (im Durch-
schnitt 60% der Frauen) und „work-centred preferences“ (im Durchschnitt 
20% der Frauen) (Hakim 2000: 6). Die Hauptprioritäten von „home-
centered“ Frauen basieren auf dem Familienleben und Kindern, „Adaptive“ 
versuchen Erwerbsarbeit und Familie durch Teilzeitarbeit zu kombinieren, 
während „work-centered“ Frauen ihre Hauptprioritäten nach ihrer Erwerbstä-
tigkeit ausrichten und häufig kinderlos sind. Die Heterogenität der Präferen-
zen von Frauen führe zu konfligierenden Interessen zwischen den verschie-
denen Gruppen von Frauen. Hakim zufolge verschaffen diese konfligierenden 
Interessen Männern einen Vorteil und seien eine Ursache für Patriarchie; 
Männer würden hingegen vergleichsweise homogene Interessen aufweisen. 
 
85  „The five changes do not necessarily occur in all modern societies, and do not always occur 
together. Their effects are cumulative” (Hakim 2000: 7). 
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Für eine erfolgreichere Policy-Forschung empfiehlt sie, ihre Präferenztheorie 
respektive die unterschiedlichen Präferenztypen zwischen Familie und Er-
werbstätigkeit zu berücksichtigen (vgl. Hakim 2000: 7). Insbesondere für die 
Gruppe der Adaptiven kommt es entscheidend darauf an, dass entsprechende 
Teilzeitarrangements ermöglicht und gefördert werden. Dass Teilzeitarbeit 
sowohl aus feministischer als auch aus „trade-union-Perspektive“ negativ und 
als nicht adäquate Alternative zur Vollzeitarbeit erachtet wurde, kritisierte 
Hakim bereits 1997: 
„What can loosely be termed the ‚feminist‘ perspective and the ‚trade union‘ per-
spective on part-time work have both painted a gloomy picture of part-time jobs, 
routinely concluding that they are an inadequate alternative to ‚standard‘ full-
time permanent jobs. […] This chapter, and the book as a whole, develops an al-
ternative sociological perspective on part-time work, one which differs sharply 
from the two previous dominant perspectives, is informed by recent empirical re-
search on part-time work, and sets part-time work in the context of work histories 
and the family lifecycle. […] The principal argument of this chapter is that part-
time employment constitutes a qualitatively different type of workforce involve-
ment from full-time employment, one which gives priority to some other non-
market activity around which the part-time job must be fitted” (Hakim 1997: 31). 
Die Nachkriegstrends der Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Zunahme 
von Teilzeitarbeit seien als eine substantielle Veränderung der Art der Betei-
ligung von Frauen am Arbeitsmarkt zu verstehen. Hakim thematisiert zwei 
Prozesse, die sich in den Gewichtungen zwischen Ländern und in ihren Zeit-
punkten unterscheiden. In den 1980er Jahren war eine dominante Entwick-
lung die Substitution von Teilzeitarbeits- durch Vollzeitarbeitsplätze, die 
zwar den gesamten Arbeitsmarkt, mehrheitlich jedoch erwerbstätige Frauen 
betraf. Neben der fortgesetzten Ausweitung von Teilzeitarbeitsplätzen war in 
den 1980er und 1990er Jahren in einigen Ländern ein paralleler Prozess eines 
Anstiegs der Vollzeitbeschäftigung von Frauen sowie absoluter Vollzeitbe-
schäftigungsquoten zu verzeichnen. Die Zunahme der Teilzeitarbeit sei vor-
nehmlich ein Hinweis auf eine wesentliche Veränderung der Arbeitsorientie-
rungen von Frauen, die eine Polarisierung der Frauenerwerbsarbeit bewirke 
(vgl. Hakim 1997: 35). Teilzeitarbeit ist zwar in höchstem Maße segregiert, 
doch ist es gemäß Hakim bezeichnend, dass Teilzeiterwerbstätige eine höhere 
Zufriedenheit ihrer Berufstätigkeit aufweisen als Vollzeiterwerbstätige (vgl. 
Hakim 1997: 35). Aufgrund vorherrschender Normen bezüglich einer gen-
derspezifischen Arbeitsteilung innerhalb der Familie wären Teilzeiterwerbs-
tätigkeiten für Frauen so attraktiv – die Mehrheit der Frauen (ebenso wie die 
Mehrheit der Männer) würde eine genderspezifische Arbeitsteilung akzeptie-
ren und sogar präferieren. Grundsätzlich würden teilzeiterwerbstätige Frauen 
traditionellere Einstellungen in Bezug auf Haus- und Erwerbsarbeit vertreten, 
wobei diese mehr Ähnlichkeiten zu den Einstellungen von Männern und 
nicht-erwerbstätigen Frauen aufweisen würden, als zur Gruppe der vollzeit-
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erwerbstätigen Frauen (vgl. Hakim 1997: 39). Die Mehrheit vollzeiterwerb-
stätiger Frauen lehnt hingegen eine genderspezifische Arbeitsteilung ab und 
präferiert egalitäre Geschlechterrollen. Im Ländervergleich zeigt sich, dass 
eine egalitäre Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern am häufigsten in 
Griechenland, Dänemark, Italien und Frankreich, während eine traditionelle 
genderspezifische Arbeitsteilung am häufigsten in Luxemburg, Irland und 
Belgien präferiert wird (vgl. Hakim 1997: 40). Obwohl Einstellungsdaten 
von vielen ForscherInnen mit gewisser Skepsis betrachtet wurden, betont 
Hakim (1997) die Bedeutung von persönlichen Präferenzen für das Erwerbs-
verhalten: 
„Social attitude survey data are regarded with deep suspicion by many sociolo-
gists, and many reject broadly Weberian theories that treat norms values, and 
preferences as having causal power, alongside social structural and economic fac-
tors, in favour of broadly Marxian theories that give primacy to economic and 
social structural explanations – in part because much research has found attitudes 
to be poor predictors of actual behaviour due to the failure to distinguish between 
approval and choice in most studies (Hakim 1996a: 84–5). However, personal 
preferences about the appropriate roles of men and women, the role of husbands 
and wives, and family relations, are deeply held and change relatively slowly 
[…]” (Hakim 1997: 39). 
Die Klassifizierung Hakims der Frauen nach ihren Präferenzen in Bezug auf 
Familie und Erwerbstätigkeit in verschiedene Gruppen (modern, ambivalent, 
traditionell) sei nicht statisch, sondern stets wandelbar. Die relative Größe der 
Gruppen möge zwischen den Ländern und im Laufe der Zeit variieren und es 
mag einige Frauen geben, die während ihres Lebens zwischen den Gruppen 
wechseln. Doch der entscheidende Punkt sei, dass die Existenz der zwei 
divergierenden, heterogenen (Rand-)Gruppen, die sich entweder der Familie 
oder dem Beruf widmen, die Erfahrungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
polarisiert und eine „durchschnittliche“ oder „typische“ berufstätige Frau zu 
einer fiktiven und irreführenden Illusion wird (vgl. Hakim 1997: 44). 
Entgegen der „feministischen Perspektive“ argumentiert Hakim, dass 
Teilzeitarbeit freiwillig von Frauen gewählt wird, deren Präferenzen vorran-
gig nicht-erwerbstätigen Aktivitäten gewidmet sind. Die „feministische Per-
spektive“ skizziert im Gegensatz zur Argumentation Hakims, dass Teilzeitar-
beit eine unfreiwillige „Wahl“ ist, die Frauen gezwungenermaßen durch die 
Verpflichtung auferlegt wird, die Verantwortung für die Kinderbetreuung zu 
übernehmen (vgl. Hakim 1997: 44f). Trotz der Evidenzen, dass Teilzeitarbeit 
oftmals präferiert wird, würden viele europäische SozialwissenschaftlerInnen 
die Ansicht vertreten, dass niemand eine Teilzeiterwerbstätigkeit tatsächlich 
„wählen“ würde. Dieser Einwand würde nicht nur aus feministischer, sondern 
auch aus der „trade-union-Perspektive“ vertreten. In Bezug auf Teilzeitarbeit 
sei der „trade-union-Antagonismus“ auf zwei Ursachen zurückzuführen: 
Erstens führen patriarchale und sexistische Einstellungen zu einer gedanken-
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losen Priorität der Interessen von Männern, zweitens bestehe eine Norm der 
Vollzeiterwerbstätigkeit, die dazu führe, dass andere Formen von Erwerbsbe-
teiligung immer im Gegensatz zur Vollzeitarbeit als Referenz betrachtet 
werden (vgl. Hakim 1997: 47).  
„With their long-standing focus on the interests of main breadwinners (typically 
men) and hence on ‘standard‘ full-time permanent jobs, it is understandable that 
trade unions have always viewed part-time (and temporary) work as an inade-
quate alternative. For decades, part-time jobs have been labelled as not ‘real jobs’ 
and thus unacceptable to any serious worker” (Hakim 1997: 49).  
Hakim schlussfolgert, dass Teilzeitarbeit einen anderen Typus von Erwerbs-
arbeit darstellt als Vollzeitarbeit. Teilzeitarbeit ist nicht einfach „ein bisschen 
weniger von derselben Sache“, sie ist mehr als eine marginale AmateurInnen-
tätigkeit. Was Teilzeiterwerbstätigkeit zu einer unverwechselbaren Wahl 
macht, ist ihre Unterordnung im Vergleich zu anderen Lebensbereichen bzw. 
Interessen (Familie, religiöse Aktivitäten, politische Aktivitäten etc.), 
wodurch sie eine vollkommen unterschiedliche Form von Arbeit ermöglicht. 
„[…] we must now stop treating the male working-life profile and male ca-
reer-committed work orientations as the sole model of work attitudes and 
behaviour“ (Hakim 1997: 62).  
Nicht nur, dass Männer vergleichsweise homogene Interessen vertreten 
würden, auch die Frage einer kausalen Beziehung zwischen Präferenzen und 
Erwerbsverhalten sowie die Klassifizierung der Präferenzen von Frauen in 
lediglich drei Typen ist häufig an Hakims Präferenztheorie kritisch hinter-
fragt worden. 
5.7. Weiterführende feministische Kritik von Ostner 
Auch Ilona Ostner (2004b) greift die Präferenzen von Frauen bezüglich des 
Erwerbsverhaltens auf und kritisiert weiterführend an Korpi, dass er eine 
theoretische und empirische Verknüpfung der Ungleichheitsdimensionen 
Gender, Class, Ethnicity und Alter versäume (vgl. Ostner 2004b: 45). Dieses 
Fehlen wird von Ostner als „Eigensinnigkeit der Perspektiven“ bezeichnet. 
Die Integration der Interessen und Wünsche von Frauen müssten theoreti-
scher und empirischer Bestandteil werden, um die Verengung des Blickfeldes 
auf die Erwerbstätigkeit zu umgehen.  
„Mit "agency" sollen die Interessen der Frauen zwar erfasst werden. De facto 
aber, das zeigt die Analyse Korpis (2000), wird "agency" einsinnig als Erwerbs-
fähigkeit verstanden, die handlungsleitenden Normen werden allein mit Blick auf 
diese eine Fähigkeit gewertet. Offensichtlich konfligiert die Heterogenität der 
Frauen mit der Homogenität der gewählten Perspektive“ (Ostner 2004b: 46). 
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Wie bereits gemäß dem Wollstonecraft’s Dilemma thematisiert, greift die 
Gleichheits-Argumentation u. a. die Frage der Abhängigkeit auf. Erwerbstä-
tigkeit von Frauen sei notwendig, um finanzielle Unabhängigkeit vom Part-
ner zu erzielen. Ostner, die bereits 1978 die alltägliche Verschränkung zwi-
schen Hausarbeit und Berufstätigkeit von Frauen thematisierte86, argumen-
tiert, dass Abhängigkeit und Unabhängigkeit soziale Konstrukte, d. h. Ergeb-
nis von Interpretationen seien. Vermeintlich Abhängige würden ihre zuge-
schriebene Abhängigkeit möglicherweise als Freiheit erleben (vgl. Ostner 
2004b: 49).  
Aus einer spezifischen feministischen Perspektive, von der sich Ostner in 
dieser Debatte distanziert, solle das skandinavische ZweiverdienerInnen-
Modell auf alle EU-Bürger/innen ausgedehnt werden (vgl. Ostner 2004b: 48). 
 
86 Bereits im Rahmen ihrer Dissertation stellte Ostner (1978) die These des weiblichen Ar-
beitsvermögens zur Begründung der geschlechtsspezifischen Berufsarbeit auf. Hausarbeit, 
als naturgebundene, naturwüchsige Tätigkeit, „[…] basiert auf Erfahrung und der Fähigkeit, 
Erfahrung intuitiv zu verwenden; sie verlangt Geduld und Beharrlichkeit. Diese Besonder-
heit […] der Hausarbeit bestimmt nicht nur das weibliche Arbeitsvermögen […], sie struk-
turiert auch die weibliche Berufswahl und Berufspraxis“ (Ostner 1978: 239)“. Anders for-
muliert wird die Berufswahl durch das, einer spezifisch weiblichen Sozialisation zugrunde 
liegende, weibliche Arbeitsvermögen geprägt, weshalb Frauen überwiegend Hausarbeits- 
und familiennahe Berufe wählen. Ostner konstatiert weiterführend, dass trotz der Integrati-
on von Frauen in den Arbeitsmarkt die Verrichtung der Hausarbeiten von ihnen erwartet 
werden würde, wodurch eine Doppelbelastung resultieren kann. Die Berufstätigkeit von 
Frauen sei der Logik des Arbeitsmarktes unterworfen: Ist nach der Marktlogik die Er-
werbspartizipation von Frauen gefordert, werden sie integriert, andernfalls werden sie vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen.   
Insbesondere die deutsche Frauenforschung hat nicht nur auf die Geringschätzung und den 
blinden Fleck der Reproduktionsarbeit in der sozialwissenschaftlichen Forschung hinge-
wiesen, sondern auch darauf aufmerksam gemacht, dass sich Haus- und Lohnarbeit unter-
scheiden (in der Organisationsform privat/öffentlich und im Arbeitsgegenstand), deren Un-
terscheidungspraxis die Identität von Frauen (mit) prägt (für einen Überblick des feministi-
schen Diskurses der 1970er und 1980er Jahre s. Gottschall 2000: 137ff.). Hingegen wurden 
im anglo-amerikanischen Diskurs stärker die „Dual-Approach-Ansätze“ thematisiert, die 
von einer gleichzeitigen Koexistenz von Kapitalismus und Patriarchat als unterschiedliche, 
aber interagierende Herrschaftsformen ausgehen. Bei diesen Ansätzen steht deutlicher der 
Herrschaftscharakter der Verwiesenheit von Frauen auf die Reproduktionssphäre im Vor-
dergrund (vgl. Gottschall 2000: 143; Gottschall 2018: 368f.). Zu nennen ist die renommier-
te, komplexe Patriarchatskonzeption von Walby (1989, 1990a). In ihrer Theorie begreift sie 
das Patriarchat als männliche Vorherrschaft anhand der Dimensionen Hausarbeit, Lohnar-
beit, Kultur, Sexualität, Gewalt und Staat (vgl. Walby 1989: 220). Des Weiteren differen-
ziert Walby (1990a, 1990b) zwischen einer privaten und einer öffentlichen Form des Patri-
archats. Das durch den Kapitalismus entstandene moderne Patriarchat versteht sie als öf-
fentlichen Typus, weil nun der Patriarchalismus in der Lohnarbeit die dominierende gesell-
schaftliche Struktur vorgebe und nicht mehr primär die männliche Vorherrschaft im Repro-
duktionsbereich. Im modernen Patriarchat wird männliche Vorherrschaft vermehrt abstrakt 
und kollektiv ausgeübt und weniger individuell durch einzelne Männer. Frauen werden 
zwar nicht mehr grundsätzlich aus öffentlichen Sphären, wie der Politik oder der Lohnar-
beit, ausgeschlossen, jedoch verläuft ihre Integration über Mechanismen der Unterordnung 
und Segregation.  
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Die Verengung der Perspektive würde auch nicht durch Korpis Versuch, 
Class und Gender in einem mehrdimensionalen Konzept von Ungleichheiten 
miteinander zu verbinden, aufgehoben87. Eine Erwerbsbeteiligungs-Norm für 
alle Frauen –unabhängig von subjektiven Interessen, Qualifikation oder gar 
kulturellen Länderunterschieden – würde erstrebt als wäre sie für alle Frauen 
von gleicher Bedeutung. Erwerbsbeteiligung wird unreflektiert als Indikator 
von „agency“ hingenommen. Um diesen „situativen Partikularismus“ zu 
umgehen, schlägt Ostner für eine Kontextualisierung des Lebens von Frauen 
vor, von unterschiedlichen Wünschen und Interessen auszugehen (vgl. Ostner 
2004b: 54). Andernfalls würde die Heterogenität von Frauen mit der Homo-
genität der feministischen Strategie verkoppelt, die Frauen als „Mittel zum 
Zweck einer egalitaristischen Sozialutopie“ mache (Ostner 2004b: 56).  
„Sollen Frauen also lieber nicht berufstätig sein, Hausfrau und Mutter vor allem 
bleiben? Es wird zu schnell übersehen, daß [sic!] die strukturell erzeugte Privat-
heit der Familie und die damit verbundenen gleichsam symbiotischen Beziehun-
gen der Familienmitglieder, vor allem die von Mutter und Kind und die materiel-
le und emotionale Fixierung der Frau auf den Mann, der Frau ein SELBST ver-
bietet. Die Arbeit der Frau ist nur „Aufopferung““ (Ostner 1978: 243, Hervorhe-
bungen im Original; die Verf.). 
Ostner unterstellt in ihrem Essay, dass sämtliche Aufsätze der vergangenen 
zehn Jahre in der Zeitschrift „Social Politics“ „Liebe“ als Beziehungscode 
durch den der „Partnerschaft“ abgelöst hätten und verweist auf Koppetschs 
Erklärung: Der Beziehungscode der Partnerschaft folge allgemeineren gesell-
schaftlichen Werten, hingegen folge Liebe einer asozialen, ausschließenden 
Beziehungslogik, die Ungleichheiten zulasse. „Darin liegt für egalitaristische 
Weltverbesserer das Schockierende an der Liebesbeziehung“ (Ostner 2004b: 
56). In Ostners – auf den Punkt gebrachten – Worten stellt Koppetsch fest, 
„[…] dass nicht nur die "Liebe", sondern auch die "Partnerschaft" zur Reproduk-
tion geschlechtsspezifischer Machtstrukturen beitragen, da gerade die partner-
schaftliche Moral der kontraktionellen Reziprozität die Funktionsweise der Gabe 
(etwas für nichts) außer Kraft setzt ("Dein Problem!"; "Selber schuld'"), was wie-
derum nur möglich ist, weil das im Partnerschaftsmodell vorgesehene Programm 
radikaler Individualisierung die Selbstverwirklichung beider Geschlechter nach 
dem Modell männlicher Autonomie vorsieht, die traditionelle Weiblichkeit also 
mit defizitärer Individualität gleichsetzt“ (Ostner 2004b: 58f., Hervorhebungen 
durch die Verf.). 
 
87 „Die Verengung wird auch nicht dadurch aufgehoben, dass Autoren wie Walter Korpi 
(2000) versuchen, soziale Schicht ("class") und Geschlecht durch ein mehrdimensionales 
und variablenreiches Konzept der sozialen und der Geschlechterungleichheit zu verbinden. 
Die untersuchten Länder fallen bei Korpi – mit wenigen Abweichungen – wieder in die alt-
bekannten Schubladen. Und die Erwerbsbeteiligung wird fraglos als Indikator für "agency" 
gewertet. Der politische Impetus bleibt gleich: Berücksichtigung aller Faktoren, die die Er-
werbsarbeit von Frauen zu fördern versprechen. Als ob Erwerbsarbeit für alle Frauen das 
Gleiche bedeutete“ (Ostner 2004b: 49). 
157 
6. Ein Abriss: Reziprozität, Liebe und Solidarität 
6.1. „Ungleiche“ Liebe und „egalitäre“ Partnerschaft: 
Koppetschs Differenzierung zwischen Liebe und 
Partnerschaft 
Koppetschs These ist, „daß [sic!] Liebe und Partnerschaft konkurrierende 
Prinzipien darstellen, die in der Interaktion von Paarbeziehungen unterschied-
liche Aufgaben erfüllen“ (Koppetsch 1998: 111). Sie wie auch Burkart gren-
zen sich von anderen AutorInnen ab, die Liebe und Partnerschaft als mitei-
nander verschmolzen betrachten (Giddens, 1993)88 oder annehmen, dass 
Partnerschaft die Liebe ersetzt89 (vgl. Koppetsch 1998: 111; Burkart 1998: 
37). Burkart spitzt dies noch weiter zu, in dem er die These aufstellt, dass die 
„“Liebe“ aus der Familienforschung verbannt wurde“ (Burkart 1998: 27). 
Der Kode der Liebe und der Kode der Partnerschaft würden außerdem gemäß 
Koppetsch unterschiedlichen Formen des Austauschs folgen: Während der 
Austausch von Liebenden mit einem – jenseits jeder symmetrischen Vorstel-
lung von Gegenleistungen – Gabentausch (Austausch von Geschenken) á la 
Simmels Geschlechtertheorie verglichen wird90 (Nach Simmel kann eine 
Gabe nicht gänzlich durch eine Gegenleistung erwidert werden, „[…] weil in 
der ersten Leistung eine Freiwilligkeit liegt, die bei der Gegenleistung nicht 
mehr vorhanden ist“ (Simmel 1992: 667). In der Gabe „[…] lebt eine Frei-
heit, die die Gegengabe, eben weil sie Gegengabe ist, nicht besitzen kann“ 
 
88 Giddens hat 1993 im Sinne einer Modernisierungstheorie die Demokratisierung des persön-
lichen Lebens beschrieben, nach der sich soziale Beziehungen (Liebesbeziehungen, Eltern-
Kind-Beziehungen, Verwandtschaftsbeziehungen, Freundschaften) des privaten Lebens zu-
nehmend durch Orientierungen an Gegenseitigkeit und Partnerschaft auszeichnen. Paarbe-
ziehungen, die auf dem Ideal der Geschlechtergleichheit beruhen, beschreibt Giddens fortan 
auch als „reine Beziehungen“ (Giddens 1993: 148). „Die Möglichkeit von Intimität bedeu-
tet das Versprechen auf Demokratie“ (Giddens 1993: 203). Intimität, verstanden als „Mög-
lichkeit einer dauernden Bindung zwischen gleichberechtigten Personen, […] impliziert ei-
ne durchgreifende Demokratisierung der zwischenmenschlichen Sphäre in einer Weise, die 
durchaus mit Demokratie in der öffentlichen vereinbar ist“ (Giddens 1993: 11). Bezugneh-
mend auf die Diskussion über Liebe und Partnerschaft argumentiert Giddens im Unter-
schied zu Koppetsch, dass die romantische Liebe durch eine vollkommene asymmetrische 
Machtverteilung geprägt ist (vgl. Giddens 1993: 73). 
89 Koppetsch grenzt sich im Spezifischen von den individualistischen Annahmen Giddens und 
Leupolds ab, da sie Liebe als Kommunikationszusammenhang von zwei Individuen erach-
ten würden, die in einem Austauschverhältnis stehen, um ihren individuellen Nutzen zu 
maximieren (vgl. Koppetsch 1998: 113). Dieses „Prinzip des Individualismus“ würde jegli-
che Geschlechterrollen vernachlässigen (Koppetsch 1998: 113). 
90 Auch Burkart stimmt dem zu: „Liebes-Interaktionen entziehen sich den üblichen sozialen 
Reziprozitätsnormen. Es geht nicht um Geben und Nehmen, es geht nicht um Tauschwerte“ 
(Burkart 1998: 34). 
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(Simmel 1992: 668).), sei das partnerschaftliche Geben und Nehmen ein 
rationaler, reziproker Tausch äquivalenter Leistungen (vgl. Koppetsch 1998: 
111). „Liebe [sei] in Fragen der Gerechtigkeit eher zur Machtlosigkeit verur-
teilt […]: Aus Liebe lassen sich keinerlei Ansprüche ableiten, nicht einmal 
auf Gegenliebe“ (Koppetsch 1998: 112). Liebe beruht auf der „bedingungslo-
sen und freiwilligen Hingabe“, Partnerschaft auf „unmittelbare[r] Reziprozi-
tät und [dem] Primat individueller Interessen“ (Koppetsch 1998: 113). „Liebe 
dagegen hat keinen Zweck außer sich selbst“; vielmehr dient sie der Funktion 
,,[…] zur Aufrechterhaltung der Sozialität, der Liebesgemeinschaft beizutra-
gen“ (Koppetsch 1998: 114; Burkart 1998: 25). Der direkte Tausch der Part-
nerschaft impliziert rational-kalkulierbare, äquivalente Güter, hingegen wird 
der Gabe ein symbolischer Wert zugesprochen. An dieser Stelle wird der 
Bezug von Koppetsch auf Simmels Geschlechtertheorie deutlich, indem sie – 
wie auch Simmel – der Gabe einen tieferen Sinn der Verpflichtung zur Stär-
kung der Bindung zuweist:  
„Die Gabe hat also die Funktion, die Bindung des anderen zu stärken, ihn z.B. in 
Form von Dankbarkeit91 und Zuneigung auf das Gemeinsame hin zu verpflichten 
und der gemeinsamen Beziehung Ausdruck zu verleihen“ (Koppetsch 1998: 
115).  
Voraussetzung ist, dass der Wunsch der Erwiderung der Gabe (langfristige 
Perspektive) besteht, die durch die Liebe erfüllt wird. Im Falle einer Gegen-
gabe würde auch diese mit Dankbarkeit und Zuneigung beantwortet, sodass 
von Koppetsch auch die „economy of gratitude“ nach Hochschild (1989) 
aufgegriffen wird. Unmittelbarer, auf eine kürzere Zeitperiode bezogener 
Austausch in Partnerschaften erzielt die individuelle Nutzenmaximierung der 
Interessen unter Berücksichtigung reziproker Rechte und Pflichten (vgl. 
Koppetsch 1998: 115f.). Rechte und Pflichten der Partnerschaft folgen ferner 
den Prinzipien der „Herstellung von Gerechtigkeit und [dem] Abbau von 
Asymmetrien“ (Koppetsch 1998: 116). In der Partnerschaft besteht ein Ab-
hängigkeitsverhältnis der Leistungen von Gegenleistungen (vgl. Koppetsch 
1998: 116): bezüglich der innerhäuslichen Arbeitsteilung ergeben sich daraus 
Erwartungen eines wechselseitigen Austauschs von beispielsweise Kochen 
als Leistung gegen Wäsche waschen als Gegenleistung. „In der Liebe dürfen 
 
91 Simmels Argumentation über die Dankbarkeit: Dankbarkeit ist „[…] das subjektive Resi-
duum des Aktes des Empfangens oder auch des Hingebens […], gleichsam das moralische 
Gedächtnis der Menschheit […] [und] ein […] Weiterbestehen im entschiedensten Sinne, 
ein ideelles Fortbestehen einer Beziehung, auch nachdem sie etwa längst abgebrochen, und 
der Aktus des Gebens und Empfangens längst abgeschlossen ist. Obgleich die Dankbarkeit 
ein rein personaler oder, wenn man so will, lyrischer Affekt ist, so wird sie, durch ihr tau-
sendfaches Hin- und Herweben innerhalb der Gesellschaft, zu einem ihrer stärksten Binde-
mittel“ (Simmel 1992: 662f.). Sie ist „[…] jenes Motiv, das die Erwiderung der Wohltat 
von innen heraus bewirkt, wo von äußerer Notwendigkeit [wie z. B. im ökonomischen 
Tausch der Wirtschaft] nicht die Rede ist“ (Simmel 1992: 664). 
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solche Erwartungen nicht formuliert werden, soll die Ökonomie des Gaben-
tauschs (der streng genommen kein Tausch ist) nicht zerstört werden“ (Kop-
petsch 1998: 116). Obwohl Liebe und Partnerschaft als Idealtypen gegensätz-
lich erscheinen, können sie in der Empirie in Paarbeziehungen wechselseitig 
auftreten (vgl. Koppetsch 1998: 116). Entwickelt die Paarbeziehung jedoch 
einen Austausch, der allein auf Partnerschaft beruht, verliert sie „ihre Bin-
dungskraft, ihre Antriebsstruktur“ (Koppetsch 1998: 117). Durch die Partner-
schaft wird innerhalb der Beziehung die moralische Willkür der Liebe einge-
grenzt, indem Verhandlungen von Interessen und Verteilungen von Leistun-
gen durch den Partnerschaftskode überwacht werden (vgl. Koppetsch 1998: 
117). 
„Aus diesem Grund scheint Partnerschaft besser als Liebe geeignet, die Gleich-
heit der Geschlechter, die Reziprozität zwischen Mann und Frau sowie die Indi-
vidualität der beteiligten Persönlichkeiten zu gewährleisten“ (Koppetsch 1998: 
117). 
Das Paradox der Partnerschaft besteht nach Koppetsch darin, einerseits 
Gleichheit zu fordern, wodurch andererseits implizit geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten verstärkt werden. Durch die bestehende Norm der Egalität 
werden die ausgeführten Hausarbeiten der Frau nicht mehr als Gabe angese-
hen, sondern verfallen der rationalen Tauschlogik der Partnerschaft. Die 
ehemalige Gabe wird folglich entwertet, statt Dankbarkeit und Anerkennung 
wird eine äquivalente Gegenleistung gefordert. Damit setzt „[…] die partner-
schaftliche Moral der kontraktuellen Reziprozität die Funktionsweise der 
Gabe außer Kraft“ (Koppetsch 1998: 124). Eine weitere Problematik bestehe 
darin, dass die – durch das Partnerschaftsmodell vorgesehene – Individuali-
sierung eine Selbstverwirklichung beider Geschlechter im Sinne der männli-
chen Autonomie annimmt. Ferner wird traditionelle Weiblichkeit als defizitä-
re Individualität erachtet, wodurch die Verrichtung von Hausarbeiten in einen 
Zusammenhang mit der sozialen Konstruktion von Unterlegenheit gebracht 
wird (vgl. Koppetsch 1998: 124). Von Frauen verrichtete Hausarbeit wird als 
mangelnde Emanzipation interpretiert, von Männern verrichtete Hausarbeit 
wird hingegen als Orientierung an der Gleichheit verstanden. Bezugnehmend 
auf Hochschilds (1989) Ergebnisse und auf die Ergebnisse von Kop-
petsch/Maier/Burkart (1997) zieht Koppetsch die Schlussfolgerung, dass 
„[…] die Gleichberechtigung bei vielen Paaren etwas ist, das der Mann der 
Frau zum Geschenk macht, was im übrigen [sic!] das beste Mittel ist, ihre 
Geltung zu unterlaufen“ (Koppetsch 1998: 118). Argumentiert wird anhand 
von Statusgefällen, dass in vermeintlich egalitären Paarbeziehungen die in-
nerhäusliche Arbeitsteilung ungleich verteilt ist, weil auf die Gabe des Man-
nes mit Dankbarkeit (z. B. Wäsche waschen als Heldentat), auf die Gabe der 
Frau mit Selbstverständlichkeit reagiert werde. Dies sei jedoch keine hege-
moniale Strategie weiblicher Abwertung, sondern basiere auf einer Erwar-
tungssicherheit, dass jeder in der Beziehung sein Bestes gebe (vgl. Koppetsch 
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1998: 119). Die Gründe, warum auf die Gabe des Mannes anders reagiert 
wird als auf die Gabe der Frau sind nach Koppetsch auf Gewohnheiten zu-
rückzuführen. Gleichheit und Haushaltspraxis werden auf unterschiedlichen 
Ebenen verortet: Gleichheit folgt einer reflexiven Diskurslogik, Haushalts-
praxis einer praktischen Logik (dies stellen auch Kaufmann (1994; 1999a), 
Koppetsch/Burkart (1999) und Hochschild (2003) fest. Kaufmann bezeichnet 
die Diskrepanz jedoch nicht mit den Termini „Diskurs- und praktische Lo-
gik“, sondern als Diskrepanz zwischen „Ideen und Gesten“92. Hochschild 
beschreibt hingegen die Diskrepanz mit „new gender ideology“ und „old 
reality“ (Hochschild 2003: 135)). So kritisiert auch Burkart, dass ein Großteil 
der wissenschaftlichen Studien über die Liebe den Diskurs, nicht jedoch die 
Praxis ins Zentrum der Forschung rückt (vgl. Burkart 1998: 15) und, dass 
Partnerschaftlichkeit diskursiv anstatt praktisch ist (vgl. Burkart 1998: 38). 
Alltägliche Aufgaben (Hausarbeiten, Körperpflege, Ankleiden etc.) werden 
miteinander verknüpft und bilden dadurch ein „expandierendes System von 
Praktiken, die sich gegenseitig hervorrufen und stützen, und die, einmal aus-
gelöst, eine ganze Kette weiterer Praktiken nach sich ziehen. Diese Eigendy-
namik ist ein Grund dafür, daß [sic!] sich dieses System inkorporierter Prak-
tiken kaum durch Diskurse beeinflussen läßt [sic!]“ (Koppetsch 1998: 120f., 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). Dies stellt auch Burkart fest: „Es 
schleichen sich Routinen ein, Verhaltensweisen und „Gesten“, die nicht mehr 
reflektiert werden und sich der Macht des Diskurses entziehen“ (Burkart 
1998: 42). Ein zweiter Grund sei, dass Reinlichkeits-, Ordnungsvorstellungen 
und insbesondere der Wunsch, den anderen zu beschenken, stärkere Hand-
lungsmotive darstellen als die Gleichheitsvorstellung. Vordergründig würde 
die Egalitätsnorm scheinbar befolgt, doch würde die Hausarbeit nach wie vor 
in Form eines Gabentauschs organisiert, innerhalb dessen sich der Mann über 
außerordentliche Sonderleistungen profiliert (vgl. Koppetsch 1998: 121). 
Ferner wird ein mangelndes Interesse der Frau an einer egalitären Arbeitstei-
lung angenommen, weil sie „[…] in der Regel höhere Ansprüche an die 
Haushaltsführung stellt, die Verantwortung für diesen Bereich beibehalten 
möchte und den Mann in der Rolle des freiwilligen Helfers durchaus schätzt“ 
(Koppetsch 1998: 121). Durch die Rolle des freiwilligen Helfers werde 
Dankbarkeit ausgedrückt, die Voraussetzung für ihren Antrieb sei. Koppetsch 
geht von einem Übergang zwischen den Austauschprinzipien aus, sobald sich 
der Mann als undankbar erweist. Die Frau würde eine egalitäre Arbeitsteilung 
einfordern, die jedoch aufgrund der oben aufgeführten divergierenden Dis-
kurs- und praktischen Logik wenn überhaupt zu einer kurzfristigen Verhal-
tensänderung führen würde (vgl. Koppetsch 1998: 122). Das Egalitätsprinzip 
 
92 „Die Gleichheit hat sich in der Welt der Ideen und der moralisch-gesellschaftlichen Refe-
renzen durchgesetzt. […] Das tägliche Handeln hat eine andere Geschichte. Eine Geschich-
te, die woanders angesiedelt ist, die aus Trägheiten besteht und notwendig viel langsamer 
verläuft“ (Kaufmann 1994: 178f.). 
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bleibt nach Koppetsch eine Illusion. Sie sieht das Dilemma nicht in der tradi-
tionellen Arbeitsteilung, sondern darin, dass „[…] die im Partnerschaftskode 
formulierte Norm der konsequenten Aufrechnung einer Honorierung der von 
ihr eingebrachten Gabe nicht mehr erlaubt“ (Koppetsch 1998: 123). Oder in 
Wimbauers Worten: die Partnerschaftssemantik trägt zur „›Verschleierung‹ 
dieser Ungleichheit bei“ (Wimbauer 2003: 274). Ihre verrichteten Hausarbei-
ten seien folglich „ein Symbol weiblicher Unterlegenheit“ (Koppetsch 1998: 
124). 
Bezugnehmend auf das Verhältnis von Partnerschaft und Liebe zur Um-
welt, bleibt zu erwähnen, dass Koppetsch wie auch Leupold (1983)93 die 
Funktion von Partnerschaft (Gültigkeit für alle sozialen Beziehungen) in der 
Anbindung an andere gesellschaftliche Institutionen durch die Übernahme 
von Wertvorstellungen der Gesellschaft (wie z. B. Egalität, Individualismus 
etc.) sieht (vgl. Koppetsch 1998: 125). Die Semantik der Liebe zeichne sich 
dagegen durch eine in Abgrenzung zu anderen Beziehungsformen (und damit 
in Abgrenzung zu gesellschaftlichen Werten und Normen) eigene Wirklich-
keitskonstruktion aus (vgl. Koppetsch 1998: 128). „Paarbeziehungen brau-
chen deshalb [so Burkart] beides: Liebe und Partnerschaft“ (Burkart 1998: 
43). Hieraus ergibt sich die Schwierigkeit für die Soziologie der Liebe, für 
das Verhältnis von Diskurs und Praxis eine theoretische Erklärung zu finden 
(vgl. Burkart 1998: 43). 
Zusammenfassend besteht nach Koppetsch die Problematik des Partner-
schaftmodells darin,  
„[…] daß [sic!] sich die in der Alltagspraxis eingespielten Routinen und inkorpo-
rierten Verhaltensmuster durch reflexive Prozesse kaum beeinflussen lassen [s. 
 
93 Andrea Leupold hat sich bereits 1983 mit der Liebe und der Partnerschaft als Formen der 
Codierungen von Ehen befasst. In Anlehnung an Luhmanns Systemtheorie basiert die theo-
retische Argumentation auf der Liebe als symbolisch generalisiertes Kommunikationsme-
dium von Intimbeziehungen. „Romantische Liebe wird gesehen als Semantik der Partne-
rInnenwahl […], die als funktionsspezifische Semantik den Prozeß [sic!] der Ausdifferen-
zierung von Intimbeziehungen [fördert]“ (Leupold 1983: 297). Vornehmlich im 18. und 19. 
Jahrhundert etablierte sich die „freie“ PartnerInnenwahl, die zuvor i. d. R von Elternhaus 
und Schicht bestimmt wurde. Aufgrund des im 20. Jahrhundert stattfindenden Wandels von 
einer stratifikatorischen (in der Frauen vorwiegend im sozialen System der Familie agier-
ten) zu einer funktionalen Differenzierung moderner Gesellschaften (die Frauen die Partizi-
pation an unterschiedlichen Systemen ermöglicht) entsteht eine zunehmende Bedeutung der 
Partnerschaft, weil diese „[…] den Anschluß [sic!] an die Gesellschaft wiederherstellen 
will“ (Leupold 1983: 322). „‚Partnerschaft‘ ist die sich lange vorbereitende letzte Stufe in 
der Evolution von Symmetrieidealen für Ehe und Intimbeziehungen“ (Leupold 1983: 314, 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). Partnerschaft bezieht sich auf die Systemgrenze 
zwischen Ehe und Systemumwelt. Ferner regelt sie die Relation zwischen inner- und außer-
familialen Beziehungen (vgl. Leupold 1983: 315). Das Verhältnis von romantischer Liebe 
und Partnerschaft ist jedoch nicht ausschließlich: „Partnerschaft ersetzt […] nicht den binä-
ren Schematismus (öffentliche Welt/Privatheit) durch einen äquivalenten Schematismus 
[…], [sondern] […] setzt die bereits konstituierte Realität auf Liebe gegründeter Ehen vo-
raus“ (Leupold 1983: 324).  
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Diskurs- vs. praktische Logik], zum zweiten geraten die im Partnerschaftsmodell 
verbürgten Prinzipien der Gegenseitigkeit, der Tauschrationalität und des Indivi-
dualismus mit der bedingungslosen Solidarität der Liebe in Konflikt“ (Koppetsch 
1998: 125).  
Die „Burkart-Schule“, der auch Koppetsch zugehörig ist (Günter Burkart war 
ihr Lehrer), grenzt sich von Rational-Choice-Ansätzen ab, in dem sie eine 
stärkere Fokussierung auf Bedürfnisse von Individuen fordert. Diese Argu-
mentation greift auch Ostner (2004b) auf, in dem sie die Wünsche und Inte-
ressen von Frauen in den Vordergrund stellt.  
„Liebe und Kapitalismus, so die zeitdiagnostische These, durchdringen 
sich gegenseitig und stehen in einem wechselseitigen Anpassungsprozess“ 
(Burkart 2014: 85). Der Ökonomisierungsdruck, der in einer stärkeren Mark-
torientiertheit der Liebe Ausdruck findet, steht in Konkurrenz zur romanti-
schen Vorstellung von Liebe (vgl. Burkart 2014: 85). Zu denken sei jedoch 
an die im 19. Jahrhundert aufkommende Entstehung der romantischen Lie-
be94 in Zusammenhang mit dem Kapitalismus, der eine Romantisierung par 
Exellence hervorbrachte. Die enge Verschmelzung zwischen einem romanti-
schen Liebesideal und der Ökonomie konnte eindrücklich von Eva Illouz 
(1997) dargestellt werden. Burkart und Koppetsch nehmen, wie bereits ange-
deutet, Bezug auf die Argumentation von Simmel:  
 
94 Die romantische Liebe nach Hartmann Tyrell: Nach dem Prinzip „Es ist was es ist – sagt 
die Liebe“ 
Hartmann Tyrell – einer der Klassiker auf dem Gebiet der romantischen Liebesforschung – 
hat sich mit der Frage über den Sinn des im 19. Jahrhunderts aufkommenden romantischen 
Konzepts der Liebe befasst. Romantische Liebe ist nach Tyrell als ein Doppelphänomen 
konstituiert: „Für die Besonderheit des Erlebens von Liebe ist einerseits konstitutiv eine Se-
lektion unter Personen, genauer: die unbedingte Präferenz für eine bestimmte individuelle 
Person […]. Und andererseits: die enthusiastische Besetzung genau dieses Sachverhalts mit 
höchster persönlicher Relevanz, mit Höchstrelevanz“ (Tyrell 1987: 570, Hervorhebungen 
im Original; dir Verf.). „Liebe meint das absolute, alternativlose Präferieren des Geliebten“ 
ein Kriterium der Ausschließlichkeit, das nur auf eine einzige Person zutrifft (Tyrell 1987: 
575). „Die Höchstrelevanz erklärt die Liebe für unteilbar; sie zwingt, einem alles geben und 
sein zu wollen“ (Tyrell 1987: 576). Ferner erfordert die Liebe für ihre Erfüllung Symmetrie 
und erwidernde Gegenseitigkeit (vgl. Tyrell 1987: 579). Letztlich sei die Liebesbeziehung 
für Tyrell in Anlehnung an Simmel eine dyadische Konstellation aufgrund von fünf Aspek-
ten (vgl. Tyrell 1987: 583ff.): 
1.  Das Paar verfügt im Gegensatz zu einer Dreiecksbeziehung über den Vorteil der Kom-
plexitätsreduktion durch eine direkte Verbindung zwischen den PartnerInnen (statt drei 
Verbindungslinien im Falle einer Dreiecksbeziehung).  
2.  Sofern Konflikte auftreten ist nur ein Feind vorhanden 
3. Das permanente Bedürfnis von Interaktionsnähe, wobei die Interaktion eine dyadische-
reziproke Tendenz aufweist, beschreibt Tyrell als „konstitutionelle Interaktionsverwie-
senheit“ 
4.  Natürliche Komponente der dyadischen Konstellation von Sexualität 
5.  Voraussetzung der Gegen- und Zweigeschlechtlichkeit 
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„In jedem Liebesverhältnis hat der weniger Liebende ein Übergewicht, er kann 
sozusagen seine Bedingungen stellen, der andere ist ihm ausgeliefert; denn diesen 
verhindert die innerliche Gebundenheit der Liebe, seine Vorteile zu bemerken, 
die bemerkten auszunutzen. In der Ehe pflegt, unter sonst gleichen Umständen, 
der zu herrschen, der das geringere Gefühl einsetzt. Da dies hier, und ebenso in 
freien Verhältnissen, in der Regel der Mann ist, so scheint mir darin ein wesentli-
cher Erklärungsgrund für die allgemeine Präponderanz der Männer über die 
Frauen zu liegen“ (Simmel 1985: 183f.). 
Diese Annahmen Simmels wurden häufig zur Begründung der Austauschthe-
orie herangezogen. Jedoch stellt Burkart fest, dass Simmel kein rationalisti-
scher Austauschtheoretiker ist, „[…] denn er sieht, neben der MACHT, die 
der weniger Liebende hat, auch die MACHT, die der Liebende hat: indem er 
glücklicher ist95“ (Burkart 1998: 32, Hervorhebungen durch die Verf.). Dies 
ist eine sehr romantische Vorstellung der Liebe, weil die Annahme, dass der 
tiefer Liebende glücklicher ist, rein hypothetisch ist. Es könnte auch der tiefer 
Liebende unglücklicher sein (zumindest im Sinne der rationalen Aus-
tauschlogik). Gleichwohl ist die Reflexivität von Machtverhältnissen zu be-
denken – diese Annahme trifft Burkart zu Recht und wird u. a. auch von 
Wimbauer (2003)96 vertreten. Erinnert werden soll an den Ausgangspunkt der 
vorliegenden Dissertation „Bringing Power Back In“. Das Verhältnis zwi-
schen Macht und Liebe ist keineswegs eine neue Thematik innerhalb der 
Familiensoziologie, doch soll „Macht“ auch an dieser Stelle eine Reintegrati-
on erfahren – wird sie doch nur vorwiegend implizit im Rahmen der aufge-
führten Studien erwähnt. Ist es nicht eher die „Macht“ anstatt der Liebe, die 
aus der Familienforschung verbannt wurde? Burkart hat mit seiner These 
einer Verbannung der Liebe aus der Familienforschung für eine spezifische 
Epoche durchaus Recht (vgl. Burkart 1998: 27). Aktuell ist jedoch eher eine 
Forschungslücke der Macht zu konstatieren. Der Stand der Forschung hat 
sich lange Zeit auf die Liebe konzentriert, während andere Grundlagenkon-
 
95 „Vielleicht entbehrt dies doch nicht ganz der Gerechtigkeit. Denn in dem Liebesverhältnis 
genießt der tiefer Liebende ein soviel [sic!] tieferes Glück, daß [sic!] es am Ende in Ord-
nung ist, wenn der andere dafür in der Hinsicht des Herrschens und in allem, was sozusagen 
an der Peripherie des Verhältnisses liegt, im Übergewicht bleibt“ (Simmel 1985: 184). 
96 „Nun kann gerade in dieser Konstellation die romantisch Liebende [sic!] Person jedoch 
keineswegs als ›machtlos‹ bezeichnet werden, denn im Sinne der Wechselseitigkeit aller 
Machtphänomene ist auch der Partner von ihr abhängig: Zum einen, indem sie maßgeblich 
an seiner Konstruktion des ›Besonderen‹ mit beteiligt ist und ihn hierbei unterstützt, weil 
dies genau ihrem Beziehungskonzept entspricht, das eben gerade auf einen spezifischen 
und einzigartigen Anderen zielt; zum anderen, weil es gerade das von ihr verdiente ›norma-
le‹ Alltagsgeld ist, das den Sockel für seine Konstruktion und Praxis des Außergewöhnli-
chen und Besonderen darstellt. Insofern ist die Abhängigkeit beider Partner eine wechsel-
seitige, wenngleich sich auch die romantisch liebende Person aus einer Außenperspektive 
in einer ungünstigeren Position befinden mag. Wie sich andeutet, ist es gerade die Konstel-
lation der beiden unterschiedlichen Liebeskonzepte [romantische Liebe und Partnerschaft], 
die diese Ungleichheiten und Machtdifferenzen einerseits maßgeblich mit konstituieren und 
andererseits gerade als unproblematisch erscheinen lassen“ (Wimbauer 2003: 281). 
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zepte zunehmend vernachlässigt wurden. Liebe ist für ein Verständnis von 
Familiendynamiken – insbesondere für Bereiche wie Macht und Einfluss – 
eine höchstrelevante Thematik – diese Annahme ist keineswegs in Frage zu 
stellen. „[…] love has been an extremely variable for the understanding of 
family dynamics and, especially, of power and influence“ (Safilios-
Rothschild 1976: 357). Doch wird der Fokus der vorliegenden Dissertation 
stärker auf die Reintegration der Macht gelegt, wobei die Verbindung der 
Konzepte lediglich theoretisch angeschnitten wird und zum Weiterdenken 
anregen soll97. Wie können Konzepte wie Liebe, Solidarität, Partnerschaft 
und Macht miteinander vereinbart werden? 
 
97 Für eine weiterführende Diskussion über die Problematik der „[…] Integration von sach-
lich-instrumentellen Dimensionen der austausch-, ressourcen- und haushaltsproduktions-
theoretischen Ansätze mit der emotionalen Dimension des Gefühlsmanagements […], ins-
besondere unter dem Aspekt, wie der Modus der Liebe, auf dem Paarbeziehungen beruhen, 
und der Modus des instrumentellen Austauschs, wie er in der Aufteilung der Hausarbeit zu 
finden ist, miteinander vereinbart werden können” sei auf Röhler et al. verwiesen (Röhler et 
al. 2000: 21). Sie haben im Rahmen ihrer Studie ein Mehrebenenmodell zur Integration der 
theoretischen Ansätze zur Verteilung und psychosozialen Bewältigung von Hausarbeiten 
entwickelt, wobei die Bedeutung der Gefühle für die innerhäusliche Arbeitsteilung im 
Rahmen von zwei Dimensionen hervorgehoben wird. Erstens liegt dem irrationalen Gefühl 
der Liebe gemäß Röhler et al. keine Kosten-Nutzen-Kalkulation zugrunde – es ist ein Me-
chanismus der Festlegung der beiden PartnerInnen, der die Basis einer stabilen Austausch-
beziehung erst ermöglicht. Die Charakteristika des Liebesgefühls, nämlich Nichtkalkuliert-
heit und die Gerichtetheit auf eine bestimmte Person, verdeutlichen, dass Liebe nur einge-
schränkt als Ressource beschrieben werden kann. „Liebe ist nur gegen Liebe tauschbar. 
Erst durch die Gegenliebe des anderen Partners wird die Liebe des einen zur Ressource und 
umgekehrt“ (Röhler et al. 2000: 47). Hierdurch wird ein Problem der handlungstheoreti-
schen Fundierung von diesem Ansatz ersichtlich: „Wie können wir die individuellen Ent-
scheidungen zum Verhalten im Rahmen der partnerschaftlichen Kooperation als Ergebnis 
von Nutzenerwartungen begründen, die auf sehr verschiedenen Dimensionen angesiedelt 
sind? Nämlich auf der sachlich-instrumentellen Dimension, die in den austausch-, ressour-
cen- und haushaltsproduktionstheoretischen Ansätzen betont wird, und der emotionalen 
Dimension“ (Röhler et al. 2000: 47). Ein möglicher Ausweg soll das situationale Verständ-
nis von Emotionen als auf die Handlungsmöglichkeiten restriktiv wirkende Festlegung sein, 
der auf die psychosozialen Dispositionen und Präferenzen erweitert werden kann. Voraus-
setzung ist, dass ein Wissen über die Bedingungen der Veränderung der dispositionalen 
Größen vorhanden ist, weshalb zweitens die Theorie des Gefühlsmanagements ein Grunde-
lement in der Diskussion über die Hausarbeiten sei. „Prozesse der Selbstmanipulation von 
Gefühlen sind grundlegend für kognitive Veränderungen der Präferenzen, Werte und Leit-
bilder und für die Vorbereitung auf die Ausführung einer bestimmten Handlung. Dieser 
Ansatz zeigt auf, wo mögliche Schwierigkeiten liegen könnten in der Veränderung von tra-
ditionalen Geschlechterideologien: Eine solche Veränderung ist mit emotionaler Anstren-
gung – Gefühlsarbeit – verbunden“ (Röhler et al. 2000: 47). Außerdem würden Geschlech-
terideologien durch Gefühle verankert, die ihre Wurzeln in der Sozialisation haben und un-
bewusst wirken. Daher wäre es auch möglich, dass die Gefühle entgegen dem Leitbild wir-
ken. Dies könnte gemäß Röhler et al. (2000) eine Erklärung für Koppetschs/Burkarts 
(1999) hervorgebrachtes Ergebnis, dass auch bei Paaren, die eine Gleichheitsorientierung 
vertreten, kaum eine Veränderung der traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung zu be-
obachten sei, sein. Die Persistenz traditioneller Muster ginge folglich auf Prozesse des Ge-
fühlsmanagements zurück, „[…] die es einerseits ermöglichen, ein egalitäres Leitbild mit 
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6.2. Reziprozität, Wohltätigkeit und moralischer 
Absolutismus – „etwas gegen nichts“ (Gouldner) 
Die These bezüglich des Zusammenhangs zwischen Liebe und Solidarität ist, 
dass Nächstenliebe der Solidarität immanent ist. Gouldners Wohltätigkeits-
norm ist ein Beispiel dafür: 
„Würden Menschen in ihren Handlungen lediglich durch die Reziprozitätsnorm 
geleitet, so erhielten viele die Hilfe nicht, die sie benötigen, gingen zugrunde o-
der blieben äußerst unzufrieden. Es wird immer einige Menschen geben können, 
die erwiesene Wohltaten nicht erwidern können [z. B. Kranke, Kinder, Menschen 
mit Behinderungen]“ (Gouldner 2005: 110). 
Dies erfordert, dass es einen „Moralcode“ gibt, der die Norm solidaristischer 
Hilfeleistungen enthält – „die Norm der Wohltätigkeit [im engl. Original 
„norm of beneficence“] bzw. der »Güte«“ (Gouldner 2005: 110, Hervorhe-
bungen im Original; die Verf.). „Diese Norm fordert, dass der Mensch ande-
ren Menschen jene Hilfe zukommen lässt, die sie benötigen“ (Gouldner 
2005: 110, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Während Blau (1964) 
die Reziprozitätsnorm fokussiert, ist für Gouldner die Wohltätigkeitsnorm 
von zentraler Bedeutung. Seinen Annahmen zufolge können Gaben für Indi-
viduen, die selbst nicht in der Lage sind, Gaben im Sinne der Reziprozität zu 
erwidern, nur durch die Wohltätigkeitsnorm erklärt werden.  
 Paradox: „Es gibt kein Geschenk, das einen größeren Vorteil erbringt, als das 
freiwillige Geschenk – das Geschenk, an dem keine Fallstricke festgemacht sind. 
Denn das, was die Menschen wirklich freiwillig hergeben, vermag die Empfän-
ger tief zu bewegen und belässt sie tief in der Schuld ihrer Wohltäter. Wenn Re-
ziprozität letzten Endes die Alltagswelt zusammenhält, so ist es andererseits 
Wohltätigkeit, welche diese Welt zu transzendieren hilft und die Menschen Trä-
nen der Versöhnung weinen lässt. Die Tatsache, dass solche Wunder der sozialen 
Interaktion höchst selten sind, ist nicht einem Mangel an Wissen darüber ge-
schuldet, wie solche Wunder herbeizuführen wären“ (Gouldner 2005: 115). 
„Die Reziprozitätsnorm rechtfertigt eine Verpflichtung einem anderen deshalb zu 
helfen, weil er einem selbst geholfen hat oder helfen wird; die Wohltätigkeits-
norm rechtfertigt die Verpflichtung, einem anderen zu helfen, weil der andere 
dieser Hilfe bedarf“ (Gouldner 2005: 115f., Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 
Zweites, wesentliches Element des Moralcodes ist der moralische Absolutis-
mus:  
 
der abweichenden Realität der Hausarbeit zu versöhnen und damit die Dynamik von Part-
nerkonflikten zu entschärfen, andererseits aber auch die Durchsetzung des in der Ge-
schlechterideologie formulierten Idealbildes befördern können und damit das Konfliktpo-
tential in Partnerschaften erhöhen“ (Röhler et al. 2000: 48). 
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„Der Moralcode muss eine wesentliche Komponente enthalten, die dafür verant-
wortlich ist, dass die Durchführung bestimmter Dienste und Handlungen für an-
dere unabhängig davon betrachtet wird, was diese für einen selbst getan haben 
oder tun werden, oder unabhängig von ihrer Hilfebedürftigkeit. […] Der morali-
sche Absolutismus ist also das »Hauptgebot« eines jeden Moralcodes. Er formu-
liert eine allgemeine Regel, die festlegt, wie andere moralische Regeln ange-
wandt werden sollen. Als allgemeine Regel sagt er nicht mehr aus als: »Der Code 
muss befolgt werden«. […] Der moralische Absolutismus ist eine Dimension der 
Moralcodes, da er zum einen ein ständig variierendes Kontinuum darstellt; zum 
zweiten ist er von den anderen Hauptbestandteilen unabhängig und deutlich un-
terschieden“ (Gouldner 2005: 116, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Ohne die Wirksamkeit aller drei Grundelemente des moralischen Systems – 
Reziprozität, Wohltätigkeit und moralischer Absolutismus – ist kein stabiles 
Sozialsystem möglich, da die von jedem einzelnen Grundelement hervorge-
brachten Spannungen, die die anderen beiden Elemente mildern sollen, nach 
Gouldner (2005) ein notwendiger Faktor sind. Alle drei Normen üben auf die 
jeweiligen anderen beiden Normen einen Druck aus (vgl. Gouldner 2005: 
122). 
„In seiner Grundstruktur ist ein moralischer Code ein spannungsreiches System 
unsicherer Werte und schwieriger Anpassungsvorgänge, wobei Konflikte kein 
Nebenprodukt, sondern unvermeidlich sind“ (Gouldner 2005: 123). 
Betina Hollstein stellt die Annahme Gouldners, dass Gaben für Menschen, 
die nicht in der Lage sind, auf Gaben durch Gegengaben zu reagieren, nur 
über die Zusatzannahme einer Wohltätigkeitsnorm einschließlich dem 
Hauptgebot des moralischen Absolutismus erklärt werden können, in Frage. 
„Die Frage ist, ob das tatsächlich so ist: Wirkt die Reziprozität nicht in Be-
ziehungen mit Kindern oder alten Menschen“ (Hollstein 2005: 191)? Anhand 
der familialen Generationenbeziehungen konstatiert Hollstein drei Typen 
generalisierter98, indirekter Reziprozität: das Solidaritätsprinzip, das genera-
tive Prinzip und das Stellvertretungsprinzip (vgl. Hollstein 2005: 200). Das 
Solidaritätsprinzip ist eine Form der Gruppensolidarität, die der Annahme 
folgt, dass sich gegebene Leistungen über den Lebenslauf ausgleichen wer-
den: „Man soll seinen Angehörigen helfen, wenn sie in Not sind – und man 
kann von ihnen Hilfe erwarten, wenn man selbst in Not ist“ (Hollstein 2005: 
200). Im Unterschied dazu ist das generative Prinzip eine Form der vorwärts 
gerichteten Ketten-generalisierten Reziprozität (A -> B -> C): „Was ich von 
meinen Eltern erfahren habe, gebe ich an meine Kinder weiter“ (Hollstein 
2005: 200). Auch das Stellvertreterprinzip wird von Hollstein als Ketten-
generalisierte Reziprozität klassifiziert, allerdings rückwärtsgerichtet (C <- A 
 
98 Generalisierter Tausch zeichnet sich vornehmlich dadurch aus, dass der Tausch zwischen 
Gabe und Gegengabe auf einen sehr langen Zeitraum angelegt ist, der Wert der Gabe nur 
sehr schwer zu bestimmen ist, der Fokus der Aufmerksamkeit auf der Beziehung liegt und 
ein hoher Verpflichtunsgrad besteht (vgl. Hollstein 2005: 195). 
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<-B): „Ich betreue meine Schwiegermutter anstelle von meiner Frau“ oder 
ein weiteres Beispiel „Meine Eltern haben ihre Eltern (nicht) unterstützt, nun 
unterstütze ich sie (auch nicht)“ (Hollstein 2005: 200). Aus diesen drei Typen 
der indirekten Reziprozität ergibt sich der Umstand, dass die Erwiderung 
einer Gabe nicht zwangsläufig an den Gabengeber/die Gabengeberin erfolgen 
muss, sondern Dritte in die Reziprozitätsverpflichtung einbezogen werden 
und die Reziprozitätslogik während des gesamten Lebenslaufs zu betrachten 
ist. Im Gegensatz zu Gouldner ist für Hollstein folglich nicht ausschließlich 
die Wohltätigkeitsnorm zentral, stattdessen haben für intergenerationale Be-
ziehungen vornehmlich indirekte Reziprozitätsformen eine wesentliche Be-
deutung.  
„Entgegen der These von Alvin W. Gouldner, der bei der Betrachtung von Rezip-
rozität ausschließlich überschaubare Zeiträume im Blick hat, zeigt sich, dass die 
Verpflichtung zur Reziprozität über sehr lange Zeit wirksam sein kann“ (Holl-
stein 2005: 204).  
Dass für Paarbeziehungen der Kode der Liebe und der Partnerschaftskode 
zentral sind, ist von Koppetsch und Burkart konstatiert worden. Hollsteins 
Überlegungen, die stärker an einer langfristigen generationenübergreifenden 
indirekten Reziprozität angelehnt sind, können jedoch auch auf Paarbezie-
hungen übertragen werden. Es würde dieser Theorie an nichts fehlen, wenn 
die von Hollstein aufgeführten Beispiele auf Paarbeziehungen angewendet 
werden würden: 
Im Falle des Solidaritätsprinzips hieße dies: „Man soll seinem Part-
ner/seiner Partnerin helfen, wenn er/sie in Not ist und man kann Hilfe von 
ihm/ihr erwarten, wenn man selbst in Not ist“. 
Das generative Prinzip impliziere: „Was ich von meinen Eltern erfahren 
habe, das gebe ich an meinen Partner/meine Partnerin weiter“. 
Darüber hinaus bestünde eine Anwendungsmöglichkeit für das Stellver-
tretungsprinzip: „Mein Vater hat meine Mutter (nicht) unterstützt, nun unter-
stütze ich meine Partnerin (auch nicht)“. 
Die Fokussierung von Solidarität im Rahmen intergenerationaler Bezie-
hungen wird auch anhand der Typologie von Bengtson deutlich. Erneut soll 
argumentiert werden, dass Solidaritätsformen auf Paarbeziehungen übertra-
gen werden können.  
6.3. Solidaritätstypen nach Bengtson 
Wenn wir die Unterschiede von Menschen berücksichtigen, dass nicht alle 
gleich sind, d. h. nicht von einer Gleichheit, sondern einer Gleichwertigkeit 
(der Geschlechter) ausgehen (s. Kapitel 9.4. „Bringing Power Back In“) und 
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hinnehmen, dass es einen Rückgang der Nuklearfamilie als soziale Institution 
sowie eine Pluralisierung von Lebensformen99 gibt, dann ist das Konzept der 
Solidaritätstypen von Bengtson zentral. Bengtsons Forschungsanliegen ist es, 
die Bedeutung multigenerationaler sozialer Beziehungen hervorzuheben.  
„I suggest that family multigenerational relations will be more important [in 
American society] in the 21st century for 3 reasons: (a) the demographic changes 
of population aging, resulting in ‘‘longer years of shared lives’’ between genera-
tions; (b) the increasing importance of grandparents and other kin in fulfilling 
family functions; (c) the strength and resilience of intergenerational solidarity 
over time“ (Bengtson 2001: 1). 
Aus den makrosoziologischen Trends der Alterung der Bevölkerung und 
intergenerationaler Familiendemographie werden sechs mikrosoziologische 
Dimensionen von Solidaritätstypen abgeleitet (für eine zusammenfassende 
Übersicht der Reziprozitätsformen von Gouldner, Hollstein und Bengtson s. 
Tabelle 7). Das theoretische Konstrukt der intergenerationalen Solidarität 
wird als Mittel genutzt, um die Verhaltens- und die Emotionsdimensionen 
von Interaktion, Kohäsion, Gefühlen und Unterstützung zwischen Eltern und 
Kindern, sowie Großeltern und Enkeln im Verlauf langfristiger Beziehungen 
zu charakterisieren (vgl. Bengtson 2001: 8, Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 1. „Affectual solidarity“ bezieht sich auf die emotionale Verbunden-
heit, 2. „associatonal solidarity“ auf die Kontakthäufigkeit zu intergeneratio-
nalen Familienmitgliedern, 3. „consensual solidarity“ auf die Übereinstim-
mung in Meinungen und Werten, 4. „functional solidarity“ auf das Geben 
und Nehmen intergenerationaler Hilfe und Unterstützung, 5. „normative 
solidarity“ auf Erwartungen über familiäre Verpflichtungen und Normen über 
die Bedeutung familiärer Werte, 6. „structural solidarity“ auf die Möglich-
keitsstruktur intergenerationaler Interaktion, wie örtliche Nähe zwischen 
Familienmitgliedern (Bengtson 2001: 8). 
 
 
99 Elisabeth Beck-Gernsheim (1994) beschreibt diesbezüglich den Wandel der Familie von 
der Notgemeinschaft zur Wahlgemeinschaft im Kontext der Diskussion über die Individua-
lisierung. Während die vorindustrielle Familie eine Arbeits- und Wirtschaftsgemeinschaft 
darstellte, die wenig Möglichkeiten für individuelle Entfaltungen bot, sich vielmehr durch 
einen Zwang der Solidarität zu einer „Notgemeinschaft“ formierte, zeichnete sich die Fami-
lie im Zuge der Industrialisierung durch ihre Differenzierung zwischen Arbeitsmarkt und 
Familie aus (Beck-Gernsheim 1994: 120f.). „Die Frau wurde abhängig vom Verdienst des 
Mannes; er wiederum brauchte, um funktionsfähig und einsatzbereit zu sein, ihre alltägliche 
Arbeit und Versorgung. Der Zwang zur Solidarität, der die vorindustrielle Familie kenn-
zeichnete, setzte sich in modifizierter Form fort“ (Beck-Gernsheim 1994: 121). Heute do-
minieren nach Beck-Gernsheim die individuellen Lebensentwürfe, die das ehemalige Mo-
nopol der traditionellen Kernfamilie auflösen, jedoch nicht ersetzen. Lediglich die Mono-
polstellung ist durch die Pluralisierung der Lebensformen erodiert. Es entsteht „[…] ein 
»ganz normales Chaos« – der Liebe, des Leids, der Beziehungsvielfalt vor allem […] mehr 
Zwischenformen und Nebenformen, Vorformen und Nachformen: Das sind die Konturen 
der »postfamilialen Familie«“ (Beck-Gernsheim 1994: 135).    
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Quelle: Eigene Darstellung. 
 
„ 1.  Affectual solidarity: the sentiments and evaluations family members express 
about their relationship with other members (How close do you feel to your 
father or mother? How well do you get along with your child or grandchild? 
How much affection do you feel from them?)  
 2.   Associational solidarity: the type and frequency of contact between inter-
generational family members  
 3.   Consensual solidarity: agreement in opinions, values, and orientations be-
tween generations  
 4.   Functional solidarity (assistance): the giving and receiving of support across 
generations, including exchange of both instrumental assets and services as 
well as emotional support  
 5.   Normative solidarity: expectations regarding filial obligations and parental 
obligations, as well as norms about the importance of familistic values 
 6.   Structural solidarity: the ‘‘opportunity structure’’ for cross-generational in-
teraction reflecting geographic proximity between family members” 
(Bengtson 2001: 8). 
Im Unterschied zu Bengtson, der in erster Linie intergenerationale Beziehun-
gen betrachtet, werden im Rahmen der vorliegenden Studie die Dimensionen 
der Solidarität innerhalb von Paarbeziehungen fokussiert. Es wird angenom-
men, dass Bengtsons Typen auf die Paarebene übertragen werden können. 
Als Mitglieder der Kernfamilie ist zwischen Frau und Mann innerhalb eines 
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Paares eine Solidargemeinschaft anzunehmen, die sich gleichwohl in die von 
Bengtson aufgeführten Dimensionen ausdifferenzieren lässt und Einfluss auf 
die innerhäusliche Arbeitsteilung nimmt. Die emotionale Verbundenheit ist 
eine Solidaritätsform, die auch für Paarbeziehungen von großer Bedeutung ist 
und nicht zuletzt in der Liebe ihren Ausdruck findet. Auch die Kontaktinten-
sität spielt für Paarbeziehungen eine maßgebliche Rolle, ebenso die Überein-
stimmung in Überzeugungen. Das Geben und Nehmen von Hilfeleistungen 
und Transfers findet abermals im Rahmen von Paarbeziehungen statt und der 
Verpflichtungsgrad mag zwar je nach Situation zwischen den PartnerInnen 
variieren, doch insgesamt – das liegt der Paarbeziehung zugrunde – eher hoch 
sein. Insbesondere vor dem Hintergrund einer zunehmenden räumlichen 
Mobilität in Folge von Transnationalisierungprozessen, vermag es vornehm-
lich für hochgebildete Paare häufiger vorkommen, dass sie über keinen ge-
meinsamen Wohnsitz verfügen und ihre Paarbeziehung als eine „Fernbezie-
hung“ führen, wodurch auch die strukturelle Solidarität nicht außer Acht 
gelassen werden kann. 
Obwohl es immer gängiger zu sein scheint, Solidarität auf die intergene-
rationalen Beziehungen und damit auf familiale Solidarität zu beziehen – was 
durchaus sehr wesentlich ist – soll daran erinnert werden, dass es sich hierbei 
ebenso um ein makrosoziologisches Phänomen handelt – eine Form der ge-
sellschaftlichen Solidarität. Zwischen beiden Formen scheinen Wechselwir-
kungen zu bestehen. Unter Berücksichtigung eines zunehmenden Ausbaus 
einiger europäischer Wohlfahrtsstaaten stellt sich unter der Voraussetzung 
einer Wechselwirkung beider Ebenen die von Ostner aufgeworfene Frage:  
„Hat der Wohlfahrtsstaat, indem er mehr Aufgaben der Familien übernahm, die 
Hilfsbereitschaft zwischen Familienmitgliedern aufgezehrt? Die Substitutions- 
oder »Crowding-Out-«These behauptet dies: Mit der Entwicklung des Wohl-
fahrtsstaats nimmt die familiale Unterstützung ab“ (Ostner 2004a: 78). 
Beispielsweise argumentiert Newman, dass „In countries with a weaker wel-
fare state [Italy and Spain], the family is the buffer between young people 
and the relentless market pressures that can reduce their options“ (Newman 
2012: 155). Hingegen würden in Ländern wie Dänemark und Schweden, die 
über einen stark ausgeprägten Wohlfahrtsstaat verfügen, gemäß Newmans 
Ergebnissen familiale intergenerationale Beziehungen durch staatliche Leis-
tungen geschwächt. In Folge der Crowding-Out-These entstanden zahlreiche 
Studien, die das Gegenteil zu argumentieren suchten:  
„Denn nach wie vor fühlen sich die Familienangehörigen verbunden und leisten 
einander Hilfe. Dabei haben, so die Vertreter der These von Komplementarität 
und »Crowding-In«, wohlfahrtsstaatliche Leistungen, insbesondere die lebens-
standardsichernden Renten, bestimmte Formen des Gebens innerhalb von Fami-
lien überhaupt erst ermöglicht und – historisch einmalig – die Richtung der Un-
terstützung umgekehrt [früher haben Kinder die Altenpflege ihrer Eltern über-
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nommen, heute unterstützen die Eltern ihre Kinder auch noch im Erwachsenenal-
ter]“ (Ostner 2004a: 78). 
Obgleich beide Thesen annehmen, dass familiale Solidarität prekär ist (staat-
liche Betreuung kann nicht erzwungen werden, familiale Unterstützung hin-
gegen schon, doch „[…] der Zwang würde in jedem Fall den Gebenden/die 
Gebende und den Empfänger/die Empfängerin der Hilfe, somit auch die Gabe 
und ihr Korrelat, die Dankbarkeit, beschädigen“ (Ostner 2004a: 79)), unter-
scheiden sie sich in der Annahme über den Einfluss wohlfahrtsstaatlicher 
Leistungen auf die Hilfebereitschaft in Familien. Während die Komplementa-
ritätsthese annimmt, dass der Wohlfahrtsstaat Freiräume für familiale Solida-
rität einräumt, geht die Substitutionsthese von einer Einschränkung familialer 
Solidarität aus (vgl. Ostner 2004a: 79f.). Ostner behauptet in ihrem Artikel, 
„[…] dass familiale Solidarität […] in einem gewissen Sinn eine Innovation 
der modernen Gesellschaft ist“ (Ostner 2004a: 80). Doch auch ohne die Un-
terstützung des Wohlfahrtsstaats fördert die Familie die Gutwilligkeit, ihren 
Mitgliedern zu helfen – auch dann, wenn lediglich Dankbarkeit erwartet 
werden kann. Gemeinsame Werte, Normen und Situationsdefinitionen sind 
Voraussetzungen solidarischen Handelns, die am ehesten in der Familie er-
füllt werden (vgl. Ostner 2004a: 86f.). Die Hilfsbereitschaft in Familien und 
Paarbeziehungen folgt nicht ausschließlich einer rationalen Partnerschaftslo-
gik.  
„Intime Beziehungen […] eröffnen die Möglichkeit, als einmaliges Individuum 
anerkannt und »zweckfrei« geliebt zu werden. […] Die andere – negative – Seite 
der Hilfsbereitschaft ist allerdings ihr Partikularismus: […] Nicht nur der, der den 
Arbeitsplatz verliert, auch wer keine Familie hat, ist von »Exklusion« bedroht“ 
(Ostner 2004a: 87). 
„Die »Liebe« kann sich aber als problematisches Steuerungsprinzip der Famili-
enbeziehungen erweisen. Kaum war sie institutionalisiert, scheitern immer mehr 
Paarbeziehungen am Anspruch. Etwas zu geben gegen nichts und dies etwa über 
längere Zeit mit ungewissem Ergebnis – das muss(te) existierende und zukünfti-
ge Paare und Eltern überfordern – möglicherweise ein Grund, weshalb Frauen 
und Männer längerfristige bindende Verpflichtungen aufschieben, wenn nicht gar 
vermeiden, und ein Grund, weshalb die Gesellschaft die Pflichten zwischen El-
tern und Kindern neu gestaltet. Schließlich widerspricht »Liebe« der Norm der 
Symmetrie und Egalität, die sich – auf den ersten Blick paradox – gleichzeitig 
mit der Norm, andere nicht als Mittel zum Zweck zu behandeln, durchsetzte. Von 
daher konfligierten von Anfang an »Liebe« (Einseitigkeit) und »Partnerschaft« 
(gleiche Gegenseitigkeit) als Steuerungsprinzipien sozialer Interaktion in Famili-
enbeziehungen“ (Koppetsch, zitiert nach Ostner 2004a: 87f.). 
Ostners Ausgangspunkt war, dass der Modernisierungsprozess sowohl fami-
liale Solidarität als auch den Wohlfahrtsstaat hervorgebracht hat, der familia-
le Solidarität unterstützt sowie in Teilen auch ermöglicht (vgl. Ostner 2004a: 
91). Sofern die familiale Hilfsbereitschaft abnehmen sollte, so sei dies gemäß 
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Ostner auch eine Folge der zunehmenden Instabilität moderner, auf Liebe 
und Freiwilligkeit gegründeter Familien.  
„Der Wohlfahrtsstaat würde die familiale Solidarität, so meine Vermutung […], 
dann schwächen, wenn er der Familie für eine längere Zeit den Raum nimmt, den 
sie braucht, um für ihre Hilfebedürftigen selbst zu sorgen“ (Ostner 2004a: 91f.). 
Die familiale sowie die makrosoziale Dimension sind nicht nur für intergene-
rationale Beziehungen von Relevanz, sondern auch für Paarbeziehungen. 
Zuvor wurde argumentiert, dass Nächstenliebe der Solidarität immanent ist. 
Mit Fokus auf einer makrosozialen Dimension der Solidarität bedeutet dies 
weiterführend: Gerechtigkeit braucht Liebe. Als Grundlage für diese Behaup-
tung wird auf Martha Nussbaums Werk „Political Emotions: Why Love mat-
ters for Justice“ (2013) und auf die Liste der „Basic Human Functional Capa-
bilities“ (s. Anhang) für ein gutes menschliches Leben verwiesen, die unter 
Punkt fünf die allgemeine Möglichkeit, Liebe, Kummer, Sehnsucht und 
Dankbarkeit zu empfinden, erläutert. Diese Fähigkeit zu unterstützen heißt 
weiterführend, Formen des menschlichen Miteinanders zu unterstützen, was 
wiederum bedeutsam für die menschliche Entwicklung ist. Aus Gründen der 
Gerechtigkeit entsteht die solidarische Norm andere Menschen zu unterstüt-

















7. Zwischenfazit der eigenen Argumentation: Für 
einen Arbeitsteilungspluralismus 
Wenn wir uns die Frage stellen, inwiefern die Modernisierung zu mehr 
Gendergleichheit und dadurch auch zu einer Zunahme des Partnerschaftsko-
des in Paarbeziehungen führt, kann festgehalten werden: Keineswegs ist das 
skandinavische Modell als erstrebenswertes Modell sämtlicher europäischer 
Länder zu erachten, gilt es doch zumindest kulturelle Unterschiede zu beden-
ken. Auch die Frage des Adult Worker Modells ist zu diskutieren: Zweifellos 
sind die Interessen und Wünsche von Frauen, die durchaus höchst heterogen 
sind, zu berücksichtigen. Dennoch haben sich in westlichen Industrieländern 
eine „adult worker-Norm“ (auch wenn diese zunächst nichts über Ungleich-
heiten zwischen Erwerbstätigen und die geschlechtsspezifische innerhäusli-
che Arbeitsteilung aussagt) ebenso wie eine Norm zur egalitären innerhäusli-
chen Arbeitsteilung etabliert, die nicht entstanden wären, wenn die individu-
ellen Interessen diesen mehrheitlich widersprechen würden (Leitner et al. 
2004: 13). Auf der theoretischen Ebene geht es nicht darum, dass alle Frauen 
einem einzigen Ideal „hinterherhinken“, sondern darum, dass nach Sens Ide-
alfall die Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, aus denen je nach 
Interesse gewählt werden kann, wodurch ein pluralistisches Egalitätskonzept 
ermöglicht wird. Dieses pluralistische Verständnis widerstrebt der (Re-
)Kommodifizierungspolitik,  
„[…] ohne jede Rücksicht auf die Besonderheiten der zu "kommodifizierenden" 
Individuen (wie z.B. Qualifikation, Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt, 
Machtressourcen) deren Integration [in den Arbeitsmarkt] zu erzwing[en], […] 
[wodurch] die Möglichkeiten von Lebensentwürfen jenseits der (vollzeitigen) 
Erwerbsarbeit erheblich eingeschränkt“ werden (Leitner et al. 2004: 15).  
Stattdessen wird die Freiheit zur Handlungswahl betont, ferner die Wahlfrei-
heit von Lebensentwürfen. Während beispielsweise für den Einen oder die 
Eine die Idealvorstellung eine berufliche Karriere ist, ist für den Anderen 
oder die Andere die Zuwendung zur Familie der idealtypische Lebensent-
wurf. In dieser Hinsicht kritisiert Ostner zu Recht, dass es einsinnig ist, 
„agency inequalities“ auf die Erwerbstätigkeit zu beziehen. Ferner stellt sich 
die Frage, warum überhaupt dieses „Oder“ zwischen der Gleichheits- und 
Differenzargumentation (s. Wollstonecraft-Dilemma) von Nöten ist. Durch 
Sens Argumentation kann dieser Dualismus überwunden werden. Doch ist 
die Debatte der Abhängigkeit ausschließlich im Sinne einer zugeschriebenen, 
interpretativen sozialen Konstruktion zu verstehen? Ostner argumentiert 
anhand des Beispiels der USA100, dass trotz eines ZweiverdienerInnen-
 
100 1993 argumentierte Ostner, dass kein Wohlfahrtsstaatsregime in der Lage ist, die Prob-
lematik zwischen Abhängigkeit und Unabhängigkeit adäquat zu lösen: „[…] no modern so-
174 
Modells einkommensarme und überschuldete Haushalte wie auch finanzieller 
Bankrott zunehmen, sofern eine/r der beiden PartnerInnen arbeitslos wird, 
weshalb dieses Modell beide PartnerInnen „zusammenzwingen“ würde. Inso-
fern würde das „adult worker model“ zu neuen Formen der Abhängigkeiten 
zwischen den Geschlechtern führen (Ostner 2004b: 57). „Diese sind zwar frei 
zu handeln, aber bleiben wie bisher auch ökonomisch aufeinander verwiesen“ 
(Ostner 2004b: 57). Doch kann die empirische Zunahme von ökonomischen 
Ungleichheiten allein die Grundlage zur Ablehnung einer „theoretisch erstre-
benswerten Gendergleichheit“ darstellen? Ist die Entwicklung, die in den 
USA zu beobachten ist, nicht vielmehr eine Frage der Umsetzung entspre-
chender Policies, vornehmlich von minimalen Sozialleistungen? Werden hier 
nicht sowohl theoretisch als auch empirisch unterschiedliche Dimensionen 
sozialer Ungleichheit („class“ und „gender“) vermengt, die Korpi zwar ver-
suchte, in einen Zusammenhang zu bringen, der jedoch insbesondere durch 
Asymmetrie gekennzeichnet ist? Kann das Zwei-verdienerInnen-Modell die 
Hauptursache minimaler Sozialleistungen sein? Wie Ostner annimmt vermag 
die Abhängigkeit eine soziale Konstruktion, eine Interpretation zu sein, die 
von Betroffenen womöglich als Freiheit erlebt wird. Doch spätestens im Falle 
einer Trennung der Paarbeziehung könnte die „interpretierte Abhängigkeit“ 
für den nicht-erwerbstätigen Partner bzw. die nicht-erwerbstätige Partnerin 
zum empirischen finanziellen Problem werden. Davon abgesehen, dass die 
ehemals im Haushalt tätige Person nach einer längeren Erwerbsunterbre-
chung womöglich Schwierigkeiten hat, wieder in das Erwerbsleben zurück-
zukehren, um ihren Lebensunterhalt zu sichern (s. Kritik an der Austausch-
theorie von Blau). 
Die Egalitätsnorm ist hier zu verstehen als eine Erwartung der Gleichstel-
lung der Geschlechter in sämtlichen Bereichen, wie beispielsweise im Er-
werbsleben; sie setzt eine Chancengleichheit der Geschlechter auf – um bei 
diesem Beispiel zu bleiben – Erwerbsbeteiligung voraus und ist nicht zu 
verwechseln mit der anthropologischen Annahme der Gleichheit der Ge-
schlechter. Ferner sind für die Argumentation des Machtansatzes die Ermäch-
tigungschancen innerhalb eines Handlungsspielraumes sowie die Positionen 
von Individuen maßgeblich, weil „[…] die Teilnahme an jedem der sozialen 
 
ciety has really suceeded in solving the problem of dependence and independence: many 
people will always need to looked after by carers; nobody can live an independent, self-
sufficient life from birth to death. The various welfare regimes are different but always 
flawed with regard to this issue. Each of them has its own contradictions“ (Ostner 1993: 
115). Zu Recht nimmt sie an, dass im gesamten Lebenslauf betrachtet immer Phasen von 
Abhängigkeiten bestehen. Es gilt jedoch auch unterschiedliche Abstraktionsniveaus zu be-
rücksichtigen. Ein Abhängigkeitsverhältnis zwischen zwei Personen weist einen niedrige-
ren Abstraktionsgrad auf als ein Abhängigkeitsverhältnis zwischen einer Person und dem 
Wohlfahrtsstaat. Im ersten Fall sind konkrete Erwartungen an eine Person gerichtet, die 
nicht ohne weiteres auf eine andere Person übertragen werden können, wodurch das Ab-
hängigkeitsverhältnis verschärft wird.  
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Felder heißt, eine Position in dessen Binnenstruktur zu besetzen und die an 
diese geknüpften Rollenerwartungen beantworten zu müssen“ (Krüger/Levy 
2000: 382). Letztlich manifestieren sich Normen je nach Kontext und Inter-
pretation der Individuen teils mehr, teils weniger in Einstellungen.  
Wie entsteht die Diskrepanz zwischen egalitärer Einstellungs- und devi-
anter, traditioneller Verhaltensebene? Ein möglicher Erklärungsansatz ist das 
bereits erläuterte agency gap nach Hobson (2011). Diese Fragestellung zielt 
außerdem auf die nach Giddens (1992) definierte Strukturierung ab – einen 
weiteren möglichen Erklärungsansatz bietet das „Cultural Lag“. Der Begriff 
des „Cultural Lag“ wurde maßgeblich von William F. Ogburn geprägt.  
„Eine kulturelle Phasenverschiebung [Cultural Lag] findet statt, wenn von zwei 
miteinander in Beziehung stehenden Kulturelementen das eine sich eher oder in 
größerem Maße verändert als das andere, so daß [sic!] der Grad der Anpassung 
zwischen den beiden Elementen geringer wird als zuvor“ (Ogburn 1969: 134).  
Vorausgesetzt wird, dass Veränderungen in ungleichen Zeitintervallen auftre-
ten (Ungleichzeitigkeit des strukturellen und kulturellen Wandels), wobei die 
unabhängige Variable „technischer, ökonomischer, politischer, ideologischer 
oder beliebig anderer Natur“ sein kann (Ogburn 1969: 140). Esping-
Andersen et al. (2013) vertreten beispielsweise die These, dass verbesserte 
Verhütungsmethoden und neue Haushaltstechnologien zu einem ausgepräg-
ten Interesse von Frauen an beruflichen Fähigkeiten geführt haben und letzt-
lich zur Institutionalisierung der Berufstätigkeit von Frauen als Norm beitru-
gen (vgl. Esping-Andersen et al. 2013: 2f.). Schlussfolgernd aus dem Cultural 
Lag wird hier die These, dass die Abweichung zwischen Egalitätsnorm und 
Handlung ausschlaggebend von sozialen Strukturen beeinflusst wird, vertre-
ten. „[…] Es ist von Bedeutung, soziale Strukturen als Variablen [für die 
Erklärung der Normentstehung] in Betracht zu ziehen“ (Opp 1983: 103). Aus 
historischer Perspektive hat die Entwicklung zu modernen marktwirtschaftli-
chen Gesellschaftsformen eine Trennung von Familien- und Erwerbsleben 
herbeigeführt (bürgerliches Familienmodell als „Kind des Kapitalismus“), 
weil der „männliche Arbeiter“ von der „weiblichen Hausfrau“ im Hinblick 
auf Reproduktionsarbeiten entlastet wurde (obwohl es auch immer erwerbstä-
tige Frauen, vornehmlich in der Arbeiter- und Dienstbotenschaft gab, sowie 
Kinderarbeit, wenn die finanziellen Verhältnisse nicht ausreichend waren) 
(vgl. Kreckel 1993: 54f.).  
„Then came the industrial revolution. Its most important consequence was to 
separate the place where a man worked from his home. As a result, the members 
of the family no longer worked together and, as child-labor laws were passed, 
children became an economic liability instead of an asset” (Blood/Wolfe 1960: 
3). 
Kaufmann betrachtet die zunehmende Trennung von Haushalts- und Er-
werbsarbeit ebenso als Folge der Industrialisierung und bezeichnet die Sepa-
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ration als „[…] die wohl einschneidenste Veränderung der familialen Le-
bensverhältnisse“ (Kaufmann 1990: 20). Die strukturelle Schwachstelle des 
Kapitalismus ist, dass die Reproduktion von menschlichen Arbeitskräften 
marktextern erfolgen muss. Um diese Schwachstelle zu überbrücken, werden 
Familienhaushalte, allen voran die Spezialisierung der Frauen auf die Repro-
duktionsarbeit benötigt (vgl. Kreckel 1993: 55). Angenommen wird hier, dass 
die weiterführende Tertiarisierung (Strukturwandel von Industrie- zu Dienst-
leistungsgesellschaften) zu einer zunehmenden Erwerbsbeteiligung von Frau-
en als Trend im Modernisierungsprozess geführt hat101, außerdem ein Zu-
sammenhang zwischen außerhäuslicher Erwerbstätigkeit und innerhäuslicher 
Hausarbeit besteht102, folglich genderspezifische Hausarbeitsarrangements als 
nachhinkender Teil der kulturellen Phasenverschiebung zu erachten sind. 
Doch ist eine absolute Egalität auf der Verhaltensebene in der Empirie eine 
Utopie, die nicht ausnahmslos erreicht werden kann, gleichwohl eine Orien-
tierung an der Egalitätsnorm zu bestehen scheint. Modernisierungsprozesse 
verändern Strukturen, Normen wie auch Werte und sind dennoch nicht als 
lineare Entwicklungspfade zu betrachten, sondern können multiple Verhal-
tensweisen hervorrufen. So kann ein Streben nach der Egalitätsnorm zu ei-
nem Trend respektive einer Annäherung an egalitäre Arbeitsteilungsarrange-
ments führen, ist jedoch nicht als hinreichende Bedingung zu verstehen. Aus 
der hier vertretenen Perspektive müsste die Diskrepanz zwischen Einstel-
lungs- und Verhaltensebene im Laufe des sozialen Wandels an Bedeutung 
verlieren, was nicht zwangsläufig in einer vollkommenen kongruenten An-
passung der beiden Ebenen münden muss. In Beat Fux Worten bedeutet dies:  
„Wenn wir den Versuch unternommen haben, die langfristige Entwicklung fami-
lialer Leitideen und Lebensformen, der Fertilität und der Familienpolitik mit den 
Mitteln der quantitativen und qualitativen empirischen Sozialforschung zu rekon-
struieren, dann leitete uns der Gedanke, daß [sic!] soziale Prozesse keineswegs 
gradlinig und ebensowenig konfliktfrei vonstatten gehen“ (Fux 1994: 373). 
Gershuny/Fisher stellen beispielsweise im Zeitverlauf zwischen 1960 und 
2005 eine Annäherung von Arbeitsmustern der Geschlechter (zunehmende 
Beteiligung von Frauen an bezahlter Arbeit und Abnahme der von Frauen 
verrichteten unbezahlten Arbeit) in europäischen, nordamerikanischen und 
 
101 Demzufolge ist auch ein Rückgang von Müttern, die dauerhaft nicht erwerbstätig sind 
sowie ein Rückgang von Frauen mit dauerhaften Erwerbsunterbrechungen zu verzeichnen 
(vgl. Baumgartner/Fux 2004: 117). Außerdem kommt das traditionelle duale Model respek-
tive Breadwinner-Modell (Mann Vollzeit, Frau nicht erwerbstätig) meist nur noch während 
der Familienphase mit Kleinkindern zur Anwendung und letztlich steigt der Anteil an teil-
zeiterwerbstätigen Müttern (vgl. Baumgartner/Fux 2004: 122). 
102 Trotz des Trends zur Erhöhung des Teilzeiterwerbspensums „[…] korrespondiert die 
Müttererwerbstätigkeit immer mit der familialen Situation und verhält sich komplementär 
dazu. Der Erwerbsumfang wird dem Alter des Kindes angepasst“ (Baumgartner/Fux 2004: 
125).  
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pazifischen Demokratien fest (vgl. Gershuny/Fisher 2014: 2). Dennoch wird 
der größte Anteil der unbezahlten Arbeit von Frauen ausgeführt, wobei sich 
aus der Summe der Arbeit aus bezahlter und unbezahlter Tätigkeiten („iso-
work“) eine ähnliche Arbeitszeit zwischen den Geschlechtern ergibt – eine 
„unequal sort of equality“ (Gershuny/Fisher 2014: 18). Ferner gilt es zu be-
denken, dass Verhaltensweisen auch von dynamischen lebenslaufzyklischen 
Institutionenstrukturierungen abhängig sind, die ggf. einer egalitären Organi-
sation im Wege stehen. Darüber hinaus sind kulturelle Unterschiede zwi-
schen Regionen zu erwarten, die dazu führen, dass die innerhäusliche Ar-
beitsteilung in einigen Regionen egalitärer als in anderen organisiert ist. 
Gleichwohl ist aktuell für europäische Regionen keineswegs eine egalitäre 
innerhäusliche Arbeitsteilung anzunehmen. Insofern ist auf der Verhaltens-
ebene davon auszugehen, dass traditionelle Rollenbilder ihren Stellenwert 
trotz Modernisierungsprozessen beibehalten können oder sogar an Bedeutung 
gewinnen. Ein Verständnis von Modernisierungsprozessen, die Einfluss auf 
Einstellungen und Verhaltensweisen von Individuen nehmen, erfordert einen 
komplexeren Bezugsrahmen als eine rein lineare Funktion. Erinnern wir uns 
an Sen: wenn beiden PartnerInnen innerhalb der Paarbeziehung im Sinne der 
Pluralität jegliche Handlungsmöglichkeiten eröffnet werden, kann auch eine 
als traditionell bezeichnete Arbeitsteilung egalitär sein (im Sinne einer plura-
listischen Egalitätskonzeption), sofern diese zum well-being beider beiträgt, 
weil es nicht darauf ankommt, für welche Alternative sich das Paar entschei-
det, sondern dass die Auswahlmöglichkeiten für beide zur Verfügung stehen. 
Stehen die Auswahlmöglichkeiten zur Verfügung, so gilt es den Paaren ihren 
eigenen Entscheidungsfreiraum zu gewähren, über ihren Lebensweg selbst zu 
bestimmen. Martha Nussbaum verdeutlicht dies u. a. durch ihre Antwort auf 
das „Argument von der Kultur“:  
„Traditionelle Kulturen, so das Argument, haben ihre eigene Norm darüber, wie 
das Leben von Frauen auszusehen hat [Bescheidenheit, Unterwürfigkeit, Gehor-
sam, Selbstaufopferung] […]. Meine vollständige Antwort auf dieses Argument 
wird aus meinem eigenen Vorschlag hervorgehen, der sicherlich keine Wahlmög-
lichkeit einer Frau, ein traditionelles Leben zu führen, ausschließt, solange sie 
ganz sicher bestimmte wirtschaftliche und politische Chancen hat“ (Nussbaum 
2003: 13). 
Die Idee der Selbstbestimmung über den eigenen Lebensweg erfordert so-
wohl Grundfreiheiten als auch „Formen wirtschaftlicher Ermächtigung, die 
entscheidend dazu beitragen, dass die Freiheiten für die Menschen wirklich 
verfügbar sind“ (Nussbaum 2003: 16, Hervorhebungen durch die Verf.). 
Eine kritische Betrachtung von Koppetschs Beziehungskodes 
Es wird keineswegs in Abrede gestellt, dass Liebe und Partnerschaft unter-
schiedlichen Beziehungslogiken folgen und Liebe Ungleichheiten zulässt. 
Diese Feststellung ändert jedoch nichts an der strukturell schwächeren Posi-
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tion, „[…] welches auch immer die konkreten Positionen und Ressourcen 
sein mögen“ (Krüger/Levy 2000: 391). Auch wenn eine schwächere Position 
hingenommen wird, so ist dennoch im Sinne Sens eine strukturell gleichwer-
tige Position zu ermöglichen. Wie und ob diese umgesetzt wird, bleibt letzt-
lich wiederum den individuellen Interessen überlassen. Wiedermal (s. hierzu 
den bereits beschriebenen Masterstatus nach Levy) wird die innerhäusliche 
Arbeitsteilung als vermeintlich individuelle Privatentscheidung interpretiert 
und damit als Verdeckungsphänomen verschleiert – Strukturblindheit geför-
dert (vgl. Krüger/Levy 2000: 389). 
Ob ein Austausch im Sinne der Liebe oder im Sinne der Partnerschaft er-
folgt, ist wenigstens auf die Handlungsmotive der betroffenen Akteure, 
Handlungsrestriktionen und die Logik der Situation zurückzuführen. Es 
kommt dabei nicht darauf an, wer, d. h. ob Frau oder Mann, eine Gabe ver-
schenkt. Vielmehr ist von Bedeutung, dass beiden die Verwirklichungschan-
ce eines Gabentauschs sowohl in der GeberInnen- als auch in der NehmerIn-
nenposition ermöglicht wird.  
Die dargestellte Annahme Koppetschs, dass die von ihr eingebrachte Ga-
be der innerhäuslichen Hausarbeiten heute nicht mehr erlaubt sei, impliziert 
die These, dass in der Vergangenheit die durch die Frau verrichteten Hausar-
beiten überwiegend Gaben darstellten. Dem ist eine auf Partnerschaft ausge-
richtete Tauschlogik – verrichtete Hausarbeiten der Frau gegen finanzielle 
Absicherung der Frau durch ihren Mann – zu entgegnen, wie sie im bürgerli-
chen Familienmodell als „systematische Begleiterscheinung des modernen 
Kapitalismus“ vorgesehen war (Kreckel 1993: 54). Zu hinterfragen bleibt, 
inwiefern überhaupt eine einzige Austauschlogik für eine spezifische Epoche 
angenommen werden kann oder ob nicht ohnehin mehrere Austauschtypen 
anzunehmen wären. Darüber hinaus stellt sich die Frage, inwiefern eine wie-
derholte Gabe eine Gabe bleibt, selbst wenn sie routiniert wird? 
Weiterhin gilt es eine grundlegende Streitfrage, die der Selbstverwirkli-
chung beider Geschlechter nach dem Modell männlicher Autonomie, zu 
diskutieren. Das Modell männlicher Autonomie, das häufig auf die Berufs-
karriere bezogen wird, ist ebenso wie die von Ostner thematisierte Abhängig-
keit ein soziales Konstrukt. Vielmehr handelt es sich um einen Bereich, der 
auf zugeschriebener Männlichkeit beruht. Es ist eine Anmaßung, allein die-
sen Bereich der Männlichkeit zuzuschreiben, wodurch Männern in der Folge 
die Handlungschance, im innerhäuslichen Feld tätig zu werden, indirekt ver-
wehrt wird. Zugleich wird Frauen qua Semantik die Handlungschance ge-
nommen, eine berufliche Selbstverwirklichung zu entfalten. Die geschlechts-
spezifische Zuschreibung führt zu einer Einschränkung der Verwirklichungs-
chancen und damit zu einer Verschärfung von Ungleichheiten.  
„[…] genauso wenig läßt [sic!] sich aus dem abstrakten Geschlechterverhältnis 
die eindeutige empirische Zuordnung von Männern oder Frauen zu einer be-
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stimmten Arbeitsform, also: zu Beruf oder Hausarbeit, herleiten“ (Kreckel 1993: 
59). 
Beiden Geschlechtern sind sowohl der außerhäusliche als auch der innerhäus-
liche Bereich zu öffnen. Erst wenn diese Voraussetzung erfüllt ist, kann 
selbst ein Male-Breadwinner-Modell als egalitär (im Sinne einer pluralisti-
schen Egalitätskonzeption) interpretiert werden, sofern ein Pluralismus der 
Arbeitsteilungsarrangements besteht. Zu wiederholen sei auch nochmals die 
Argumentation von Korpi (2000), dass die Partizipation am Arbeitsmarkt die 
Verteilung von Ressourcen als Basis materieller Ungleichheiten, die Identität 
einer Person, den Rahmen, der Capabilities und Freiheiten in vielen anderen 
Lebensbereichen beeinflusst und die intrafamiliäre Verhandlungsmacht de-
terminiert. Gershuny und Fisher argumentieren, dass aus einer soziologischen 
Perspektive „work […] is (1) intrinsically enjoyable for some, (2) a psycho-
logical necessity for all, (3) an important determinant of individuals’ social 
positions, and (4) an essential constituent of social solidarity“ 
(Gershuny/Fisher 2014: 5). Insofern ist der Arbeitsmarkt auf einer theoreti-
schen Ebene als geschlechtsunabhängig zu konstatieren. Wie auch Newman 
(allerdings in Bezug auf intergenerationale Beziehungen) feststellt, gilt es die 
dichotome Einschätzung der Familienorganisation als richtig oder falsch zu 
vermeiden: 
„We are inclined to think that there is a right and wrong way to organize family 
relations […]. It is hard to avoid the temptation to shake our heads when encoun-
tering a society in which family relations are either far more distant [in the case 
of Denmark and Sweden] or, in the case of Spain or Italy, much closer than ours” 
(Newman 2012: 174). 
Im Folgenden wird die Entwicklungsgeschichte einiger prägnanter Ansätze 
zur Soziologie der Machtverhältnisse dargestellt, bevor aus den oben ange-
führten theoretischen Argumentationen eine Typologie der Machtverhältnisse 















8. Familiensoziologische Machtansätze „revisited“ 
8.1. Übersicht zur Entwicklungsgeschichte einer Soziologie 
der Machtverhältnisse in Paarbeziehungen: die 
Klassiker familiensoziologischer Machtansätze 
Viele Machtansätze, die innerhalb der Familiensoziologie entwickelt wurden, 
beruhen auf den von den Sozialpsychologen French und Raven (1959) konzi-
pierten „bases of power“: Coercive power (Zwangsmacht: Möglichkeit zur 
Bestrafung/negative Sanktionen), Reward power (Belohnungsmacht: Mög-
lichkeit zur Belohnung/positive Sanktionen), Legitimate power (legitimierte 
Macht: auf sozialen Normen und Positionen beruhendes legitimiertes Recht 
zur Weisung), Expert power (Expertenmacht: basiert auf überlegenen, spezi-
fischen Kenntnissen und besonderen Fähigkeiten), Referent power (Refe-
renzmacht: Identifikation von Unterworfenem mit Machtausübendem bzw. 
Positionierung des Unterworfenen in Relation zum Machtausübenden) und 
Informational power (Informationsmacht: wurde später von Raven entwi-
ckelt; beruht auf einem Informationsvorsprung, wodurch die Einflussmög-
lichkeit des Akteurs resultiert, Veränderungen hervorzubringen).  
„(a) reward power, based on P’s perception that O has the ability to mediate re-
wards for him; (b) coercive power, based on P’s perception that O has the ability 
to mediate punishments for him; (c) legitimate power; based on the perception by 
P that O has a legitimate right to prescribe behavior for him; (d) referent power, 
based on P’s identification103 with O; (e) expert power; based on the perception 
that O has some special knowledge or expertness“ (French 1959: 263). 
Hallenbeck (1966) bezieht sich auf die von French/Raven (1959) entwickel-
ten Machtbasen (vgl. Hallenbeck 1966: 200). Diese werden auf Ehepartner-
schaften übertragen, wobei argumentiert wird, dass das Ideal von Rollenbil-
dern (glücklich verheiratete Ehepaare), das beide EhepartnerInnen anstreben, 
die Basis der Referent power bildet. „It is the contention of this paper that 
referent power in marriage stems from the desire of the spouses to be like 
their concepts of the "ideal" husband or wife“ (Hallenbeck 1966: 202). Die 
auf Legitimation beruhende Macht wird durch die kulturelle Definition der 
Geschlechterrollen ermöglicht. „Das interaktionistische Legitimationskonzept 
von French & Raven wird also hier auf die Gesamtkultur ausgeweitet“ (Held 
1978: 71). Weiterhin nimmt Hallenbeck Bezug auf die coercive power, die 
sowohl physische Gewalt als auch non-verbal influence nach Safilios-
Rothschild (1969) umfasst. Wesentlich ist, dass die coercive power wie auch 
 
103 „By identification, we mean a feeling of oneness of P with O, or a desire for such an identi-
ty“ (French 1959: 266). 
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die reward power durch legitimate power modifiziert werden können. „The 
powers to reward and coerce become stronger when associated with legiti-
mate power“ (Hallenbeck 1966: 202). 
Auch Safilios-Rothschild (1975) knüpft an die Machtbasen von 
French/Raven (1959) an. Die durch gesellschaftliche kulturelle Normen ge-
gebene Macht, von French/Raven (1959) wie auch von Hallenbeck (1966) als 
legitimate power bezeichnet, wird von Safilios-Rothschild (1975) als authori-
ty definiert. Ferner wird zwischen Expert power, Dominance power (die 
sowohl physischen als auch psychischen Zwang einschließt), Ressource 
power, Affective power (mehr affective power durch weniger Beziehungsinte-
resse) und Decision-making power (wer entscheidet? in Abgrenzung zum 
Einfluss, der als Methode, d. h. als Element der psychischen Zwangsmacht, 
verstanden wird) unterschieden. Bezugnehmend auf die Decision-making 
power wird eine Differenzierung zwischen der Orchestrierungsebene (Fest-
legen von Regeln der Machtausübung) und der Implementationsebene (das 
Treffen von Entscheidungen in einzelnen Bereichen) vorgenommen (s. hierzu 
auch Safilios-Rothschild 1976: 359). Das Treffen von Entscheidungen wird 
seinerseits unterschieden in Entscheidungsebene und Ausführungsebene. Es 
zeigt sich, dass familiensoziologische Ansätze des Machtkonzepts häufig 
Bezug auf das Treffen von Entscheidungen nehmen (vgl. Held 1978: 71.). So 
wird es auch im Machtkonzept von Olson/Cromwell (1975) thematisiert, 
vielmehr werden Machtgrundlagen sowie -ressourcen erörtert, wobei decisi-
on-making power (nach Safilios-Rothschild (1975)) als power outcomes 
(Machtresultate) beschrieben werden. 1976 widmet sich Safilios-Rothschild 
den Konzepten von Macht und Liebe unter dem Deckmantel eines Aus-
tauschmodells. Ressourcen, die zwischen PartnerInnen getauscht werden 
können, sind:  
„Socioeconomic (Money, Social Mobility, Prestige), Affective (Affection, Love 
(loving – being loved), Feeling needed – needing the other), Expressive (Under-
standing, Emotional Support, Special attention), Companionship (Social, Leisure, 
Intellectual), Sex, Services (Housekeeping Services, Child Care, Personal Ser-
vices, „Linkage“ Services), Power in relationship“ (Safilios-Rothschild 1976: 
356, Hervorhebungen durch die Verf.).  
Je abhängiger ein/e (Ehe-)PartnerIn von diesen Ressourcen ist und über keine 
alternativen Möglichkeiten verfügt, sich diese Ressourcen anderweitig zu 
beschaffen, desto höher ist der Wert, den er/sie diesen Ressourcen zuschreibt 
und desto höher sind die Kosten, die er/sie für die Erhaltung aufwenden wird 
(vgl. Safilios-Rothschild 1976: 356). Wesentlich ist, dass keine ausgegliche-
ne Reziprozität des Tauschs angenommen wird (gleichwohl als möglich und 
wünschenswert thematisiert), sondern das Tauschverhältnis als asymmetrisch 
beschrieben wird (vgl. Safilios-Rothschild 1976: 356). Der/die PartnerIn, 
der/die über erstrebenswerte, hoch wertvolle Ressourcen verfügt, deren Zu-
gang dem/der anderen PartnerIn nur über diese Beziehung gewährt werden 
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können, genießt Macht. Ist beispielsweise innerhalb der Paarbeziehung der 
männliche Partner der „mehr Liebende“ und die Frau die „weniger Lieben-
de“, disponiert die Frau über eine wertvolle Ressource, wodurch sie einen 
Machtvorteil innehat (vgl. Safilios-Rothschild 1976: 357). „Love becomes an 
important resource for a woman when she is „less in love“ with her husband 
and is then in the position to exchange her reciprocation to his love in terms 
of affection and sex for power in the relationship“ (Safilios-Rothschild 1976: 
360f.). Folglich wird dem Austausch von Liebe gegen Macht eine besondere 
Bedeutung zugeschrieben. 
Blood/Wolfe (1960), die häufig als Begründer der ressourcentheoreti-
schen Argumentation im Hinblick auf familiale Machtverhältnisse bezeichnet 
werden, widmen sich der Forschungsfrage, „[…] what factors determine how 
husbands and wives interact and what are the effects of varying interaction 
patterns on the general welfare of the husband, the wife, and the family as a 
whole“ (Blood/Wolfe 1960: 4). Sie nehmen im Rahmen ihrer Detroiter Stu-
die über „Dynamics of Married Living“ in den USA mittels einer ressourcen-
theoretischen Argumentation eine Reduktion der Machtmittel auf gesamtge-
sellschaftliche Statuspositionen (Bildungsstand (vgl. Blood/Wolfe 1960: 28), 
Berufsprestige (vgl. Blood/Wolfe 1960: 31) und Einkommen (vgl. 
Blood/Wolfe 1960: 31f.), wobei der soziale Status als Index der Variablen 
Bildung, Beruf, Einkommen und dem Prestige-Ranking der Nationalität er-
fasst wird (vgl. Blood/Wolfe 1960: 32)) im Vergleich der Geschlechter vor. 
Sowohl diese Begrenzung als auch die fehlende Integration der austauschthe-
oretischen Argumentation von Heer (1963) in die ressourcentheoretische 
Erklärung (Verfügbarkeit von Alternativen außerhalb der bestehenden 
Paarbeziehung)104 und ein Mangel an Berücksichtigung von Kosten werden 
als grundlegende Kritikpunkte an der Ressourcentheorie hervorgebracht.  
„It [resource theory] has been limited because „resources“ were discussed but not 
the „cost“ involved in receiving the benefit of these resources or the cost incurred 
from the withdrawal of these resources. Also, despite Heer’s (1963) discussion of 
the exchange principle according to which one spouse in one dyad may be ex-
changed for a spouse from another dyad, that brought to the forum the important 
issue of available or potential alternatives to the present marriage, this idea was 
never incorporated into the „resource theory““ (Safilios-Rothschild 1976: 355).   
 
104 Den starken Bezug von Blood/Wolfe auf Heer bzw. den engen Zusammenhang zwischen 
der Ressourcentheorie von Blood/Wolfe und der Austauschtheorie von Heer präzisiert 
Rodman wie folgt: „Die erstere betont die relativen Ressourcen, die jede Person in die Ehe 
einführt: Je mehr Ressourcen eine Person im Vergleich zu ihrem Ehepartner besitzt, desto 
größer ist ihre Macht. David M. Heers Betonung liegt auf einem Vergleich des Wertes der 
innerhalb der Ehe und der außerhalb der Ehe zu erlangenden Ressourcen. Da er dies expli-
zit in Beziehung setzt zu den Ressourcen, die jeder Ehepartner für den Austausch verfügbar 
hat, ähnelt seine Auffassung der Theorie der Ressourcen“ (Rodman 1970: 134).   
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Darüber hinaus äußert Safilios-Rothschild den Einwand, dass Liebe als rele-
vante Variable für ein Verständnis von familiären Dynamiken, insbesondere 
von Macht und Einfluss vernachlässigt wird (vgl. Safilios-Rothschild 1976: 
357).   
Nach Blood/Wolfe wird „Power may be defined as the potential ability of 
one partner to influence the other’s behavior. Power is manifested in the 
ability to make decisions affecting the life of the family“ (Blood/Wolfe 1960: 
11). Relative Ressourcen, die ausschließlich im Außensystem der Gesell-
schaft erworben werden, beeinflussen die decision making power im Binnen-
system Familie. „The balance of power will be on the side of that partner 
who contributes the greater resources to the marriage” (Blood/Wolfe 1960: 
12). Anders formuliert wird innerhäusliche Macht als „The Power to make 
Decision“ definiert, die den Austausch von Familie und Außensystem Gesell-
schaft regelt (Blood/Wolfe 1960: 11). Derjenige/diejenige, der/die über mehr 
relative Ressourcen verfügt, genießt einen Machtvorteil innerhalb der 
Paarbeziehung. Blood/Wolfe (1960) nehmen vornehmlich Bezug auf die im 
Außensystem der Gesellschaft erworbenen Ressourcen, wodurch der Bezug 
auf das familiale Binnensystem vernachlässigt wird. Gleichwohl wird zwar 
eine Differenzierung der Struktur der Familie nach „the Power to make Deci-
sion“ (Blood/Wolfe 1960: 11) und „the Division of Labor“ (Blood/Wolfe 
1960: 47) vorgenommen, jedoch werden die Machtverteilung und die Ar-
beitsteilung als weitgehend unabhängig voneinander sowie vorwiegend als 
durch außerhäuslich erworbene Ressourcen105 beeinflusst betrachtet.  
„[…] the pattern of task performance is one of marked specialization“ 
(Blood/Wolfe 1960: 52). […] „Power and the division of labor are aspects of 
marriage which may coexist in almost any combination. As a result, they are best 
considered separately rather than welded into artificial combinations“ 
(Blood/Wolfe 1960: 54). 
Doch ist nicht gerade die, bereits von Held (1978) geforderte, Integration 
mittels der innerhäuslichen Arbeitsteilung von zentraler Relevanz (da die 
PartnerInnen nicht direkt vergleichbare Ressourcen einsetzen können), um 
die gesamtgesellschaftlich geschlechtsspezifische Arbeitsteilung adäquat zu 
erfassen (vgl. Held 1978: 82)?  
Held (1978) verdichtet aus den familiensoziologischen Ansätzen eine So-
ziologie der ehelichen Machtverhältnisse. Allen klassischen Auffassungen 
von Macht seien Relationalität, Kausalität und Potentialität gemeinsam (vgl. 
Held 1978: 61f.): Macht ist 1. relational, weil Macht eine Eigenschaft der 
 
105 „[…] the division of labor is determined by the comparative resourcefulness of the two 
partners in accomplishing the necessary household tasks“ (Blood/Wolfe 1960: 66). […] the 
chief resource required is time [but also energy and skill]. Usually the person with the most 
time is the wife – provided she isn’t working outside the home. If she does work, the hus-
band incurs a moral obligation to help her out in what would otherwise be her exclusive 
task areas“ (Blood/Wolfe 1960: 73).   
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Beziehung zwischen Akteuren und nicht der Akteure selbst ist, 2. kausal, 
weil ein mächtiger Akteur einen anderen Akteur beeinflusst, wobei nur die 
Interaktionsverhältnisse als Machtverhältnisse bezeichnet werden, die bei 
längeren, kontinuierlichen Interaktionen (prozesshafte Dynamik) eine 
Asymmetrie aufweisen und 3. potential, weil die Notwendigkeit besteht, 
„Akte der Machtausübung (Entscheidungen) von der generalisierten Chance 
zu solchen Aktionen begrifflich zu unterscheiden“, d. h. eine Unterscheidung 
zwischen „decision-making“ und „non-decision-making“ zu treffen, während 
es in vielen klassischen Konzepten darüber hinaus um die Abgrenzung von 
Macht und Autorität (als legitimierte Macht) sowie Macht und Gewalt (ent-
weder verstanden als Machtmittel oder als „Annulierung“ der Macht) geht 
(Held 1978: 62).  
Held entwickelt weiterführend eine multidimensionale Typologie der 
Machtverhältnisse, die im Kontext von Schichtlage und sozioökonomischer 
Situation respektive Schichtungs- oder Statustheorie zu verstehen ist, woraus 
die besondere Bedeutung der strukturellen Macht resultiert (vgl. Held 1978: 
81). Mittels der Dynamik der Machtdimensionen sowie Machtebenen ver-
deutlicht Held zugleich die Unzulänglichkeit einer rein auf Schichtlage und 
kontextueller Entwicklung basierenden Perspektive der Machtstruktur, 
wodurch sowohl die Mehrdimensionalität als auch die Veränderungsmög-
lichkeiten der Machtverhältnisse zum Ausdruck kommen (vgl. Held 1978: 
74). 
Held kritisiert an den Ressourcen- und Modernisierungstheorien, dass 
sich ein Trend zur Partnerschaftlichkeit nicht logisch ableiten lässt (vgl. Held 
1978: 16)106. Es zeigt sich folgender Widerspruch: Gemäß ressourcentheore-
 
106 Die Kritik bezieht sich vornehmlich auf die Ressourcentheorie nach Blood/Wolfe und ihre 
durch Rodman hervorgebrachte wichtigste Modifikation: die Theorie der Ressourcen im 
kulturellen Kontext (vgl. Held 1978: 17). Rodman fand heraus, dass die Ressourcentheorie 
von Blood/Wolfe (1960) zwar für Paarbeziehungen in Deutschland und den USA zutraf, je-
doch für Frankreich sowie Dänemark deutlich weniger zutraf und für Griechenland sowie 
Jugoslawien stellte er sogar divergierende Ergebnisse fest. Die abweichenden Ergebnisse 
von Griechenland und Jugoslawien „[…] schließen die Verallgemeinerung aus, daß [sic!] 
der Status des Ehemannes in einer positiven Beziehung mit der ehelichen Macht des Ehe-
mannes steht“ (Rodman 1970: 128). Aufgrund dieser kulturspezifischen Diskrepanzen hat 
Rodman eine Theorie der Ressourcen im kulturellen Zusammenhang entwickelt, innerhalb 
dieser die verschiedenen internationalen Daten über eheliche Macht durch eine Typologie 
von vier Gesellschaftsformen klassifiziert werden (vgl. Rodman 1970: 135). 1. Das „Patri-
archat“, in dem starke patriarchale Familienformen in allen sozialen Schichten dominieren. 
2. Das „modifizierte Patriarchat“ beschreibt ebenfalls einen Gesellschaftstypus mit patriar-
chalischen Familienformen, diese sind jedoch in der oberen Schicht durch egalitäre Normen 
ersetzt worden, wodurch die väterliche Autorität negativ mit der Schicht korreliert. 3. Das 
„Übergangsstadium zum Egalitarismus“, innerhalb dessen patriarchalische Normen durch 
egalitäre Familiennormen verdrängt werden, wodurch eheliche Machtformen flexibel wer-
den und die väterliche Autorität positiv mit der Schicht korreliert. Ressourcen (wie Bil-
dung, Beruf und Einkommen) verhelfen in dieser Gesellschaftsform zu Macht, weil eine 
Unsicherheit der Normen in Bezug auf die eheliche Autorität besteht durch die eheliche 
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tischen Argumentationen bestimmen individuelle Ressourcen zunehmend die 
Machtverteilung in Ehen, weshalb sich die damaligen strukturellen Barrieren 
(Diskriminierung der Frauen in Bezug auf Einkommen, Beruf und Bildung) 
und die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung negativ auf die Stellung von 
Frauen in der Ehe und Familie auswirken müsste. Zugleich nehmen Moderni-
 
„Machtkämpfe“ hervorgerufen werden. 4. Der „Egalitarismus“ klassifiziert eine Gesell-
schaftsform mit starken egalitären Normen sowie einer Machtteilung zwischen Ehemann 
und Ehefrau in allen Schichten (vgl. Rodman 1970: 136ff.). Rodmans zentrale Erkenntnisse 
sind, „[…] daß [sic!] der Austausch von Ressourcen im kulturellen Zusammenhang für die 
Verteilung der ehelichen Macht sorgt. Dort, wo die Normen flexibel genug sind, einen 
„Machtkampf“ zu erlauben, fanden wir eine positive Korrelation zwischen dem Status und 
der Macht eines Ehemannes, wie zum Beispiel in Deutschland, den USA und anderen Ge-
sellschaften. Falls die Normen innerhalb der Gesellschaften stark patriarchal sind, so wird 
es […] keine Korrelation zwischen dem Status des Ehemannes und ehelicher Macht geben. 
Wo die Normen patriarchal, jedoch in der oberen Schicht durch die Beimischung egalitärer 
Normen modifiziert sind, fanden wir eine negative Korrelation zwischen Status und Macht 
des Ehemannes, wie in Griechenland und Jugoslawien. Wenn die Normen in der ganzen 
Gesellschaft betont egalitär sind und falls es ein ausgebautes System progressiver Wohl-
fahrtsgesetzgebung gibt, so wird […] eine schwach positive Korrelation zwischen dem Sta-
tus und der Macht des Ehemannes zu finden sein, wie in Dänemark und Frankreich“ (Rod-
man 1970: 139). Zusammenfassend wird gemäß Rodmans Erkenntnissen die Balance eheli-
cher Macht durch die Interaktion zwischen relativen Ressourcen und kulturellen Erwartun-
gen über die Verteilung ehelicher Macht beeinflusst (vgl. Rodman 1970: 133). Held kriti-
siert hieran, dass sich die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung sowie die nach wie vor 
existierenden strukturellen Barrieren gegen Frauen zu ungunsten ihrer Stellung in der Fami-
lie auswirken müssten, wenn – wie Rodman es angenommen hat – in modernen Gesell-
schaften (mit flexiblen Normen hinsichtlich der geschlechtsspezifischen Rollenbilder) die 
individuellen Ressourcen tatsächlich die eheliche Machtverteilung bestimmen. „Die mo-
dernisierungstheoretischen Konzepte und Trendextrapolationen behaupten aber gerade das 
Gegenteil“ (Held 1978: 17). Anhand einiger Beispiele erläutert Held die fehlende empiri-
sche Basis der Theorie der Ressourcen im kulturellen Kontext. Er führt insbesondere 
Held/Levy (1974) an, die für die durch traditionelle Normen gekennzeichneten katholischen 
Kantone der Schweiz einen Zusammenhang zwischen der Stellung des Ehemannes und der 
ehelichen Macht konstatieren (vgl. Held 1978: 114). Darüber hinaus sei gemäß Held im 
Hinblick auf die Theorie der Ressourcen im kulturellen Kontext unklar, warum der norma-
tive Wandel mit einem Wandel der familialen Machtstruktur zusammenhänge. Durch Rod-
mans Annahme, dass in egalitären Gesellschaftsformen egalitäre Normen so weit verbreitet 
seien, dass kein Zusammenhang zwischen dem Status eines Ehemannes und seiner Macht 
vorzufinden sei, nivelliere er die strukturelle Interpretation familialer Machtverhältnisse 
(vgl. Held 1978: 115): Die empirisch nachgewiesenen Beziehungen zwischen sozialer 
Schichtung und der ehelichen Machtstruktur geraten nur zu Phasenverschiebungen in einem 
modernisierungstheoretisch konzipierten Diffusionsprozeß [sic!] von (ausschließlich) patri-
archalen zu (ausschließlich) egalitären Ehen, wobei kulturelle Normen die unabhängige 
Größe sind“ (Held 1978: 115). Daher sei nach Rodman die Ressourcentheorie von 
Blood/Wolfe lediglich im Rahmen flexibler Normen anzuwenden und insofern nur als eine 
Übergangsphase zu interpretieren. Zusammenfassend übt Held folgende Kritik an Rodman: 
„Strukturelle Determinanten sollen nur dort wirksam sein, wo kulturelle Determinanten 
versagen. Dieser Gewichtung liegt letztlich die Vorstellung einer allgemeinen Nivellierung 
der ehelichen und familiären Verhältnisse zugrunde, die zu einer Vernachlässigung schicht-
spezifischer Unterschiede und lebenszyklischer Variationen der Machtstruktur führt“ (Held 
1978: 115). 
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sierungstheoretikerInnen das Gegenteil an, dass infolge von Urbanisierung 
und Industrialisierung ein zunehmender Egalitarismus aufkommt. Diese Dis-
krepanz der theoretischen Argumentationen nimmt Held zum Anlass, eine 
Typologie der ehelichen Machtverhältnisse zu entwickeln (vgl. Held 1978: 
17). Er begründet seine Perspektive mit der Argumentation von König 
(1966). König äußert Kritik an Durkheims Annahme einer Herauslösung der 
Kernfamilie aus der erweiterten Familie (Kontraktionsgesetz) infolge der 
Industrialisierung insofern, als in jeder Gesellschaft unterschiedliche Fami-
lientypen wiederzufinden sind, deren wesentliches Differenzierungsmerkmal 
die unterschiedliche Stellung zum Eigentum ist. Ferner ist die Coexistenz 
verschiedener Familientypen strukturell zu interpretieren. Held überträgt die 
Kritik von König an Durkheim auf verschiedene Formen ehelicher Macht-
verhältnisse (zumal die Familiengröße mit der Stellung der Frau sowie der 
Stellung des Mannes in der Ehe verknüpft ist): Weder die Allgemeingültig-
keit patriarchaler Machtstrukturen noch die These der Etablierung egalitärer 
Machtmuster in Folge von Industrialisierung und Urbanisierung könnten 
beibehalten werden. Stattdessen muss vorausgesetzt werden, dass es in jeder 
Gesellschaft strukturell bedingte, unterschiedliche Formen ehelicher Macht-
verhältnisse gibt (vgl. Held 1978: 19). Held leitet daraus sein Forschungsan-
liegen,  
„[…] der Versuch, verschiedene Typen ehelicher Machtverhältnisse mit der sozi-
alen Struktur theoretisch zu verknüpfen, [ab]. Mit anderen Worten: Es soll ein 
Beitrag zu einer strukturellen Erklärung der ehelichen Machtverteilung geleistet 
werden, wobei in Analogie zur oben diskutierten Analyse Königs unter Struktur 
in erster Linie die gesellschaftliche Schichtung bzw. die relative Verfügung über 
Ressourcen und Macht verstanden werden soll. Daneben soll aber auch die Di-
mension der sozietalen Entwicklung […] einbezogen werden“ (Held 1978: 19).  
8.2. Zum Konkurrenzverhältnis von Machtkonzepten und 
Austauschtheorien 
Die Beziehung zwischen Macht und sozialen Austauschtheorien wurde be-
reits von David Baldwin (1978) thematisiert. D. Baldwin argumentiert, dass 
„[…] all exchange relationships can be described in terms of conventional 
power concepts without twisting the common-sense notions that underlie 
such concepts“ (Baldwin, D. 1978: 1229). Diese Schlussfolgerung zeigt, dass 
Austauschtheorien einen wichtigen Beitrag zur Typologiekonzeption der 
Machtverhältnisse leisten, ferner im Sinne einer Synthese zu verstehen sind. 
Während Homans (1974) darlegt, dass Machtverhältnisse eine Untermenge 
von Austauschbeziehungen sind, setzt sich Blau (1964) mit Macht und Aus-
tauschprozessen als zwei Bereichen auseinander, wobei keiner des anderen 
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Untermenge ist. Im Gegensatz dazu sieht Dahl (1968) Austauschprozesse als 
eine Untermenge von Machtverhältnissen an. Die Synthese dieser drei The-
sen wird zu Recht von D. Baldwin (1978) erbracht:  
„[The] integration of such basic concepts as power and exchange could be a step 
toward conceptual unification of the social science, thus facilitating communica-
tion among economists, political scientists, sociologists, and psychologists“ 
(Baldwin, D. 1978: 1241). 
Machthaltige Beziehungen werden häufig mit ausbeuterischen Konflikten in 
Verbindung gebracht, wobei das Machtpotential auf der Möglichkeit zur 
Ausübung negativer Sanktionen beruht. Hingegen werden Austauschbezie-
hungen meist mit Kooperation gleichgesetzt, deren Erfüllung auf positiven 
Sanktionen beruht. Eine Integration von Machtkonzepten und Austauschtheo-
rien verhilft, Macht als relational und reziprok zu verstehen, außerdem die 
Perspektive auch auf positive Sanktionen auszuweiten, sowie die Bedeutung 
von Kosten hervorzuheben, anstatt Macht ausschließlich auf Unterdrückung 
bzw. Konfliktsituationen zu reduzieren (vgl. Baldwin, D. 1978: 1977f.). Fer-
ner ist Macht mehr als nur ein Medium von Austauschprozessen. Die dyna-
mische Reziprozität ist ein zentraler Bestandteil der Studie über familiale 
Macht von Osmond (1978). Sie kommt zu dem Ergebnis, dass Ressourcen 
für Handlungsstrategien erforderlich sind, d. h. letztlich für das Machtpoten-
tial von elementarer Bedeutung seien. Auch D. Baldwin (1971) verweist auf 
die Bedeutung von Ressourcen für das Machtpotential, insbesondere wird 
Geld als Machtressource dargestellt (vgl. Baldwin D., 1971: 583). D. Bald-
win (1971) übt Kritik an der Vorstellung Parsons (1963), Macht sei für die 
Politik ein symbolisch generalisiertes Kommunikationsmedium wie Geld für 
die Wirtschaft. Die forschungsleitende Frage, „Is the conception of power as 
money compatible with other conceptions of power currently in use by politi-
cal scientists?“, steht im Zentrum seiner Argumentation, politikwissenschaft-
liche und ökonomische Vorstellungen miteinander zu verknüpfen (Baldwin, 
D. 1971: 581). „Purchaising power is not money“ und „Money is neither a 
necessary nor a sufficient condition for the exercise of purchasing power“ 
sind diesbezüglich die relevanten Thesen, die vertreten werden (Baldwin, D. 
1971: 583, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Geld wird als eine 
Machtressource definiert, die das Machtpotential der purchaising power 
erhöhen kann, aber nicht zwangsläufig muss.  
„Money is a power resource (power base or base value) that will very probably 
allow the possessor to exercise purchaising power that is generalized in scope 
and domain. […] [But] Money does not guarantee the exercise of purchaising 
power. […] Money is only one of many base values that can be used to exercise 
purchaising power“ (Baldwin, D. 1971: 583).  
Es wird betont, dass Geld nicht die einzige Machtbase sei, dennoch wird von 
D. Baldwin (1971) sowie von Osmond (1978) eine Fokussierung auf ökono-
189 
mische Macht vorgenommen, die einer Soziologie partnerschaftlicher 
Machtverhältnisse nicht gänzlich gerecht werden kann.  
8.3. Aktuelle machttheoretische Ansätze 
Auch in der aktuellen Forschung finden eine Fülle von differenten Machtde-
finitionen (die hier als einzelne Machtkategorien verstanden werden) An-
wendung: Beispiele hierfür sind ein sozialer Einfluss, ein Einfluss auf Ergeb-
nisse, ein geringes Interesse (nach Safilios-Rothschild (1975) affective 
power), bessere Alternativen sowie eine Kontrolle über Ressourcen (vgl. 
Grau 2001: 1). Häufig wird hierbei Macht als Aushandlungsprozess mit un-
terschiedlichen, folgend aufgeführten, Mitteln verstanden. 
„[…] Strukturelle Zwänge, […] geschlechtsspezifische Codierung von Machtmit-
teln, […] Sanktionierung von Machteinsätzen bei Frauen, […] Strategien, Frauen 
Machtmittel zu verweigern“ (Löw 2009: 7). 
Gleichwohl derart viele Definitionen von Macht, ferner Machtkategorien 
vorzufinden sind, haben im Zuge der Entwicklung einer Enttraditionalisie-
rung auf der Einstellungsebene Analysen geschlechtsspezifischer Machtver-
hältnisse einen Rückgang erfahren. Doch ist Macht als soziales Phänomen 
nicht abgeklungen, vielmehr ist die Problembenennung erodiert (vgl. Löw 
2009: 7). Machtansätze werden in Frage gestellt, auf reine ökonomische 
Macht reduziert und als überholt abgetan. Die wenigen Ansätze, die sich 
dennoch der Macht widmen, argumentieren überwiegend aufgrund von hand-
lungstheoretischen ökonomischen, ggf. gendertheoretischen Konzepten (u. a. 
Lott (2009)). Nach dem der Aufschwung des Machtkonzeptes in Partner-
schaften von Held (1978) seine Blütezeit erreichte, gewannen seither aus-
tauschtheoretische Erklärungsansätze sowie Gendertheorien zunehmend an 
Bedeutung. 
Dieses Forschungsdefizit gilt es im Rahmen dieser Dissertation zu über-
winden, indem Macht als mehrdimensionales Konstrukt verstanden wird. 
Macht ist als latentes Phänomen zu erachten, das in verschiedenen, gleich-
wohl einander ergänzenden Kategorien empirischen Ausdruck findet. Zwei-
fellos sind in den theoretischen Ansätzen Widersprüche zu finden, doch be-
steht die Herausforderung zur Entwicklung einer umfassenden Theorie der 
Macht nicht nur darin, diese aufzuzeigen und zu kritisieren (das ist zwangs-
läufig notwendig), ferner wird daraus der Vorteil gezogen, Überschneidungen 
zu konstatieren – eine Synthetisierung der bisherigen Ergebnisse zur Sozio-
logie der Machtverhältnisse in Paarbeziehungen herauszuarbeiten. Einzelne 
Studien aus diesem Forschungsfeld werden strukturiert mit dem Zweck einer 
Verdichtung der Ergebnisse. Die Kriterien, die zum Theorie-Ein- oder -
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Ausschluss führen, sind, dass die Ergebnisse der jeweiligen Studie zur Erklä-
rung innerhäuslicher Arbeitsteilung relevant sein könnten, darüber hinaus als 
ein Typus von Macht erachtet werden, wobei wesentliche Indikatoren identi-
fiziert werden. Macht findet in unterschiedlichsten Formen sozialer Bezie-
hungen Ausdruck, deren Unterschiedlichkeit durch Machttypen respektive 
Machtkategorien auf verschiedenen Dimensionen erfasst wird.  
Hierbei wird das Potential darin gesehen, klassische und aktuelle Be-
griffsvariationen in Beziehung zueinander zu setzen und das Machtkonzept 
insofern auszuweiten, dass es einem universalen Anspruch – Erklärungsleis-
tung in unterschiedlichen Kontexten zu erbringen – gerecht wird, d. h. auf 
eine Mehrebenenanalyse angewendet werden kann.  
Für die Entwicklung des Rahmens einer Theorie der Macht wird zunächst 
auf Webers Definition von Macht als mikrosoziologische Erklärung Bezug 
genommen. Weiterführend wird Foucaults Definition als dispositive, mehr-
dimensionale Erklärung konstatiert, um dem Anspruch einer Allgegenwart 
von Macht gerecht zu werden. Die symmetrischen sowie asymmetrischen 
Ansätze und die Makro-Indizes zur Messung von Genderungleichheiten die-
nen der Kategorienkonstruktion. Den umfassenden Bezugsrahmen bildet der 
Capability Approach von Sen, nach dem Machtfähigkeiten als Komponenten 



















9. Die Typologie der Machtverhältnisse in 
Paarbeziehungen: Macht als mehrdimensionale 
Begriffskonstruktion 
Macht ist ein Begriff, der bereits durch zahlreiche bedeutende Soziologen 
geprägt wurde; darunter hervorzuheben: Max Weber und Michel Foucault. 
Ihre soziologischen Definitionen der Macht werden zunächst kurz erläutert. 
Mit Hilfe der theoretischen Vorarbeiten werden weiterführend die Dimensio-
nen der Macht hergeleitet. 
9.1. Macht als Chance, den eigenen Willen durchzusetzen 
(Mikro) 
Gemäß der einflussreichen Typologie von Max Weber sei unter Macht fol-
gendes zu verstehen: „Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen 
Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, 
gleichviel worauf diese Chance beruht“ (Weber 1972: 28). Herrschaft, in 
Abgrenzung zur Macht, sei „[…] die Chance, für einen Befehl bestimmten 
Inhalts bei angebbaren Personen Gehorsam zu finden“ (Weber 1972: 28). 
Folglich sei Herrschaft eine institutionalisierte Form der Macht, die von spe-
zifischen Personen Anerkennung findet. Weber argumentiert in der Tradition 
der Handlungstheorien aus mikrosoziologischer Perspektive; Machtkonstruk-
te bestehen innerhalb sozialer Beziehungen, in denen es darauf ankommt, die 
eigenen Interessen durchzusetzen. Insbesondere, wenn dieser Willen gegen 
den Willen des anderen bzw. der anderen spricht, ist die Beziehung machthal-
tig. Eine mehrdimensionale Betrachtung von Macht wird im Gegensatz zu 
Weber von Foucault betont.  
9.2. Macht als multidimensionales Kräfteverhältnis 
(Mikro/Makro) 
Während die Argumentation Webers auf der Individualebene anzusetzen ist, 
ist der Machtansatz von Foucault „dispositiv“107 (Foucault 1978: 119f.). 
 
107 „Was ich unter diesem Titel festzumachen versuche ist erstens ein entschieden heterogenes 
Ensemble, das Diskurse, Institutionen, architekturale Einrichtungen, reglementierende Ent-
scheidungen, Gesetze, administrative Maßnahmen, wissenschaftliche Aussagen, philoso-
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Foucault beschreibt in seiner „Genealogie des Staates“ drei Prämissen, 
die für die Konzeption des Machtbegriffes zentral sind. Zum ersten sei Macht 
ein multidimensionales Kräfteverhältnis, das durch eine Vielzahl von Tech-
niken seinen Ausdruck findet. Beispielsweise greifen Mächte staatlichen 
Typs (zur Regierung des Staates siehe Foucaults „Gouvernementalität“, zur 
Regulierung der Bevölkerung den Begriff der „Bio-Macht“108) und Mächte 
familialen Typs insoweit ineinander, wie sie ihre Spezifität bewahren können 
(vgl. Foucault 1978: 112).109 
Zum zweiten bestehe eine „Allgegenwart der Macht: nicht weil sie das 
Privileg hat, unter ihrer unerschütterlichen Einheit alles zu versammeln, son-
dern weil sie sich in jedem Augenblick und an jedem Punkt – oder vielmehr 
in jeder Beziehung zwischen Punkt und Punkt – erzeugt“ (Foucault 1983: 
94). An dieser Stelle wird deutlich, dass jede soziale Beziehung durch 
Machtkonstellationen geprägt wird und zugleich Macht die Existenz von 
sozialen Beziehungen erfordert.110 Macht innerhalb sozialer Beziehungen 
 
phische, moralische oder philanthropische Lehrsätze, kurz: Gesagtes ebensowohl wie Un-
gesagtes umfaßt [sic!]. Soweit die Elemente des Dispositivs. Das Dispositiv selbst ist das 
Netz, das zwischen diesen Elementen geknüpft werden kann. Zweitens möchte ich mit dem 
Dispositiv gerade die Natur der Verbindung deutlich machen, die zwischen diesen hetero-
genen Elementen sich herstellen kann. […] Kurz gesagt gibt es zwischen diesen Elementen, 
ob diskursiv oder nicht, ein Spiel von Positionswechseln und Funktionsveränderungen, die 
ihrerseits wiederum sehr unterschiedlich sein können. Drittens verstehe ich unter Dispositiv 
eine Art von […] Formation, deren Hauptfunktion zu einem gegebenen historischen Zeit-
punkt darin bestanden hat, auf einen Notstand […] zu antworten. Das Dispositiv hat also 
eine vorwiegend strategische Funktion“ (Foucault 1978: 199f.). 
108 „Die Bevölkerung ist eine Gruppe, die nicht einfach nur aus vielen Menschen besteht, 
sondern aus Menschen, die von biologischen Prozessen und Gesetzen durchdrungen, be-
herrscht und gelenkt sind. Eine Bevölkerung hat eine Geburtenrate, eine Alterskurve, eine 
Alterspyramide, eine Sterblichkeitsrate und einen Gesundheitszustand (Foucault 2015: 
231). „Ich glaube, seit der Entstehung der von mir so genannten Bio-Macht oder anatomi-
schen Politik leben wir in einer Gesellschaft, die dabei ist, nicht länger eine juristische Ge-
sellschaft zu sein. Die juristische Gesellschaft war die monarchische“ (Foucault 2015: 237). 
Seit dem 19. Jahrhundert setze sich ein Machtmechanismus durch, „[…] dessen Grundprin-
zip […] nicht das Gesetz, sondern die Norm“ darstellt –„[…] eine Welt der Regulierung“ 
(Foucault 2015: 237). 
109 „Der Staat ist Überbau in Bezug auf eine ganze Reihe von Machtnetzen, die die Körper, die 
Sexualität, die Familie, die Verhaltensweisen, das Wissen, die Techniken usw. durchdrin-
gen, und diese Beziehungen werden ihrerseits von einer Art Übermacht konditioniert und 
wirken konditionierend auf sie, die im wesentlichen [sic!] um eine gewisse Anzahl großer 
Verbotsfunktionen herum strukturiert ist; aber diese Über-Macht mit ihren Verbotsfunktio-
nen kann nur insofern wirklich greifen und sich halten, als sie in einer ganzen Reihe vielfäl-
tiger, nicht definierter Machtverhältnisse verwurzelt ist, die die notwendige Grundlage die-
ser großen Formen negativer Macht bilden, und genau das wollte ich deutlich machen“ 
(Foucault 1978: 39). 
110 „Zwischen jedem Punkt eines gesellschaftlichen Körpers, zwischen einem Mann und einer 
Frau, in einer Familie, zwischen einem [/einer] Lehrer[In] und einem [/einer] Schüler[In], 
zwischen dem [/der] der weiß und dem [/der] der nicht weiß verlaufen Machtbeziehungen, 
die nicht die schlichte und einfache Projektion der großen souveränen Macht auf die Indivi-
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wird häufig als Pendant der Unterdrückung definiert, doch dieses Verständnis 
sei nach Foucault als rein juristische Konzeption begrenzt; ein Gesetz, das 
Verbot und Gewährung ausspricht (vgl. Foucault 1978: 34f.; vgl. Foucault 
2015: 221).  
„Wie kommt es, dass unsere Gesellschaft und die westliche Gesellschaft 
schlechthin Macht so restriktiv, so arm, so negativ versteht? Warum denken wir 
bei Macht immer an Gesetz und Verbot? Warum diese Privilegierung?“ 
(Foucault 2015: 222).  
Es gilt diese Begrenzung aufzulösen, ferner Macht als ein soziales Phänomen 
zu erachten, das Ausdruck in jeglichen Beziehungen findet und einem An-
spruch auf Allgegenwart gerecht wird. Zu Recht ist Foucault der Meinung, 
dass wir uns  
„[…] von diesem juristischen Verständnis der Macht, diesem Machtbegriff der 
auf Gesetz und Souverän, Regel und Verbot aufbaut, [...] befreien [müssen], 
wenn wir nicht nur die Repräsentation von Macht, sondern deren reale Funkti-
onsweise analysieren wollen“ (Foucault 2015: 224).  
Nicht nur Formen einer Unterdrückung als negative Produkte der Macht, 
auch positive Produkte der Macht111 seien in sozialen Beziehungen zu be-
obachten. Foucault führt als Beispiel einer positiven Form von Macht die 
Sexualität an, die die Funktion der Verknüpfung „[…] zwischen der indivi-
duellen Disziplinierung des Körpers und der Regulierung der Bevölkerung“ 
einnimmt (Foucault 2015: 232). Insofern sei eine Ausweitung der soziologi-
schen Begriffskonstruktion von Macht durch die Prämisse einer Allgegen-
wart und Betrachtung von negativen wie positiven Produkten der Macht 
empfehlenswert.  
Zum dritten sieht Foucault einen reflexiven Zusammenhang zwischen 
Macht und Wissen, d. h. Wissen ist eine zentrale Ressource zur Erzeugung 
von Macht, zugleich besteht die Möglichkeit, durch Macht Wissen zu erzeu-
gen.112  
 
duen sind; sie sind eher der bewegliche und konkrete Boden, in dem die Macht sich veran-
kert hat, die Bedingungen der Möglichkeit, damit sie funktionieren kann“ (Foucault 1978: 
110). Die Annahme, dass auf der einen Seite Personen Macht haben und auf der anderen 
Seite diejenigen stehen, die keine Macht haben, hält Foucault für unzulänglich. „Die 
Machtbeziehungen sind überall“ (Foucault 2015: 239). Sowohl ProfessorInnen als auch 
StudentInnen verfügen über Machtpositionen, auch wenn es nicht dieselben sind (vgl. 
Foucault 2015: 239). 
111 „Ich glaube, daß [sic!] genau diese positiven Mechanismen untersucht werden müssen, 
wobei man sich von dem juristischen Schematismus freimachen muß [sic!], mit dem man 
bis heute versucht hat, der Macht einen Status zuzuweisen“ (Foucault 1978: 37). 
112 „[…] Beziehungen, Strategien und Technologien der Macht, die uns konstituieren, uns 
durchqueren und ausmachen, (sind) von Formationen des Wissens und der Wahrheit beglei-
tet, die sie ermöglichen und produzieren und die unentbehrlich für sie sind, um sich als evi-
dent und naturgegeben zu verfestigen und sich damit zugleich unsichtbar zu machen. Um-
gekehrt muß [sic!] die Analyse des Wissens, der diskursiven Formationen und ihrer Aussa-
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9.3. Zur Konzeptualisierung der Typologie der 
Machtverhältnisse:                                                             
Die Dimensionen der Macht in Paarbeziehungen 
Die Kategorien respektive Typen der Macht stellen abstrahierte Verallgemei-
nerungen dar, die den Zweck verfolgen, als ein idealtypisches Gesamtbild 
von Macht Arbeitsteilungsarrangements in Partnerschaften theoriegeleitet zu 
erklären. Werden die bisherigen theoretischen Ansätze systematisch betrach-
tet, können folgende Dimensionen herausgearbeitet werden: 
Auf der Mikroebene werden Machtfähigkeiten im Sinne von Sen als Fä-
higkeiten/Aktivitäten, die spezifische Machtressourcen voraussetzen und von 
einer Person zur Realisierung einer bestimmten Handlungsalternative genutzt 
werden, verstanden. Es handelt sich um Machtaspekte, die nach Webers 
Verständnis zur Durchsetzung des eigenen Willens im Rahmen der mögli-
chen Handlungsalternativen dienen („So wird etwa in Anlehnung an die be-
kannte Weber’sche Definition von „Macht“ nur dort gesprochen, wo der 
machtausübende bzw. „machtbesitzende“ Akteur ein bestimmtes Verhalten 
des anderen Akteurs intendiert“) und die gemäß Held unter dem Terminus 
des „interaktionistischen Machtbegriffs“ zusammengefasst werden können 
(Held 1978: 64, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Der erste Typus 
wird bezeichnet als 
1. Interaktionelle Macht: Diese dient den unterschiedlichen Einfluss-
möglichkeiten innerhalb sozialer Beziehungen in Form von Fähigkei-
ten sowie Ressourcenkonstellationen. Zentral sind hierbei Prozesse 
der Entscheidungsfindung verbunden mit der Frage, welche Aspekte 
zu Gunsten der Durchsetzung des eigenen individuellen Willens 
zweckdienlich sind. In Anlehnung an die Rational-Choice-Ansätze ist 
dieser Typus im Sinne einer Verhandlungsmacht zu verstehen, wobei 
die Verhandlungsmacht maßgeblich durch Machtressourcen, wie das 
Humankapital, das Einkommen und den Erwerbsstatus, beeinflusst 
wird.  
Mischtypen, die jeweils aus mikro- und makrosoziologischer Perspektive zu 
betrachten sind, d. h. einerseits als Machtfähigkeiten von Verwirklichungs-
chancen, andererseits als Befähigung bzw. Ermächtigung interpretiert werden 
können, sind die kulturelle Macht, die institutionelle Macht und die Macht 
der Teilhabe: 
2. Kulturelle Macht: Die kulturelle Macht (nach French/Raven (1959) 
und Hallenbeck (1966) Legitimate power, nach Safilios-Rothschild 
 
gen in Abhängigkeit von den Machtstrategien durchgeführt werden, die in einer gegebenen 
Gesellschaft die Körper und die Willen besetzen“ (Foucault 1978: 10). 
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(1975) authority, s. Kapitel 8.1.) ist eine Form der Macht, mittels der 
in Anlehnung an die Gendertheorien nach Bielby/Bielby (1989), Bri-
nes (1994) und die Honeymoon-Hypothese nach Künzler (1994) durch 
Werte sowie Normen legitimierte kulturspezifische Benachteiligungen 
oder Begünstigungen analysiert werden können. Dieser zweite Typus 
impliziert kulturelle Leitbilder, die sich als manifeste Muster in Ein-
stellungen113 widerspiegeln. Kulturelle Rollenvorstellungen könnten 
beispielsweise dem Mann (oder der Frau) eine größere Entschei-
dungsmacht zugestehen (für einen einführenden Überblick s. Hui-
nink/Konietzka (2007): Kapitel „Beziehungsdynamik, Macht und Zu-
friedenheit in Paarbeziehungen“). 
3.  Institutionelle Macht:  
„Institutions in the sense of organizations, and not only « moral » or cultural 
institutions or ideologies, are doing gender as well as or even more effectively 
than individual actors, and a gendered functioning of the institutional envi-
ronment where a couple lives may create strong incentives to accept sex-
specific master-statuses even if the partners have other, e.g., egalitarian, nor-
mative convictions“ (Levy et al. 2002: 33).  
Institutionen, seien sie auf der Ebene familialen sozialen Handelns als 
dauerhafte Regelmäßigkeiten angesiedelt oder auf der Ebene sozial-
struktureller Bedingungen, die Ausdruck in organisatorischen Formen 
finden (Verankerung von Strukturen in Institutionen als Organisati-
onsform nach Levye et al.), sind miteinander zu verknüpfen, insofern 
als die Teilhabe an unterschiedlichen sozialen Feldern, beispielsweise 
Erwerbsarbeit, Familie und Kinderbetreuungseinrichtungen (sowohl 
lebenszyklisch wechselnd als auch die zeitgleiche Teilhabe an unter-
schiedlichen Institutionen), im Wechselverhältnis zu betrachten ist.  
„Sie sind mit unterschiedlicher Strukturierungsmacht untereinander und rela-
tionaler Abhängigkeit voneinander ausgestattet und gestalten Lebensläufe 
hochwirksam geschlechtsspezifisch“ (Krüger/ Levy 2000: 380).  
Nach Krüger/Levy schließen Institutionen sowohl handlungsleitende 
kulturelle Institutionen (Normen, Leitbilder; hier: kulturelle Macht) 
als auch die organisatorische Verfasstheit von Institutionen (hier: 
Teilhabe und strukturelle Macht) ein, woraus die zweidimensionale 
Wirkung der mikro- und makrosoziologischen Perspektive dieser 
Machtdimension folgt (vgl. Krüger/Levy 2000: 380). 
Der Masterstatus (s. Kapitel 3.3.) nach Krüger/Levy (2000) erfährt ei-
ne Erweiterung in Form des vorliegenden reintegrativen Machtansat-
 
113 „Während Einstellungen und damit auch Intentionen primär auf der auf der Mikroebene 
von Bedeutung sind und individuelle Wahlentscheidung erfordern, verdichten sich Werte 
auf der Mesoebene zum Wertsystem, das Leitbildcharakter hat. Auf der Makroebene fügen 
sich Werte und Normen zu einem gesellschaftlich verankerten Wert- und Normsystem zu-
sammen“ (Baumgartner 2008: 37). 
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zes, indem die Dimensionen des Masterstatus unter Bezugnahme der 
Macht herausgearbeitet werden. Den Forderungen, dass  
1. („Bringing the Family back In“) „Familie […] als eine Kombina-
tion unterschiedlich vergesellschafteter Lebensläufe ins Zentrum 
[rückt]“ und mit den, in der Lebensverlaufsforschung nicht be-
rücksichtigten, Anliegerinstitutionen verknüpft wird,  
2. „[…] nicht nur individuelle Verläufe, sondern auch die Relationa-
lität von Lebensläufen untereinander zu thematisieren“ ersucht 
werden und 
3. „Institutionenvernetzungen auf der Basis von Komplementärbe-
ziehungen in der Lebenslaufstrukturierung“ in den Mittelpunkt ge-
stellt werden 
kann mittels dieser Vorgehensweise nachgegangen werden (Krü-
ger/Levy 2000: 393, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Ferner 
wird nicht nur das Anliegen Bringing the Family back In, sondern 
auch Bringing Power back In vertreten. Die von Krüger/Levy (2000) 
konzipierte Mehrdimensionalität der Institutionen erfährt hier eine 
Anwendung auf die Machtdimensionen, um innerhäusliche Arbeitstei-
lungsarrangements zu erklären.  
Institutionelle Regulierungen werden innerhalb dieses Machttyps vor-
nehmlich auf die unterschiedlichen familialen Formen bezogen – In-
stitutionen „formen“ Beziehungen. Je nach Form verändert sich die 
Erwartungshaltung. Während beispielsweise in einer Ehe eher traditi-
onelle Rollenbilder erwartet werden können, wären es in einer Koha-
bitation möglicherweise eher egalitäre Rollenbilder. Diese These ist 
auf unterschiedliche Erwartungssicherheiten zurückzuführen: Ehepaa-
re empfinden eine höhere Erwartungssicherheit aufgrund ihrer ange-
nommenen Partnerschaftsstabilität als unverheiratete Paare, woraus 
ein Vertrauen resultiert (nach verhandlungstheoretischer Argumenta-
tion ein impliziter Vertrag), irgendwann eine Gegenleistung für die 
erbrachte Eigenleistung (z. B. Hausarbeit) zu erhalten. Makrosoziolo-
gisch gilt es Unterschiede zwischen den europäischen Regionen zu 
beobachten, die z. B anhand von Eheschließungs-/ sowie Scheidungs-
raten erfasst werden könnten und die folglich einen Teilaspekt des 
Ausmaßes der Traditionalisierung einer Region messen.  
„[…] der relationale Bezug zwischen Institutionen scheint Familie und Ge-
schlecht weder aus ihren subjektiven Verpflichtungsmustern zu entlassen, 
noch aus ihrer sozialstrukturellen Vermittler[Innen]rolle zwischen biographi-
schen Optionen und inkompatiblen institutionellen Verfügbarkeits-
Ansprüchen“ (Krüger/Levy 2000: 379).  
4.  Macht der Teilhabe: Auch die Macht der (multiplen) Teilhabe an ver-
schiedenen sozialen Feldern (das Teilhabe-Theorem nach Krü-
197 
ger/Levy (2000)) kann zum einen als Machtfähigkeit, z. B. in Form 
der ausgeführten Erwerbsbeteiligung als ökonomische Teilhabechan-
ce, aufgefasst werden. Wesentlich ist hierbei die Annahme, dass Indi-
viduen zeitgleich an unterschiedlichen sozialen Feldern teilnehmen 
können, die ggf. konkurrierende Rollenerwartungen auslösen, nach 
Ausmaß der Verpflichtung differenziert werden können und dyna-
misch zu betrachten sind (vgl. Krüger/Levy 2000: 382f.). Zum zwei-
ten sind darüber hinaus die Teilhabechancen im Sinne der Ermächti-
gung relevant, beispielsweise einer politischen Ermächtigung (Em-
powerment), inwiefern Frauen die Freiheit haben, politisch aktiv zu 
werden. Eine Operationalisierung dieser Dimension wird beispiels-
weise gemäß der Makro-Gender-Indizes häufig über den Anteil an 
Parlamentssitzen, die von Frauen besetzt sind, vorgenommen.  
Makroebene: Nach Sen sind es die Befähigungen, die hier als Ermächtigun-
gen verstanden werden, die das Ausmaß an Handlungsfreiheit (anders formu-
liert: die Verwirklichungschancen, die zur Verfügung stehen) bestimmen. 
Der eigene Wille, wie er von Weber betont wird, kann aufgrund einer einge-
schränkten Handlungsfreiheit von der in die Tat umgesetzten Handlungsal-
ternative abweichen. Foucault beschreibt die Allgegenwart der Macht, deren 
Ausdruck mikrosoziologisch in sozialen Beziehungen wie auch makrosozio-
logisch im Kontext von strukturellen Bedingungen (die er als juristische 
Macht bezeichnet) Ausdruck findet. 
5.  Strukturelle Macht/Ermächtigung/Empowerment: Die strukturelle 
Ermächtigung bezieht sich auf ein Normsystem, das den Handlungs-
spielraum reguliert, wer in welcher Weise durch makrosoziologische 
Rahmenbedingungen begünstigt wird und die Möglichkeit der Teilha-
bechance ausschöpfen kann. Insbesondere politische (Frauen-)Rechte, 
das Wahlsystem und staatliche Kinderbetreuungseinrichtungen sind 
Indikatoren, die es für die Erklärung innerhäuslicher Arbeitsteilungs-
arrangements zu berücksichtigen gilt (gleichwohl kein Anspruch auf 
Vollständigkeit erhoben wird). Vielmehr ist nach Fuwa (2004) ein 
Einfluss gender-egalitärer Politik anzunehmen.  
Während das interaktionelle Machtkonzept, das nach Held (1978) 
auch als interaktionistisch bezeichnet wird,   
„[…] bei aller Differenzierung von einer partikulären Relation zwischen zwei 
Interaktionspartnern aus[geht] […] kann nun – nicht mit logischer Ausschließ-
lichkeit, sondern im Sinne eines Kontinuums verschiedener Machtkonzeptio-
nen – ein struktureller Machtbegriff gegenübergestellt werden. […] Struktu-
relle Macht beruht auf immateriellen und materiellen Gütern, welche von den 
Mitgliedern eines Systems nachgefragt werden“ (Held 1978: 64, Hervorhe-
bungen im Original; die Verf.).  
Folglich ist auch die ökonomische Stärke eines Landes (z. B. Bruttoin-
landsprodukt) als eine strukturelle Dimension der Macht zu verstehen. 
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Dem Umstand, dass der strukturelle Machtbegriff den Interaktions-
prozess zwischen Akteuren ausblendet, dafür von konkreten Interakti-
onen abstrahieren kann (vgl. Held 1978: 68), wird über die Konzeptu-
alisierung der Machtdimensionen Rechnung getragen. Hieraus ergibt 
sich eine dynamische Perspektive, dass nicht nur interaktionelle 
Machtformen von der kontextuellen Entwicklung, sondern auch 
Machtstrukturen von situativen Faktoren abhängig sind.  
Festzuhalten ist, dass die Ebenen der Macht als reflexiv zu verstehen sind, d. 
h. sich wechselseitig beeinflussen. Veränderungen der Mikroebene haben als 
‚bottom-up-Prozess‘ Auswirkungen auf die strukturellen Komponenten der 
Makroebene; umgekehrt haben Veränderungen der strukturellen Bedingun-
gen als ‚top-down-Prozess‘ Rückwirkungen auf die individuellen Verhal-
tensweisen.  
„Die Strukturierung sozialer Systeme zu analysieren bedeutet, zu untersuchen, 
wie diese in Interaktionszusammenhängen produziert und reproduziert werden; 
solche Systeme gründen in den bewußt [sic!] vollzogenen Handlungen situierter 
Akteure, die sich in den verschiedenen Handlungskontexten jeweils auf Regeln 
und Ressourcen beziehen“ (Giddens 1992: 77).  
Nicht nur die Frage von Struktur und Handlung, von Mikro- und Makroebe-
ne, sondern insbesondere die Kontextualisierung ist wesentlich für die Erklä-
rung sozialer Phänomene. „In order to study power, therefore, one must be 
concerned with the social context within which power relations take place“ 
(Osmond 1978: 51). Schlussfolgernd sind Machtverhältnisse114 „dispositiv“: 
Welche Machtdimension inwiefern wirkt – nach Foucault: das „Spiel von 
Positionswechseln“ – ist eine Frage des Kontextes (Foucault 1978: 119f.). 
Kurz: Mittels dieses Machtansatzes wird die Erfassung von Handlung, Kultur 
und Struktur kontextualisiert. Die Gesamtmenge der Verwirklichungschan-
cen von Macht bildet das „Power-Capability Set“, das über die dargestellten 
Dimensionen ausdifferenziert werden kann.  
Die Ausgangsannahmen, die aus der oben geführten theoretischen Dis-
kussion erschlossen werden, sind zusammenfassend:  
1. Macht beeinflusst als ein mehrdimensionales Konstrukt die innerhäus-
liche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen 
2. Macht ist allgegenwärtig 
3. Macht ist latent, lässt sich jedoch in unterschiedliche Dimensionen 
ausdifferenzieren 
 
114 Der hier verwendete Begriff des Machtverhältnisses ist in diesem Sinne umfassender als 
der Begriff der Machtstruktur: Er impliziert, daß [sic!] eine durch die relativen Statuspositi-
onen bzw. Ressourcen gegebene Machtstruktur in der Beziehung zwischen den Akteuren 
verändert werden kann [Möglichkeit der Modifikation durch interpersonal skills], ohne daß 
[sic!] die anfängliche Ressourcenverteilung selbst verändert wird“ (Held 1978: 68). 
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4. Macht wird sozial konstruiert, d. h. Macht erfordert die Existenz sozi-
aler Beziehungen 
5. Machtverhältnisse sind dispositiv 
6. Macht ist relational 
7. Modernisierungsvorstellung: Jeglicher modernisierungstheoretischer 
Annahmen über eine Orientierung am liberalen Egalitarismus zum 
Trotz besteht eine Diskrepanz zwischen der Egalitätsnorm und dem 
tatsächlichen Verhalten traditioneller Arbeitsteilungsarrangements.  
9.4. „Bringing Power Back In“: Die Verteidigung des 
Machtansatzes 
Werden Machtansätze entweder einer ökonomischen reduktionistischen Per-
spektive oder gar einer Banalisierung ausgesetzt, so werden leichtfertige 
Fehlschlüsse getroffen: Wird beispielsweise argumentiert, dass ausschließlich 
eine Diskriminierung (nach Foucault die Unterdrückung als rein juristische 
Machtdimension) von Frauen (schwache, arme Frau im Gegensatz zum star-
ken, faulen Mann) der Kern von Machtansätzen sei, ist missverstanden wor-
den, dass es nicht um normative Schuldzuweisungen geht. Außerdem basiert 
die Fokussierung auf eine Durchsetzungsrelation innerhalb der Paarbezie-
hung auf einer unterkomplexen Argumentation, die die verschiedenen Di-
mensionen von Macht nicht berücksichtigt. Würde das Paar der schwachen, 
armen Frau und des starken, faulen Mannes isoliert betrachtet, würde die 
Machtposition des Mannes vollkommen überschätzt werden. „A zero-sum 
concept of power, in which A is the „victor“ and B is the „victim“, is not 
adequate for describing many kinds of power relationships“ (Baldwin, D. 
1978: 1241). Die soziologische Innovation ist in einer Typologie der Macht 
zu suchen, die Machtstrukturen herausbildet, ferner der Mehrdimensionalität 
des Begriffes gerecht werden kann. Diese Verknüpfung von ökonomischen, 
austauschtheoretischen, soziologischen, mikro- und makrosoziologischen 
Theorien erzielt ein komplexes Gefüge zur Erklärung innerhäuslicher Ar-
beitsteilungsarrangements.  
„Die Multidimensionalität der familiären bzw. ehelichen Machtstruktur und die 
Existenz verschiedener Machtebenen zeigt, daß [sic!] es nicht nur aus methodo-
logischen, sondern auch aus theoretischen Gründen nicht möglich ist, die Macht-
struktur allein durch die Verteilung von Entscheidungskompetenzen [s. familien-
soziologische Machtkonzepte] zu bestimmen“ (Held 1978: 74).  
Durch die Betrachtung des Zusammenhangs von innerhäuslichen Arbeitstei-
lungsarrangements und mehrdimensionalen Machtverhältnissen werden ge-
samtgesellschaftlich geschlechtsspezifische Arbeitsteilungen als Differenz 
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von Binnensystem Familie und Außensystem Gesellschaft notwendigerweise 
in die Analyse einbezogen (vgl. Held 1978: 82). Ferner wird das von Krüger 
und Levy bezeichnete Verdeckungsphänomen familiärer Entscheidungen als 
individuelle Privatentscheidungen vermieden.  
Eine weitere verbreitete Annahme, dass modernisierungstheoretische Per-
spektiven auf einer Gleichheitsillusion der Geschlechter basieren (s. z. B. 
Koppetsch/Burkart 1999: Die Illusion der Emanzipation. Zur Wirksamkeit 
latenter Geschlechtsnormen im Milieuvergleich), ist auf die Ignoranz der 
Orientierung an einer GleichSTELLUNG der Geschlechter sowie die Fehlin-
terpretation von Egalitätsnormen als Gleichheitsillusion zurückzuführen. 
Anthropologische Annahmen (Mann = Frau) und eine Egalitätskonstruktion, 
basierend auf Positionen (Position Frau = Position Mann), werden unbedacht 
vermengt. Doch geht es nicht um die Frage der Gleichheit, vielmehr um die 
Frage der Gleichstellung sowie Chancengleichheit. Mit Platzierungen inner-
halb eines sozialen Raumes werden Machtverhältnisse ausgehandelt, wobei je 
nach Position und damit verbundenen Machtmitteln die Handlungschancen 
variieren (vgl. Löw 2001: 164). Es vermag WissenschaftlerInnen geben, die 
aufgrund des Wunsches einer Bestätigung der Gleichheit von Mann und Frau 
zögern, Unterschiede zu benennen, weil sie dafür benutzt werden könnten, 
ungleiche Chancen und Behandlungen zu rechtfertigen (vgl. Tannen 1991: 
16). Doch Menschen sind nicht alle gleich, sondern unterschiedlich – es gilt 
diese Prämisse der Unterschiede durch Zugang zur Gleichstellung zu kom-
pensieren; ethisch anthropologisch nicht eine Gleichheit, stattdessen eine 
Gleichwertigkeit (der Geschlechter) zugrunde zu legen.  
„Menschen haben Würde, die Achtung durch Gesetze und soziale Institutionen 
verdient. Diese Idee geht auf viele Traditionen zurück; sie ist heute der Kern des 
modernen demokratischen Denkens und Handelns in der ganzen Welt. Die Idee 
der Menschenwürde umfasst im Allgemeinen die Idee des gleichen Wertes: Rei-
che und Arme, Stadt- und Landbewohner, Frau und Mann, alle verdienen sie die 
gleiche Achtung allein aufgrund ihres Menschseins, und diese Achtung darf nicht 
willkürlich eingeschränkt werden. Oft ist diese Idee der Gleichwertigkeit auch 
mit den Ideen Freiheit und Chancengleichheit verbunden: Die Gleichwertigkeit 
der Personen zu achten, dazu gehört unter anderem, ihre Fähigkeit zu fördern, ein 
Leben nach ihren ureigensten Vorstellungen zu führen“ (Nussbaum 2003: 12). 
Dies verlangt, dass wir nicht von einer absolutistischen Egalitätskonstruktion 
ausgehen können – so wie es in Simmels Beispiel ausgeführt wird, dass alle 
BürgerInnen eines Dorfes Rosen bekommen ungeachtet ihrer Fähigkeiten 
zum Rosenanbau oder der Lichtverhältnisse ihres Gartens – vielmehr die 
Unterschiede zu berücksichtigen wissen müssen und diese als Basis für Um-
verteilungen zu erachten. Vielleicht ist ein/e BürgerIn des Dorfes aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht in der Lage, die Rosen selbst anzubauen – so 
bedarf er/sie weiterer respektive anderer Mittel und Förderungen, um Zugang 
zu seinem/ihrem Recht auf Rosen zu erhalten.  
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„Als Menschen im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert für die Abschaf-
fung der Sklaverei kämpften, arbeiteten sie nicht in der Illusion, dass die Welt 
durch die Abschaffung der Sklaverei vollkommen gerecht würde. Vielmehr gin-
gen sie davon aus, dass eine Gesellschaft, die Sklaverei duldete, vollkommen un-
gerecht sei ([…] Adam Smith, Condorcet und Mary Wollstonecraft vertraten die-
se Sichtweise ausdrücklich). Weil Sklaverei als untragbare Ungerechtigkeit diag-
nostiziert wurde, erhielt ihre Abschaffung höchste Priorität, und dazu brauchte 
man keinen Konsens über das Aussehen einer vollkommen gerechten Gesell-
schaft“ (Sen 2010a: 50).    
Sen zufolge, dessen Perspektive befürwortet wird, geht es nicht um die Uto-
pie der Definition einer absoluten Gerechtigkeit, sondern um die Frage, ob 
eine Gesellschaft gerechter oder ungerechter ist bzw. im vorliegenden Bei-
spiel, wie eine Gesellschaft durch die Abschaffung der Sklaverei etwas weni-
ger ungerecht gestaltet werden kann (vgl. Sen 2010a: 37). 
Um inkonsistente Argumentationen zu vermeiden, ist die Differenzierung 
zwischen Gleichheit, Gleichstellung und Chancengleichheit der Geschlechter 
unumgänglich – ein Plädoyer für die Trennschärfe von Begrifflichkeiten.  
Festzuhalten ist außerdem, dass die pluralistische Egalitätskonstruktion, 
die durch den Capability Approach ermöglicht wird, einer (von Ostner vor-
geworfenen) feministischen Homogenität der Perspektive im Wege steht.    
Eine der zentralen Erkenntnisse nach Held (1978) ist die Zuschreibung 
von Gebrauchswerten zu Frauen und Tauschwerten zu Männern, deren Prob-
lematik darin besteht, dass kaum ein Markt für Gebrauchswerte existiert. So 
stellen sich die abschließenden Fragen: Haben wir diese Erkenntnis von Held 
(1978) schlichtweg vergessen? Gibt es gerechtfertigte Gründe, warum wir 
diese Position zunehmend ausklammern oder liegt hierin möglicherweise 
eines der zentralen Ausschlusskriterien des Machtansatzes aus der Famili-
ensoziologie begründet? Schmidt geht sogar soweit, dass er einen Mangel 
einer Vertiefung der Soziologie ehelicher Machtverhältnisse trotz ihres 
grundlegenden Charakters seit Held (1978) konstatiert (vgl. Schmidt 2002: 
160). 
9.5. Zusammenfassende theoretische Modellkonzeption 
Traditionelle Arbeitsteilungsarrangements werden als Ausdruck respektive 
Resultat unterschiedlicher Machtverhältnisse in der Paarbeziehung analysiert, 
um herauszufinden, welche Barrieren (individuell, sozietal, institutionell, 
strukturell) zu einer einseitigen – nämlich traditionellen – Arbeitsteilung 
führen. Sen zufolge ist im Idealfall eine Pluralität von Handlungsalternativen 
zu ermöglichen, doch die Feststellung, dass in sämtlichen europäischen Län-
dern ein traditionelles Muster besteht, verweist auf einen Mangel an Hand-
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lungsoptionen. Im Falle einer Pluralität von Handlungsoptionen würde kein 
globales Muster dominieren. Gemäß dem Pluralitätsgedanken müsste eine 
Normalverteilung diverser Arbeitsteilungsarrangements (stark traditional – 
eher traditional – partnerschaftlich/egalitär – eher Rollentausch – Rollen-
tausch) zu beobachten sein, dies ist jedoch keineswegs der Fall. Wesentlich 
ist, dass die innerhäusliche Arbeitsteilung als erreichte Funktionsweise inner-
halb eines auf Macht-Verwirklichungschancen basierenden Handlungsspiel-
raums erfasst wird. 
Ein zusammenfassender Überblick der Ideenkonzeption zur Entwicklung 
des theoretischen Bezugsrahmens der Typologie der Machtverhältnisse in 
Paarbeziehungen wird in Tabelle 8 gegeben. Die innerhäuslichen Arbeitstei-
lungsarrangements sind das zu erklärende soziale Phänomen, d. h. bilden die 
abhängige Variable, während Machtkategorien (sogenannte „Power-
Capabilities“) als unabhängige/erklärende Variablen auf Individual- und 
Kontextebene in die Analyse einbezogen werden (das Power-Capability Set 
umfasst hierbei die Gesamtheit der Power-Capabilities). In Abbildung 4 wird 
letztlich die Konzeption der Typologie der Machtverhältnisse zusammenge-
fasst.  
Die Dimensionen der Macht hängen sowohl vom Kontext (Regimetypen 
– Länder – Regionen) als auch von der Zeit ab. Ferner wirken nicht alle 
Mächte in gleichem Umfang; wie stark ihr Effekt auf die innerhäusliche 
Arbeitsteilung ist, gilt es kontextspezifisch zu differenzieren. Zwischen den 
Dimensionen nimmt der Masterstatus nach Krüger und Levy (2001) eine 
theoretische Brückenfunktion ein.  
„Krüger and Levy (2001) have discussed the necessity not to focus the problem-
atic of doing gender preferentially or even exclusively on the inter-individual, 
micro-social level, as the initial ethnomethodological orientation of this concept 
did, but to apply it to the sometimes macro- but more frequently meso-social, in-
stitutional level as well” (Levy et al. 2002: o. S.).  
Der Masterstatus ist eine Kombination aus Familien- und Lebenslaufsoziolo-
gie respektive eine Verknüpfung zwischen Individuen und institutionenorien-
tierten Lebensläufen. Nach Annahmen des individuellen Masterstatus variiert 
die Teilhabe an sozialen Feldern nach Geschlecht; der strukturelle Mastersta-
tus impliziert, dass das Geschlecht eine Strukturkategorie darstellt, die u. a. 
zu einer geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktsegregation führt.  
Auf kultureller Ebene erfasst das Cultural Lag das Zeitfenster, das erfor-
derlich ist, um strukturelle Veränderungen in Werte zu überführen. In Folge 
der Tertiarisierung als strukturellem Wandel sind Frauen zunehmend er-
werbstätig, wodurch ein Wertewandel von traditionellen zu egalitären Werten 
entstanden ist. Doch aufgrund des Cultural Lag ist nach wie vor eine Diskre-
panz zwischen egalitären Einstellungen und traditionellem Verhalten auf 
individueller Ebene zu beobachten (die im Zeitverlauf zwar in einer Orientie-
rung, aber nicht zwangsläufig in einer vollkommenen kongruenten Anpas-
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sung beider Ebenen münden muss, da egalitäre Einstellungen keine hinrei-
chende Bedingung für egalitäres Verhalten darstellen. Menschlichen sozialen 
Handlungen ist schließlich eine Ambivalenz immanent – dies zeichnet das 
„Menschliche“ aus. Ferner stellen Modernisierungsprozesse keine linearen 
Entwicklungstrends dar, s. Kapitel 7. „Zwischenfazit der eigenen Argumenta-
tion: Für einen Arbeitsteilungspluralismus“).  
 
Abbildung 4: Typologie der Machtverhältnisse 




























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Aus der theoretischen Argumentation können eine ganze Reihe von Hypothe-
sen abgeleitet werden. Es ist nicht möglich, jedes kleinste Detail empirisch zu 
überprüfen, weshalb sich die empirische Umsetzung auf einige wesentliche 
Aspekte konzentriert. Diejenigen Hypothesen, die für diese Dissertation von 
zentraler Bedeutung sind, werden nachfolgend angeführt.  
Innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements – so die Ausgangsannahme – 
werden insbesondere von strukturellen Bedingungen, Institutionen, Teilha-
bechancen, kulturellen Werten und individuellen Merkmalen des Power-
Capability Sets beeinflusst, was bedeutet, dass Effekte auf Mikro- und Mak-
roebene erwartet werden. Durch die Berücksichtigung einer hierarchischen 
Datenstruktur können Individual- und Kontexteffekte ex aequo überprüft 
werden. Die – der Mehrebenenanalyse zugrunde liegende – übergeordnete 
Idee ist, dass individuelles Handeln stets kontextabhängig ist, wie in Kapitel 
12.1.1 im Detail erläutert wird. Im Gegensatz zu klassischen (gepoolten) 
OLS-Regressionsverfahren wird eine Variation des Niveaus der innerhäusli-
chen Arbeitsteilung zwischen den Kontexteinheiten angenommen. Zunächst 
werden die Unterschiede zwischen den Regimetypen skizziert, doch dass 
diese – wie im Kapitel 10. ausführlich argumentiert wird – zu allgemein sind 
und auch innerhalb der Regimetypen Diskrepanzen innerhäuslicher Arbeits-
teilungsarrangements anzunehmen sind, wird weiterführend vornehmlich 
anhand der Verwendung der NUTS1-Regionen als Kontexteinheiten berück-
sichtigt. 
H1: Die innerhäusliche Arbeitsteilung variiert zwischen den Kontexteinhei-
ten der Regime, Länder und Regionen 
In allen Regimetypen (weiterführend: Ländern und Regionen) dominiert zwar 
die traditionelle innerhäusliche Arbeitsteilung, jedoch sind geringfügige Un-
terschiede zwischen den Kontexteinheiten nach folgendem Muster zu erwar-
ten:  
 

























egalitäre Arbeitsteilung traditionelle Arbeitsteilung 
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Innerhalb einer traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung sind in skandi-
navischen Regimen (soz.-dem.) im Vergleich zu den anderen Regimen egali-
tärere Arbeitsteilungsarrangements dominierend, während in „Latin Rim 
Regimen“115 das traditionellste Muster angenommen wird. Postsozialistische 
Regime (post-soz.) werden innerhalb eines traditionellen Musters als eher 
egalitär und konservative Regime als eher traditionell erachtet. Liberale Re-
gime bilden die Mittelkategorie. Eine Bestätigung dieses Musters findet sich 
(mit Ausnahme der postsozialistischen Länder) in der komparativen Analyse 
Sayers (2010): „[…] the housework gender gap is smallest in the more egali-
tarian Nordic countries and largest in the conservative countries, with the gap 
in English-speaking countries at intermediate levels” (Sayer 2010: 34). Auch 
Geist (2015) stellt fest, dass die Einteilung der Länder in liberale, konservati-
ve und sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatsregime auf Unterschiede in der 
Arbeitsteilung auf der Makroebene hindeutet, die nicht ausschließlich durch 
Unterschiede individueller Merkmale erklärt werden können. Eine egalitäre 
Aufteilung der Hausarbeiten ist ihr zufolge in konservativen Ländern selten 
und unabhängig von relativen Ressourcen, Zeitverfügbarkeit und Geschlech-
terideologie, was darauf hindeutet, dass die innerhäusliche Arbeitsteilung 
nicht nur von zwei PartnerInnen verhandelt, sondern auch von kontextuellen 
Faktoren beeinflusst wird (vgl. Geist 2005: 23). Zwischen den europäischen 
Regimen sind nationale Differenzen (bzw. nach Kaufmann (2003) „nationale 
Eigensinnigkeiten“/Idiosynkrasien) bezüglich der innerhäuslichen Arbeitstei-
lung aufgrund sozio-kultureller Werte und Traditionen zu konstatieren (vgl. 
Höpflinger/Fux 2007: 57). 
Aus einer Makroperspektive ist in Anlehnung an Sen anzunehmen, dass 
die Wahlfreiheit in ökonomisch starken Regionen höher ist als in ökonomisch 
schwachen Regionen. Diese Kontextabhängigkeit nimmt Einfluss auf die 
individuellen Aushandlungen der innerhäuslichen Arbeitsteilung. Die erste 
relevante Dimension ist ökonomisch: während Paare in ökonomisch leis-
tungsfähigen Regionen eine höhere Wahlfreiheit genießen, haben Paare in 
ökonomisch schwächeren Regionen eine eingeschränkte Wahlfreiheit. Es 
wird erwartet, dass in ökonomisch schwachen Regionen die ökonomischen 
Theorien (formiert im interaktionellen Machttyp) eine höhere Erklärungskraft 
haben, weil Paare infolge einer finanziell-strukturell schwächeren Ausgangs-
position „es sich nicht leisten können“ aufgrund von Normen und Werten zu 
handeln. Beispielsweise ist ein Argument für die hohen Frauenerwerbsquoten 
in Polen, dass die meisten Frauen das Gefühl haben, arbeiten zu müssen – ob 
sie wollen oder nicht (vgl. Saxonberg/Szelewa 2007: 367). 
In sozialdemokratischen Regimen agiert der Staat als zentraler Akteur, 
der ZweiverdienerInnen-Modelle und ein hohes Maß an Dekommodifizie-
rung unterstützt. Folglich wird angenommen, dass ZweiverdienerInnen-
 
115 Die Typen nach Esping-Andersen sind von Leibfried (1992) um einen südeuropäischen 
Typus, das Latin Rim Regime, erweitert worden. 
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Policies, im Sinne Sens Capabilities, einen stärkeren Effekt auf egalitäre 
Arbeitsteilungsarrangements haben als in den anderen Regimetypen.  
Postsozialistische Regime stellen eine Mischform dar, die sowohl libera-
le, marktorientierte Policies vorweisen als auch Korpis „Dual Earner Typ“ 
unterstützen. Indem in den ehemaligen sozialistischen Ländern der Zugang 
für Frauen zur Erwerbstätigkeit ein primäres Ziel war bzw. ist, wurde zwar 
eine staatliche Gleichstellungspolitik der Geschlechter verfolgt, jedoch ba-
sierte diese nicht auf einer Ideologie der Geschlechtergleichstellung, sondern 
auf einer finanziellen Notwendigkeit, weil die Existenzsicherung vieler Fami-
lien von zwei Einkommen abhängig ist (vgl. Batalova/Cohen 2002: 746). 
Aufgrund des ökonomisch schwachen Marktes ist die Wahlfreiheit eines 
präferierten Arrangements begrenzt, weshalb Rational Choice Ansätze eine 
größere Erklärungskraft aufweisen als in den anderen Regimetypen. 
Liberale Regime verfügen über marktorientierte Policies und ein geringes 
Maß an Dekommodifizierung, ferner hängen Sozialleistungen von der Markt-
situation ab. Je nach Marktkonstellation kann die innerhäusliche Arbeitstei-
lung mehr oder weniger egalitär ausgeführt werden. 
Konservative Regime bevorzugen familienunterstützende Policies und ein 
mittleres Ausmaß an Dekommodifizierung. Aufgrund der starken ökonomi-
schen Marktsituation ist auf struktureller Ebene eine Wahlfreiheit der Ar-
beitsteilungsarrangements gegeben. Die Fokussierung auf Familienunterstüt-
zung führt zu traditionelleren Mustern als in skandinavischen, post-
sozialistischen und liberalen Regimen. Insofern wird der kulturellen Argu-
mentation von Gendertheorien die größte Erklärungskraft der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung beigemessen.  
Latin Rim Regime bevorzugen ebenfalls ein hohes Ausmaß an familien-
unterstützenden Maßnahmen sowie konservativen Werten doch, ähnlich wie 
in postsozialistischen Ländern, ist die ökonomische Situation vergleichsweise 
prekär. Gleichwohl sind Normen und Werte derart konservativ, dass der 
soziale Druck in traditionellen Verhaltensweisen mündet. 
Die institutionelle Macht und die Macht der Teilhabe sind ihrer Brückenfunk-
tion entsprechend für sämtliche Regime von Bedeutung. 
Im Sinne des Dispositivs ist eine Kontextabhängigkeit der Stärke der Ef-
fekte von ökonomischen Theorien, Gendertheorien und Policies festzuhalten. 
Ein wesentlicher Vorteil von Mehrebenenanalysen ist, je nach Kontexteinheit 
unterschiedliche Individualeffekte annehmen zu können (s. Kapitel 12.1.3.). 
Dass als Kontextdimensionen die Regimetypen dargestellt werden, ist zu-
nächst eine Vereinfachung der Herangehensweise, die jedoch im Zuge der 
Argumentation über Regime-, Länder- und Regionenanalysen weiter ausdif-
ferenziert wird. Von besonderer Bedeutung für die Regionenanalyse ist die 
Forschungshypothese, dass sich die NUTS1-Regionen systematisch im Hin-
blick auf die innerhäusliche Arbeitsteilung unterscheiden, obgleich eine Do-
minanz des traditionellen Musters überwiegt. 
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 Mikroebene – Individualhypothesen zur interaktionellen Macht 
(ökonomische Argumentation in Anlehnung an Kapitel 3.1.1.)  
Anhand der symmetrischen Theorien über relative Ressourcen und anhand 
der asymmetrischen Theorien über Geschlechterrollen, die verschiedene 
latente Formen von Macht darstellen, werden auf der Mikroebene einige 
Hypothesen aufgestellt. (Für welche Hypothesen in welchen Regimetypen 
eine unterschiedliche Erklärungsleistung erwartet wird, ist der Tabelle 9: 
Zum „Spiel von Positionswechseln“ zu entnehmen. Grundsätzlich wird er-
wartet, dass sich die Effekte der Individualvariablen zwischen den Kontext-
einheiten unterscheiden, weshalb Zufallseffekte für die Einkommensrelation, 
die Kinderanzahl und die Paarbeziehungsdauer in die Mehrebenenmodelle 
eingeführt werden. Zur methodischen Unterscheidung von Random-Intercept 
und Random-Slope-Modellen s. Kapitel 12.1.3.) Zu Beginn werden die Hy-
pothesen der Individualebene, die auf die ökonomische Argumentation zu-
rückzuführen sind, angeführt. 
Einkommensrelation 
H2: Verfügen beide PartnerInnen über ein vergleichbar hohes Einkommen 
(interaktionelles Machtgleichgewicht), wird die innerhäusliche Arbeitsteilung 
eher egalitär ausgeführt. 
H3: Wenn das Einkommen in der Paarbeziehung asymmetrisch verteilt ist, 
insofern als dass das Einkommen der Frau höher ist als das des Mannes (in-
teraktionelles Machtungleichgewicht zugunsten der Frau), wird die inner-
häusliche Arbeitsteilung eher egalitär aufgeteilt (im Sinne der Gendertheorien 
würde in diesem Fall eine traditionelle Arbeitsteilung erwartet, während RC-
Theorien einen Rollentausch prognostizieren würden. Da ein Rollentausch 
aufgrund bestehender Werte – die sich zwar an einer Geschlechtergleichstel-
lung orientieren, jedoch nicht an einem Rollentausch – als unwahrscheinlich 
erachtet wird, ist für diese asymmetrische Konstellation anstelle eines Rollen-
tauschs allenfalls eine egalitäre Aufteilung zu erwarten).  
H4: Wenn das Einkommen in der Paarbeziehung asymmetrisch verteilt ist, 
insofern als dass das Einkommen des Mannes höher ist als das der Frau (in-
teraktionelles Machtungleichgewicht zugunsten des Mannes), wird die inner-
häusliche Arbeitsteilung eher traditionell aufgeteilt. 
H5: Ein Wandel der Einkommensrelation im Zeitverlauf zwischen den Erhe-
bungswellen zugunsten eines Partners/einer Partnerin führt zu einer Mehrar-














































































































































































































































































































































































































H6: Erwerbshomogame Paare (interaktionelles Machtgleichgewicht) verrich-
ten ihre innerhäusliche Arbeitsteilung eher egalitär.  
H7: Erwerbshypogame Paare, in denen die Frau mehr Stunden erwerbstätig 
ist als ihr Partner (interaktionelles Machtungleichgewicht zugunsten der 
Frau), verrichten ihre innerhäusliche Arbeitsteilung eher egalitär (kein Rol-
lentausch aufgrund der Kritik an ökonomischen Theorien durch gendertheo-
retische Annahmen, s. H3). 
H8: Erwerbshypergame Paare, in denen der Mann mehr Stunden erwerbstätig 
ist als die Frau (interaktionelles Machtungleichgewicht zugunsten des Man-
nes), verrichten ihre innerhäusliche Arbeitsteilung eher traditionell. 
H9: Ein Wandel der Erwerbsrelation im Zeitverlauf zwischen den Erhe-
bungswellen zugunsten eines Partners/einer Partnerin führt zu einer Mehrar-
beit der Hausarbeit des anderen Partners/der anderen Partnerin. 
Bildungsrelation 
H10: Bildungshomogene Paare (interaktionelles Machtgleichgewicht) ver-
richten ihre innerhäusliche Hausarbeit eher egalitär. 
H11: Bildungshypogame Paare, in denen die Partnerin über einen höheren 
Bildungsabschluss als ihr Partner verfügt (interaktionelles Machtungleichge-
wicht zugunsten der Frau), verrichten ihre innerhäusliche Arbeitsteilung eher 
egalitär (kein Rollentausch aufgrund gendertheoretischer Annahmen). 
H12: Bildungshypergame Paare, in denen der Partner über einen höheren 
Bildungsabschluss als die Partnerin verfügt (interaktionelles Machtungleich-
gewicht zugunsten des Mannes), verrichten ihre Arbeitsteilung eher traditio-
nell.  
H13: Ein Wandel der Bildungsrelation im Zeitverlauf zwischen den Erhe-
bungswellen zugunsten eines Partners/einer Partnerin führt zu einer Mehrar-
beit der Hausarbeit des anderen Partners/der anderen Partnerin. 
Zusätzlich zu den Relationshypothesen wird jeweils die Höhe des Einkom-
mens, des Erwerbsumfangs und des Bildungsstandes überprüft. 
Individualhypothesen zur kulturellen Macht (in Anlehnung an Kapitel 3.1.2.)  
Einkommens- und Erwerbsrelation 
Konträr zur ökonomischen Argumentation, die davon ausgeht, dass Einkom-
mens-, Erwerbs- und Bildungsressourcen die Verhandlungsposition inner-
häuslicher Arbeitsteilungsarrangements zugunsten des Partners/der Partnerin 
mit den höheren Ressourcen beeinflussen, argumentieren kulturelle Ge-
schlechterrollenansätze wie folgt:  
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H14: Paare, in denen die Frau über ein höheres Einkommen verfügt als ihr 
Partner, teilen sich die innerhäusliche Arbeitsteilung eher traditionell auf (je 
stärker seine finanzielle Abhängigkeit, desto weniger Hausarbeiten werden 
von ihm ausgeführt, d. h. es liegt ein Kompensationseffekt infolge eines kul-
turellen Machtungleichgewichts zugunsten des Mannes vor). 
H15: Ein Wandel der Einkommensrelation im Zeitverlauf zwischen den Er-
hebungswellen zugunsten der Frau führt dazu, dass der Partner sich weniger 
an der Ausführung der Hausarbeiten beteiligt. 
H16: Paare, in denen die Frau mehr Stunden erwerbstätig ist als der Mann, 
verrichten ihre innerhäusliche Arbeitsteilung erst recht traditionell (Kompen-
sationseffekt infolge eines kulturellen Machtungleichgewichts zugunsten des 
Mannes). 
H17: Ein Wandel der Erwerbsrelation im Zeitverlauf zwischen den Erhe-
bungswellen zugunsten der Frau führt dazu, dass der Partner sich weniger an 
der Ausführung der Hausarbeiten beteiligt. 
Ehe-/Paarbeziehungsdauer 
H18: „Je länger die Ehe [oder nicht-eheliche Paarbeziehung] andauert, desto 
mehr verfestigen sich geschlechtsspezifische arbeitsteilige Strukturen im 
Lebensalltag und desto schwieriger wird es, die Männer dazu zu bewegen, 
sich stärker zu beteiligen“ (Mikro) (Schulz/Blossfeld 2006: 41). Von beson-
derer Bedeutung sind Routinen, da diese konstitutiv sind „[…] sowohl für die 
kontinuierliche Reproduktion der Persönlichkeitsstrukturen der Akteure in 
ihrem Alltagshandeln, wie auch für die sozialen Institutionen; Institutionen 
sind solche nämlich nur kraft ihrer fortwährenden Reproduktion“ (Giddens 
1992: 111f.). Routinen erfüllen Erwartungssicherheit der Akteure im Alltag 
und reproduzieren Institutionen. 
Kinder 
H19: Die Existenz von kleinen Kindern (<6 Jahre) im Haushalt führt auf-
grund kulturell bedingter Geschlechterideologien zu einer traditionellen Ar-
beitsteilung (vgl. Krüger/Levy 2000: 386; Levy/Ernst 2002: 120; Levy et al. 
2002: 24; Schulz/Blossfeld 2006: 43; Lott 2012: 6; Berghammer/Neuwirth 
2013: 17; Esping-Andersen et al. 2013: 3; Zabel/Heintz-Martin 2013: 663; 
Dechant/Schulz 2014: 593ff.). 
H20: Eine Erhöhung der Kinderanzahl zwischen den Erhebungswellen führt 
zu einer Traditionalisierung der innerhäuslichen Hausarbeit. 
(Einstellungen: Grundsätzlich wären Einstellungen in Bezug auf Hausar-
beitsarrangements und Familienleben an dieser Stelle von Interesse, doch 
sind im Generations and Gender Survey nicht für alle Länder entsprechende 
Einstellungsvariablen verfügbar.) 
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Hypothesen der institutionellen Macht (in Anlehnung an Kapitel 3.3.)  
Familienstand 
H21: Verheiratete Paare führen ihre innerhäusliche Arbeitsteilung traditionel-
ler aus als unverheiratete, weil verheiratete Paare durch die höhere Erwar-
tungssicherheit eines Fortbestehens der Beziehung eine Gegenleistung für 
ihre Leistung von zeitlichen Tauschaspekten als entkoppelt sehen. 
Die institutionelle Macht und die Macht der Teilhabe haben in allen Re-
gimen einen Effekt auf die innerhäusliche Arbeitsteilung, weil diese nach 
Krüger/Levy eine theoretische Brückenfunktion einnehmen.  
Makroebene – Gruppenspezifische Kontexthypothesen116 zur strukturellen 
Macht/Empowerment  
Auf der Kontextebene werden ökonomische, politische und kulturelle Em-
powermentdimensionen erfasst. In Bezug auf die ökonomische Dimension ist 
festzuhalten, dass sich ökonomische Teilhabechancen für Frauen sowie pros-
perierende Wirtschaftskontexte in einer höheren Beteiligung von Männern an 
den Hausarbeiten manifestieren. Auf der politischen Dimension wird ange-
nommen, dass gleichstellungspolitische Instrumente einen egalisierenden 
Effekt auf die Aufteilung der Hausarbeiten von Paaren haben. Hingegen 
fördert ein ausgeprägter Traditionalismus der Kontexteinheiten auf der kultu-
rellen Dimension eine traditionelle Arbeitsteilung, während sich ein kulturel-
ler Egalitarismus egalisierend auf die Aufteilung der Hausarbeiten auswirken 
müsste. Im Detail lauten die Kontexthypothesen:  
Kontexthypothesen zum ökonomischen Empowerment 
Ökonomische Teilhabechancen 
H22: Je höher die ökonomischen Teilhabechancen (Frauenerwerbsquote) für 
Frauen, desto egalitärer die innerhäusliche Arbeitsteilung. 
H23: In wirtschaftlich prosperierenden Kontexteinheiten beteiligen sich 
Männer mehr an Hausarbeiten als in nicht-prosperierenden Wirtschaftskon-
texten (aufgrund ungleicher Capabilities)117. 
Kontexthypothesen zum politischen Empowerment 
Policies und politische Teilhabechancen 
H24: Je höher die staatliche Förderung von Dual Career Couples, desto egali-
tärer die innerhäusliche Arbeitsteilung. 
 
116 Kontexthypothesen beziehen sich auf den Zusammenhang zwischen Kollektivmerkmalen 
(unabhängigen Variablen) und einem Individualmerkmal (abhängige Variable, hier die in-
nerhäusliche Arbeitsteilung).  
117 Gupta et al. (2010) stellen außerdem einen Effekt des Gender Wage Gaps fest: „[…] our 
results show that larger inequalities in women’s earnings correspond to bigger economic 
disparities in housework time among them” (Gupta et al. 2010: 116). 
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H25: Je höher die politische Teilhabe von Frauen, desto egalitärer die inner-
häusliche Arbeitsteilung. 
Kontexthypothesen zum kulturellen Empowerment 
Bildungszugang 
H26: Je höher der Bildungszugang für Frauen, desto egalitärer die innerhäus-
liche Arbeitsteilung. 
Genderequality (kulturelle Leitvorstellung als aggregierter Makroindikator) 
H27: Je höher die Genderequality, desto egalitärer die innerhäusliche Ar-
beitsteilung. 
Fertilität 
H28: Je höher die Fertilitätsrate, desto traditioneller die innerhäusliche Ar-
beitsteilung. 
H29: Umso religiös geprägter die Kontexteinheiten, umso traditioneller die 
innerhäusliche Arbeitsteilung. 
Nachdem in diesem Kapitel die aufgestellten Hypothesen dargelegt wurden, 
die im Rahmen der Analyse überprüft werden, werden die zentralen Determi-
nanten und erwarteten Effekte in Tabelle 10 abschließend zusammengefasst. 
Im folgenden Kapitel wird die theoretisch bedingte Auswahl der Länder 























Tabelle 10: Determinanten der innerhäuslichen Arbeitsteilung 





• Frau > Mann 
• Frau = Mann 
• Frau < Mann 








Frau > Mann 
• Ehe-/Paarbeziehungsdauer 
• Kleine Kinder 
• (Traditionelle Einstellungen) 

















• Staatliche Unterstützungen von  
ZweiverdienerInnenpaaren 
• Politisches Empowerment von 
Frauen 
Kulturell: 
























10. „Trouble in Regime Typologies“:                        
Eine auf länderspezifischen Eigenarten von 
„genderrelevanten Policies“ basierende Fallauswahl 
Die Fallauswahl der Kontexteinheiten, die aus dem Datensatz des Generati-
ons and Gender Surveys ausgewählt werden (für die Datensatzbeschreibung 
s. Kapitel 11.), basiert auf zwei Dimensionen (einer inhaltlich-theoretischen 
sowie einer empirisch-analytischen): Erstens auf einer theoretisch bedingten 
Fallauswahl der Länder, die auf den Rahmenbedingungen der Arbeitsteilung 
– der „genderrelevanten Welfare Policies“ – basiert und zweitens auf einer 
methodisch bedingten Auswahl der NUTS1-Regionen aufgrund der in 
Mehrebenanalysen häufig auftretenden Small-N-Problematik der Kontextein-
heiten (für spezifische europäische Themen sind beispielsweise maximal 28 
Ländereinheiten vorhanden; s. hierzu Kapitel 11.1.). Dem weiterführenden 
theoretischen Mehrwert einer Fokussierung auf Regionen im Sinne einer sehr 
differenzierten und grenzüberschreitenden Perspektive kommt hierbei eine 
besondere Bedeutung zu. Dass sich die „Welten der Wohlfahrtsstaaten“ 
durch eine innere Vielfalt und Fragmentiertheit auszeichnen und nicht als 
homogene Einheiten betrachtet werden können, wie sie einst von Esping-
Andersen (1990) angenommen wurden, ist bereits durch die Kritik von P. 
Baldwin (1990) überzeugend erörtert worden. P. Baldwin hat insbesondere 
an der These der linearen Entwicklung einer Dominanz des sozialdemokrati-
schen Wohlfahrtsstaatsregimes (s. „Skandinavisierung Europas“ im Kapitel 
2.5.) Fundamentalkritik geübt.  
10.1. Divergierende Rahmenbedingungen der 
Arbeitsteilung: „genderrelevante Welfare Policies“  
Der theoretische Ausgangspunkt der Fallauswahl basiert auf der Idee der 
Differenzierung unterschiedlicher Wohlfahrtsstaatsregime innerhalb Europas, 
die kritisch hinterfragt und durch eine Beschreibung der inneren Diversität 
der Regime ergänzt wird. Um dieser Diversität empirisch-analytisch gerecht 
werden zu können, stellen europäische Regionen (NUTS1) die zentralen 
Analyseeinheiten dar. Es gilt zunächst möglichst unterschiedliche genderre-
levante Welfare Policies zu kontrastieren, die eine Basis unterschiedlicher 
(struktureller) Machtkonstellationen in europäischen Ländern bilden und im 
theoretischen Verständnis nach Amartya Sen die Rahmenbedingungen der 
‚Capabilities‘ bzw. Verwirklichungschancen darstellen. Ferner ist Familien-
politik konstitutiv u. a. für das well-being. „Family policy can be defined as 
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government activities that are designed to support families and their well-
being“ (Robila 2012: 32). Im spezifischen dienen familienpolitische und -
ökonomische Rahmenbedingungen als Kriterien der Fallauswahl; über kultu-
relle Rahmenbedingungen wird in einigen Fällen eine kurze Einführung ge-
währt. 
Deutschland und Österreich gelten gemäß Esping-Andersen (1990) als 
Prototypen des konservativen Wohlfahrtsregimes. Frankreich sowie Belgien 
werden insbesondere von der feministischen Wohlfahrtsstaatsforschung we-
gen ihrer früh ausgebauten Kinderbetreuungsstruktur häufig als Sonderfälle 
des konservativen Wohlfahrtsstaats betrachtet und für die Niederlande hat 
sich herausgestellt, dass es sich hierbei eher um einen wohlfahrtsstaatlichen 
Mischtypus mit starken liberalen und sozialdemokratischen Elementen han-
delt (vgl. Leitner 2013: 15). Goodin/Smitsman (2000) argumentieren für eine 
Klassifizierung der Niederlande als sozialdemokratisch, wie sie anhand einer 
Reanalyse der Typologie Esping-Andersens (1990) darlegen. Obwohl die 
Niederlande in Bezug auf Programmstrukturen und politische Instrumente 
wie ein sozialdemokratischer Staat mit hohen Steuern und Umverteilungsme-
chanismen agiert hätten, waren sie aus der Perspektive Esping-Andersen 
„nicht wirklich sozialdemokratisch“, weil sich politische Inhalte und Pro-
gramme historisch betrachtet über einen anderen Pfad entwickelt haben, als 
es in den anderen sozialdemokratischen Ländern der Fall war. Aufgrund der 
korporatistischen Merkmale der „versäulten“ Historie (s. Kapitel 10.4.), be-
stehe Esping-Andersen darauf, die Niederlande dennoch als konservativen 
kontinental-korporatistischen Wohlfahrtsstaat zu beschreiben (vgl. 
Goodin/Smitsman 2000: 41). Je nach Regimetypologie wurden die Nieder-
lande in der Vergangenheit häufig als konservativ kategorisiert: so klassifi-
zierten Lewis (1992) sowie Lewis/Ostner (1994)118 die Niederlande als 
„strong male breadwinner country“, Korpi (2000) als „General-Family-
Support-Typus“ und Pfau-Effinger (2005) kategorisierte dieses Land als 
„Modernisation of the male breadwinner model“. Neueren Erkenntnissen 
zufolge dominiert jedoch die Klassifizierung der Niederlande als Mischtypus 
(vgl. Ostner/Schmitt 2008a119: 10; Leitner 2013: 15). Bulgarien, Litauen, 
Polen, Rumänien, Tschechien und Ungarn werden häufig als postsozialisti-
sche Länder gruppiert, die Mischformen zwischen liberalen, markorientierten 
Regimen und dem ZweiverdienerInnen-Modell darstellen (vgl. Hobson/Oláh 
2006: 206). Doch auch zwischen den postsozialistischen Ländern zeichnet 
 
118 „Britain, Germany and the Netherlands may be said to be strong male breadwinner coun-
tries; all have tended to treat adult women as dependent wives for the purposes of social en-
titlements; but they differ as to the extent to which they developed policies, transfers or ser-
vices to promote marriage and family life, thus, compensating for the risks and disad-
vantages for women in the male centered labour market” (Lewis/Ostner 1994: 18f.). 
119 „As is well-known, Esping-Andersen did not care much about hybrid forms. The Nether-
lands constitute such a hybrid case with respect to (basic and universal) social provisions 
for its citizens” (Ostner/Schmitt 2008a: 10). 
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sich eine Heterogenität in Bezug auf ökonomische Rahmenbedingungen und 
familienpolitische Kontextfaktoren ab. Schweden und Norwegen als sozial-
demokratisch-skandinavische Typen verfügen insbesondere über stark ausge-
prägte Policies des Dual Earner-Modells. Bevor landesspezifische Informati-
onen im Detail erläutert werden, erfolgt zunächst eine kurze Einführung in 
die historisch bedingten zentralen Unterschiede der ‚Cleavages‘ zwischen 
kontinentaleuropäischen und skandinavischen Ländern, die im Wesentlichen 
zur Etablierung unterschiedlicher Wohlfahrtsmodelle geführt haben.  
10.2. Ein historischer Abriss über die Gegensätze der 
gesellschaftlichen Konfliktlinien zwischen 
kontinentaleuropäischen und sozialdemokratischen 
Ländern 
Historisch betrachtet unterscheiden sich die gesellschaftlichen Konfliktlinien 
(Cleavages)120 von skandinavischen und kontinentaleuropäischen Ländern in 
fundamentaler Weise:  
„Während in Skandinavien neben der basalen sozioökonomischen Spaltungslinie 
zwischen Arbeit und Kapital ein Stadt/Land-Konflikt virulent geworden ist, sind 
auf dem Kontinent neben dem grundlegenden Links/Rechts bzw. Arbeit/Kapital-
Konflikt, der sich in allen entwickelten Industrieländern im Parteiensystem mani-
festiert, auch Staat/Kirche-Konflikte politisch prägend geworden. Als Folge un-
terscheiden sich die nordischen und die kontinentalen Parteiensysteme dahin ge-
hend, dass in den Parteiensystemen Schwedens, Dänemarks, Norwegens und 
Finnlands Agrarparteien eine wichtige Position eingenommen haben […], wäh-
rend in den Parteiensystemen der kontinentalen Länder Parteien des ‚religious 
defence‘ (Christdemokratische Parteien) eine zentrale Position besetzen. Solche 
Parteien spielen wiederum in den nordischen Ländern keine oder eine nur margi-
nale Rolle“ (Manow 2007: 415). 
Diese Argumentation führt Manow (2007) zu seiner zentralen These, „[…] 
dass – pointiert formuliert – der nordische Wohlfahrtsstaat historisch das 
Resultat einer ‚rot-grünen‘ Koalition aus Sozialdemokratie und Agrarparteien 
ist, während der kontinentale Wohlfahrtsstaat das Resultat einer ‚rot-
schwarzen‘ Koalition aus Christ- und Sozialdemokratie ist“ (Manow 2007: 
416). Dass in den nordischen Wohlfahrtsstaaten kein Staat/Kirche-Konflikt 
dominiere, sei auf die Homogenität des Protestantismus in den nordischen 
Ländern zurückzuführen (vgl. Manow 2007: 420). Dafür sei die Spannungs-
linie zwischen Stadt und Land bzw. agrarisch und industriellem Sektor umso 
 
120 Zur Cleavage-Theorie s. Lipset/Rokkan (1967). 
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stärker ausgeprägt. Manow (2007) erörtert seine Kritik eines Fehlens einer 
Begründung, warum sich bestimmte Länder in die Regimetypologie Esping-
Andersens (1990) einordnen lassen, die er durch die Entwicklung eines Ar-
guments zur historisch-kausalen Fundierung der Regimetypologie aufarbeiten 
möchte. Im Rahmen seiner Argumentation verbindet er die Bedeutung von 
Wahlsystemen (bezugnehmend auf Iversen/Soskice (2006)) mit unterschied-
lichen gesellschaftlichen Spannungslinien (bezugnehmend auf Lipset/Rokkan 
(1967)) und zieht die Schlussfolgerung:  
„[…] dass ein Mehrheitswahlsystem zu einem liberalen Wohlfahrtsstaat führt, 
während [sich] in den Ländern mit Verhältniswahlsystem entweder Koalitionen 
aus Sozialdemokratie und Agrarparteien (Skandinavien) oder aus Sozial- und 
Christdemokratie (Kontinentaleuropa) für den Ausbau der jeweiligen Wohl-
fahrtsstaaten verantwortlich zeichneten“ (Manow 2007: 414). 
Diese Verknüpfung ermögliche eine Erklärung für die Fragen, welche Art 
von Mittelklasse-Partei in Kombination mit der Sozialdemokratie für den 
Ausbau des Wohlfahrtsstaates verantwortlich sei sowie zu welchem Wohl-
fahrtsstaatstyp die unterschiedlichen politischen Klassenkoalitionen geführt 
haben. Wesentlich sei dabei ein Fehlen des religiösen Cleavages in den ho-
mogenen protestantischen Ländern sowie, dass in den skandinavischen Län-
dern der Stadt-Land-Konflikt politisiert wurde, ebenso wie der Arbeit-
Kapital-Konflikt einen sozioökonomischen Cleavage darstellte. Hingegen 
führe der Staat-Kirche-Konflikt in den kontinentaleuropäischen Ländern zu 
einer in den Parteiensystemen repräsentierten nicht-ökonomischen Spaltungs-
linie. Rokkan zufolge kann daher der skandinavische Wohlfahrtsstaat als 
Ergebnis des Zusammenwirkens von zwei politischen Kräften interpretiert 
werden, deren Entstehung auf die industrielle Revolution zurückzuführen sei, 
während der kontinentale Wohlfahrtstyp ein Resultat von zwei politischen 
Kräften sei, die sich aus der industriellen und der nationalen Revolution etab-
liert haben (vgl. Manow 2007: 423). Als Beispiele des Parteieneinflusses auf 
die Entwicklung der Wohlfahrtsstaatsmodelle erwähnt Manow die skandina-
vischen Agrarparteien, die für universale und gegen einkommensabhängige 
Sozialleistungen plädierten, weil kleine Landwirtschaftsbetriebe fürchten 
mussten, dass sie von einkommensabhängigen Sozialleistungen nicht profi-
tieren würden. Da Christdemokratische Parteien einen parteiinternen Klas-
senkompromiss zwischen katholischer Mittelschicht und katholischer Arbei-
terInnenschaft ausloten mussten, um keine Stimmen an andere sozialdemo-
kratische oder konservative Parteien zu verlieren, gab es für sie keinen 
Grund, gegen einkommensbasierte Sozialleistungen zu argumentieren. Ma-
now (2007) führt dies darauf zurück, dass beitragsversicherte Sozialleistun-
gen das Umverteilungsausmaß von vorne herein begrenzen und Umvertei-
lungen gruppenintern zu organisieren versprechen (vgl. Manow 2007: 424). 
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Gemäß Manow (2007) lässt sich zwar die Entwicklung von Wohlfahrts-
staaten als Reaktion eines aufkommenden Kapitalismus erklären, doch sollen 
die landesspezifischen Unterschiede aufgezeigt werden, lassen sich diese 
nicht aufgrund der kapitalistischen Wirtschaftsweise argumentieren, weil sie 
gerade die Gemeinsamkeit der Entwicklung von westlichen Industriestaaten 
darstellen würde. Folglich sei der Erkenntnisgewinn neo-marxistischer Sozi-
alstaatstheorien diesbezüglich begrenzt. Stattdessen plädiert Manow (2007) 
bezugnehmend auf Rokkan (1999) für die Fokussierung auf Staatsbildungs-
prozessen immanenten gesellschaftlichen Konfliktlinien, die nicht allein auf 
eine Arbeit-Kapital-Dimension reduziert werden können. Lipset/Rokkan 
(1967) zufolge weisen die Cleavages langwierige Folgen dort auf, wo sie sich 
im Parteiensystem manifestiert haben. Wesentlich sei hierbei nach Manow 
(2007) die Frage, „[…] ob ein Verhältniswahlsystem eine solche Verfesti-
gung ermöglicht oder ob ein Mehrheitswahlsystem sie unterdrückt und nur 
die parteipolitische Repräsentation des basalen Links/Rechts-, Ar-
beit/Kapital-Konflikts zugelassen hat“ (Manow 2007: 426). Vornehmlich 
waren die zwei Konfliktlinien zwischen Kirche und Staat in Kontinentaleu-
ropa sowie zwischen Stadt und Land in Skandinavien wirkungsvoll (in den 
Ländern von Nord- und Kontinentaleuropa wurde mit Ausnahme von Frank-
reich nach dem ersten Weltkrieg das Verhältniswahlrecht eingeführt).  
„Die deutlichen Spuren dieser Konflikte sind bis heute in den Parteiensystemen 
des Nordens und Kontinentaleuropa zu finden – in der Form von vormaligen Ag-
rar- und nun Zentrumsparteien in Skandinavien und in Form von Christdemokra-
tischen Parteien in fast allen Ländern Kontinentaleuropas […]. Wie hier argu-
mentiert wurde, führte dies zur Bildung zweier unterschiedlicher Pro-
Wohlfahrtsstaatskoalitionen – einer rot-grünen im Norden und einer schwarz-
roten auf dem Kontinent“ (Manow 2007: 426). 
Nachdem die historischen Pfade der Entwicklung fundamental unterschiedli-
cher Wohlfahrtsstaatsmodelle konstatiert wurde, wodurch die Typologie von 
Esping-Andersen (1990) durch eine historisch-kausale Argumentation von 
Manow (2007) erweitert wurde, werden nachfolgend einige Detailinformati-
onen, die für die Fallauswahl maßgeblich sind, landesspezifisch skizziert. 
Ziel ist, die institutionelle Vielfalt – vornehmlich in Bezug auf familienpoliti-
sche und ökonomische Rahmenbedingungen – zwischen den Ländern 
schrittweise herauszuarbeiten. Hierbei soll kein Anspruch auf Vollständigkeit 
bestehen, ferner werden einige wesentliche Entwicklungsphasen für die je-
weiligen Länder erläutert. 
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10.3. Das „konservative Regime“ kritisch hinterfragt – Zur 
inneren Diversität 
Leitner (2013) kritisiert an der Typologie Esping-Andersens, dass sich die 
von ihm als konservativ klassifizierten Länder stärker unterscheiden und 
hinterfragt folglich die Zusammenfassung zu einem Typus indem sie – so 
ihre These – innerhalb der konservativen Länder von unterschiedlichen Vari-
anten des Familialismus ausgeht (vgl. Leitner 2013: 14).  
10.3.1. Österreich: „Der Prototyp des expliziten Familialismus“ 
(Leitner 2013: 53) 
Die Entwicklung Österreichs zum expliziten Familialismus wird von Leitner 
anhand der folgenden prägnanten sozialpolitischen Verläufe beschrieben 
(vgl. Leitner 2013: 80ff.): 
Österreich implementierte bereits früh direkte familiale sozialpolitische 
Maßnahmen zur Unterstützung familialer Betreuung (für einen Überblick der 
Entwicklung von Karenzurlaub, Karenzgeld, Rentenanrechnung und Sonder-
Notstandshilfe in Österreich s. Leitner 2013: 82f.; Darstellung im Anhang.). 
Anfang des 20. Jahrhunderts wurden aufgrund der konservativen Famili-
enideologie Ansprüche in Form von Renten- und Krankenversicherung abge-
leitet; Ende der 1950er Jahre wurden direkte Transferleistungen für die fami-
liale Betreuung eingeführt. Folglich konstatiert Leitner (2013) einen Wechsel 
vom indirekten zum expliziten Familialismus. Einige prägende Einführungen 
familialistischer Transferleistungen sind:  
-  Der bezahlte Karenzurlaub (1961), der erwerbstätigen alleinerziehen-
den Müttern eine Erwerbsunterbrechung für exklusive Kinderbetreu-
ungsarbeit ermöglichen sollte, indem sie dieselben Leistungen wie im 
Falle einer Arbeitslosigkeit erhielten. Hingegen wurden verheiratete 
Mütter auf ihren Ernährer-Ehemann verwiesen. Das Karenzgeld ba-
sierte insofern für alleinerziehende Mütter auf dem Arbeitslosengeld, 
verheiratete Mütter erhielten hingegen maximal die Hälfte des Ar-
beitslosengeldes unter Anrechnung des Haushaltseinkommens.  
-  Die Modifikation des Karenzgeldes sowie die Einführung der Sonder-
Notstandshilfe 1974, durch die alleinerziehende Mütter weiterhin pri-
vilegierte Transferleistungen erhielten. Die Sonder-Notstandshilfe er-
möglichte es ihnen fortan ihre Erwerbstätigkeit bis zum dritten Le-
bensjahr des Kindes zu unterbrechen, wobei sich die Höhe in Überein-
stimmung mit der Arbeitslosenversicherung am vorangegangenen Er-
werbseinkommen orientierte. Hingegen wurde das Karenzgeld in 
„kleines“ und „großes“ Karenzgeld differenziert und als einkommens-
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unabhängige Pauschale ohne Anrechnung des Haushaltseinkommens 
konzipiert. Jedoch wurden durch das große Karenzgeld alleinerzie-
hende Mütter und verheiratete Mütter mit gering verdienendem Ehe-
mann gleichgestellt, indem beide im Vergleich zum kleinen Karenz-
geld einen 50% Zuschlag erhielten. Eine Gleichstellung zwischen Al-
leinerziehenden und verheirateten Müttern mit gering verdienendem 
Ehemann in Bezug auf die Sonder-Notstandshilfe erfolgte erst 1989; 
zuvor kam diese Maßnahme lediglich den Alleinerziehenden zugute.  
Parteiideologische Konflikte zwischen SozialdemokratInnen, die einen 
schnellen Wiedereinstieg von Müttern in den Beruf befürworteten und 
ChristdemokratInnen, die sich für eine möglichst lange Erwerbsunterbre-
chung zugunsten der Kinderbetreuung einsetzten, wurden lange Zeit durch 
eine diplomatische Kompromissgesetzgebung besänftigt: Die Kindererzie-
hung wurde nur für zuvor erwerbstätige Mütter abgesichert, Transferleistun-
gen für die Erwerbsunterbrechung wurden mit dem Ernährermodell verknüpft 
und ein Ausbau institutioneller Kinderbetreuung wurde verhindert. Leitner 
(2013) erachtet auch die 1990 eingeführte Väterkarenz als Kompromisslö-
sung, die mit einer zeitlichen Verlängerung – vom vormals bis zum ersten 
Lebensjahr des Kindes auf die Phase bis zum zweiten Lebensjahr des Kindes 
– einherging. Werden jedoch die empirischen Umsetzungen der wahrge-
nommenen Karenzurlaube betrachtet, zeigt sich eine konservative Entwick-
lung in Form eines geschlechtsspezifischen Bias: „Nach wie vor stiegen fast 
ausschließlich Mütter aus der Erwerbstätigkeit aus, dafür nun aber doppelt so 
lange wie vorher“ (Leitner 2013: 84). Zusätzlich wurden die familialistischen 
Strukturen durch die Ausweitung der Sonder-Notstandshilfe (1989) auch für 
verheiratete Frauen mit gering verdienendem Ehemann sowie die 1993 einge-
führte Anrechnung von Kinderbetreuungserziehungszeiten auf die Rente 
gestärkt. Gleichwohl es eine kurze Phase der Kürzungen von familialisti-
schen Maßnahmen aufgrund eines hohen Finanzierungsdrucks in den 1990er 
Jahren kam, wodurch ein kurzweiliger „Erwerbszwang“ für Mütter entstand, 
wurde 2002 das Kinderbetreuungsgeld eingeführt. Dieses ermöglichte allen 
Müttern – sowohl erwerbstätigen als auch nicht erwerbstätigen – die Abgel-
tung der Betreuung bis zum 30. Lebensmonats des Kindes. 2008/2009 wurde 
die Möglichkeit gewährt, die Bezugsdauer des Kinderbetreuungsgeldes zu 
verkürzen und dafür eine höhere Pauschale zu erhalten. Zusätzlich wurde – 
im Sinne eines modernisierten Ernährermodells – die Möglichkeit einer ge-
ringfügigen oder Teilzeitbeschäftigung unter Beibehalt des Kinderbetreu-
ungsgeldes geboten. Aktuell ist die Erwerbsquote von Frauen mit Kinder 
unter sechs Jahren mit 69,8% im Jahr 2016 ziemlich hoch (EU-Durchschnitt: 
61,4%), wobei viele Frauen (47,1% im Vergleich zum EU-Durchschnitt von 
31,9%) einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen. Die derzeitigen Institutionen 
zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit ermöglichen den Eltern eine Teilzeit-
arbeit bis zum siebten Lebensjahr des Kindes, sofern sie in Betrieben mit 
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mehr als 20 Beschäftigten angestellt sind und mindestens drei Jahre ununter-
brochen in diesem Betrieb beschäftigt waren. Die Verkürzung der Arbeitszeit 
muss mindestens 20% der vorherigen Arbeitszeit umfassen. Zusätzlich be-
steht das Recht, die Arbeitszeit kurzfristig innerhalb eines Tages (beispiels-
weise von vormittags auf nachmittags) zu ändern ohne den Stundenumfang 
zu reduzieren sowie das Recht, nach der Teilzeitphase anschließend wieder in 
Vollzeit erwerbstätig zu sein (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Derzeit ist eine der wichtigsten finanziellen universalen Leistungen in Ös-
terreich die Familienbeihilfe, die unabhängig von der Erwerbstätigkeit der 
Eltern gewährt wird. Je nach Alter des Kindes variiert sie zwischen 114 € im 
Monat für Neugeborene und 165,10 € im Monat für Kinder ab 19 Jahren. 
Außerdem wurde das Kinderbetreuungsgeld kürzlich modifiziert, das fortan 
für Kinder gilt, die ab März 2017 geboren sind (vgl. Europäische Kommissi-
on 2018: o. S.). Es kann aus zwei Systemen gewählt werden:  
1.  Kinderbetreuungsgeld-Konto (Pauschalsystem) oder  
2. einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld  
Die Wahl ist bei der erstmaligen Antragsstellung zu entscheiden (eine Ände-
rung ist nur binnen der ersten 14 Tage nach der Antragstellung möglich) und 
ist auch für den zweiten Elternteil verbindlich (vgl. BMFJ 2018: o. S.). 
„Die bisherigen vier Optionen mit festgelegten Zuschüssen werden in ein soge-
nanntes Kinderbetreuungsgeld-Konto umgewandelt. Das einkommensabhängige 
Kinderbetreuungsgeld bleibt unverändert. In dem neuen, sehr flexiblen Konten-
schema kann die Bezugsdauer des Kinderbetreuungsgeldes zwischen 365 und 
851 Tagen liegen. Wenn beide Elternteile Kinderbetreuungsgeld beanspruchen, 
kann die Bezugsdauer des Kinderbetreuungsgeldes zwischen 456 und 1063 Ta-
gen liegen. Das bedeutet, dass 20% der gesamten Anspruchsdauer [91 Tage in 
der kürzesten Variante] für ein Kind dem anderen Elternteil vorbehalten sind. Ei-
ne Übertragung dieses Teils der Anspruchsdauer ist nicht möglich. Die Höhe des 
Kinderbetreuungsgeldes richtet sich nach dem von den Eltern gewählten Zah-
lungsmodell [und beträgt je nach Variante zwischen 14,53 € und 33,88 € am Tag] 
“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Das einkommensabhängige Betreuungsgeld beträgt 80% des vorherigen Ein-
kommens, maximal werden jedoch 66 € täglich gestattet (rd. 2000 € monat-
lich). Sofern nur ein Elternteil das einkommensabhängige Betreuungsgeld 
bezieht, wird im längsten Fall eine Bezugsdauer bis zum 365. Tag ab der 
Geburt des Kindes gewährt. Nehmen beide Elternteile das einkommensab-
hängige Betreuungsgeld in Anspruch, verlängert sich die Bezugsdauer um die 
Zeit, die vom anderen Elternteil bezogen wurde, wobei eine Begrenzung auf 
maximal 426 Tage ab der Geburt des Kindes festgelegt ist (es können nie 
mehr als 365 Tage von einem Elternteil einkommensabhängiges Elterngeld 
bezogen werden). Außerdem ist jedem Elternteil eine unübertragbare An-
spruchsdauer von 61 Tagen vorbehalten (vgl. BMFJ 2018: o. S.). Unabhängig 
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davon, ob sich die Eltern für das pauschale Kinderbetreuungsgeldkonto oder 
für die einkommensabhängige Variante entschieden haben, können sich die 
Eltern beim Bezug maximal zwei Mal abwechseln, wodurch sich höchstens 
drei Blöcke ergeben, die jeweils mindestens durchgehend 61 Tage eingehal-
ten werden müssen. Grundsätzlich ist es nicht möglich, dass beide Eltern 
gleichzeitig Kinderbetreuungsgeld beziehen (Ausnahme: beim erstmaligen 
Bezugswechsel werden beiden Eltern gleichzeitig max. 31 Tage ermöglicht) 
(vgl. BMFJ 2018: o. S.). Ebenfalls besteht seit März 2017 eine Möglichkeit 
des „Partnerschaftsbonus“, wenn sich beide Eltern die Anspruchsdauer des 
Kinderbetreuungsgeldes egalitär aufteilen (50:50/40:60) und das Kinderbe-
treuungsgeld mindestens im Ausmaß von jeweils 124 Tagen beziehen. In 
diesem Fall erhalten sie beide einen einmaligen zusätzlichen Bonus von 500€ 
(1000€ insgesamt für beide Elternteile). Des Weiteren gibt es den „Familien-
zeitbonus“ für Väter, die zugunsten der Familie ihre Erwerbstätigkeit unter-
brechen. Binnen 91 Tage nach der Geburt wird für 28, 29, 30 oder 31 Tage 
am Stück ein Bonus von 22,60€ täglich vergütet. Insgesamt belaufen sich die 
Leistungen für Familien im Jahr 2014 auf 2,8% des Bruttoinlandsprodukts, 
die folglich oberhalb des EU-Durchschnitts (2,4%) liegen (vgl. Europäische 
Kommission 2018: o. S.). Nach wie vor bleiben trotz dieser Maßnahmen de-
familisierende Maßnahmen eher schwach ausgeprägt: die Versorgungsquote 
mit Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren ist gering (für einen 
Überblick der Versorgungsquoten der 0- bis 2-Jährigen s. Tabelle 30 im An-
hang: im Jahr 2015 beträgt sie gemäß Europäischer Kommission 22,3% im 
Vergleich zu 30,3% im EU-Durchschnitt, jedoch ist die Versorgungsquote 
von Kindern zwischen drei und sechs Jahren mit 85,3% etwas höher als der 
EU-Durchschnitt mit 83,3%), nur ein Drittel aller Kindergartenplätze werden 
ganztägig angeboten und der Hortbereich ist ebenfalls schwach ausgeprägt.  
 „Der explizit familialistische und geschlechtsspezifisch diskriminierende Cha-
rakter der österreichischen Kinderbetreuungspolitik hat sich somit zwar im Lau-
fe der Zeit gewandelt, ist aber letztendlich in Form des teilmodernisierten Ernäh-
rermodells bis heute erhalten geblieben“ (Leitner 2013: 84, Hervorhebungen im 
Original; die Verf.). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Für eine allgemeine Einordnung der ökonomischen Rahmenbedingungen 
Österreichs sind einige wesentliche Faktoren, wie das Bruttoinlandsprodukt, 
Armutsindikatoren, der Gini-Index und der Gender-Pay-Gap zu berücksichti-
gen (s. Abbildung 21 bis Abbildung 28 im Anhang). Anhand des Bruttoin-
landsprodukts pro Kopf (gemessen in Kaufkraftstandards KKS bzw. in engl. 
PPP121, um die unterschiedlichen Preisniveaus zwischen den Ländern zu 
 
121 „GDP per capita based on purchasing power parity (PPP). PPP GDP is gross domestic 
product converted to international dollars using purchasing power parity rates. An interna-
tional dollar has the same purchasing power over GDP as the U.S. dollar has in the United 
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kompensieren) ist festzustellen, dass die Wirtschaftsleistung Österreichs im 
Vergleich zu den restlichen Ländern auf sehr hohem Niveau liegt. Im Zeit-
verlauf zwischen 2001 und 2016 ist ein konstanter Anstieg des Bruttoin-
landsprodukts zu konstatieren, wobei lediglich im Zeitraum der Finanzkrise 
zwischen 2008 und 2009 ein leichter Rückgang zu verzeichnen ist (vgl. 
Weltbank 2018: o. S.). 
Für die Messung von Armut existieren unterschiedliche Kennzahlen, die 
teils mehr, teils weniger geeignet sind, um europäische Unterschiede zu er-
fassen: Die von der Weltbank festgelegte Armutsschwelle basiert auf der 
Idee, dass Personen als absolut arm gelten, die über weniger als 1,90 US$ am 
Tag verfügen. Es handelt sich hierbei um ein willkürliches Maß zur Bestim-
mung des Ausmaßes extremer Armut im weltweiten internationalen Ver-
gleich. Für eine Gewährung der Vergleichbarkeit wird die Kaufkraft des US-
Dollars in die lokale Kaufkraft umgerechnet. Folglich sind nach diesem Indi-
kator als extrem arm definierte Personen nicht fähig, täglich Güter zu erwer-
ben, die in den USA 1,90$ kosten würden (vgl. BMZ 2018: o. S.) – in Öster-
reich betrifft dies im Jahr 2015 0,5% der Bevölkerung (vgl. Weltbank 2018: 
o. S.). Da im europäischen Vergleich nur sehr geringe Unterschiede zwischen 
den Ländern festzustellen sind und der Anschein erweckt wird, als wäre nur 
ein sehr geringer Anteil der Bevölkerungen von absoluter Armut betroffen, 
werden für europäische Darstellungen meist Armutsindikatoren, wie die 
Quote der von Armut bedrohten Personen nach der Armutsgefährdungsgren-
ze, die Rate der erheblichen materiellen Deprivation und die von Armut und 
sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung verwendet.  
„Die Armutsgefährdungsquote ist der Anteil der Personen mit einem verfügbaren 
Äquivalenzeinkommen (nach Sozialtransfers)122 unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle, die bei 60 % des nationalen verfügbaren Median äquivalenzein-
kommens [sic!] (nach Sozialtransfers) liegt. Dieser Indikator misst nicht den 
Wohlstand oder die Armut, sondern ein (im Vergleich zu anderen Personen im 
gleichen Land) niedriges Einkommen, das nicht zwangsläufig mit einem niedri-
gen Lebensstandard gleichzusetzen ist“ (Eurostat 2018a: o. S.). 
 
States. GDP at purchasers prices is the sum of gross value added by all resident producers 
in the economy plus any product taxes and minus any subsidies not included in the value of 
the products. It is calculated without making deductions for depreciation of fabricated as-
sets or for depletion and degradation of natural resources. Data are in constant 2011 interna-
tional dollars” (Weltbank 2018: o. S.). 
122 „Das verfügbare Äquivalenzeinkommen ist das Gesamteinkommen eines Haushalts nach 
Steuern und anderen Abzügen, das für Ausgaben und Sparen zur Verfügung steht, geteilt 
durch die Zahl der Haushaltsmitglieder, umgerechnet in Erwachsenenäquivalente; zur Er-
mittlung der Erwachsenenäquivalente wird eine Gewichtung der Haushaltsmitglieder nach 
ihrem Alter nach der modifizierten OECD-Äquivalenzskala vorgenommen [1,0 = für das 
erste erwachsene Haushaltsmitglied; 0,5 = für das zweite erwachsene Haushaltsmitglied 
und alle weiteren Personen im Alter von 14 Jahren und älter; 0,3 = für Kinder unter 14 Jah-
ren]“ (Eurostat 2018a: o. S.). 
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In Österreich gelten 2017 14,4% der Bevölkerung als armutsgefährdet, ferner 
hat sich die Armutsgefährdung seit 2001 (12%) geringfügig erhöht. Der größ-
te Anstieg ist hierbei während der Finanzkrise zwischen 2007 und 2008 von 
12% auf 15,2% vorzufinden. Ein ähnlicher Trend ist für die erhebliche mate-
rielle Deprivation123 festzustellen. Auch in diesem Fall lassen sich die Aus-
wirkungen der Finanzkrise anhand eines Anstiegs der Armut erkennen. 2007 
betrug die Rate der erheblichen materiellen Deprivation lediglich 3,3%, 2008 
hingegen 5,9% (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Insgesamt ist in Österreich so-
wohl die Quote der von Armut bedrohten Personen nach der Armutsgefähr-
dungsgrenze als auch die Rate der erheblichen materiellen Deprivation auf 
konstant niedrigem Niveau. Eine weitere Ergänzung ist der Indikator der von 
Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevölkerung, der die Gruppe der 
Armutsgefährdeten sowie die Gruppe der erheblich materiell Deprivierten 
umfasst und zusätzlich Personen in Haushalten mit keiner oder sehr niedriger 
Erwerbsintensität berücksichtigt. Folglich gelten Personen im Sinne dieses 
Indikators als von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen, wenn: 
1. ihr verfügbares Äquivalenzeinkommen unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle liegt,  
2. sie vier der festgelegten Merkmale der erheblichen materiellen Depri-
vation aufweisen,  
3. sie im Erwerbsalter zwischen 18 und 59 Jahre alt sind und in einem 
Haushalt mit geringer Erwerbsintensität leben. Eine geringe Er-
werbsintensität liegt in Haushalten vor, in denen im Erwerbsalter be-
 
123 „Materielle Deprivation umfasst zum einen die wirtschaftliche Belastung und zum ande-
ren den Mangel an langlebigen Gebrauchsgütern und ist definiert als die unfreiwillige Un-
fähigkeit (im Unterschied zur Wahlfreiheit), für folgende Ausgaben aufkommen zu können: 
unerwartete Ausgaben, einen einwöchigen Jahresurlaub an einem anderen Ort, jeden zwei-
ten Tag eine Fleisch-, Geflügel- oder Fischmahlzeit, angemessene Beheizung der Woh-
nung, langlebige Gebrauchsgüter wie Waschmaschine, Farbfernseher, Telefon oder Auto, 
Schulden (Hypotheken- oder Mietschulden, Rechnungen für Versorgungsleistungen 
(Strom, Wasser, Gas), Mietkaufraten oder sonstige Kreditzahlungen). Die Quote der ma-
teriellen Deprivation ist ein Indikator der EU-SILC, der die Unfähigkeit ausdrückt, sich 
verschiedene Ausgaben leisten zu können, die von den meisten Menschen als für eine an-
gemessene Lebensführung wünschenswert oder gar notwendig angesehen werden. Bei die-
sem Indikator wird unterschieden zwischen Personen, die sich bestimmte Waren oder 
Dienstleistungen nicht leisten können, und Personen, die diese Waren oder Dienstleistun-
gen aus einem anderen Grund nicht besitzen – etwa weil sie sie bewusst nicht wollen oder 
nicht benötigen. Mit diesem vom Ausschuss für Sozialschutz festgelegten Indikator wird 
der prozentuale Anteil der Bevölkerung gemessen, der für mindestens drei der neun folgen-
den Ausgaben nicht aufkommen kann: 1. Hypotheken- oder Mietschulden oder Rechnun-
gen für Versorgungsleistungen; 2. angemessene Beheizung der Wohnung; 3. unerwartete 
Ausgaben; 4. regelmäßige fleisch- oder eiweißhaltige Mahlzeiten; 5. Urlaubsreisen; 6. 
Fernseher; 7. Waschkessel; 8. Auto; 9. Telefon. 
Die Quote der erheblichen materiellen Deprivation ist definiert als die unfreiwillige Un-
fähigkeit, für mindestens vier der vorstehend genannten Ausgaben aufkommen zu können“ 
(Eurostat 2018a: o. S., Hervorhebungen im Original; de Verf.). 
226 
findliche Personen weniger als 20% ihres Erwerbspotentials erwerbs-
tätig sind (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). 
Alle drei Merkmale können in Kombination auftreten, weshalb die Anzahl 
der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevölkerung geringer ist 
als die jeweilige Summe der einzelnen Indikatoren. In Österreich sind aktuell 
(2017) 18,1% der Bevölkerung von Armut und sozialer Ausgrenzung betrof-
fen (vgl. Eurostat 2018a: o. S.).  
Ein weiteres relevantes Maß für die Einordnung der ökonomischen Rah-
menbedingungen, das Auskunft über die Einkommensverteilung innerhalb 
eines Landes gibt, ist der Gini-Index124. In einem allgemeineren Sinne ist der 
Gini-Koeffizient ein Maß zur Beschreibung von Ungleichheitsverteilungen, 
dass sich nicht nur für die Darstellung von Einkommens-, sondern beispiels-
weise auch für Vermögensverteilungen eignet. Der Wertebereich liegt zwi-
schen 0 und 1, wobei 0 eine maximale Gleichheit und 1 eine maximale Un-
gleichheit bedeutet. In Österreich hat sich der Gini-Index in den vergangenen 
Jahren seit 2010 kaum verändert, die Werte schwanken lediglich sehr gering-
fügig zwischen 30,5% und 30,8% und liegen damit im Vergleich zu den 
anderen Ländern in einem mittleren Bereich (vgl. Weltbank 2018: o. S.). 
Im Hinblick auf mögliche Geschlechterunterschiede stellt sich die Frage, 
wie der durchschnittliche Bruttostundenlohn zwischen den Geschlechtern 
variiert, was mittels des Gender Pay Gaps125 erfasst werden kann. Österreich 
liegt im Zeitverlauf zwischen 2001 und 2016 auf sehr hohem Niveau, 
gleichwohl seit 2006 ein rückläufiger Trend (von 25,5% auf 21,1%) zu ver-
zeichnen ist. Zwischen 2005 und 2006 kann ein exorbitanter Anstieg des 
Gender Pay Gaps von 18% auf 25,5% beobachtet werden. Wird der mittlere 
Bruttostundenlohn für das Jahr 2016 betrachtet, ist zu konstatieren, dass der 
Bruttostundenlohn der Frauen um 20,1% unterhalb denen der Männer liegt 
(vgl. UNECE 2018: o. S.). 
 
 
124 „Gini index measures the extent to which the distribution of income (or, in some cases, 
consumption expenditure) among individuals or households within an economy deviates 
from a perfectly equal distribution. A Lorenz curve plots the cumulative percentages of to-
tal income received against the cumulative number of recipients, starting with the poorest 
individual or household. The Gini index measures the area between the Lorenz curve and a 
hypothetical line of absolute equality, expressed as a percentage of the maximum area un-
der the line. Thus a Gini index of 0 represents perfect equality, while an index of 100 im-
plies perfect inequality” (Weltbank 2017: o S.). 
125 „Gender pay gap is the difference between men’s and women’s average earnings from 
employment, shown as a percentage of men’s average earnings. […] Gender Pay Gap in 
hourly wage rates refers to the gender gap in average hourly earnings. This indicator aims 
to capture the difference between men’s and women’s overall position in the labor market. 
It measures the difference between men’s and women’s wage rates independent of the 
number of hours worked, the type of activity or the type of occupation” (UNECE 2018: o. 
S.). 
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10.3.2. Deutschland: „Vom impliziten über den expliziten zum 
optionalen Familialismus“ (Leitner 2013: 91) 
Leitner (2013) beschreibt in Anlehnung an ihre bereits dargelegte Typologie 
die Entwicklung der Kinderbetreuungspolitik in folgenden Phasen (vgl. Leit-
ner 2013: 123f.):    
Die Epoche bis nach dem zweiten Weltkrieg wird als impliziter Familia-
lismus definiert, weil weder familisierende noch de-familisierende Maßnah-
men existiert haben. Es war eine Zeit der geschlechtsspezifischen Diskrimi-
nierung, da Kinderbetreuung biologisch-natürlich bedingt reine Frauenarbeit 
war.  
Eine Transformation vom impliziten zum expliziten Familialismus wurde 
durch die Einführung des Ehegattensplittings und die Reform der Witwenren-
te in den 50er Jahren ausgelöst. Durch den staatlichen Ausbau der sozialen 
Rechte nichterwerbstätiger Frauen (ermöglicht durch ein hohes Wirtschafts-
wachstum) wurde implizit das männliche Ernährermodell gefördert, das sich 
folglich als dominierendes Gesellschaftsmodell manifestierte. Zugleich wur-
de von der damaligen Bundesregierung (CDU/CSU) ein konservatives Fami-
lienbild vertreten und familienpolitisch umgesetzt. In den 80er Jahren wurde 
der implizite durch den expliziten Familialismus abgelöst, da zunehmend 
familisierende Strukturen eingeführt wurden – Kinderbetreuung wurde zur 
strukturell bedingten Frauenarbeit. Das Motto lautete „Familie oder Beruf“ 
(Leitner 2013: 123, Hervorhebungen im Original; die Verf.). Gleichwohl 
sollten Frauen (und Mütter) zunehmend (Teilzeit) Erwerbstätige sein, was 
den Wandel vom traditionellen zum modernisierten Ernährermodell aufzeigt. 
Leitner beschreibt den Regierungswechsel 1982 als prägend für einen ge-
schlechtsspezifischen diskriminierenden Familialismus, weil die CDU als 
neue Koalitionspartei im Rahmen eines Drei-Phasen-Modells der weiblichen 
Erwerbstätigkeit von einer langen Phase ausschließlicher Kinderbetreuungs-
arbeit ausging. Hingegen vertrat die SPD als vorherige Regierungspartei der 
70er die Ideologie einer Gleichzeitigkeit von Kinderbetreuung und (Teilzeit) 
Erwerbstätigkeit.  
Erst ab den 1990er Jahren wurde zunehmend die Gleichzeitigkeit von 
Familie und Beruf gefördert, wobei eine Integration der Väter in die Kinder-
betreuung durch die Erziehungsurlaubsreform 2001 angestrebt wurde. Die 
strukturelle Implementation des lohnbezogenen Elterngeldes in Kombination 
mit einer individualisierten Väter-Elternzeit (für einen Überblick der gesam-
ten bezahlten Elternzeit einschließlich Mutterschutz, Vaterschaftsurlaub und 
Elternzeit, differenziert nach Geschlecht basierend auf der Datenbank der 
OECD s. Tabelle 32 im Anhang) spiegelt den Versuch einer Neuordnung der 
Geschlechterrollen wieder, wobei zugleich indirekt familisierende Leistungen 
fortbestanden oder auch neu eingeführt wurden, wie z. B. das 2013 einge-
führte Betreuungsgeld. Diese Unentschiedenheit zwischen familisierenden 
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und de-familisierenden Maßnahmen lässt sich gemäß Leitner durch die unter-
schiedlichen ideologischen Grundhaltungen der Parteien erklären. Dennoch 
ist seit den 1990er Jahren ein zunehmender Ausbau de-familisierender Maß-
nahmen zu verzeichnen. Die Orientierung am sozialdemokratischen Modell 
wird z. B in der Beschreibung des deutschen Länderprofils der Europäischen 
Kommission deutlich: „Investitionen in nachhaltige Netzwerke zur Unter-
stützung der Selbstbestimmung und des Wohlbefindens von Kindern in ei-
nem sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaat“ (Europäische Kommission 2018: 
o. S.). Das „ElterngeldPlus“ stellt eine solche de-familisierende Maßnahme 
dar, weil es eine egalitäre Arbeitsteilung zwischen beiden Elternteilen erzielt. 
Aktuell stehen insgesamt 14 Monate Elterngeldbezug für beide Elternteile 
gemeinsam zur Verfügung, wenn sich beide an der Betreuung beteiligen und 
sie durch die Kinderbetreuung Einkommen einbüßen. Pro Elternteil können 
mindestens zwei und höchstens zwölf Monate in Anspruch genommen wer-
den. Die Höhe des Elterngeldes ist einkommensabhängig (bei niedrigem 
Einkommen 100%, bei hohem Einkommen 65%), wobei sie mindestens 300 
€ und maximal 1800 € monatlich beträgt. Durch das „ElterngeldPlus“ besteht 
die Möglichkeit, dass Eltern doppelt so lange Elterngeld beziehen (bei maxi-
mal halber Höhe des Elterngeldes), wenn sie bereits während des Elterngeld-
bezugs in Teilzeit arbeiten möchten. Im Falle eines egalitären Zeitarrange-
ments wird ein zusätzlicher Partnerschaftsbonus gewährt: Wenn Eltern 
gleichzeitig zwischen 25 und 30 Wochenstunden arbeiten, erhalten sie zu-
sätzlich vier ElterngeldPlus-Monate (gilt auch für getrennt erziehende Eltern, 
die zur gleichen Zeit in Teilzeit arbeiten; Alleinerziehenden steht der gesamte 
Partnerschaftsbonus zu) (vgl. BMFSFJ 2018: o. S.). Im Hinblick auf öffentli-
che Kinderbetreuungsmöglichkeiten gilt es nach wie vor Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland zu berücksichtigen:          
„Während die Versorgungsquoten in Ostdeutschland – aufgrund des Erbes der 
ehemaligen DDR – in allen Altersgruppen vergleichsweise hoch liegen, kann in 
Westdeutschland nur für die Gruppe der Kindergartenkinder von einer guten, al-
lerdings nur halbtägigen Versorgung ausgegangen werden. Somit weisen die neu-
en Bundesländer einen optionalen Familialismus auf, während sich die alten 
Bundesländer noch in der Phase des Übergangs vom expliziten zum optionalen 
Familialismus befinden“ (Leitner 2013: 124, Hervorhebungen im Original; die 
Verf.). 
In Gesamtdeutschland beträgt gemäß den Daten der Europäischen Kommis-
sion der Anteil der Kinder im Alter von 0–3 in öffentlichen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen im Jahr 2015 25,9% (EU-Durchschnitt: 30,3%) und der 
Anteil der Kinder im Alter von drei Jahren bis zum schulpflichtigen Alter 
89,6% (EU-Durchschnitt: 83,3%) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. 
S.). 69,9% der Frauen und 78,0% der Männer sind im Jahr 2015 erwerbstätig, 
wobei die Teilzeitquote der Frauen 46,6% beträgt. Die Geburtenrate ist 2015 
mit 1,5 Kindern je Frau eher niedrig (vgl. Eurostat 2017: o. S.). 
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Ökonomische Rahmenbedingungen 
Das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt pro Kopf beläuft sich im Jahr 
2016 auf 48860,53 KKS, weshalb die Wirtschaftsleistung Deutschlands als 
sehr hoch zu klassifizieren ist. Während der Finanz- und Wirtschaftskrise ist 
lediglich ein sehr leichter Rückgang zwischen 2008 und 2009 zu beobachten, 
der schnell wieder kompensiert werden konnte (vgl. Weltbank 2018: o. S.). 
Doch zeigt sich im Zeitverlauf zwischen 2001 und 2015 ein markanter An-
stieg der Armutsgefährdung, der in den Jahren 2016 und 2017 geringfügig 
um 0,6 Prozentpunkte rückläufig ist. Aktuell (2017) gelten 16,1% der deut-
schen Bevölkerung als armutsgefährdet. Von erheblich materieller Deprivati-
on sind mit 3,4% deutlich weniger Personen betroffen. Wird zusätzlich eine 
geringe Erwerbsbeteiligung berücksichtigt, ist festzustellen, dass im Jahr 
2017 19% der Bevölkerung Armut und soziale Ausgrenzung erleiden (vgl. 
Eurostat 2018a: o. S.). Im Vergleich zu den anderen – hier dargestellten – 
Ländern liegt Deutschland in Bezug auf den aktuellsten Gini-Index von 
31,7% (2015) im Mittelfeld. Es zeichnet sich seit 2010 ein Trend einer leich-
ten Zunahme der Ungleichverteilung der Einkommen ab (vgl. Weltbank 
2018: o. S.). Was die Genderdimension der Bruttostundenlöhne anbelangt, ist 
ein sehr hoher Gender Pay Gap von 21,5% zu Ungunsten von Frauen zu 
verzeichnen (vgl. UNECE 2018: o. S.).   
10.3.3. Frankreich: „Vom strukturellen De-Familialismus zum 
expliziten und zum optionalen Familialismus“ – „Optionaler 
Familialismus als Politikerbe“ (Leitner 2013: 134) 
Leitner fasst für Frankreich vier Entwicklungsphasen der Kinderbetreuungs-
politik zusammen (vgl. Leitner 2013: 149): 
Bis 1930 ist auf der strukturellen Ebene eine Variante des De-
Familialismus in Frankreich durch die „école maternelle“ (eine kostenlose 
Vorschuleinrichtung) vorzufinden, indem ein Betreuungsangebot für Vor-
schulkinder geschaffen wurde, das faktisch jedoch nicht als Betreuungsange-
bot genutzt wurde. Die Erwerbsquote von Müttern war trotz „école maternel-
le“ gering und es dominierte ein traditionelles Familienbild, weshalb Leitner 
die erste Phase als „geschlechtsspezifisch segregierten impliziten Familialis-
mus“ bezeichnet (Leitner 2013: 149, Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Den Ausbau der école maternelle versteht sie mehr als Bildungshoheit des 
Staates gegenüber der Kirche, was einer Bildungspolitik anstelle einer Be-
treuungspolitik gleichkommt. 
In den 1930er Jahren wurden familisierende Maßnahmen infolge natalis-
tischer Bewegungen (u. a. angetrieben durch die katholischen Frauenorgani-
sation UFCS) eingeführt, die Müttern eine Nicht-Erwerbstätigkeit ermögli-
chen sollten. Erzielt wurde hierdurch, 1. dass Frauen ihrer „natürlich-
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biologischen“ Rolle als Mutter nachgehen konnten, 2. eine Erhöhung der 
Fertilität und 3. eine Entlastung des Arbeitsmarktes durch die Erosion von 
Frauen aus der Erwerbstätigkeit. 
In der dritten Phase ab Ende der 1960er fand der indirekte explizite Fami-
lialismus durch die Schließung der „allocation des salaire unique“ (die 
„ASU“ war eine staatliche Förderung des männlichen Alleinverdienermo-
dells, da Familien mit einem Einkommen eine finanzielle staatliche Beihilfe 
erhielten) einen Wiederaufschwung, der auf struktureller Ebene zunehmend 
de-familisierende Maßnahmen beinhaltete. Im Ausbau befindliche Kinderbe-
treuungseinrichtungen wurden vermehrt zur Vereinbarung von Familie und 
Beruf genutzt und das traditionelle Familienbild erodierte.  
Die vierte Phase setzte Mitte der 1980er Jahre ein: Implementationen von 
familisierenden sowie de-familisierenden Maßnahmen lösten eine Transfor-
mation in Richtung eines optionalen Familialismus aus. Einerseits dominier-
ten natalistische und arbeitsmarktpolitische Intentionen die Erziehungsgeld-
Politik, andererseits trieben die Reaktionen auf einen vermehrten Bedarf an 
Kinderbetreuungseinrichtungen für unter dreijährige Kinder in ihrer Kombi-
nation mit finanzpolitischen Restriktionen sowie arbeitsmarktpolitischer 
Ziele den Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen voran (vgl. Leitner 
2013: 150). Vielfältige Betreuungsmöglichkeiten sowie relativ hohe Beschäf-
tigungsquoten von Frauen mit Kindern unter sechs Jahren (61,8% in Frank-
reich im Vergleich zu 61,4% in der EU) sind im Jahr 2016 vorzufinden. Die 
Erwerbsquote von Frauen entspricht 2016 in etwa dem EU-Durchschnitt 
(60,9% in Frankreich, 61,4% in der EU), wobei 29,8% der Frauen in Teilzeit 
beschäftigt sind (EU-Durchschnitt: 31,9%). Im Jahr 2015 sind 41,7% der 
Kinder unter drei Jahren in einer offiziellen Kinderbetreuungseinrichtung 
untergebracht (EU-Durchschnitt: 30,3%). Ab drei Jahren (bzw. in einigen 
benachteiligten Gemeinden bereits ab 2 Jahren) wird ein Zugang zur „Ecole 
maternelle“ gewährt, „[…] die von 98% der Kinder (100% ab 4 Jahren) ge-
nutzt wird, manchmal auch nur auf Teilzeitbasis (vormittags)“ (Europäische 
Kommission 2018: o. S.). Die Unterstützung von Familien durch eine mög-
lichst umfassende Familienpolitik könnte ein Grund für die hohe Fertilitätsra-
te in Frankreich sein (1,95 Kinder pro Frau im Vergleich zu 1,57 im EU-
Durchschnitt basierend auf dem Jahr 2016 und den Daten der Europäischen 
Kommission). Die gesamte bezahlte Elternzeit umfasst im Jahr 2015 in 
Frankreich für Frauen 42 Wochen, davon sind 16 Wochen für den Mutter-
schutz und 26 Wochen für die für Frauen zur Verfügung stehende Elternzeit 
angesetzt. Väter haben einen Gesamtanspruch auf 28 Wochen, davon 2 Wo-
chen für den Vaterschaftsurlaub und 26 für die Elternzeit (vgl. OECD 2018: 
o. S.). Insgesamt betragen die finanziellen Leistungen für Familien 2,5% des 
Bruttoinlandsprodukts (EU-Durchschnitt: 2,4). Im spezifischen ermöglicht 
das Erziehungsgeld 
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„[…] vormals erwerbstätigen Müttern den zeitweisen Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit, 
und der Ausbau der Kleinkinderbetreuung durch Tagesmütter und Kinderfrauen prägt den 
Charakter des französischen optionalen Familialismus bis heute. Er weist starke schichtspe-
zifische Differenzierungen auf und ist nach wie vor geschlechtersegregierend angelegt“ 
(Leitner 2013: 150). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Die Wirtschaftsleistung Frankreichs gemessen anhand des Bruttoinlandspro-
dukts pro Kopf in KKS liegt durchaus in einem guten Bereich, wenngleich 
sie niedriger als in Österreich und Deutschland ist (vgl. Weltbank 2018: o. 
S.). Im Hinblick auf die Quote der von Armut bedrohten Personen nach der 
Armutsgefährdungsgrenze trifft dies gemäß den aktuellsten Daten von 2017 
auf 13,3% der Bevölkerung zu. 4,1% sind im Jahr 2017 sogar von erheblicher 
materieller Deprivation betroffen, gleichwohl seit 2010 ein leicht rückläufiger 
Trend zu verzeichnen ist. Für 17,1% der Bevölkerung lässt sich eine Bertof-
fenheit von Armut und sozialer Ausgrenzung feststellen (vgl. Eurostat 2018a: 
o. S.). Der Gini-Index ist in Frankreich vergleichsweise hoch: Die Einkom-
men sind im Jahr 2015 mit einem Gini-Index von 32,7% eher ungleich ver-
teilt (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Ferner zeigt sich eine Geschlechterdifferenz 
des Bruttostundenlohns insofern, als Frauen im Durchschnitt 15,2% weniger 
verdienen als Männer (vgl. UNECE 2018: o. S.). Gemäß den Eurostat-Daten 
beträgt der EU-Durchschnitt des geschlechtsspezifischen Lohngefälles 16,3% 
(vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.), wodurch Frankreich nahe dem 
EU-Durchschnitt liegt. 
10.3.4. Belgien: Vom De-Familialismus zum optionalen 
Familialismus – Optionaler Familialismus als (ungeplanter) 
Nebeneffekt“ (Leitner 2013: 158) 
Leitner teilt die Entwicklung der Kinderbetreuungspolitik in Belgien in vier 
Phasen ein (vgl. Leitner 2013: 180): 
Die erste Phase zeichnet sich durch einen geschlechterdiskriminierenden 
De-Familialismus bzw. einen kulturellen impliziten Familialismus aus. Insti-
tutionelle Kinderbetreuungsangebote für Kinder im Vorschulalter wurden 
ausgebaut und zugleich sank die Frauenerwerbsquote. Diese gegenläufige 
Entwicklung ist gemäß Leitner wie folgt zu erklären: Der Ausbau institutio-
neller Kinderbetreuungsangebote war keine Bestrebung, Familie und Beruf 
vereinbaren zu wollen, sondern einem „Schulstreit“ zwischen der katholi-
schen Kirche und antiklerikalen Kräften geschuldet. Das männliche Ernäh-
rermodell galt in der Gesellschaft als kulturelle Norm, die sich zunehmend 
durch die Einführung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen zur Ermöglichung der 
Nicht-Erwerbstätigkeit von Frauen in der Realität manifestierte. 
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In den 1920er Jahren verschob sich der geschlechterdiskriminierende De-
Familialismus durch die Einführung indirekt familialistischer Strukturen zu 
einem frühen optionalen Familialismus bzw. auf der kulturellen Ebene zu 
einem indirekten expliziten Familialismus.  
„Weil es sich bei den indirekten familialistischen Maßnahmen um explizit 
geschlechterdiskriminierende Strukturen handelte, die nur einen geschlechts-
spezifischen Gebrauch ermöglichten, wird diese zweite Entwicklungsstufe als 
geschlechterdiskriminierende Variante eines optionalen (bzw. indirekt expli-
ziten) Familialismus klassifiziert. Sowohl in der ersten als auch in der zwei-
ten Entwicklungsperiode stellte das Ideal der nicht erwerbstätigen Vollzeit-
Mutter das kulturell dominante Rollenmodell für Frauen dar“ (Leitner 2013: 
180, Hervorhebungen im Original; die Verf.).  
Der optionale Familialismus wurde in der dritten Phase insbesondere 
durch zwei Maßnahmen vorangetrieben: Erstens durch den Ausbau der Kin-
derbetreuungsinfrastruktur für Kinder unter drei Jahren, wobei die institutio-
nellen Betreuungseinrichtungen im Unterschied zur ersten Phase und infolge 
der Emanzipation auch genutzt wurden, wodurch sich die Frauenerwerbsquo-
te erhöhte. Zweitens gab es politische Bemühungen, Müttern sowohl Er-
werbstätigkeit als auch Nicht-Erwerbstätigkeit zu ermöglichen, jedoch konnte 
diese Wahlfreiheit aufgrund finanzieller Einschränkungen nicht umgesetzt 
werden. 
Die vierte Phase – Mitte der 80er Jahre – war geprägt von familialisti-
schen Strukturen. Durch die „interruption de carrière“ und dem „congé paren-
tal“ wurde das neue Leitbild einer erwerbstätigen Mutter, die ihren Beruf 
zugunsten der Kinderbetreuung unterbricht, geschaffen. Dies ist gemäß Leit-
ner (2013) nicht nur auf der strukturellen, sondern auch auf der gesellschaft-
lichen Ebene geschlechterdiskriminierend. Aufgrund der EU-Gesetzgebung 
zur Geschlechtergleichbehandlung wurden zugleich die sozialen Rechte ge-
schlechterneutral formuliert – ein Schritt in Richtung einer nicht geschlech-
terdiskriminierenden Variante des optionalen Familialismus. Dieser Schritt 
konnte jedoch auf der gesellschaftlichen Ebene nicht nachvollzogen werden 
(vgl. Leitner 2013: 181).  2001 wurde der Vaterschaftsurlaub von max. 10 
Tagen innerhalb der ersten 30 Tage nach der Geburt/der Adoption eines Kin-
des eingeführt.  
„Ob dieser erste Versuch der Inklusion von Vätern in die Kinderbetreu-
ung einem geschlechtsspezifisch nicht diskriminierenden optionalen Familia-
lismus den Weg weisen wird, bleibt abzuwarten“ (Leitner 2013: 181). 
Für Väter besteht gemäß den aktuellsten Daten aus dem Jahr 2015 ein 
Anspruch auf Vaterschaftsurlaub von zwei Wochen, anschließend werden für 
Väter 17,3 Wochen Elternzeit ermöglicht, woraus sich insgesamt 19,3 Wo-
chen ergeben. Der Mutterschutz beträgt in Belgien 15 Wochen. Im Anschluss 
daran sind lediglich 17,3 Wochen für den Elternurlaub der Mutter vorgese-
hen. Insgesamt ergibt sich hieraus eine relativ kurze Gesamtphase von 32,3 
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Wochen bezahlter Elternzeit für die Mutter (vgl. OECD 2018: o. S.). Derzeit 
gehört Belgien zu den Spitzenreitern der frühkindlichen Vorschulerziehung: 
Im Jahr 2015 nutzen 50,1% der 0- bis 3-jährigen Kinder (davon 23,3% bis zu 
29 Stunden pro Woche, 26,8% mehr als 30 Stunden pro Woche) eine öffent-
liche Kinderbetreuungseinrichtung (EU-Durchschnitt: 30,3%). Die Versor-
gungsquote der Kinder im Alter von drei bis sechs beträgt 98,8% (davon 
21,7% weniger als 29 Stunden pro Woche und 77,1 % mehr als 30 Stunden 
pro Woche) und liegt damit ebenfalls über dem EU-Durchschnitt (83,3%). 
Doch aufgrund der extrem kurzen Elternzeit sind die Kinderbetreuungsein-
richtungen für 0- bis 3-Jährige nicht in der Lage, die Nachfrage vollständig 
abzudecken. Die Erwerbsquote von Müttern mit Kindern unter sechs Jahren 
liegt 2016 bei 67,6% (EU-Durchschnitt: 61,4%), die der Väter bei 85,8% 
(EU-Durchschnitt: 88,2%). Ferner arbeiten 42,1% der Frauen in Teilzeit, was 
mehr als der EU-Durchschnitt ist (31,9%), während nur 9,5% der Männer 
teilzeitbeschäftigt sind (EU-Durchschnitt: 16,3%). Sowohl die allgemeine 
Erwerbsquote der Frauen (58,1%) als auch die der Männer (66,5%) ist in 
Belgien niedriger als im EU-Durchschnitt (61,4% und 71,9%). Insgesamt 
werden 2,2% des Bruttoinlandsprodukts in Familienleistungen investiert (vgl. 
Europäische Kommission 2018: o. S.).  
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Belgien verfügt mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 46428,67 
KKS im Jahr 2016 im Vergleich zu den anderen Ländern über eine hohe 
Wirtschaftsleistung (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Aktuell sind 15,9% der Be-
völkerung armutsgefährdet. Die Rate der erheblichen materiellen Deprivation 
ist im Unterschied zu Deutschland, Frankreich und Österreich mit 5,1% et-
was höher, insgesamt aber dennoch auf konstant niedrigem Niveau. Von 
Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen sind derzeit (2017) 20,3% der 
Bevölkerung (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Der Gini-Index unterliegt im Zeit-
verlauf zwischen 2003 und 2015 lediglich geringfügigen Schwankungen und 
beträgt gemäß den aktuellsten Daten aus dem Jahr 2015 27,7%, womit er 
etwas niedriger als in Deutschland, Frankreich und Österreich ist (vgl. Welt-
bank 2018: o. S.). Das geschlechtsspezifische Lohngefälle des durchschnittli-
chen Bruttostundenlohns ist im Vergleich zur gesamten EU mit 6,1% im Jahr 
2016 gering (vgl. UNECE 2018: o. S.). 
Obwohl Esping-Andersen (1990) Österreich, Deutschland, Belgien und 
Frankreich als konservativ klassifiziert hat, konnte Leitner (2013) zeigen, 
dass zwischen diesen konservativen Ländern, die sie als historische Fallbei-
spiele anführt, zeitweise unterschiedliche Varianten des Familialismus be-
standen. Diese Ergänzung wird im Rahmen dieser Dissertation weiterver-
folgt, indem all jene Länder im Sinne einer kontrastierenden Fallauswahl 
ausgewählt werden. Anzumerken ist, dass gemäß Leitner kein spezifisch 
konservatives Erklärungsmuster des Familialismuswandels empirisch aufge-
zeigt werden konnte. Jedoch weisen einerseits Deutschland und Österreich, 
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andererseits Frankreich und Belgien ähnliche Entwicklungspfade auf (vgl. 
Leitner 2013: 210). In Österreich und Deutschland folgte auf den impliziten 
Familialismus eine Phase des indirekt expliziten Familialismus, wobei dieser 
in Österreich früher einsetzte als in Deutschland. Anschließend wurden in-
nerhalb des expliziten Familialismus direkte Strukturen implementiert (wie-
der in Österreich früher als in Deutschland) und seit Beginn des 21. Jahrhun-
derts ist in Deutschland ein Trend zum optionalen Familialismus, d. h. auch 
eine Abkehr vom konservativen Entwicklungspfad zu verzeichnen (vgl. Leit-
ner 2013: 190). In Belgien und Frankreich war zu Beginn des 19. Jahrhun-
derts ein struktureller De-Familialismus vorzufinden, der vornehmlich in der 
frühkindlichen Bildung von Kindern im Vorschulalter zum Ausdruck kam, 
jedoch nicht von Müttern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf genutzt 
wurde, wie die niedrigen Erwerbsquoten bis Mitte der 70er zeigten. In beiden 
Ländern wurde der strukturelle De-Familialismus durch einen indirekt expli-
ziten Familialismus abgelöst – in Belgien früher als in Frankreich, doch hat 
Frankreich zugleich eine lange Phase direkt familisierender Maßnahmen 
vorzuweisen. In den 1980er Jahren wurde schließlich in beiden Ländern der 
optionale Familialismus durch indirekte und direkte familisierende Maßnah-
men eingeführt, wobei an den ehemals strukturellen De-Familialismus ange-
knüpft wurde (vgl. Leitner 2013: 191). Eine Zusammenfassung der Entwick-
lungspfade der aufgeführten vier konservativen Länder ist in Tabelle 11 und 
12 dargestellt. 
10.4. Ein interessanter Mischtypus – die Niederlande 
Da die Niederlande einen Lackmustest der Typologie Esping-Andersens 
(1990) darstellen, wird im Folgenden zunächst in die Problematik der allge-
meinen Klassifizierung eingeführt, bevor die familienpolitischen und ökono-
mischen Rahmenbedingungen im Detail skizziert werden. 
10.4.1. Einführung in die Diskussion über die Klassifizierung der 
Niederlande in die Wohlfahrtstypologie Esping-Andersens – 
ein Lackmustest 
Die Niederlande sind ein Land, das konservative Elemente eines bismarck-
schen Modells – in erster Linie Absicherungen sozialer Risiken durch bei-
tragspflichtige Sozialversicherungen – mit sozialdemokratischen Elementen 
in Form von Steuerfinanzierungen mit Grundsicherungscharakter kombiniert. 
Beide Elemente führen für WohlfahrtsstaatsforscherInnen zu Schwierigkei-
ten, die Niederlande regimetypologisch verorten zu können (vgl. Haarmann 
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Tabelle 11: Zusammenfassende Darstellung der familialistischen Entwick-
lung in Österreich und Deutschland 
Familialistische Entwicklung der österreichischen Kinderbetreuungspolitik 




 Indirekter expliziter Familialismus 
 Direkter expliziter Familialismus 
Familialistische Entwicklung der deutschen Kinderbetreuungspolitik 
1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 
Impliziter Familialismus  
 Indirekter expliziter Familialismus 
 Direkter expliziter 
Familialismus 
 D-Ost | Ost+West 
Optionaler 
Familialismus 
Quelle: Leitner 2013: 190. 
 
2012: 368). Dass die Niederlande sehr unterschiedlich kategorisiert werden 
können, je nach dem, was als Grundlage der Klassifizierung dient, wird u. a. 
von Goodin/Smitsman (2000) im Rahmen einer Reanalyse der Typologie 
Esping-Andersens dargestellt. „Whether typologies are genuinely explanatory 
or purely heuristic, it matters on what basis cases are assigned to kinds” 
(Goodin/Smitsman 2000: 39). Typologien können entweder auf der Grundla-
ge historischer Entwicklungen, auf der Grundlage von Programmeigenschaf-
ten oder auf der Grundlage von politischen Ergebnissen vorgenommen wer-
den. Im Falle der Niederlande weisen alle drei Dimensionen unterschiedliche 
Entwicklungen auf, weshalb der niederländische Wohlfahrtsstaat ein Lack-
mustest für die Kategorisierung von Wohlfahrtsstaaten ist:  
„1. Categorizing in terms of the history of policies and institutional ossifications 
of that history, the Dutch tax-transfer system looks distinctly corporatist.  
2. Categorizing instead in terms of program characteristics, the Dutch tax-transfer 
system looks strikingly social democratic.  
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Tabelle 12: Zusammenfassende Darstellung der familialistischen Entwick-
lung in Frankreich und Belgien 
Familialistische Entwicklung der französischen Kinderbetreuungspolitik 
1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 
Struktureller De-Familialismus  
 Indirekter expliziter   
Familialismus 
 
 Direkter expliziter 
Familialismus 
 
 Optionaler Familialismus 
Familialistische Entwicklung der belgischen Kinderbetreuungspolitik 
1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 
Struktureller De-Familialismus  
 Indirekter expliziter Familialismus  
 Optionaler Familialismus 
Quelle: Leitner 2013: 191. 
 
3. Categorizing in terms of policy outputs, programs whose formal features might 
make the Dutch tax-transfer system seem meanly liberal actually deliver results 
that make it seem generously post-productivist, well on its way toward effective-
ly realizing (without formally embracing) a “participation wage” version of a 
“basic income” model” (Goodin/Smitsman 2000: 40). 
Historisch betrachtet hat sich die Rolle des Staates in den Niederlanden stark 
verändert; durch die Wirtschaftskrise in den 1930er Jahren und infolge des 
zweiten Weltkrieges wurde ein entscheidender Grundstock für die Entwick-
lung des Wohlfahrtsstaates gelegt. Der niederländische Wohlfahrtsstaat etab-
lierte sich, als sich die „Verzuiling“ (Versäulung)126 und der Korporatismus 
 
126 „Diese Art der gesellschaftlichen Organisation, die sich ähnlich auch in Belgien wiederfin-
den ließ, entfaltete sich mit der Industrialisierung und dem Streit, welche Rechte den nun 
konkurrierenden konfessionellen Gruppen zustünden. Weite Teile des alltäglichen, kulturel-
len und politischen Lebens spielten sich in der eigenen Gruppe ab, während Außenkontakte 
keine größere Bedeutung hatten. Im Kern verliefen die Trennlinien vor allem zwischen den 
konfessionellen Gruppen, aber auch zwischen den weltanschaulich-politischen, und, weni-
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als zentrale Merkmale des politischen Lebens durchgesetzt haben (vgl. 
Goodin/Smitsman 2000: 43). Im Rahmen des Säulensystems, das von 1930 
bis 1960 dominierte127, war jede Säule durch eigene, auf politischen, kulturel-
len, religiösen und/oder sozioökonomischen „Cleavages“ basierenden Orga-
nisationen vertreten, die sich von den anderen Säulen unterschieden. Konfes-
sionelle Parteien, Calvinismus und insbesondere Katholizismus prägten in 
dieser Phase das politische Leben der Niederlande, was sich in stark divergie-
renden Parteien (wie die Katholieke Volkspartij, die Anti-Revolutionaire 
Partij und die Christelijk-Historische Unie) der verschiedenen reformierten 
Konfessionen ausdrückte (vgl. Haarmann 2012: 367). Jede Säule und ihre 
verbundenen Organisationen waren souverän; jede war dafür verantwortlich, 
sich um die eigenen Mitglieder zu kümmern – wodurch die Bildung von 
Subkulturen begünstigt wurde –, wobei der Staat nicht eingreifen konnte. 
Finanzielle staatliche Unterstützung war hingegen jederzeit willkommen. 
Nach den Grundsätzen der Subsidiarität durfte der Staat nur dort agieren, wo 
„versäulte“ Organisationen nicht tätig waren oder nicht tätig sein konnten. 
Ferner wurden Sozialleistungen über zwischengeschaltete Organisationen 
verwaltet, die an die jeweiligen Hauptsäulen gebunden waren. Das niederlän-
dische wirtschaftliche und politische Leben zwischen den 1930er und den 
1950er Jahren war nicht nur durch die Versäulung, sondern auch durch den 
Korporatismus gekennzeichnet, der hauptsächlich von KatholikInnen als 
Reaktion auf liberale Einflüsse angeregt wurde (vgl. Goodin/Smitsman 2000: 
43). 
Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern bezeichnen 
Goodin/Smitsman (2000) die Niederlande zunächst als „welfare lagged“, da 
fundamentale Sozialleistungen des Wohlfahrtsstaates, wie z. B. Rentenversi-
cherungen, später eingeführt wurden als in den anderen Ländern (in den 
meisten europäischen Ländern erfolgte die Einführung wohlfahrtsstaatlicher 
Sicherheitssysteme bereits zwischen 1883 und 1908). In den 1960er Jahren 
wurden Sozialleistungen, wie Kindergeld, Arbeitslosenversicherung und 
Invaliditätsrente, etabliert, die einen minimalen Lebensstandard garantieren 
sollten. In Bezug auf öffentliche Ausgaben haben sich die Niederlande in den 
1970er Jahren von einem „Wohlfahrtsnachzügler“ zu einem „welfare leader“ 
innerhalb der OECD Länder entwickelt. In der gesamten Dekade zwischen 
1970 und 1980 waren die Niederlande weltweit unter den Staaten mit den 
höchsten öffentlichen Ausgaben. Dies hatte Goodin/Smitsman (2000) zufolge 
zwei Ursachen: Auf der Nachfrageseite entstand in Folge des Zusammen-
bruchs der alten Säulen ein Konkurrenzkampf um WählerInnenstimmen 
 
ger ausgeprägt, berufsständischen Gruppen“ (Haarmann 2012: 367). Die klassischen Säulen 
waren die calvinistische, die die katholische, die sozialistische und die neutrale Säule. Zur 
Theorie der Versäulung s. Lijphart (1968). 
127 In den 1960er Jahre löste sich die Versäulung zugunsten einer individualisierteren Gesell-
schaft nach und nach auf (vgl. Haarmann 2012: 367). 
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zwischen konservativ-konfessionellen und sozialdemokratischen Parteien. 
Die konservativ-konfessionellen Parteien mussten umfangreiche Wohlfahrts-
leistungen anbieten, um mit den SozialdemokratInnen um Stimmen aus der 
ArbeiterInnenklasse konkurrieren zu können. Auf der Angebotsseite wurden 
die hohen öffentlichen Ausgaben durch Erträge des internationalen Handels 
und inländischer Erdgasbestände ermöglicht. Institutionell wurde das Wachs-
tum der Sozialausgaben durch korporatistische Traditionen der Selbstverwal-
tung von Sozialversicherungen begünstigt. Ende der 1970er Jahre trat eine 
Phase der Stagnation und Rezession ein. In Folge der Wirtschaftskrise 1987 
wurden die Ausgaben für Sozialleistungen gekürzt, doch zeigt sich bis heute: 
„While these reforms certainly pared back the Dutch welfare state in im-
portant respects, it remains to this day one of the largest-spending tax-transfer 
system in the OECD world“ (Goodin/Smitsman 2000: 44). Historisch be-
trachtet weisen die Niederlande und Schweden große Unterschiede auf, da in 
Schweden die Etablierung des Wohlfahrtsstaates infolge von politischen 
Mobilisierungen der ArbeiterInnenbewegungen eingeführt wurde (vgl. 
Goodin/Smitsman 2000: 44). Die historischen Ursprünge des niederländi-
schen Wohlfahrtsstaates sind hingegen fundamental korporatistisch charakte-
risiert, was Spuren in der Struktur der niederländischen Wohlfahrtsorganisa-
tionen und -verwaltung hinterlassen hat. Doch erschöpft sich die historische 
Entwicklung Goodin/Smitsman (2000) zufolge nicht ausschließlich in ihren 
Ursprüngen: 
„The defining moment for the Dutch welfare state as we know it today was, of 
course, the point at which vast sums of money started to be pumped through pre-
existing institutions. And what was going on at that moment was precisely politi-
cal pressure from the working class, expressed through the threat to abandon old 
confessional parties in favor of the Social Democrats. It may have been the con-
fessional parties who actually wrote the checks, but it was political pressure from 
the working classes that made them do it. So in that sense, perhaps we might see 
the key moment of Dutch welfare state development as substantially of a cloth 
with certain key features of classically Scandinavian social democratic ones” 
(Goodin/Smitsman 2000: 45). 
Insofern seien trotz der korporatistischen Ursprünge auch sozialdemokra-
tisch-skandinavische Schlüsselmerkmale der Entwicklung des Wohlfahrts-
staates in den Niederlanden zu verzeichnen. 
Weiterführend belegen Goodin/Smitsman (2000) durch ihre Reanalyse 
der Typologie Esping-Andersens, dass die Klassifizierung der Niederlande 
auf großen Ambivalenzen basiert. Im Rahmen der Typologie von Esping-
Andersen (1990) weisen die Niederlande im Hinblick auf das Liberalismus-
Cluster einen hoch-moderaten kumulativen Index Score auf, im Hinblick auf 
das sozialdemokratische Cluster einen vergleichsweise niedrig-starken und 
im Hinblick auf das korporatistische Cluster einen niedrig-moderaten (vgl. 
Esping-Andersen 1990: 74). Werden zusätzlich – wie von Goodin/Smitsman 
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(2000) erläutert – die Arbeitsmarktmaßnahmen berücksichtigt, zeigt sich, 
dass die Klassifizierung offenkundig uneindeutig ist. Unabhängig davon, ob 
das Fazit von Goodin/Smitsman (2000), die Niederlande als sozialdemokra-
tisch zu klassifizieren, befürwortet wird, gäbe es gemäß Haarmann (2012) 
gute Argumente, die sowohl für den konservativen als auch für den sozial-
demokratischen Typus sprechen würden (vgl. Haarmann 2012: 368). Festzu-
halten sei, dass die Entstehungsgeschichte und die Verwaltung der Sozialver-
sicherungen einen korporatistischen Charakter aufwiesen, da alle Sozialversi-
cherungen (mit Ausnahme der Rentenversicherung) paritätisch von den Sozi-
alpartnerInnen administriert wurden.  
„Heute sind die Sozialpartner[Innen] nur noch mit der Administration der Ar-
beitslosengelder, nicht aber der Arbeitslosenvermittlung vertraut. Die anderen 
Versicherungen sind in die Hände von durch den Staat bestellte Expertengremien 
gelegt – wie im Falle der staatlichen Rentenversicherung –, in den Aufgabenbe-
reich der Kommunen und privatwirtschaftlicher Dienstleister[Innen] übergegan-
gen – wie im Falle der Arbeitslosenverwaltung, dem Räte, bestehend aus einfa-
chen Mitgliedern der Versicherungen, zur Seite stehen – oder einem professionel-
len Management überantwortet – wie im Falle der Krankenversicherung. Diese 
Entwicklung der Abwendung vom Korporatismus – und damit auch traditioneller 
Selbstverwaltung – auf Ebene der einzelnen Sozialversicherungen geht mit der 
Fortexistenz der korporatistischen Beratungsorgane auf nationaler Ebene einher“ 
(Haarmann 2012: 369). 
10.4.2. Familienpolitische Momente in den Niederlanden 
In den Niederlanden wird vornehmlich die Teilzeitbeschäftigung von Müttern 
(z. B. ist im Jahr 2007 mit 62% ein extrem hoher Anteil an Müttern, die einer 
Teilzeitbeschäftigung nachgehen, vorzufinden) in Kombination mit einer 
relativ kurzen Elternzeit gefördert (vgl. Schleutker 2014: 181). Der bezahlte 
Mutterschaftsurlaub beträgt in den Niederlanden im Jahr 2015 nur 16 Wo-
chen (s. Tabelle 32 im Anhang: Gesamte bezahlte Elternzeit), was im Ver-
gleich zu den anderen hier aufgeführten Ländern mit Abstand der niedrigste 
Wert ist. Auch der Vaterschaftsurlaub ist mit 0,4 Wochen sehr niedrig (vgl. 
OECD 2018: o. S.). Im internationalen Vergleich stechen die Teilzeitquoten 
von Frauen in den Niederlanden immer wieder hervor, die das familienpoliti-
sche Ziel der Vereinbarkeit von Beruf und Familie verfolgen. 76,4% der 
Frauen und 26,2% der Männer gehen im Jahr 2016 einer Teilzeitbeschäfti-
gung nach – was die höchsten Teilzeitquoten in der EU-28 sind. Die aktuel-
len (2016) Beschäftigungsquoten von Eltern mit Kindern unter sechs Jahren 
sind mit 75,3% der Frauen und 93,5% der Männer deutlich oberhalb des EU-
Durchschnitts (61,4% bzw. 88,2%) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. 
S.). Neben der Förderung zur Teilzeitbeschäftigung ist auch das Angebot an 
Halbtags-Betreuungseinrichtungen relativ hoch (vgl. Schleutker 2014: 181), 
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wobei die Betreuungsangebote überwiegend durch private Kinderbetreuungs-
einrichtungen (profit oder non-profit) erfolgen (vgl. Ostner/Schmitt 2008b: 
210). 46,4% der Kinder unter drei Jahren werden gemäß den Daten der Euro-
päischen Kommission im Jahr 2015 im Rahmen von Kinderbetreuungsein-
richtungen betreut (davon 5,3% 30 Stunden pro Woche oder mehr und 41,1% 
29 Stunden pro Woche oder weniger), im EU-Durchschnitt sind es hingegen 
nur 30,3%. Vom dritten Lebensjahr bis zum schulpflichtigen Alter besuchen 
90,7% der Kinder eine Kinderbetreuungseinrichtung (davon 13,2% mehr als 
30 Stunden pro Woche und 77,5% bis zu 29 Stunden pro Woche), was eben-
falls deutlich über dem EU-Durchschnitt (83,3%) liegt (vgl. Europäische 
Kommission 2018: o. S.). 1991 wurde ein Gesetz zum Elternurlaub verab-
schiedet, das beiden Eltern bis zum vierten Lebensjahr des Kindes einen 
Anspruch auf Elternzeit von mindestens 20 Wochenstunden Arbeit für ma-
ximal sechs Monate gewährte (vgl. Marold 2009: 69f.). 2006 wurde eine 
innovative familienpolitische Maßnahme eingeführt – ein „[…] life-course 
savings scheme, which rests firmly on the idea of an individualized adult 
worker model family“ (Lewis et al. 2008: 272). Diese Maßnahme basierte auf 
der Idee eines erweiterten Handlungsspielraums, je nach individuellen Be-
dürfnissen ein Lebenslauf-Arrangement innerhalb der Lebensarbeitszeitrege-
lung wählen zu können. Aufgrund der hierauf folgenden Kürzungen einiger 
Maßnahmen in Bezug auf Erwerbsunterbrechungen zugunsten der Betreuung 
und einer Einführung individueller Planung einschließlich Finanzierung, 
sollen Anreize geschaffen werden, die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
von Frauen möglichst kurz zu halten (vgl. Marold 2009: 71). Knijn (2008)128 
und auch Marold (2009) schlussfolgern daraus, dass sich durch die zuneh-
mend flexiblen Arbeitszeitarrangements, marktwirtschaftliche Ansätze der 
Kinderbetreuung und ein individualisiertes Steuerrecht die niederländische 
Familienpolitik in einer Transformationsphase – von einer ehemals konserva-
tiven Ausrichtung in Richtung einer Fokussierung auf sozialdemokratische 
und liberale Elemente – befindet und insofern eine Mischform darstellt (vgl. 
Knijn 2008: 155; Marold 2009: 71). Insgesamt zeigt sich, dass aktuell im 
Sinne einer liberalen Orientierung nur 0,9% des Bruttoinlandsprodukts für 
Sozialschutzleistungen für Kinder und Familien ausgegeben werden (EU-
Durchschnitt: 2,4%) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
 
128 „Currently, the dominant idea about the relationship between work and care is being trans-
formed by combining its traditional corporatist traits, i.e. the familialisation of care respon-
sibilities, with an even less prominent role of the state. New laws have been introduced, 
such as The Work and Welfare Act (Wet Werk en Bijstand), the Social Support Act (Wet 
Maatschappelijke Ondersteuning), a new childcare law (Wet Kinderopvang), and the Life 
Course Saving Scheme (Levensloopregeling). The overall direction is to encourage Dutch 
citizens to liberate themselves from the state with respect to work and care: national public 
policy should not be understood as a problem-solver in this area. Individual citizens are 
supposed to become more autonomous in how they reconcile work and care obligations” 
(Knijn 2008: 155). 
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Ökonomische Rahmenbedingungen 
Die liberale Orientierung der Niederlande spiegelt sich ebenfalls in einem 
vergleichsweise sehr hohen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 50538,61 
KKS wieder, das auf eine hohe Wirtschaftsleistungsfähigkeit verweist (vgl. 
Weltbank 2018: o. S.). Seit 2012 ist ein Anstieg der Quote der von Armut 
bedrohten Personen von 10,1% auf 13,2% festzustellen. Zuvor lag stets ein 
konstant niedriges Niveau der Armutsgefährdung vor. Auch die Rate der 
erheblichen materiellen Deprivation ist mit aktuellen 2,6% sehr niedrig, le-
diglich in Schweden und Norwegen sind die Raten noch geringer. In Bezug 
auf die von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffene Bevölkerung zeigt 
sich ein stetiges Muster auf niedrigem Niveau. Im Jahr 2017 sind 17 % der 
niederländischen Bevölkerung von Armut und sozialer Ausgrenzung betrof-
fen (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Der Gini-Index beträgt nach aktuellsten Da-
ten aus dem Jahr 2015 29,3% (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Das geschlechts-
spezifische Lohngefälle des Bruttostundenlohns sinkt seit 2006 kontinuierlich 
von ehemals 23,6% auf 15,6% im Jahr 2016 (vgl. UNECE 2018: o. S.).  
10.5. Das „postsozialistische Regime“ kritisch hinterfragt  
Postsozialistische Länder werden häufig in der Wohlfahrtsstaatsforschung 
nicht – oder zumindest nicht als eigenständiger Typus – berücksichtigt. We-
der in der Typologie Esping-Andersens (1990) noch in der Typologie Korpis 
(2000) werden sie explizit dargestellt. Hobson/Oláh (2006) kritisieren dies zu 
Recht und integrieren in Korpis Typologie einen vierten postsozialistischen 
Typus, der als hybride Mischform zwischen liberalen (nach Korpi (2000) 
„Market Oriented“) und sozialdemokratischen (nach Korpi (2000) „Dual 
Earner“) Regimen beschrieben wird (vgl. Hobson/Oláh 2006: 206)129. Dass 
nicht nur zwischen konservativen Ländern unterschiedliche Varianten des 
Familialismus bestehen, sondern auch postsozialistische Länder unterschied-
liche Familialismusformen aufweisen, legen Szelewa/Polakowski (2008) 
sowie Szirka/Szelewa (2009) anhand der Anwendung von Leitners (2003) 
Typologie auf mittel- und osteuropäische Länder dar. Folglich gilt es, ebenso 
für die postkommunistischen Länder – abgesehen von den Gemeinsamkeiten 
ihres historischen staatssozialistischen Erbes – die unterschiedlichen Ent-
wicklungspfade des Familialismus zu berücksichtigen. 
 
129 „In our comparative analysis, we use the policy configurations in the Korpi model as ideal 
types and as a heuristic tool for analyzing similarities and differences among our countries 
and to suggest divergent patterns in the 1990s. Following but modifying his model, we or-
ganize our countries into four clusters: Dual Earner, General Support, and Market-Oriented. 
Our fourth cluster is the Transition Post-Socialist Countries that are a hybrid between the 
Dual Earner and Market-Oriented types” (Hobson/Oláh 2006: 206). 
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10.5.1. Familienpolitik in Polen, Tschechien und Ungarn  
Nach dem Mauerfall 1989 und dem Ende der kommunistischen Herrschaft 
befanden sich osteuropäische Frauen in einer „einzigartigen“ Situation. Auf 
der einen Seite konnten sie weltweit die höchsten Beschäftigungsquoten 
vorweisen – nur die skandinavischen sozialdemokratischen Länder kamen 
diesen sehr nahe. Auf der anderen Seite und im Gegensatz zu den skandinavi-
schen Ländern gab es jedoch wenige Diskussionen über die Notwendigkeit, 
dass Männer in die Hausarbeiten und Kindererziehung integriert werden 
sollten. Infolgedessen blieb der Haushalt die Domäne der Frau (vgl. Saxon-
berg/Sirovátka 2006: 185). Da praktisch alle Frauen während der kommunis-
tischen Ära arbeiteten und es ein gut entwickeltes System der Kinderbetreu-
ung gab, hätte man sich vorstellen können, dass die postkommunistischen 
Regime dem sozialdemokratischen Modell folgen würden. Saxon-
berg/Sirovátka (2006) zeigen jedoch, dass postkommunistische Regime ver-
sucht haben, das traditionelle Familienregime wiedereinzuführen.  
Elternzeit 
In den osteuropäischen Ländern gibt es zwei grundlegende Arten von bezahl-
ter Elternzeit: Erstens gibt es den für die ersten Lebensmonate des Kindes 
vorgesehenen Mutterschaftsurlaub, der versicherungsbasiert ist und ziemlich 
großzügig bemessen wird. Zweitens gibt es in jedem Land verschiedene 
Arten von Elternzeiten, die nicht versicherungsbasiert sind und weniger 
großzügig bemessen werden, aber dafür über einen längeren Zeitraum in 
Anspruch genommen werden können und für Väter offen sind. Der Mutter-
schaftsurlaub umfasste gemäß Saxonberg/Sirovátka (2006) in Tschechien 28 
Wochen, in Ungarn 24 Wochen und in Polen 16 Wochen; die gesamte El-
ternzeit betrug in Tschechien und Polen vier Jahre, in Ungarn zwei Jahre 
(vgl. Saxonberg/Sirovátka 2006: 186f.). 1996 erhielten polnische Männer 
erstmals einen Anspruch auf Elternzeit. Da Väter in Polen, Tschechien und 
Ungarn i. d. R. über ein höheres Einkommen verfügen als Mütter und die 
wirtschaftliche Situation für viele Paare prekär ist, nehmen bis heute nur 
wenige Männer die Elternzeit in Anspruch. Das Elterngeld betrug im Jahr 
2002 in Tschechien lediglich 14,9% (82,60 €), in Polen 15% (83,30 €) und in 
Ungarn 22,8% (82,60 €) des durchschnittlichen Einkommens. In Tschechien 
war das Elterngeld eine universale Leistung, die pauschal und unabhängig 
vom Einkommen gewährt wurde. Diese Kombination aus einer langen El-
ternzeit mit niedrigen Leistungsbeiträgen stellt Saxonberg/Sirovátka (2006) 
zufolge eine explizite Re-Familisierungspolitik dar, die getrennte Geschlech-
terrollen für Männer und Frauen fördert, da nur wenige Männer bereit sind, 
ihr Recht auf Elternzeit unter diesen Bedingungen in Anspruch zu nehmen. 
Aktuell ist jedoch die Flexibilität des Elternurlaubs eine Stärke der familien-
politischen Maßnahmen in Tschechien.  
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„Der Mutterschaftsurlaub kann über eine Dauer von insgesamt 28 Wochen in 
Anspruch genommen werden: 6–8 Wochen vor dem voraussichtlichen Entbin-
dungstermin und 20–22 Wochen nach der Geburt. Das Mutterschaftsgeld ist ein-
kommensabhängig und belief sich bei Frauen, die 2016 bis zu 901 CZK (35 €) 
pro Kalendertag verdienten, auf 70% ihres Gehalts. Es wird bei höheren Ein-
kommen teilweise reduziert. Der Höchstbetrag des Mutterschaftsgeldes betrug im 
Jahr 2017 33.120 CZK (1.295 €) pro Kalendermonat bzw. 1.104 CZK pro Kalen-
dertag (43 €)“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Im Anschluss an den Mutterschaftsurlaub besteht ein Anspruch auf unbezahl-
ten Elternurlaub bis das Kind maximal 3 Jahre alt ist, wobei keine Rückkehr 
in den gleichen Beruf gewährleistet wird. Der/die ArbeitgeberIn ist lediglich 
bis zum dritten Lebensjahr des Kindes dazu verpflichtet, eine Stelle anzubie-
ten, die den Qualifikationen des Elternteils entspricht. Die Elternzeit kann 
von beiden Eltern gleichzeitig genommen werden und zugleich kann ein 
Elternteil Elterngeld beziehen (der Höchstbetrag des Elterngeldes beläuft sich 
für den gesamten Zeitraum – die Bezugsdauer kann bis zu einem Kindesalter 
von 48 Monaten frei gewählt werden – auf 220000 CZK, was ca. 8803 € 
entspricht). Während des Bezuges von Elterngeld kann mit einer Einschrän-
kung weiterhin gearbeitet werden: Kinder, die jünger als 2 Jahre alt sind 
dürfen maximal 46 Stunden pro Monat eine öffentliche Kinderbetreuungsein-
richtung besuchen (für Kinder über 2 Jahre gibt es keine zeitliche Einschrän-
kung). Obwohl grundsätzlich Väter gleichermaßen die Elternzeit wahrneh-
men und Elterngeld beziehen können wie Mütter, ist ihr Anteil aufgrund des 
hohen geschlechtsspezifischen Lohngefälles in Tschechien sehr gering (vgl. 
Europäische Kommission 2018: o. S.).  
In Polen war die Elternzeit einer Bedürftigkeitsprüfung unterworfen und 
auf diejenigen beschränkt, die weniger als das Existenzminimum verdienten. 
Diese liberale Methode einer Bedürftigkeitsüberprüfung stellte gemäß Saxo-
nberg/Sirovátka (2006) eine implizite Re-Familisierungspolitik dar. Aktuell 
(seit Januar 2016) wird ein Mutterschaftsurlaub von 20 Wochen gewährt, der 
bezahlte Elternurlaub umfasst 32 Wochen. Väter haben bis zu einem Kindes-
alter von 2 Jahren einen Anspruch auf 2 Wochen bezahlten Vaterschaftsur-
laub, wobei die Eltern abwechselnd oder gleichzeitig die Elternzeit in An-
spruch nehmen können (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). Im Janu-
ar 2016 wurde die Maßnahme „Zlotowka za zlotowke“ (Cent für Cent) einge-
führt, die sicherstellen soll,  
„[…] dass Familien die meisten Leistungen weiterhin beziehen können, wenn das 
Familieneinkommen den Grenzwert übersteigt, bis zu dem sie Leistungen bezie-
hen dürfen. Statt auf den Gesamtbetrag der Leistung verzichten zu müssen, erhält 
die Familie eine Leistung, die nach und nach gekürzt wird. Die Leistung wird um 
jeden Cent des Einkommens, der den Grenzwert übersteigt, ebenfalls um einen 
Cent gekürzt“ (Europäische Kommission 2018: o. S.).  
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Außerdem wird seit Januar 2016 auch Personen, die keinen Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld haben (Arbeitslose, Studierende, LandwirtInnen etc.), eine 
neue Form des Elterngeldes in Höhe von 1000 Złoty (ca. 226 €) monatlich 
gewährt. Die 2015 eingeführte Steuerermäßigung ab dem dritten Kind (2000 
Złoty/ca. 453 € für das dritte, 2700/ca. 612 € für das vierte und folgende Kind 
pro Jahr) sowie die 2016 eingeführte universelle Leistung „Familie 500 
Plus“, die monatlich in Höhe von 500 Złoty (ca. 118 €) für das zweite und 
alle weiteren Kinder finanziert wird, verdeutlichen das familienpolitische Ziel 
einer Erhöhung der Fertilitätsrate (im Jahr 2015 beträgt die Fertilitätsrate 
1,32 Kinder pro Frau) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.).  
„Das Hauptziel der polnischen Familienpolitik besteht darin, zukünftige Eltern 
davon zu überzeugen, Kinder zu bekommen, um negative demographische Ent-
wicklungen umzukehren“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Ungarn ist ein Ausnahmefall: Die erste konservative postkommunistische 
Regierung (1990–1994) gewährte – infolge demographischer Überlegungen 
und dem Ziel einer Erhöhung der Reproduktionsrate (vgl. Liebhart et al. 
2003: 423) – eine relativ großzügige zweijährige Elternzeit: Geleistet wurden 
70 Prozent des Gehalts mit einer Obergrenze des doppelten Mindestlohns. 
Darüber hinaus konnten Eltern bis zu drei Jahren Arbeitslosengeld erhalten. 
Diese Regelung verlieh dem ungarischen Modell einen expliziten Fami-
liencharakter, der ebenfalls getrennte Geschlechterrollen förderte (vgl. Saxo-
nberg/Sirovátka 2006: 189). Im europäischen Vergleich werden Männer in 
den postsozialistischen Ländern dennoch vergleichsweise deutlich ermutigt, 
die Elternzeit wahrzunehmen, weshalb auch einige Elemente zur Förderung 
einer Gleichstellung der Geschlechter vorzufinden sind (vgl. Saxon-
berg/Sirovátka 2006: 189). In der Regel sind aktuell in Ungarn Frauen mit 
Kleinkindern 2–3 Jahre lang nicht erwerbstätig, um ihre Kinder zu Hause 
betreuen zu können – dies könnte eine Hauptursache für die niedrige Er-
werbsquote (40% in Ungarn im Vergleich zu 61,4% im EU-Durchschnitt) 
von Frauen mit Kindern unter 6 Jahren sein (vgl. Europäische Kommission 
2018: o. S.). Zugleich ist Ungarn bemüht, eine größere Flexibilität im Erzie-
hungsurlaubssystem zu ermöglichen. Im Jahr 2014 werden 2,3% des Brutto-
inlandsprodukts (im Vergleich dazu sind es in Tschechien 1,7%, in Polen 
1,5% und im EU-Durchschnitt 2,4% des Bruttoinlandsprodukts) für Fami-
lienleistungen und Sozialschutzleistungen ausgegeben. Insgesamt sind 20 
verschiedene Arten von Leistungen für Familien zu verzeichnen:  
„Einige von ihnen zielen darauf ab, die finanzielle Belastung durch die Erziehung 
von Kindern zu verringern, indem sie Familien unmittelbar finanzielle oder mate-
rielle Unterstützung bieten. Andere zielen darauf ab, Familien in bestimmten Le-
benssituationen zu unterstützen, wie z. B. durch zusätzlichen Jahresurlaubsan-
spruch, bezahlten Krankenstand zur Betreuung von Kindern für berufstätige El-
tern und Unterhaltsvorschüsse für Eltern, die sich scheiden lassen“ (Europäische 
Kommission 2018: o. S.). 
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Kindertagesstätten 
Während die postkommunistischen Regime die Elternzeit verlängert haben, 
wurden zur gleichen Zeit die staatlichen Kinderbetreuungsangebote für Kin-
der im Alter von 0 bis 3 Jahren drastisch reduziert. Fortan wurde die politi-
sche Verantwortung der Betreuungsangebote lokalen Behörden übertragen. 
Diese haben ihrerseits die Einschreibungsgebühren erhöht und die Schlie-
ßung vieler Kindergärten veranlasst. Ab 1989 ging die Zahl der Kindergärten 
in der Tschechischen Republik drastisch zurück (die Versorgungsquote von 
Kindern im Alter von 0 bis 3 Jahren in öffentlichen Betreuungseinrichtungen 
sank von 20,3% im Jahr 1989 auf 10,3% im Jahr 2002; gemäß den aktuells-
ten Daten der Europäischen Kommission sind es im Jahr 2015 nur noch 
2,9%, im Vergleich zu 30,3% in der EU), während in Polen die Zahl der 
Kindergärten bereits 1989 gering war (die Versorgungsquote von Kindern im 
Alter von 0 bis 3 Jahren in öffentlichen Betreuungseinrichtungen sank hier 
von 9,1% im Jahr 1989 auf 5,1% im Jahr 2002; im Jahr 2015 beläuft sich laut 
Europäischer Kommission die Versorgungsquote auf 5,4%) und sich in den 
kommenden Jahren in geringem Ausmaß reduzierte. Es verwundert nicht, 
dass die Europäische Kommission in Tschechien im Jahr 2015 „[…] eine der 
niedrigsten Quoten bezüglich der Bereitstellung offizieller Betreuungsdienste 
für Kleinkinder unter drei Jahren verzeichnet“ (Europäische Kommission 
2018: o. S.). Einmal mehr bildet Ungarn die Ausnahme, da kaum Verände-
rungen der staatlichen Betreuungsangebote nach dem Zerfall des kommunis-
tischen Regimes im Zeitverlauf zwischen 1989 und 2002 vorzufinden sind – 
der Anteil der 0- bis 2-jährigen Kinder in Kindergärten ging lediglich um 
etwas mehr als ein Prozent zurück (von 11,7% im Jahr 1989 auf 10,1% im 
Jahr 2002; aktuell werden gemäß Europäischer Kommission 15,3 % der Kin-
der unter 3 Jahren im Rahmen einer öffentlichen Kinderbetreuungseinrich-
tung betreut) (vgl. Saxonberg/Sirovátka 2006: 189). In den kommunistischen 
Ländern konnten Kinder bis zu einem Alter von drei Jahren „Nursery 
Schools“ besuchen. Im Anschluss daran konnten sie bis zu einem Alter von 
sechs oder sieben Jahren in den Kindergarten gehen. In Tschechien wurde 
das System der „Nursery Schools“ zugunsten der Kindergärten weitgehend 
abgeschafft. Obwohl Kindergärten Kinder unter 3 Jahren aufnehmen dürfen, 
sind sie jedoch nicht dazu verpflichtet (eine Änderung der Gesetzeslage ergab 
sich 2016 in Form des Rechtes von Kindern im Alter von 2 bis 4 Jahren auf 
einen Platz in einer Kinderbetreuungseinrichtung). Die Entscheidung über die 
Aufnahme von unter Dreijährigen hängt im Wesentlichen von der wirtschaft-
lichen Situation und der Kapazität des jeweiligen Kindergartens ab. Eine 
Tendenz nach Kindergartenplätzen für jüngere Kindern zu suchen, deutet 
darauf hin, dass für Kinder unter 3 Jahren noch immer ein Bedarf an Kinder-
tagesstätten besteht (vgl. Saxonberg/Sirovátka 2006: 189f.). „[…] die Kapa-
zität der Kinderbetreuungseinrichtungen für Kleinkinder [reicht selbst] der-
zeit nicht aus“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). Auch für die Kinder 
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ab 3 Jahren ist aktuell festzustellen, dass in Tschechien trotz einer hohen 
Versorgungsquote für diese Kohorte (77,5% im Jahr 2015) das Angebot nicht 
der Nachfrage entspricht – 2016/2017 wurden knapp 32000 Anträge auf 
Kinderbetreuung abgelehnt (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Während die Versorgungsraten für Kinder unter 3 Jahren insbesondere in 
Tschechien im Zeitverlauf stark zurückgegangen sind, sind sie für Kinder im 
Alter von 3–6 Jahren in Tschechien und Ungarn, aber mit Ausnahme von 
Polen130 (basierend auf dem Jahr 2015 43% in Polen im Vergleich zum EU-
Durchschnitt von 83,3%), hoch geblieben. Die Kombination aus langer El-
ternzeit und fehlendem Zugang zu Kindertagesstätten für Kinder unter drei 
Jahren erschwert es Frauen, Beruf und Karriere zu vereinbaren. Tschechien 
hat gemäß Saxonberg/Sirovátka (2006) auf explizite Weise das konservative 
geschlechtsspezifische Rollenmodell eingeführt, das aus einer Kombination 
einer pauschalen Elternzeit und einer unzureichenden staatlichen Unterstüt-
zung in Form von Kindertagesstätten beruht. In der Zwischenzeit hat Polen 
ein liberaleres, implizit familiäreres Modell verfolgt, in dem die meisten 
Familien keinen Anspruch auf Elternzeit haben und der Staat den Zugang zu 
Kindergärten nur wenig unterstützt (die Klassifizierung der Kinderbetreu-
ungspolitik von Tschechien als expliziten Familialismus und Polen als impli-
ziten Familialismus wird auch von Szelewa/Polakowski (2008) gestützt131). 
Diese eher marktorientierte Politik unterstützt das „male breadwinner mo-
del“, indem es Frauen zur Rückkehr in den Haushalt verleitet, da zu wenig 
staatliche Betreuungsmöglichkeiten bestehen und kaum Anreize zur Wahr-
nehmung der Elternzeit für Väter gewährt werden. Die Versorgungsquote 
von Kindern im Alter zwischen drei und fünf beträgt im Jahr 2002 in Polen 
lediglich 49,9%; gemäß aktuellster Daten der Europäischen Kommission 
beträgt die Einschreibungsrate für Kinder ab 3 Jahren 43%. Hingegen sind in 
Tschechien im Jahr 2002 94,7% und in Ungarn 87,8% vorzufinden (basie-
 
130 Obwohl die Einschreibungsraten für Kinderbetreuungsplätze in Polen sehr niedrig sind, 
werden staatliche Maßnahmen eingeführt, um den Zugang zur Kinderbetreuung zu verbes-
sern. Dadurch hat sich die Zahl der Kinderbetreuungseinrichtungen von 511 im Jahr 2010 
auf 3451 im Jahr 2016 erhöht. 2011 wurde beispielsweise das Programm „Maluch“ einge-
führt, „[…] um Kommunalregierungen zu ermutigen, Kinderkrippen und Kinder-Clubs ein-
zurichten. Die für das Programm verfügbaren Mittel sind kontinuierlich von 15,2 Mio. Zło-
ty (ca. 3,4 Mio. €) im Jahr 2011 auf 151 Mio. Złoty (ca. 34 Mio. €) im Jahr 2016 gestiegen. 
Bis 2015 wurden durch diese Maßnahme 12.500 neue Kinderbetreuungsplätze geschaffen. 
Die Regierung plant, die „Maluch“-Maßnahme bis 2018 um weitere 300 Mio. Złoty zu er-
weitern“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). Außerdem wird die Ermöglichung früh-
kindlicher Bildung für Kommunen zunehmend verpflichtet. „Seit 2009 hat jedes 5-jährige 
Kind Anspruch auf einen Platz im Kindergarten, seit 2015 jedes 4-jährige Kind und seit 
2017 jedes 3-jährige Kind“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). 
131 Die gesamte Klassifizierung von Szelewa/Polakowski (2008) umfasst Tschechien, die 
Slowakei und Slowenien als dem expliziten Familialismus zugehörig, Estland und Lettland 
als „female mobilizing type“, Litauen und Ungarn als „comprehensive support model“ und 
Polen als dem impliziten Familialismus zugehörig (Szelewa/ Polakowski 2008: 128).  
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rend auf den aktuellen Daten der Europäischen Kommission sind es im Jahr 
2015 in Tschechien 77,5% der Kinder im Alter von 3 bis 6 Jahren und in 
Ungarn sogar 89,1% im Vergleich zum EU-Durchschnitt von 83,3%). Ob-
wohl Ungarn dem konservativen – ausdrücklich auf Re-Familisierung ausge-
richteten – Weg folgt, förderte es Anfang des 21. Jahrhunderts nicht so stark 
geschlechtsspezifische Rollen wie Tschechien, da es den Vätern mehr Anrei-
ze gab, die Elternzeit wahrzunehmen und einen besseren Zugang zu Kinder-
gärten bot (vgl. Saxonberg/Sirovátka 2006: 190f.). Dies mögen Gründe sein, 
warum Ungarn in der Phase nach 2002 von Szelewa/Polakowski (2008) als 
optional familialistisch klassifiziert wird. Für eine detaillierte Differenzierung 
zwischen Ungarn – nach seiner Umbruchsphase vom expliziten Familialis-
mus zum optionalen Familialismus – und Polen als strikt dem impliziten 
Familialismus angehörig sei außerdem auf den Artikel von Szikra/Szelewa 
(2009) verwiesen. Hierin wird konstatiert, dass beide Länder zwar die Ge-
meinsamkeit des staatssozialistischen Erbes aufweisen, doch trotzdem große 
Unterschiede im Hinblick auf die Familienpolitik bestehen. Ungarn bietet ab 
2002 nicht nur diverse familialistische finanzielle Unterstützungen, sondern 
zugleich öffentliche Kinderbetreuungsdienstleistungen an, während in Polen 
das Angebot öffentlicher Kinderbetreuungseinrichtungen weiterhin sehr ge-
ring ist und finanzielle Leistungen lediglich bedarfsorientiert sind, d. h. nur 
der ärmere Teil der Bevölkerung davon profitiert (vgl. Szikra/Szelewa 2009: 
113). Anzumerken ist, dass sich in Ungarn nach dem Ende der Regierung 
Viktor Orbáns im Jahre 2002 das „comprehensive support model“ durchge-
setzt hat. Zuvor – zwischen 1989 und 1999 – ist die Kinderbetreuungspolitik 
Ungarns als explizit familialistisch kategorisiert (vgl. Szelewa/Polakowski 
2008: 128). Aufgrund der Wiederwahl Orbáns im Jahr 2010, der auch aktuell 
noch das Amt des Ministerpräsidenten innehat, und dem rechtskonservativen 
Kurs einschließlich einer pronatalistischen Parteiideologie seiner amtierenden 
Regierungspartei Fidesz (Regierungskoalition: Fidesz/KDNP) ist ein Wieder-
aufleben des expliziten Familialismus in Ungarn nicht auszuschließen. Aktu-
ell können berufstätige Eltern zwar für die Betreuung ihrer Kinder im Alter 
von 20 Wochen bis 3 Jahren öffentliche Kindertagesstätten in Anspruch 
nehmen, jedoch wird dies nur für 15,3% der Kinder unter 3 Jahren genutzt 
(EU-Durchschnitt: 30,3%; gleichwohl ist dies deutlich mehr als in Tschechi-
en (2,9%) oder in Polen (5,4%)). In Ungarn wird die Mehrheit der Kleinkin-
der zu Hause von den Eltern bzw. meist von der Mutter betreut. Im Sinne der 
Chancengleichheit wurde im September 2015 eine Kindergartenpflicht für 
alle Kinder ab 3 Jahren implementiert (zuvor war nur das letzte Jahr des 
Kindergartens verpflichtend), um benachteiligte Kinder durch öffentliche 
Betreuungseinrichtungen zu fördern. Für Kinder ab 3 Jahren bis zum schul-
pflichtigen Alter von 6 Jahren zeigt sich, dass Ungarn mit einer Versor-
gungsquote dieser Gruppe von 89,1% oberhalb des EU-Durchschnitts von 
83,3% liegt (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
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Arbeitsmarktpolitik 
Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen können die Möglichkeiten der Verein-
barkeit von Beruf und Familie erleichtern, indem Teilzeitarbeit ermöglicht 
wird. In Westeuropa sind meist flexible Arbeitsarrangements möglich, 
wodurch viele Frauen in Teilzeit arbeiten. Da in den osteuropäischen Ländern 
Kindertagesstätten für Kinder unter 3 Jahren nicht ohne weiteres zur Verfü-
gung stehen, ist gemäß Saxonberg/Sirovátka (2006) zu erwarten, dass Mütter 
solange in Teilzeit arbeiten wollen, bis ihre Kinder in den Kindergarten 
kommen, um auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen und zugleich die Familie 
durch ein ergänzendes Einkommen zu unterstützen. Saxonberg/Sirovátka 
(2006) zufolge haben die osteuropäischen Regierungen jedoch bisher die 
Richtlinie 98/23/EG des Rates nicht umgesetzt und Rechtsvorschriften erlas-
sen, die Eltern von Kleinkindern die Möglichkeit geben, ihr Recht auf Teil-
zeitarbeit durchzusetzen. Sie haben auch keine steuerlichen Anreize oder 
andere Maßnahmen eingeführt, um Teilzeitarbeit zu erleichtern. Folglich 
arbeiten Frauen in Osteuropa weniger in Teilzeit als in Westeuropa mit Aus-
nahme von Polen (in Polen ist Teilzeitarbeit von Frauen nach wie vor im 
europäischen Vergleich selten, doch im Vergleich zwischen den osteuropäi-
schen Ländern weist Polen eine der höchsten Teilzeitquoten von Frauen auf), 
weil polnische Mütter häufig familiäre Unterstützung für die Kinderbetreu-
ung durch ihre Eltern erhalten (vgl. Saxonberg/Sirovátka 2006: 191). Wäh-
rend der Anteil von Frauen am Arbeitsmarkt nach dem Mauerfall nur einen 
moderaten Rückgang erfahren hat, ist die Fertilitätsrate in Osteuropa drama-
tisch – um fast 50% – eingebrochen. Da sich die meisten osteuropäischen 
Frauen verpflichtet fühlen, arbeiten zu müssen, um ihre Familie zu unterstüt-
zen, wird eine Familienpolitik, die auf eine Erwerbsunterbrechung zugunsten 
der Kinderbetreuung abzielt, genau das Gegenteil bewirken: Frauen werden 
schlussfolgern, dass sie es sich nicht leisten können den Arbeitsmarkt zu 
verlassen, um Kinder zu bekommen (vgl. Saxonberg/Szelewa 2007: 367). 
Die Einkommen der Väter sind zu niedrig, als sie für die Verpflegung der 
ganzen Familie ausreichend sein könnten, und staatliche finanzielle Anreize, 
wie das Eltern- oder das Kindergeld, sind zu gering, um den Verlust eines 
zweiten Einkommens zu kompensieren (vgl. Saxonberg/Szelewa 2007: 368). 
Dies könnte ein Grund für die immer noch sehr niedrige Fertilitätsrate in 
Ungarn (gemäß der OECD liegt sie im Jahr 2015 bei 1,4 womit sie zu den 
niedrigsten Fertilitätsraten in Europa zählt; dennoch ist dies seit 1997 der 
höchste Wert Ungarns. Die Fertilitätsrate erreichte 2011 mit einem Wert von 
1,2 ihren Tiefpunkt und stieg bis 2015 kontinuierlich an) in Kombination mit 
dem – von der Europäischen Kommission bezeichneten – Doppelverdiene-
rInnen-Modell sein: Die Erwerbsbeteiligung der 15- bis 64-jährigen Männer 
(73%) und Frauen (60,2%) weist im Jahr 2016 kaum Unterschiede zum EU-
Durchschnitt auf (Frauen 61,4%; Männer 66,6%), wobei, wie bereits be-
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schrieben, Frauen mit Kleinkinder meist 2–3 Jahre den Arbeitsmarkt verlas-
sen (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
„Seit nunmehr 50 Jahren ermutigt das ungarische familienpolitische System 
Frauen, den Arbeitsmarkt für etwa drei Jahre nach der Geburt zu verlassen. Seit 
der Einführung des bezahlten Elternurlaubs (GYES) im Jahr 1967 ist dies zur ge-
sellschaftlichen Norm geworden und wird von den meisten Müttern und Vätern 
akzeptiert, wobei letztere in diesen Jahren zum Haupternährer wurden“ (Europäi-
sche Kommission 2018: o. S.). 
Teilzeitarbeit ist nach wie vor in Ungarn kaum verbreitet, da lediglich 6,8% 
der Frauen in Teilzeit arbeiten (EU-Durchschnitt: 31,9%). Gleichwohl wurde 
2014 eine Reform eingeführt, die die Erwerbstätigkeit von Müttern mit Kin-
dern unter 3 Jahren in Form einer Teilzeitbeschäftigung durch finanzielle 
Anreize vor dem 2. Geburtstag des Kindes fördern soll. Im Sinne eines optio-
nalen Familialismus werden hierdurch mehrere Alternativen geboten, weil es 
nach wie vor auch möglich und unabhängig von der vorherigen Erwerbstä-
tigkeit ist, mehrere Jahre bezahlte Elternzeit zu Hause zu verbringen, um die 
Kinder im Alter von bis zu drei Jahren zu betreuen (ab dem dritten Kind 8 
Jahre) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Die Beschäftigungsquoten in Tschechien liegen gemäß den aktuellsten 
Daten für beide Geschlechter oberhalb des EU-Durchschnitts: 2016 befinden 
sich 79,3% der Männer (EU-Durchschnitt: 71,9%) und 64,4% der Frauen 
(EU-Durchschnitt: 61,4%) in einem Beschäftigungsverhältnis. Jedoch ist die 
Erwerbsquote von Müttern mit Kindern unter 6 Jahren sehr niedrig (45,2% in 
Tschechien, 61,4% in der EU), hingegen die der Väter sehr hoch (94,7% in 
Tschechien, 88,2% in der EU). Im Jahr 2015 liegt der Gender Pay Gap mit 
22,5% deutlich über dem EU-Durchschnitt (16,3%). Auch in diesem Land ist 
die Teilzeitbeschäftigung kaum verbreitet. 2016 beträgt der Anteil teilzeitbe-
schäftigter Frauen lediglich 10% (EU-Durchschnitt: 31,9%) (vgl. Europäi-
sche Kommission 2018: o. S.). 
In Polen ist aktuell im Ländervergleich die niedrigste Fertilitätsrate vorzu-
finden (1,3) (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Die derzeitige Erwerbstätigenquote 
von Männern (71,9%) entspricht (im Jahr 2016) ungefähr dem EU-
Durchschnitt (71%), die der Frauen ist im EU-Vergleich (61,4% in der EU) 
etwas niedriger (58,1% in Polen). Teilzeitbeschäftigungen sind immer noch 
selten: lediglich 9,7% der Frauen (und 3,7% der Männer) befinden sich in 
einem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis. Hingegen ist die Erwerbsbeteiligung 
von Eltern mit Kindern unter 6 Jahren (62,2% der Mütter und 90,5% der 
Väter) im europäischen Vergleich hoch (vgl. Europäische Kommission 2018: 
o. S). Aufgrund des allgemeinen Ziels einer Optimierung der Lebensbedin-
gungen wurde im Januar 2017 der Mindestlohn auf 2000 Złoty (ca. 467,15 €) 
und im Januar 2018 auf 2100 Złoty (ca. 490,51 €) aufgestockt. Auch der 
Mindeststundenlohn wurde im Januar 2017 auf 13,00 Złoty (ca. 4,06 €) und 
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im Januar 2018 auf 13,70 Złoty angehoben (vgl. Europäische Kommission 
2018: o. S.). 
Obwohl die postkommunistischen Länder durchaus Gemeinsamkeiten im 
Hinblick auf einen Re-Familisierungstrend aufweisen, sind die Unterschiede 
zwischen den Ländern nicht zu vernachlässigen. Saxonberg/Szelewa (2007) 
greifen dieses Argument auf und kontrastieren die tschechische und die pol-
nische Familienpolitik, um die Unterschiede zwischen beiden Ländern zu 
vertiefen bzw. zu erklären. Ein oftmals genutztes Argument zur Erklärung 
der Gemeinsamkeiten postkommunistischer Länder bezieht sich auf den 
Einfluss der katholischen Kirche. Da Polen streng katholisch und Tschechien 
vergleichsweise säkularisiert ist, müsste – im Sinne der „Catholic Hypothe-
sis“ – in Polen das konservative „general family support model“ stärker aus-
geprägt sein als in Tschechien. Doch konnten Saxonberg/Sirovátka (2006) 
sowie Saxonberg/Szelewa (2007) zeigen, dass Tschechien stärker am konser-
vativen Modell orientiert ist und Polen hingegen stärker dem liberalen, 
marktorientierten Modell näherkommt, nachdem familiale Maßnahmen ge-
mäß dem Markt reguliert und einer Bedarfsüberprüfung unterzogen werden 
(vgl. Saxonberg/Szelewa 2007: 355). Dies manifestiert sich u. a. in Polen in 
viel geringeren Investitionen für Kindergärten als in Tschechien (vgl. Saxon-
berg/Szelewa 2007: 359). Zudem zeigt sich eine historische Pfadabhängig-
keit, da Polen auch unter der kommunistischen Herrschaft deutlich weniger 
Kindergartenplätze zur Verfügung stellte als die Tschechische Republik. 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Was die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anbelangt, liegt Tschechien auf 
deutlich höherem Niveau als Polen und Ungarn. Polen und Ungarn weisen im 
Zeitraum zwischen 2001 und 2016 einen äußerst ähnlichen konstanten An-
stieg des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf auf niedrigem Niveau auf. Aktuell 
beträgt das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Tschechien 34749,21 KKS, in 
Polen 27383,25 KKS und in Ungarn hingegen nur 26700,76 KKS (vgl. Welt-
bank 2018: o. S.). Auch die Armutsgefährdungsquote ist im Jahr 2017 in 
Tschechien mit 9,2% der Bevölkerung deutlich niedriger als in Ungarn 
(13,4%) und in Polen (15%) – im EU-Vergleich weist Tschechien sogar die 
niedrigste Armutsgefährdungsquote auf. Im Hinblick auf die erhebliche mate-
rielle Deprivation liegt Ungarn mit 14,5% weit vorne (wobei seit 2013 ein 
kontinuierlicher Rückgang von ehemals 27,8% auf 14,5% zu verzeichnen 
ist), gefolgt von Polen mit 5,9% und Tschechien mit lediglich 3,7% (vgl. 
Eurostat 2018a: o. S.). Während in Ungarn die Situation folglich sehr prekär 
erscheint, ist in Tschechien das Armutsniveau auffallend niedrig. Auch die 
Verteilung der Einkommen ist in Tschechien am homogensten: Der Gini-
Index beträgt im Jahr 2015 nur 25,9%, in Ungarn 30,4% und in Polen 31,8% 
(vgl. Weltbank 2018: o. S.). Selbst im Vergleich zu allen anderen Ländern ist 
Tschechien Spitzenreiter einer homogenen Einkommensverteilung. Eine 
weitere Spitzenreiterposition ist für Tschechien in Bezug auf den Gender Pay 
251 
Gap vorzufinden – diesmal jedoch mit Blick auf eine Ungleichverteilung. In 
keinem anderen der dargestellten Länder sind die Bruttostundenlöhne zwi-
schen den Geschlechtern derzeit so ungleich verteilt wie in Tschechien. Der 
Gender Pay Gap beträgt im Jahr 2016 in Tschechien 21,8%, in Ungarn 14% 
und in Polen nur 7,2% (vgl. UNECE 2018: o. S.). 
10.5.2. Familienpolitik in Litauen 
Litauen ist (neben Ungarn) gemäß Szelewa/Polakowski (2008) dem „com-
prehensive support model“ zuzuordnen, weil dieses Modell unterschiedliche 
Kombinationen von bezahlter Beschäftigung und Kinderbetreuung zulässt 
und den Familien dadurch eine individuelle Wahlmöglichkeit in Form von 
umfassenden Alternativen bietet. Es stehen öffentliche Kinderbetreuungsein-
richtungen zur Verfügung und insbesondere DoppelverdienerInnenpaare 
werden gefördert. Familien und Frauen werden im Hinblick auf die Kinder-
betreuung sowohl entlohnt als auch entlastet, was zudem eine Mobilisierung 
von DoppelverdienerInnen innerhalb der Familie beinhaltet (vgl. Szele-
wa/Polakowski 2008: 127).  
Klein (2013) stellt eine hohe lohnbezogene Unterstützung in Form der El-
ternzeitregelung fest. Im Jahr 2010 wurden 85% des vorherigen Gehalts über 
einen Zeitraum von 24 Monaten gewährt (vgl. Klein 2013: 181). Der Eltern-
urlaub kann für eine maximale Dauer von 3 Jahren genommen werden, je-
doch wird nur im ersten Jahr eine stark einkommensabhängige Unterstützung 
geleistet. Für den 24-monatigen bezahlten Elternurlaub bestehen aktuell zwei 
Möglichkeiten:  
„Entweder die Inanspruchnahme des Elternurlaubs über einen Zeitraum von 12 
Monaten (bei 100% des bisherigen Gehalts) oder über einen Zeitraum von 24 
Monaten (bei 70% des bisherigen Gehalts im ersten Jahr und 40% im zweiten 
Jahr). Eltern haben Anspruch auf Elterngeld, wenn sie in den vergangenen 24 
Monaten mindestens 12 Monate lang Sozialversicherungsabgaben gezahlt haben. 
[…] Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das Elterngeld entsprechend der Anzahl 
der Kinder, jedoch nicht um mehr als das 3,2-fache des durchschnittlichen versi-
cherten Monatseinkommens (derzeit 1.379 €)“ (Europäische Kommission 2018: 
o. S.). 
Der Elternurlaub kann auch von anderen Bezugspersonen als der Mutter, wie 
z. B. von Großmüttern oder Großvätern, genommen werden, wobei diese 
keinen Anspruch auf Elterngeld haben. Insgesamt werden 1,1% des Bruttoin-
landsprodukts für Sozialschutzleistungen aufgewendet (EU-Durchschnitt: 
2,4%). Bei der Betrachtung von postsozialistischen Ländern in Bezug auf die 
Versorgungsquote von 0- bis 2-jährigen Kindern fällt die vergleichsweise 
hohe Quote in Litauen auf (die Daten der OECD sind im Zeitverlauf von 
2005 (17%) bis 2014 (28,8%) verfügbar). Jedoch ist anzumerken, dass die 
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Versorgungsquote der 0- bis 2-jährigen Kinder in Litauen gemäß der OECD 
großen Schwankungen unterliegt (2005: 17%, 2006: 8,1%, 2007: 26,9%, 
2008: 13,7%, 2009: 14,8%, 2010: 16,07%, 2011: 11,8%, 2012: 9%, 2013: 
12,1%, 2014: 28,87%). Die Europäische Kommission stellt für das Jahr 2015 
fest, dass die Versorgungsquote der Kinder im Alter von 0–3 Jahren mit 
9,7% im Vergleich zum EU-Durchschnitt von 30,3% relativ gering ist. Für 
Kinder im Alter von 3 Jahren bis zum schulpflichtigen Alter beträgt die Ver-
sorgungsquote 73,8% und liegt damit ebenfalls unterhalb des EU-
Durchschnitts von 83,3%. Die Vorschulerziehung für 6-Jährige ist seit 2016 
verpflichtend. Da die Kinderbetreuungseinrichtungen der Nachfrage nicht 
gerecht werden können, ist der Ausbau der Betreuungsangebote eine aktuelle 
Priorität der Kommunen – insbesondere aufgrund der hohen Quote armutsge-
fährdeter Kinder (32,7% im Jahr 2015) (vgl. Europäische Kommission 2018: 
o. S.). 
Obgleich die Teilzeitquoten von Frauen postsozialistischer Länder insbe-
sondere im Vergleich zu westeuropäischen Ländern sehr gering sind, so zeigt 
sich doch eine für postkommunistische Länder verhältnismäßig eher hohe 
Teilzeitquote in Litauen (lediglich in Polen sind noch höhere Teilzeitquoten 
vorzufinden) – zumindest zwischen 1998 und 2005 lag sie im zweistelligen 
Bereich und erreichte 1999 einen Höhepunkt von 15,13% (vgl. OECD 2017: 
o. S.). 2016 liegt gemäß Europäischer Kommission die Teilzeitbeschäfti-
gungsquote der 15- bis 64-jährigen Frauen bei 8,8% und die der Männer bei 
5,4%. Für Frauen mit Kindern unter 6 Jahren ist festzustellen, dass diese in 
Litauen besonders häufig erwerbstätig sind: Im Jahr 2016 gehen 75,2% einer 
Beschäftigung nach, hingegen sind es im EU-Durchschnitt nur 61,4%. Jedoch 
bestehen Unterschiede zwischen den Gehältern von Männern und Frauen, 
obwohl das geschlechtsspezifische Lohngefälle mit 14,2% etwas niedriger als 
im EU-Durchschnitt (16,3%) ist. Die aktive Rolle der Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt in Litauen wird nicht zuletzt durch die Erwerbsquote von Frauen 
im Alter zwischen 15–64 Jahren mit 68,8% (im Jahr 2016) im Vergleich zu 
den Männern mit 70% ersichtlich (EU-Durchschnitt: Männer – 71,9%, Frau-
en – 61,4%) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf beläuft sich in Litauen im Jahr 2016 auf 
29862,32 KKS und ist folglich geringfügig höher als in Polen und Ungarn. 
Aufgrund der Finanzkrise ist zwischen 2008 und 2009 eine Rezession inso-
fern festzustellen, als das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von 20744,07 KKS 
auf 18142,65 KKS gesunken ist (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Seit 2010 ist 
jedoch wieder ein kontinuierlicher Anstieg der Wirtschaftsleistung Litauens 
zu konstatieren. Auffallend hoch ist die Armutsgefährdungsquote: Im Jahr 
2017 erreicht sie einen Spitzenwert von 22,9% und liegt damit nur etwas 
unterhalb von dem vergleichsweise höchsten Armutsgefährdungsniveau von 
Rumänien und Bulgarien. Ferner ist ein deutlicher Anstieg im Zeitverlauf 
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zwischen 2001 und 2017 von 17% auf 22,9% zu verzeichnen. Hingegen 
entwickelt sich die Rate der erheblichen materiellen Deprivation positiv: sie 
ist seit 2012 rückläufig – insgesamt dennoch mit aktuellen 12,4% auf hohem 
Niveau. Auch der Bevölkerungsanteil, der von Armut und sozialer Ausgren-
zung bedroht ist, ist mit derzeit 29,6% hoch (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Zu-
gleich zeigt sich, dass Litauen aktuell gemeinsam mit Russland Spitzenreiter 
der Einkommensungleichverteilung ist. Der Gini-Index von 37,4% liegt im 
Jahr 2017 deutlich oberhalb der Gini-Indizes der anderen Länder (vgl. Welt-
bank 2018: o. S.). Wie bereits erläutert, ist das geschlechtsspezifische Lohn-
gefälle in Litauen etwas niedriger als im EU-Durchschnitt, gleichwohl seit 
2011 ein kontinuierlicher Anstieg von 11,5% (2011) auf 14,4% (2016) zu 
beobachten ist (vgl. UNECE 2018: o. S.). 
10.5.3. Familienpolitik in Bulgarien 
Auch in Bulgarien, das vom orthodoxen Christentum geprägt ist, ist ein Fa-
milisierungstrend der Familienpolitik seit der Wende 1989 vorzufinden. Die 
Fertilitätsrate ist ebenfalls dramatisch eingebrochen: sie lag 1989 bei 1,9 und 
ist kontinuierlich bis 1997 auf einen Tiefpunkt von 1,09 gefallen (vgl. GGP 
2017: o. S.). Derzeit (Daten für 2015) ist gemäß der OECD eine Fertilitätsra-
te von 1,5 zu verzeichnen. Aufgrund der prekären wirtschaftlichen Situation 
des Landes wurden nach 1989 die Sozialausgaben gekürzt sowie staatliche 
Kinderbetreuungseinrichtungen drastisch reduziert, wodurch viele Familien 
fortan private Kinderbetreuungseinrichtungen in Anspruch nehmen mussten 
(vgl. Liebhart et al. 2003: 422). 1998 wurde die Elternzeit angeglichen: vor 
1989 betrug der Mutterschaftsurlaub für das erste Kind 120 Tage, für das 
zweite 150 Tage und für alle weiteren Kinder 180 Tage. Der Mutterschaftsur-
laub wurde anschließend durch eine einheitliche Gesetzgebung für alle Ge-
burten auf 135 Tage normiert, wovon 45 Tage vor der Geburt genommen 
werden müssen. Aktuell sticht Bulgarien mit einem Mutterschutz von 58,6 
Wochen (Daten für 2015) im Vergleich zu den anderen hier aufgeführten 
Ländern hervor. Weiterhin stehen 51,9 Wochen bezahlte Elternzeit für die 
Mutter zur Verfügung, sodass sich insgesamt 110,4 Wochen ergeben (vgl. 
OECD 2018: o. S.). 2003 wurde das Recht auf unbezahlte Elternzeit modifi-
ziert, indem die sechsmonatige Erziehungszeit nicht mehr von anderen Ver-
wandten, sondern von den Eltern genommen werden muss. Diese Maßnahme 
erzielte eine Kindererziehung, die primär durch die Eltern und weniger durch 
die erweiterte Familie erfolgen soll. Doch zugleich löste sie eine Forderung 
der bulgarischen Frauenbewegung in Form einer Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten aus, da mehrheitlich beide Elternteile in Vollzeit erwerbstätig 
waren (vgl. Liebhart et al. 2003: 422). An der Teilzeitquote von Frauen än-
derte sich trotz dieser Forderung nicht viel: sie blieb bis heute konstant auf 
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sehr niedrigem Niveau und ist derzeit die niedrigste im europäischen Ver-
gleich. Im Zeitverlauf von 2000 bis 2016 ist ein maximaler Wert von 3,63% 
im Jahr 2001 vorzufinden; die aktuellsten Daten basieren auf dem Jahr 2016 
mit einer Teilzeitquote der Frauen von 2% (vgl. OECD 2017: o. S.). 2002 
wurde ein Gesetz für den Kinderschutz verabschiedet, mit dem ein neuer 
Ansatz der Familienpolitik zum Wohl der Kinder und ihrer Rechte zu ver-
zeichnen ist. Sofern das Kindeswohl gefährdet ist, wird dem Staat das Recht 
eines Eingriffes in die Privatsphäre gewährt. Maßnahmen wie diese erstreben 
u. a. Problemen wie Kinderprostitution oder dem von den Eltern erzwunge-
nen Betteln von Kindern entgegenzuwirken. Dennoch sollen Kinder mög-
lichst in ihren Familien und nicht in staatlichen Institutionen aufwachsen 
(vgl. Liebhart et al. 2003: 422) – vielleicht in Erinnerung an die katastropha-
len Bedingungen der Kinderheime in Bulgarien (vergleichsweise prekär wa-
ren sie auch in Rumänien)? Aktuell liegt ein Schwerpunkt der Familienpolitik 
Bulgariens in der Bekämpfung von Kinderarmut und sozialer Ausgrenzung 
(insbesondere für Kinder aus gefährdeten Gruppen, wie z. B. ethnische Min-
derheiten wie Roma, Kinderflüchtlinge etc.). Im Jahr 2015 sind 43,7 % der 
Kinder unter 18 von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht (im Vergleich 
zu 27,1% in der EU; in Tschechien sind es sogar nur 18,5%). 2017 wurde 
vom Ministerrat eine entsprechende nationale Strategie zur Bekämpfung von 
Armut und zur Förderung sozialer Eingliederung 2020 verabschiedet (vgl. 
Europäische Kommission 2018: o. S). Insgesamt ist für Bulgarien festzuhal-
ten, dass ökonomische Zwänge sowie fehlende öffentliche Kinderbetreu-
ungseinrichtungen auch in diesem postsozialistischen Land auf einen Re-
Familisierungstrend hinweisen (vgl. Liebhart et al. 2003: 422). Gleichwohl 
werden derzeit Maßnahmen zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Eltern 
etabliert. Das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik hat beispielsweise 
2017 das Projekt „Eltern in der Erwerbstätigkeit“ gegründet. Außerdem wer-
den die für den/die ArbeitgeberIn anfallenden Kosten für Löhne und Sozial-
beiträge für jeden geschaffenen Arbeitsplatz vom Staatshaushalt finanziert, 
sofern arbeitslose Eltern mit Kindern bis zu 5 Jahren eingestellt werden. Die 
Frauenerwerbsquote von Frauen mit Kindern unter 6 Jahren ist im Jahr 2016 
mit 55,2% niedriger als im EU-Durchschnitt (61,4%). Auch die Erwerbsquo-
te von Vätern mit Kindern, die jünger als 6 Jahre alt sind, ist in Bulgarien mit 
86,6% etwas niedriger als im EU-Durchschnitt (88,2%) (vgl. Europäische 
Kommission 2018: o. S.). Ein Grund vermag der immer noch schlechte Zu-
gang zu öffentlichen Kinderbetreuungsplätzen sein. Obwohl die Zahl der 
Kinderbetreuungseinrichtungen bis zum Kindergartenjahr 2016/2017 anstieg 
(auf 1894 Kindergärten mit insgesamt 237962 Plätzen), ist der Anteil der 
Kinder, die Zugang zu öffentlichen frühkindlichen Bildungseinrichtungen 
haben, sehr gering. 8,9% der bulgarischen Kinder unter 3 Jahren werden im 
Jahr 2015 durch öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen betreut (im EU-
Durchschnitt sind es 30,3%). Hingegen besuchen 71,5% der Kinder im Alter 
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von 3 Jahren bis zum schulpflichtigen Alter eine öffentliche Betreuungsein-
richtung (im EU-Durchschnitt 83,3%) (vgl. Europäische Kommission 2018: 
o. S.). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Bulgariens ist im Jahr 2016 mit 
19242,62 KKS auf sehr niedrigem Niveau – sie stellt im Vergleich zu den 
anderen europäischen Ländern das Schlusslicht dar (vgl. Weltbank 2018: o. 
S.). Die prekären ökonomischen Rahmenbedingungen spiegeln sich auch in 
extremer Armut wider: Bulgarien weist im Jahr 2017 mit 23,4% eine der 
höchsten Armutsquoten auf, im Hinblick auf erhebliche materielle Deprivati-
on (30%) und Armut und soziale Ausgrenzung (38,9%) ist Bulgarien Spit-
zenreiter (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Doch während die beiden letzten Ar-
mutsindikatoren seit 2006 durch einen rückläufigen Trend gekennzeichnet 
sind, steigt die Armutsgefährdungsquote deutlich an. Weiterhin ist festzustel-
len, dass die Einkommen im Vergleich zu den anderen Ländern – im Übrigen 
auch mit deutlichem Unterschied zu Rumänien – sehr ungleich verteilt sind. 
Gemäß den aktuellsten Daten aus dem Jahr 2014 beträgt der Gini-Index 
37,4%, wobei die Einkommensungleichheit seit 2011 stetig wächst (vgl. 
Weltbank 2048: o. S.). Das geschlechtsspezifische Lohngefälle beläuft sich 
im Jahr 2016 auf 14,4% und weist folglich sehr große Diskrepanzen zu Ru-
mänien auf, dessen Gender Pay Gap das niedrigste Level erreicht (vgl. UNE-
CE 2018: o. S.). 
10.5.4. Familienpolitik in Rumänien  
Fodor et al. (2002) vergleichen die familienpolitischen Rahmenbedingungen 
in Rumänien, Polen und Ungarn, weil die genderspezifische Armutslücke 
zwischen diesen Ländern variiert. Frauen, die von Armut betroffen sind, sind 
im Vergleich zu Ungarn und Polen insbesondere in Rumänien überrepräsen-
tiert (vgl. Fodoer et al. 2002: 476). Auch die Kinderarmut ist in Rumänien 
weit verbreitet. 49,2% der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren sind im 
Jahr 2016 von Armut bedroht (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Das Hauptargument von Fodor et al. ist, dass die drei Länder sich in Bezug 
auf politische Fördermaßnahmen der Elternschaft unterscheiden (vgl. Fodor 
et al. 2002: 477). Schon vor dem Zerfall der kommunistischen Regime gab es 
erhebliche Unterschiede zwischen diesen Ländern in Bezug auf die Grundla-
gen des Anspruchs auf familienpolitische Leistungen. In Rumänien und in 
Polen konnten Frauen Mutterschaftsleistungen auf der Grundlage ihrer Er-
werbstätigkeit beanspruchen. Da nahezu alle Frauen erwerbstätig waren, sind 
gemäß Fodor et al. (2002) jedoch keine großen Unterschiede zum ungari-
schen Regime nach 1985 festzustellen, das unabhängig vom Beschäftigungs-
status allen Müttern Mutterschaftsleistungen gewährte (vgl. Fodor et al. 
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2002: 483). Im christlich orthodoxen Rumänien fielen Familienleistungen 
zwar auf der Grundlage universeller Rechte an, jedoch konnte die Elternzeit 
nur von Frauen mit einer Erwerbstätigkeit von mindestens sechs Monaten 
beansprucht werden. Die eigene Kindererziehungsarbeit arbeitsloser Frauen 
wurde weder bezahlt noch für die Rente berücksichtigt. Rumänien bot uni-
verselle Absicherungen für Familien, aber die häusliche Kindererziehung 
wurde durch diese Einschränkung deutlich abgewertet. Mütter waren folglich 
entweder von der Erwerbstätigkeit einschließlich der Sozialversicherung oder 
von ihren Familien abhängig (vgl. Fodor et al. 2002: 483). Fodor et al. (2002) 
stellen insgesamt große Unterschiede der familienpolitischen Maßnahmen 
zwischen Polen, Ungarn und Rumänien fest. Der polnische Wohlfahrtsstaat 
schränkt ihnen zufolge die Berechtigung auf Familien- und Mutterschaftsleis-
tungen ein und ermutigt Frauen, arbeitslos zu werden, wodurch sie von ihren 
Ehepartnern abhängig werden. Ungarn biete durch seine Fördermaßnahmen 
ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen bezahlter Arbeit und Familie für 
Frauen. Rumänien gewähre Frauen zwar mehr Freiheiten bezüglich ihrer 
Erwerbstätigkeit als Polen, jedoch würde nicht ausreichend Lebensunterhalt 
geboten, um Frauen die Möglichkeit zu eröffnen, unabhängige Haushalte 
gründen zu können (vgl. Fodor et al. 2002: 477). In Anbetracht des Gender 
Pay Gaps (s. ökonomische Rahmenbedingungen) zeigt sich, dass Rumänien 
(ebenfalls Slowenien) einen niedrigen Gender Pay Gap erreicht, während 
Tschechien und Litauen (sowie Estland und die Slowakei, die in der vorlie-
genden Arbeit jedoch nicht berücksichtigt werden) einen hohen Gender Pay 
Gap aufweisen (vgl. Robila 2012: 36f.). Aktuell werden in Rumänien Eltern 
darin unterstützt, früher als es die Elternzeit vorsieht, wieder in die Erwerbs-
tätigkeit zurückzukehren. Mehrere Kindertagesstätten werden für Kinder zur 
Verfügung gestellt, jedoch ist die Anzahl an Plätzen begrenzt. Für das Jahr 
2015 ist gemäß den Eurostat-Daten festzuhalten, dass 9,4% der Kinder unter 
3 Jahren in Rumänien Zugang zu öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtun-
gen hat, wobei dies deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 30,3% liegt. 
Auch sind zwar viele Frauen in Vollzeit erwerbstätig (im Jahr 2015: 60,3%), 
aber im europäischen Vergleich zeigt sich, dass diese Erwerbsquote ebenfalls 
unterhalb des EU-Durchschnitts liegt (71,4%). Die Erwerbsquote von Müt-
tern mit Kindern unter sechs Jahren (54,3%) ist ebenfalls niedriger als der 
europäische Durchschnitt (61,4%) (vgl. Europäische Kommission 2018: o. 
S.). 
„Gemäß eines Berichts aus dem Jahr 2017 über Elternurlaub können bis zu 24 
Monate als bezahlter Elternurlaub in Anspruch genommen werden [im Falle ei-
nes Kindes mit Behinderung bis zu drei Jahre], und es stehen mindestens 1063 
Lei pro Monat (ca. 231 €) zur Verfügung. […] Es ist Pflicht, dass sich Eltern ei-
nen Monat Elternurlaub der Gesamtdauer des zulässigen Elternurlaubs teilen. 
Wenn die Mutter Elternzeit genommen hat, bedeutet das, dass der Vater einen 
Monat Elternzeit in Anspruch nehmen muss. Die Regierung bietet Eltern, die vor 
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Ablauf des gesamten Elternurlaubs in den Beruf zurückkehren, einen Anreiz (531 
Lei, ca. 115 € pro Monat bis zu einem Alter von 3 Jahren, bzw. bis zu 4 Jahren 
für behinderte Kinder)“ (Europäische Kommission 2018: o. S.). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Rumäniens liegt zwar mit einem Brut-
toinlandsprodukt pro Kopf von 23027,29 KKS oberhalb derer von Bulgarien 
und Georgien, ist jedoch insgesamt auf eher niedrigem Niveau (vgl. Welt-
bank 2018: o. S.). Außergewöhnlich hoch ist die Quote der von Armut be-
drohten Personen – aktuell beträgt sie 23,6%. Die Armutsgefährdungsquote 
liegt bereits seit 2001 oberhalb des Niveaus der anderen Länder. In Bezug auf 
die erhebliche materielle Deprivation (im Jahr 2017: 19,7%) sowie die von 
Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung (im Jahr 2017: 
35,7%) erreicht Rumänien den 2. Platz (lediglich Bulgarien weist höhere 
Werte auf) – die Tendenz ist jedoch rückläufig (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). 
Alle drei Armutsindikatoren deuten auf eine Armutsproblematik in Rumänien 
hin. Hingegen ist die Einkommensverteilung im Vergleich zu den anderen 
dargestellten Ländern mit einem Gini-Index von aktuell 28,3% (2016) relativ 
homogen (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Positiv anzumerken ist außerdem das 
geschlechtsspezifische Lohngefälle Rumäniens, das mit derzeit 5,2% (2016) 
unschlagbar niedrig ist (vgl. UNECE 2018: o. S.). Diese Führungsposition 
eines sehr niedrigen Gender Pay Gaps hat Rumänien bereits seit 2013 inne. 
10.5.5. Familienpolitik in Georgien  
Auch in Georgien waren die Auswirkungen des kommunistischen Zusam-
menbruchs deutlich zu spüren. Viele frühkindliche Kinderbetreuungseinrich-
tungen wurden nach der Wende geschlossen, wodurch der Anteil der Kinder 
im Alter zwischen 0–2, die im Rahmen von „Nurseries“ betreut wurden, von 
16% im Jahr 1989 auf 7% im Jahr 1997 fiel. Der Anteil der 3- bis 6-Jährigen 
betrug im Jahr 1997 44% und ist bis 1997 auf 19% gesunken (vgl. UNICEF 
1999: 12; Pascall/Manning 2000: 253). Das Elterngeld wurde in Georgien 
nach dem Zerfall der Sowjetunion zunächst vorübergehend abgeschafft 
(Pascall/Manning 2000: 254). Baumann (2012) erläutert einen weiteren wich-
tigen historischen Einschnitt der Sozialpolitik in Georgien, der durch die 
Rosenrevolution (2003)132 – eine Revolution, die häufig als Forderung zu 
mehr Demokratie unter der Headline „going West“ interpretiert wird – ausge-
löst wurde (vgl. Baumann 2012: 259). Die Unzufriedenheit mit der Regie-
rung unter der Leitung des ehemaligen Präsidenten Eduard Schewardnadse, 
 
132 Die Bezeichnung der Rosenrevolution geht auf die Stürmung des Parlaments am 
22.11.2003 von DemonstrantInnen unter der Anführung Saakaschwilis zurück, die während 
der Stürmung unter dem Motto „Wir werden Rosen statt Kugeln auf unsere Feinde werfen“ 
Rosen in den Händen hielten. 
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die stark verwurzelte Korruption im Land sowie die hohe Armut mögen Aus-
löser gewesen sein, warum die „Vereinte Nationale Bewegung“ unter der 
Leitung von Micheil Saakaschwili (ehemaliger Justizminister) zu Protesten 
im Land, einem Rücktritt Schewardnadses und dem Wahlsieg Saakaschwilis 
im Rahmen der neuen Präsidentschaftswahlen im Jahr 2004 geführt haben. 
Baumann (2012) konstatiert in der Folge eine Entwicklung ultra-liberaler 
Sozialreformen in Georgien.  
„In the aftermath of the Rose Revolution, Micheil Saakashvili’s regime hastened 
a powerful modernisation process of public institutions, with ultra-liberalism, 
privatisation and downsizing of the state being considered the “best practices” for 
economic development. This approach is in line with New Public Management 
methods which consider competitiveness as the key feature of any organisation. 
Not surprisingly, social policy, too, has been affected by the fervent belief in 
market mechanisms and the imperative of competitiveness. Consequently, the 
health care system was privatized and social protection is now focusing on pri-
vate insurance which is believed to progressively become the core of the system. 
[…] These mechanisms meet the family centred habitus of Georgian society, thus 
fostering solidarity based on kinship relations and personal ties. Social networks 
therefore continue being activated in order to overcome the shortcomings of the 
public protection system” (Baumann 2012: 279f., Hervorhebungen im Original; 
die Verf.). 
Im Vergleich zur Sowjetunion waren die Sozialleistungen in dieser Periode 
extrem niedrig, wodurch die Bevölkerung sehr stark auf familiale Solidarität 
angewiesen war (vgl. Baumann 2012: 260). Ferner zieht sie die Schlussfol-
gerung, dass „[…] the Rose Revolution has not been a decisive step towards 
democratisation in the sense of a development process allowing for egalitari-
an access to wealth” (Baumann 2012: 260). Dennoch könne ein „langer, 
langer Weg“ einer Verlagerung hin zu „demokratischeren Sozialdienstleis-
tungen“ nicht ausgeschlossen werden (vgl. Baumann 2012: 260). 
Aktuell (basierend auf den ILO-Daten für 2013) besteht im Rahmen der 
sozialstaatlichen Leistungen ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld in Höhe von 
100% des Durchschnittsgehalts, das bis zu 126 Tage ausbezahlt wird (im 
Falle von Mehrfachgeburten sowie Geburten mit Komplikationen bis zu 140 
Tage) (vgl. DACH 2011: 9; ILO 2014: 138). Der maximale finanzielle Wert 
beläuft sich auf 600 GEL (ca. 255 €). Bis zu drei Jahren kann außerdem der 
unbezahlte Mutterschaftsurlaub in Anspruch genommen werden (vgl. DACH 
2011: 9f.). Für den Vater besteht hingegen kein gesetzlicher Anspruch auf 
bezahlte Elternzeit (vgl. Nioradze et al. 2016: 9). Die Fertilitätsrate ist von 
2,2 (im Jahr 1990) auf 1,6 (im Jahr 2000) gesunken, ist jedoch seither konti-
nuierlich angestiegen und weist gemäß aktuellster Daten der Weltbank im 
Jahr 2015 einen Wert von 2,0 auf (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Frauen haben 
in Georgien Zugang zu Bildung, sind aktiv in zivilgesellschaftlichen Nichtre-
gierungsorganisationen, sind häufig erwerbstätig, des Öfteren sogar Haupt-
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verdienerinnen der Familie – doch zugleich scheint ein hoher gesellschaftli-
cher Erwartungsdruck (oder wie Baumann es zu sagen pflegt: ein „familien-
zentrierter Habitus“ der georgischen Gesellschaft) zu bestehen, sich um 
Haushalt und Kinder zu kümmern (vgl. Gunda Werner Institut 2011: o. S.). 
Gemäß aktuellster Daten der International Labour Organization (ILO) beträgt 
die Erwerbsquote für Frauen im Jahr 2016 52,9% und die für Männer 67,1% 
(vgl. ILO 2018: o. S.). Die Situation von Frauen in Georgien sollte außerdem 
im Hinblick auf regionale Unterschiede betrachtet werden, da es in vielen 
Bereichen große Differenzen zwischen den ländlichen Regionen und der 
Hauptstadt Tiflis sowie anderen größeren Städten, wie z. B. Batumi, gibt 
(vgl. DACH 2011: 6). Vor allem in den urbanen Gebieten leben Frauen, die 
hoch gebildet und erfolgreich im Beruf sind. „Diese Frauen bilden eine Art 
von Parallelgesellschaft“ (DACH 2011: 6). Vornehmlich auch, um dem 
Genderproblem der häuslichen Gewalt133 – einer spezifischen Dimension der 
Macht – in Georgien entgegenzuwirken und Frauen mehr Chancen zu bieten, 
wurde 2006 ein Gesetz zur häuslichen Gewalt implementiert und 2010 ein 
Gesetz zur Gleichstellung der Geschlechter verabschiedet. Letzteres soll einer 
Benachteiligung von Frauen in den Bereichen der Erwerbstätigkeit, Bildung, 
Gesundheit und im Sozialsystem entgegenwirken (vgl. DACH 2011: 7). Die 
DACH-Analyse zieht insgesamt die Schlussfolgerung, dass die Lage von 
Frauen in Georgien, insbesondere die von alleinstehenden und alleinerzie-
henden, nicht einfach sei. Eines der Hauptprobleme wäre die traditionelle, 
sehr konservative (vom georgisch orthodoxen Christentum geprägte) Gesell-
schaft, weil sie Männern Vorzüge einräumen würde und Frauen das höchste 
Ansehen erreichen würden, wenn sie verheiratet sind und Kinder haben (vgl. 
DACH 2011: 12). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Im Vergleich zu allen aufgeführten Ländern ist Georgien das Schlusslicht der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 2016 beträgt das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf nur 10004,53 KKS (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Da Georgien kein 
EU-Mitglied ist, sind über die Eurostat-Datenbank die Armutsindikatoren der 
Armutsgefährdungsquote, der erheblichen materiellen Deprivation und der 
von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevölkerung nicht verfüg-
bar. Jedoch geht aus dem Armutsindikator der Weltbank hervor, dass 2016 
1% der georgischen Bevölkerung über weniger als 1,90 US$ am Tag verwal-
ten kann – was im Vergleich zu den anderen Ländern auf ein hohes Ausmaß 
an absoluter Armut verweist (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Auch der Gini-
Index liegt auf sehr hohem Niveau, erreichte im Jahr 2010 einen Höchstwert 
von 40,1% und ist seither auf 36,5% im Jahr 2016 gesunken (vgl. Weltbank 
2018: o. S.). Der Gender Pay Gap ist zwar nicht in Bezug auf die Bruttostun-
 
133 „[…] neben körperlicher Gewalt sind auch psychologische Gewalt und ökonomische 
Abhängigkeit verbreitet“ (Gunda Werner Institut 2011: o. S.). 
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denlöhne, doch in Bezug auf die Monatseinkommen134 vorhanden. Die Diffe-
renz zwischen den durchschnittlichen Bruttomonatseinkommen von Frauen 
und Männern – ausgedrückt als prozentualer Anteil der durchschnittlichen 
Bruttomonatseinkommen der Männer – ist in Georgien gemäß aktuellster 
Daten (aus dem Jahr 2014) mit 36,9% sehr hoch und deutet folglich auf ein 
stark ausgeprägtes geschlechtsspezifisches Lohngefälle hin (vgl. UNECE 
2018: o. S.). 
10.5.6. Familienpolitik in Russland (insbesondere in Abgrenzung zu 
Schweden) 
Die Ergebnisse von Motiejunaite/Kravchenko (2008) zeigen, dass sowohl 
Schweden als auch das christlich orthodox geprägte Russland vornehmlich 
das DoppelverdienerInnen-Modell unterstützen, dass Schweden jedoch grö-
ßeren Wert auf flexible Arbeitsregelungen für Frauen legt. Dennoch ist für 
beide Länder festzuhalten: „Both countries base the social security provision 
for the carer on her/his position as a worker, which limits the individual’s 
opportunity to choose whether or not to care” (Motiejunaite/Kravchenko 
2008: 38). Die Unterstützung traditioneller Geschlechterrollen ist jedoch in 
Russland viel höher als in Schweden (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 2008: 
38). Die Familienpolitik trägt in Russland und Schweden wesentlich zur 
Förderung der Beschäftigung von Frauen bei, jedoch sind kaum Veränderun-
gen in Bezug auf Geschlechterrollen zu konstatieren (vgl. Motiejunai-
te/Kravchenko 2008: 39). Sowohl die schwedische als auch das sowjetische 
Sozialgesetzgebung sind dem Beveridge-Modell nachempfunden, die großen 
Wert auf staatliche Regulierung der Wirtschaft und Sozialpolitik legt. In 
beiden Ländern war die extensive Nutzung von Einkommensumverteilungs-
mechanismen durch eine hohe Besteuerung und öffentliche Mittel an eine 
Politik der Vollbeschäftigung gebunden (insbesondere in Russland ist nahezu 
keine Teilzeitbeschäftigung vorhanden), die die Erwerbstätigkeit der Frauen 
in Industrie und Wirtschaft erzielte. Viele russische Frauen nahmen traditio-
nell „männliche Arbeitsplätze“ ein, während schwedische Frauen vorwiegend 
im Dienstleistungssektor tätig wurden. Gleichwohl weisen sowohl Russland 
als auch Schweden ähnliche Muster der Arbeitsmarktsegregation auf. In 
Russland zeigten sich nach dem Zerfall der Sowjetunion negative Auswir-
kungen auf die Erwerbstätigkeit der Bevölkerung in den 1990er Jahren. Die 
 
134 „Gender pay gap is the difference between men’s and women’s average earnings from 
employment, shown as a percentage of men’s average earnings. […] Gender Pay Gap in 
monthly earnings refers to the gender gap in average monthly earnings. This indicator aims 
to capture the variance between men’s and women’s earnings over a specific period of time. 
It reflects differences in time worked and type of work performed, which translates into 
gender differences in economic autonomy” (UNECE 2018: o. S.). 
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Erwerbstätigenquote von Frauen und Männern sank, erreichte 1998 ihren 
Tiefststand und lag trotz eines langsamen anschließenden Aufschwungs 2002 
noch immer um fast 10 Prozent niedriger als 1992 (vgl. Motiejunai-
te/Kravchenko 2008: 40). Derzeit (ILO-Daten für 2016) beträgt die Erwerbs-
quote von Frauen 65,2%. Obwohl in beiden Ländern das DoppelverdienerIn-
nen-Modell dominiert, ist einer der größten Unterschiede zwischen beiden 
Ländern, dass das „one-and-a-half-income"-Modell (Mann arbeitet in Voll-
zeit, Frau in Teilzeit) in Schweden in den Jahren 1994 und 2002 viel häufiger 
vorkam. Folglich war Teilzeitarbeit in Russland sehr selten (gemäß den aktu-
ellsten ILO-Daten aus dem Jahr 2016 beträgt die Teilzeitquote von Frauen in 
Russland 10,2%) und es gab viel mehr Ein- und DoppelverdienerInnenfami-
lien als in Schweden. Interessanterweise stellen Motiejunaite/Kravchenko 
(2008) für das Jahr 1994 fest, dass der Anteil von Paaren, in denen die Frau 
in Vollzeit erwerbstätig ist, während der Mann nicht erwerbstätig ist („female 
breadwinner“), in Russland fast doppelt so hoch war wie in Schweden, doch 
ist dieser Unterschied für das Jahr 2002 in diesem Umfang nicht mehr vorzu-
finden (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 2008: 46). 
Die Unterschiede in der Familienpolitik zwischen den Gesellschaften be-
ruhen weitgehend darauf, ob die Rolle von Frauen als Ehefrauen bzw. Mütter 
und/oder als Arbeitnehmerinnen gefördert werden sollen. In beiden Regimen 
wurde die Rolle der Frau als berufstätige Mutter durch eine getrennte Besteu-
erung, öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Sozialleistungen für 
einen vorübergehenden Rückzug aus dem Erwerbsleben zugunsten der Kin-
derbetreuung in Form der Elternzeit gefördert (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 
2008: 40f.). In Russland sind die Regelungen zum Mutterschutz seit der Sow-
jetunion trotz einer politischen Transformationsphase relativ unverändert 
geblieben (aktuelle Änderungen vorbehalten). Schwangere Frauen haben 
gemäß der ILO-Daten für das Jahr 2013 in Russland einen Anspruch auf 20 
Wochen bezahlten Urlaub (zehn Wochen vor und zehn Wochen nach der 
Geburt) (vgl. ILO 2014: 138). Für die Kalkulation der finanziellen Leistung 
wird der Durchschnittslohn der Frau der vergangenen 12 Monate zugrunde 
gelegt, sofern sie mindestens ein Jahr vor der Entbindung erwerbstätig war 
(diejenigen, die weniger als 12 Monate erwerbstätig waren, erhalten für die 
fehlenden Monate das gesetzliche Existenzminimum). Anschließend besteht 
ein pauschaler, sozialversicherungsbasierter Anspruch auf einen teilbezahlten 
Urlaub von bis zu 70 Wochen. Weiterhin können zusätzliche 78 Wochen 
unbezahlte Elternzeit genommen werden (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 
2008: 41). Für Kinder im Alter zwischen 0–7 steht ein relativ hohes Angebot 
öffentlicher Betreuungseinrichtungen zur Verfügung, die i. d. R. lange Öff-
nungszeiten haben, um die Erwerbstätigkeit der Eltern zu unterstützen. Im 
Jahr 2002 besuchten rund 60 % der Kinder im Alter zwischen 0–7 Vorschu-
leinrichtungen (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 2008: 41). Russland und 
Schweden unterscheiden sich hinsichtlich der Anreize für Männer, sich im 
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Rahmen der Kinderbetreuung zu beteiligen. In Russland wird das Doppelver-
dienerInnen-Modell durch eine öffentliche Kindertagesbetreuung zwar geför-
dert, doch die Kinderbetreuung während der Elternzeit wird überwiegend von 
Frauen übernommen, weshalb Motiejunaite/Kravchenko (2008) Russland als 
„dual-earner/state-female carer“ beschreiben. Die Familienpolitik in Schwe-
den sei stärker auf eine egalitäre Aufteilung der Kinderbetreuungspflichten 
zwischen den Eltern ausgerichtet und wird folglich von ihnen als „dual ear-
ner/state-dual carer“ klassifiziert (vgl. Motiejunaite/Kravchenko 2008: 42). 
Rostgaard (2004) stellt für die osteuropäischen Länder fest, dass zwar in allen 
Ländern die Fertilitätsrate nach dem Zerfall der Sowjetunion rapide gefallen 
ist, doch sind Unterschiede in den jeweiligen religiösen Ausrichtungen vorzu-
finden (katholisch: Polen, Litauen und die Slowakei; katholisch säkularisiert: 
Tschechien, Ungarn und Slowenien; christlich orthodox: Bulgarien, Rumäni-
en, Russland, Moldawien und die Ukraine; protestantisch: Estland und Lett-
land): Die Fertilitätsraten sind in den Jahren zwischen 1989 und 2000 am 
stärksten in christlich orthodoxen Ländern – darunter Russland mit einem 
Rückgang von rund 40% – eingebrochen, etwas weniger hingegen in den 
anderen religiösen Gruppen (vgl. Rostgaard 2004: 6f.). Die Daten der OECD 
(2016) beinhalten eine aktuelle Fertilitätsrate von 1,8. Aufgrund der Gemein-
samkeit von Russland und Schweden das DoppelverdienerInnen-Modell zu 
fördern und obwohl zugleich die Einstellungen gegenüber der Geschlechter-
rollen in Russland viel konservativer als in Schweden sind, ziehen Motie-
junaite/Kravchenko (2008) die Schlussfolgerung, dass die Familienpolitik 
zwar einen Zusammenhang zur Erwerbstätigkeit von Frauen aufweist, aber 
keinen Einfluss auf normative Orientierungen hat (vgl. Motiejunai-
te/Kravchenko 2008: 47). Teplova (2007) konstatiert für Russland seit den 
1990er Jahren bedeutende strukturelle Reformen des sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Systems, einschließlich der Kinderbetreuung. Solche 
Reformen beschränkten sich ihr zufolge nicht nur auf Veränderungen des 
Wohlfahrtsstaats, sondern beinhalteten auch tiefgreifende ideologische Ver-
änderungen. Diese Umbruchsphasen schließen eine Transformation des russi-
schen Wohlfahrtsregimes ein, das sich zu einem neofamilialen Versorgungs-
modell entwickelte (vgl. Teplova 2007: 284). 
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf beläuft sich nach aktuellsten Daten aus 
dem Jahr 2016 auf 24788,68 KKS, wobei nahezu keine Veränderung zum 
Vorjahr zu beobachten ist (zwischen 2013 und 2014 ist sogar ein leichter 
Rückgang zu verzeichnen) (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Gemäß dem Ar-
mutsindikator der Weltbank sind 0% der Bevölkerung von absoluter Armut 
betroffen. Wie anhand des Gini-Index (im Jahr 2015: 37,7%) festgestellt 
werden kann, ist die Einkommensungleichheit in Russland jedoch auf höchs-
tem Niveau (vgl. Weltbank 2018: o. S.). Auch das geschlechtsspezifische 
Lohngefälle ist im Hinblick auf das Bruttomonatseinkommen im Zeitverlauf 
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zwischen 2005 und 2011 mit über 30% stark ausgeprägt (die Daten sind nur 
bis 2011 verfügbar) (vgl. UNECE 2018: o. S.). 
10.6. „Sozialdemokratisch skandinavisch?“                        
Zur institutionellen Vielfalt skandinavischer Länder  
In idealtypischer Weise müsste gemäß Leitner (2013) das sozialdemokrati-
sche Wohlfahrtsregime aufgrund seiner egalitären Ausrichtung, einschließ-
lich direkter Transferleistungen für Betreuungsarbeit und gleichzeitiger de-
familialisierender Strukturen dem optionalen Familialismus zugeordnet wer-
den können (vgl. Leitner 2013: 189). Diese Annahme ist jedoch kritisch zu 
hinterfragen, da die strikte Erwerbsnorm berücksichtigt werden muss, die 
wenig „optionalen Freiraum“ zulässt. Darüber hinaus ist auch zwischen den 
skandinavischen Ländern – so das zentrale Argument – eine institutionelle 
Vielfalt anzunehmen, was im Hinblick auf die Unterschiede der Arbeitsmärk-
te und Familienpolitik in Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden von 
Grönlund et al. (2017) thematisiert wird. Ausgehend von der Idee einer insti-
tutionellen Vielfalt dieser skandinavischen Länder erforschen die Autorinnen 
den Gender Gap der Stundenlöhne sowie den Zugang zu Führungspositionen 
(als zwei zentrale abhängige Variablen für Genderungleichheiten) und erläu-
tern die Bedeutung von Arbeitsmarktsegregation, Fähigkeiten und Erwerbs-
unterbrechungen (als unabhängige Variablen) (vgl. Grönlund et al. 2017: 97). 
„The results show that gender gaps vary both in size and regarding the mecha-
nisms producing them. In particular, we find that gender segregation has a radi-
cally different impact in the four countries. The analysis suggests that the mecha-
nisms linking family policies to labour market outcomes are more complex than 
envisaged in the current debate and point to the importance of comparing seem-
ingly similar countries” (Grönlund et al. 2017: 97). 
Grönlund et al. (2017) zufolge behindern „skandinavische“ familienpolitische 
Maßnahmen, insbesondere die De-Familisierung durch staatliche Kinderbe-
treuungseinrichtungen, die Berufs- und Einkommenschancen von Frauen. 
Während scheinbar „familienfreundliche“ Arbeitsplätze im Dienstleistungs-
sektor etabliert werden, würden ArbeitgeberInnen durch institutionalisierte 
Rechte auf Erwerbsunterbrechungen dazu ermutigt, Frauen statistisch zu 
diskriminieren, woraus eine Arbeitsmarktsegregation mit unterschiedlichen 
Berufsqualitäten und Einkommen für Männer und Frauen resultiere. Die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede könnten durch arbeitsmarktpolitische 
Institutionen, die eine langfristige Beschäftigung fördern, noch verschärft 
werden. Diese arbeitsmarktpolitischen Institutionen – insbesondere die Ar-
beitsschutzgesetzgebung – würden Investitionen der Erwerbstätigkeit fördern, 
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doch aufgrund der zu erwartenden Erwerbsunterbrechungen zögern die Ar-
beitgeberInnen, in Frauen als Arbeitskräfte zu investieren. Festzuhalten sei, 
dass die „skandinavische Familienpolitik“ zu Ungleichheiten zwischen den 
Geschlechtern beitrage, indem sie Erwerbsunterbrechungen auf den Arbeits-
märkten erleichtert, die eine langfristige, kontinuierliche Qualifizierungsent-
wicklung erfordern (vgl. Grönlund et al. 2017: 99). Die „skandinavische 
Familienpolitik“ sei vornehmlich für karriereorientierte Frauen hinderlich, 
weil für Arbeitsplätze mit hohen Ausbildungskosten für ArbeitgeberInnen 
vermeintlich produktivere ArbeitnehmerInnen mit stabileren Erwerbsverläu-
fen bevorzugt werden würden. Ferner sei die gläserne Decke, die eine Barrie-
re für Frauen in Bezug auf Führungspositionen und hohe Einkommen darstel-
le, in Skandinavien besonders ausgeprägt (vgl. Grönlund et al. 2017: 100). 
Das Kernargument von Grönlund et al. (2017) ist jedoch, dass sich die skan-
dinavischen Länder aller Regimetypologien zum Trotz in Bezug auf Fami-
lien- und Arbeitsmarktpolitik voneinander unterscheiden bzw. ein „model 
with variations“ darstellen (Grönlund et al. 2017: 101). 
„[…] we argue that the varying combinations of family policies and labour mar-
ket institutions affect both the gender gaps and the mechanisms behind these gaps 
differently in the four Scandinavian countries” (Gönlund et al. 2017: 101). 
Die von Esping-Andersen (1990) festgestellten Gemeinsamkeiten der skan-
dinavischen Länder im Hinblick auf umfassende Wohlfahrtsregime, die auf 
universalen Rechten basieren, würde hierbei nicht grundlegend in Frage ge-
stellt, vielmehr wird wie folgt argumentiert: Die nationale Familienpolitik 
von Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden unterscheide sich im 
Design und obwohl die Differenzen innerhalb der Regime geringer seien als 
die Differenzen zwischen den Regimen, seien sie theoretisch relevant. Unter-
schiedliche Kombinationsmöglichkeiten von Elternurlaubsansprüchen, Kin-
derbetreuungseinrichtungen und „Cash-for-Care-Systemen“, die in unter-
schiedliche Arbeitsmarktkontexte eingebettet sind, bieten Eltern zwar diverse 
Möglichkeiten, aber bringen auch Einschränkungen mit sich (vgl. Grönlund 
et al. 2017: 101). Die Elternzeiten sind nach Aspekten, wie Dauer, Vergü-
tungsniveau und „Genderneutralität“ der Ansprüche, zu differenzieren. Die 
maximal mögliche Elternzeit, die eine Mutter mit einkommensabhängiger 
Vergütung erhält – vorausgesetzt, dass der Vater nur die für ihn minimal 
reservierte Elternzeit in Anspruch nimmt – beträgt in Dänemark etwa 48 
Wochen, in Norwegen 49, in Schweden 47 und in Finnland 44 Wochen. In 
Schweden (und Dänemark) können zusätzliche 13 Wochen (bzw. 14) Eltern-
zeit mit einer geringen Vergütung genommen werden. In Norwegen (und 
Finnland) werden im Rahmen des „Cash-for-Care“-Programms, das 1999 als 
Teil des nationalen Sicherheitssystems eingeführt wurde, längere zusätzliche 
pauschale Elternzeiten im Sinne einer „Flat-Rate-Kompensation“ gewährt. 
„Cash-for-Care“ kann nach dem Elternurlaub und bis zum zweiten Lebens-
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jahr des Kindes in Norwegen (bis zum dritten Lebensjahr in Finnland) in 
Voll- oder Teilzeit genutzt werden. In Schweden und Norwegen sind Eltern-
urlaubsregelungen „geschlechtsneutral“ mit gleichen Rechten sowohl für 
Mütter als auch für Väter geltend. Dies bedeutet, dass eine bestimmte Eltern-
zeit für den Vater und eine ebenso lange Elternzeit für die Mutter reserviert 
ist (in Dänemark und Finnland ist die für den Vater vorgesehene Elternzeit 
kürzer als für die Mutter) (vgl. Grönlund 2017: 101). Schweden war das erste 
Land der Welt, das 1974 eine genderneutrale Elternzeit einführte, die nach 
der Geburt eines Kindes über sechs Monate vergütet wurde. Norwegen folgte 
1978 und gewährte berufstätigen Eltern ein Recht auf 18 Wochen Elternzeit. 
In Schweden wurde die Elternzeit 1989 auf 15 Monate und 2002 auf 16 Mo-
nate verlängert. In Norwegen betrug sie im Jahr 1993 12 Monate und wurde 
im Jahr 2009 auf 13 Monate ausgeweitet (vgl. Duvander et al. 2010: 46f.). 
Norwegen führte 1993 eine Väterquote der Elternzeit von mindestens einem 
Monat ein, Schweden folgte dieser Maßnahme 1995. Die Elternzeit, die vom 
Vater genommen werden muss (weil sie andernfalls verfällt), wurde in 
Schweden 2002 auf zwei Monate und in Norwegen im Jahr 2009 auf zehn 
Wochen verlängert (vgl. Duvander et al. 2010: 47). Da Frauen auch in den 
skandinavischen Ländern den überwiegenden Teil der Elternzeit in Anspruch 
nehmen, sollte dies gemäß Grönlund et al. (2017) zu Unterbrechungen der 
Erwerbstätigkeit von Frauen führen (vgl. Grönlund et al. 2017: 102). 
Sowohl die Möglichkeiten von Erwerbsunterbrechungen als auch deren 
Folgen für die Gleichstellung der Geschlechter würden von den Arbeits-
marktinstitutionen beeinflusst. Die Ergebnisse von Grönlund et al. (2017) 
belegen, dass die skandinavischen Länder (Dänemark, Finnland, Norwegen 
und Schweden) trotz ihrer Gemeinsamkeiten Unterschiede hinsichtlich Fami-
lienpolitik und Arbeitsmarktinstitutionen aufweisen. In allen skandinavischen 
Ländern sind Frauen durch niedrigere Löhne und Barrieren zu Führungsposi-
tionen benachteiligt. Der „Gender Authority Gap“ ist in Schweden größer als 
in Norwegen (am geringsten ist er in Dänemark), während in Norwegen der 
„Gender Wage Gap“ größer ist (s. u.) (vgl. Grönlund et al. 2017: 106f.). Die 
Arbeitsmarktsegregation hat in Schweden sowie in Norwegen (allerdings 
nicht in Dänemark) einen signifikanten Einfluss auf den „Gender Wage Gap“ 
(in Finnland wurde ein starker Effekt der Arbeitsmarktsegregation auf den 
„Gender Wage Gap“ und auch auf den „Gender Authority Gap“ festgestellt). 
Ferner ist Teilzeitarbeit diesen Ergebnissen zufolge eine zentrale Komponen-
te zur Erklärung des „Gender Authority Gaps“ in Schweden und Norwegen 
(auch in Dänemark, allerdings nicht in Finnland) (vgl. Grönlund et al. 2017: 
108). Zusammengefasst leisten Grönlund et al. (2017) drei wesentliche Bei-
träge zum Stand der Forschung: Erstens erörtern sie theoretisch fundierte 
Unterschiede von Familienpolitik und Arbeitsmarktinstitutionen in den skan-
dinavischen Ländern. Zweitens belegen sie, dass die Gender Gaps der Ein-
kommen und der Führungspositionen nicht nur in Bezug auf die Größe, son-
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dern auch in Bezug auf die Mechanismen, die sie hervorrufen, variieren. 
Drittens stellen sie insbesondere fest, dass Arbeitsmarktsegregation und auch 
Teilzeitarbeit jeweils unterschiedliche Einflüsse auf die Genderungleichhei-
ten in den vier untersuchten skandinavischen Ländern (Dänemark, Finnland, 
Schweden, Norwegen) haben (vgl. Grönlund et al. 2017: 109). 
In den sozialdemokratischen Ländern ist die Familienpolitik grundsätzlich 
durch ein hohes Ausmaß staatlicher Kinderbetreuungsangebote gekennzeich-
net. Sowohl in Schweden als auch in Norwegen (ebenso in Dänemark und 
Finnland) besteht ein Recht für Kinder auf staatliche Kinderbetreuung, 
wodurch vorzugsweise für Mütter ein Wiedereinstieg in die Vollzeitbeschäf-
tigung ermöglicht werden soll (vgl. Grönlund et al. 2017: 102). Die Einfüh-
rung des Rechtes auf einen Kinderbetreuungsplatz, das mit einem Kindesalter 
von einem Jahr eintritt135, wurde in Schweden bereits 1995 eingeführt, in 
Norwegen136 hingegen erst im Jahr 2009. Seit 1975 ist die Zahl der Kinderbe-
treuungseinrichtungen und -plätze in Norwegen kontinuierlich gestiegen. Für 
Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren ist eine nahezu vollständige Kinderbe-
treuung erreicht worden, gleichwohl für die jüngste Altersgruppe der Ein- bis 
Zweijährigen immer noch eine unbefriedigende Nachfrage mit einer Versor-
gungsquote von unter 50% (Verhältnis der Anzahl der verfügbaren Kinderbe-
treuungsplätze zur Anzahl aller Kinder) zu bestehen scheint (vgl. Ost-
ner/Schmitt 2008b: 209). In Schweden sind öffentliche Kinderbetreuungsein-
richtungen für Vorschulkinder zwischen einem und sechs Jahren sowie für 
Schulkinder bis zwölf Jahren vorhanden. Alle Gemeinden sind dazu ver-
pflichtet, eine Kinderbetreuung zu ermöglichen, wenn die Eltern arbeiten 
oder studieren (vgl. Ostner/Schmitt 2008b: 209). Die Betreuungsplätze wer-
den ganztägig angeboten, die meisten Vorschuleinrichtungen haben von 6.30 
bis 18.30 Uhr geöffnet (vgl. Europäische Kommission 2018: o. S.). 
2001/2002 wurde dieser Rechtsanspruch mit einer Beschränkung auf 15 
Stunden pro Woche auch für arbeitslose und sich in Karenz befindliche El-
tern ausgeweitet (vgl. Dörfler/Wernhardt 2016: 62). Gemäß den aktuellsten 
Daten aus dem Jahr 2015 werden in Schweden 64% der 1- bis 3-jährigen 
Kinder und 96,3% der Kinder über 3 Jahren in öffentlichen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen betreut (EU-Durchschnitt 30,3% bzw. 83,3%) (vgl. Euro-
päische Kommission 2018: o. S.).  
Aufgrund des hohen Ausmaßes staatlicher Kinderbetreuungsangebote 
verwundert es nicht, dass Schleutker (2014) in Schweden einen hohen Anteil 
erwerbstätiger Mütter und nur eine geringe Anzahl an AlleinverdienerInnen-
paaren feststellt (vgl. Schleutker 2014: 177). Zu dieser Schlussfolgerung 
kommt ebenfalls die Europäische Kommission: 
 
135 Siehe hierzu Grönlund et al. (2017) sowie Gislason/Eydal (2011). 
136 Zuvor galt für Norwegen: „[…] there is no childcare guarantee or right of children to day 
care” (Ostner/ Schmitt 2008b: 209). 
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„Die Erwerbstätigenquote von Frauen [74,8% im Jahr 2016 entspricht fast der 
der Männer mit 77,5%] und Müttern [die Erwerbsquote von Müttern mit Kindern 
unter 6 Jahren betrug 2016 81,5% und war damit die höchste in der EU] zählen 
zu den höchsten in der EU, und in Schweden wird eine der niedrigsten Kinder-
armutsquoten verzeichnet. Die familienpolitischen Maßnahmen des Landes zie-
len darauf ab, das Doppelverdiener[Innen]-Familienmodell zu fördern und si-
cherzustellen, dass Frauen und Männer in der Familie und im Beruf die gleichen 
Rechte und Pflichten haben“ (Europäische Kommission 2018: o. S.) 
Auch in Norwegen (2016) besteht mit 72,8% eine hohe Erwerbsquote von 
Frauen (vgl. Eurostat 2017: o. S.). Basierend auf dem Jahr 2016 ist die Teil-
zeitbeschäftigungsquote der Frauen in Schweden mit 35,6% im Vergleich 
zum EU-Durchschnitt (31,9%) hoch, wobei das geschlechtsspezifische 
Lohngefälle (s. u.) unterhalb des EU-Durchschnitts (16,3%) liegt (vgl. Euro-
päische Kommission 2018: o. S.). In Norwegen ist ebenfalls eine vergleichs-
weise hohe Teilzeitbeschäftigungsquote von Frauen (38% im Jahr 2016) zu 
verzeichnen. 
Die vielfältigen Kinderbetreuungsmöglichkeiten zur Förderung der Er-
werbstätigkeit von Frauen spiegeln sich in der hohen Fertilitätsrate in Schwe-
den (im Jahr 2008: 1,91, wobei dieser Wert bis 2015 stabil bleibt) und Nor-
wegen (im Jahr 2008: 1,96, wobei bis 2015 ein leichter Rückgang auf 1,7 zu 
verzeichnen ist) wider. Zugleich bestehen großzügige Elternzeiten. Beruhend 
auf der OECD-Datenbasis für 2015 beträgt die bezahlte Elternzeit für Väter 
in Norwegen immer noch zehn Wochen, für Väter in Schweden besteht ein 
Anspruch auf 1,4 Wochen Vaterschaftsurlaub sowie im Anschluss 12,9 Wo-
chen bezahlte Elternzeit, d. h. insgesamt eine Phase von 14,3 Wochen, die der 
Vater-Kind-Beziehung zugutekommen soll (vgl. OECD 2018: o. S.). Die 
Beteiligung der Väter an der Elternzeit wurde 2008 in Schweden durch den 
„Gender-Equality-Bonus“ zusätzlich gefördert: für jeden Tag, den die Eltern 
nach diesen zwei Monaten egalitär aufteilen, wird ein Bonus von zusätzlich 
5,60 € am Tag gewährt. Mit dem Argument der Wahlfreiheit für Eltern wurde 
2008 das Betreuungsgeld, das zuvor in der Periode zwischen 1994–1995 als 
familisierende Maßnahme gültig war, wiedereingeführt (vgl. Dörf-
ler/Wernhart 2016: 63). Eltern, die die Betreuung ihres Kindes nicht an staat-
liche Einrichtungen auslagern, bekommen in Norwegen seit 1998 eine finan-
zielle Unterstützung in Form des Betreuungsgeldes. Sowohl in Schweden als 
auch in Norwegen kann das Betreuungsgeld anteilig im Falle einer privaten 
Teilzeitbetreuung, die durch staatliche Einrichtungen ergänzt wird, ausbe-
zahlt werden. Heutzutage sieht die Gesetzeslage in Schweden so aus, dass 
beide Elternteile Anspruch auf maximal 8 Monate bezahlten Urlaub pro Kind 
haben,  
„[…] sodass pro Kind insgesamt 16 Monate (480 Tage) bezahlter Urlaub möglich 
sind. Während 13 dieser Monate werden im Jahr 2018 etwa 80% des letzten Ein-
kommens ausgezahlt, bis zu einer Obergrenze von 455.000 SEK (44.630 €) pro 
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Jahr. Um die wirtschaftliche Situation in Haushalten mit niedrigem Einkommen 
zu verbessern, wurde im Jahr 2016 die Mindesthöhe des bezahlten Urlaubs auf 
250 SEK (25 €) pro Tag angehoben. In den restlichen 3 Monaten wird eine Pau-
schale in Höhe von 180 SEK (18 €) pro Tag gezahlt“ (Europäische Kommission 
2018: o. S.). 
Jeder Elternteil erhält einen nicht übertragbaren Anspruch auf Elterngeld von 
3 Monaten (von den insgesamt 16 Monaten), die restlichen 10 Monate kön-
nen je nach individuellem Belieben zwischen den Eltern aufgeteilt werden. 
Um die Wahlfreiheit für die Eltern zu vergrößern, können Eltern seit dem 1. 
Januar 2012 während dem ersten Lebensjahr des Kindes 30 Tage lang gleich-
zeitig Elterngeld beziehen. Insgesamt sind die Ausgaben für finanzielle Leis-
tungen für Kinder mit 3% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2015 im euro-
päischen Vergleich sehr hoch (EU-Durchschnitt: 2,4%) (vgl. Europäische 
Kommission 2018: o. S.). Folglich werden nicht nur viele Möglichkeiten von 
öffentlichen Kinderbetreuungsmöglichkeiten geboten, sondern es ist auch 
eine großzügige und flexible Elternurlaubsregelung in Schweden zu konsta-
tieren.  
Ökonomische Rahmenbedingungen 
Norwegen ist im Vergleich zu den anderen Ländern federführend, was seine 
ökonomische Leistungsfähigkeit anbelangt. Im Jahr 2016 beläuft sich das 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf auf 58790,06 KKS und liegt damit auf höchs-
tem Niveau – Schweden liegt mit einem Wert von 48904,55 KKS deutlich 
darunter. Doch während in Schweden ein stetiger Zuwachs zu beobachten ist, 
ist der Trend in Norwegen für die vergangenen Jahre (seit 2013) rückläufig. 
Ferner scheint in keinem anderen Land die Wirtschaftskrise so drastische 
Auswirkungen auf das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf gehabt zu haben, wie 
es in Norwegen der Fall war. Zwischen 2008 und 2009 ist ein dramatischer 
Rückgang von 61757,25 KKS auf 55427,58 KKS zu konstatieren (vgl. Welt-
bank 2018: o. S.). In Schweden zeigt sich seit der Wirtschaftskrise ein kon-
stanter Anstieg der Armutsgefährdungsquote, die aktuell (2017) 16% beträgt 
– in Norwegen beträgt sie hingegen lediglich 12%. Die Rate der erheblichen 
materiellen Deprivation ist in Norwegen mit 1,9% geringfügig höher als in 
Schweden (1,9%). Im Ländervergleich sind dies die niedrigsten Raten erheb-
licher materieller Deprivation, was auf effektive Sozialleistungen zur Be-
kämpfung von materieller Armut verweist. Der Anteil der von Armut und 
sozialer Ausgrenzung betroffenen Bevölkerung stagniert in Schweden mit 
rund 18% (respektive max. 18,6% im Jahr 2015) im Zeitverlauf zwischen 
2009 und 2017, während in Norwegen seit 2014 ein Anstieg von 13,5% auf 
16,1% festzustellen ist (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). Beide Länder weisen eine 
Zunahme der Einkommensungleichverteilung auf, wobei der Gini-Index auf 
niedrigem Niveau ist (in Norwegen liegt er im Jahr 2015 mit 27,5% etwas 
unterhalb von dem Gini-Index in Schweden mit 29,2%) (vgl. Weltbank 2018: 
o. S.). Das geschlechtsspezifische Lohngefälle der Bruttostundenlöhne ist 
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derzeit, wie bereits skizziert, in Norwegen (14,9%) geringfügig höher als in 
Schweden (13,3%) (vgl. UNECE 2018: o. S.). Obwohl in den skandinavi-
schen Ländern eine Ideologie des Egalitarismus besteht, sind die Bruttostun-
denlöhne zwischen den Geschlechtern relativ ungleich verteilt. 
Festzuhalten ist, dass zwischen den ausgewählten Ländern durchaus gro-
ße Unterschiede in Bezug auf die genderrelevanten Welfare Policies, ein-
schließlich der Familien- und Arbeitsmarktpolitik sowie der ökonomischen 
Rahmenbedingungen bestehen.  
Dass darüber hinaus nicht nur zwischen den Ländern markante Diskre-
panzen der Kontextfaktoren existieren, führt zu der Entscheidung, Regionen 
als zentrale Analyseeinheiten zu verwenden: Im Hinblick auf ökonomische, 
politische und kulturelle Kontextdimensionen zeichnet sich nicht nur eine 
Heterogenität zwischen den europäischen Ländern ab, sondern auch regionale 
Heterogenitätsmuster sind von Bedeutung, wie anhand der Darstellung der 
regionalen Kontextindikatoren im Kapitel 11.4. zur Beschreibung der unab-
hängigen Variablen festgehalten wird. Strukturelle Unterschiede zwischen 
urbanen und ländlichen Regionen, historisch unterschiedliche Entwicklungs-
pfade – wie es beispielsweise zwischen den alten und neuen Bundesländern 
in Deutschland der Fall ist – und ausgeprägte kulturelle Unterschiede, wie z. 
B. unterschiedliche Sprachregionen in Belgien oder unterschiedliche religiös 
geprägte Regionen, gilt es zu berücksichtigen. Darüber hinaus weisen Trans-
nationalisierungsprozesse sozialer Ungleichheiten darauf hin, dass eine nati-
onalstaatliche Rahmung im Sinne des methodologischen Nationalismus kri-
tisch zu hinterfragen ist:  
„[Es] lassen sich drei Anwendungsbeispiele des methodologischen Nationalismus 
unterscheiden: nationale Rahmung, international vergleichende Rahmung sowie 
globale Rahmung. Sie alle beruhen darauf, dass, […] die politische und rechtli-
che Grammatik nationaler Grenzen unreflektiert und affirmativ zur Prämisse der 
Rahmung sozialwissenschaftlicher Ungleichheitsforschung gemacht wird. Davon 
ist zu unterscheiden der kosmopolitische Blick, der eine aktive transformative, 
transnationale Politik der Rahmung verfolgt: das Nationalstaatsprinzip beantwor-
tet nicht mehr die Wer-Frage sozialer Ungleichheit. Denn in einer globalisierten 
Welt verliert die nationalstaatliche Rahmung ihre Aura der Selbstevidenz“ (Beck 
2008: 26). 
„Die These lautet: Das Ende der nationalen Klassengesellschaft ist nicht das Ende 
sozialer Ungleichheit, sondern genau im Gegenteil die Geburt radikalerer neuer 
„kosmopolitischer“ Formen sozialer Ungleichheit, denen (bislang) keine institu-
tionalisierten Antworten (Gewerkschaften, Wohlfahrtsstaat) entsprechen“ (Beck 
2008: 27). 
Eine grenzüberschreitende Verflechtung zwischen Ländern ist wesentlich und 
wird häufig – gerade im Bereich der Sozialpolitik – zu wenig beachtet. Sozi-
alpolitik wird oftmals als nationalstaatliches Gebilde begriffen, ohne zu be-
rücksichtigen, dass „[…] die Sozialpolitik eines Landes auf vielfältige Weise 
durch die sozialen Standards anderer Staaten und durch die politischen, sozia-
270 
len und wirtschaftlichen Beziehungen mit anderen Ländern beeinflusst wird“ 
(SFB 1342 2018: 4). Das hochaktuelle Forschungsprojekt „Globale Entwick-
lungsdynamiken von Sozialpolitik“ (Sonderforschungsbereich „SFB 1342“) 































11. Datenbasis: Generations and Gender Programme 
(GGP) 
Für die empirische Analyse der theoretisch diskutierten Wechselbeziehungen 
zwischen Mikro- und Makroebene werden die Daten des ‚Generations and 
Gender Programmes‘ verwendet. Das ‚Generations and Gender Programme‘ 
(GGP) enthält einen Kontextdatensatz mit Informationen der Makroebene 
von Mitgliedsländern und nationale Zufallsstichproben137, sogenannte ‚Gene-
rations and Gender Surveys‘ (GGS), die weltweite Panelerhebungen darstel-
len und Informationen der Mikroebene beinhalten (vgl. UNECE 2015: o. S.). 
Die Mitgliedsländer führen die Bevölkerungsumfragen selbst durch, wobei 
die United Nations Economic Commission for Europe (UNECE) den GGS 
koordiniert (vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2014: o. S.). 
Befragt werden Männer und Frauen im Alter zwischen 18 und 79 Jahren 
(eine Ausnahme ist Österreich; hier liegt die Spannweite des Alters in der 
ersten Welle zwischen 18 und 45 Jahre) mittels Computer Assisted Personal 
Interviews (CAPI). Der GGS wurde als Nachfolger des Family and Fertility 
Surveys erstmals 2002 in den Niederlanden erhoben (für einen Überblick der 
landesspezifischen Erhebungsjahre der ersten beiden Wellen s. Tabelle 17: 
Übersicht der Messzeitpunkte des GGS) und ist eine international verglei-
chende repräsentative Studie mit dem Ziel, Erkenntnisse über Familienwan-
del in der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts, ferner Beziehungen zwischen 
Eltern und ihren Kindern (Generationen), sowie über Beziehungen zwischen 
den Eltern (Gender/Geschlechterbeziehungen) zu generieren (vgl. Ette et al. 
2007: 7). Zentrale Aspekte, die im GGS erhoben werden, sind en détail:  
Auswirkungen der Erwerbstätigkeit von Frauen auf die Fertilität, Rollen-
verteilungen zwischen PartnerInnen zur Erklärung der Fertilitätsentschei-
dung, Werte und Einstellungen zwischen den Geschlechtern, Arbeitsteilung 
im Haushalt, Entscheidungs- und Verwaltungsmacht über das Haushaltsein-
kommen und die Beziehung zwischen den Generationen.  
Die Art des Forschungsdesigns wird als Paneldesign bezeichnet; diesel-
ben Fälle werden über drei Erhebungswellen (Messzeitpunkte) nach dersel-
ben Vorgehensweise (CAPI) befragt. Veränderung der abhängigen Variablen 
können durch die Analyse der verschiedenen Messzeitpunkte festgestellt und 
erklärt werden. Im vorliegenden Fall liegt die Annahme nahe, dass innerhäus-
 
137 Die Stichprobenbildung erfolgt in drei Stufen per Random Route nach ADM-Design:  
1.  Sample Points -> Schichten (Bundesländer, Regierungsbezirke, BIK-Gemeindetypen)  
2.  Haushalte –> Random-Route  
3.  Zielperson -> Schwedenschlüssel  
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liche Arbeitsteilungsarrangements in Paarbeziehungen im Zeitverlauf variie-
ren, weshalb durch eine Panelanalyse wichtige Erkenntnisse über die zeitbe-
zogene Veränderung dieses Forschungsfelds erzielt werden können. Aktuell 
sind zwei Wellen des GGS verfügbar, die Umfragedaten der folgenden Nati-
onen beinhalten:  
 
Tabelle 13: Aktuelle Mitgliedsländer und Fallzahlen des GGS  
(Stand April 2018) 
Land Fallzahl Welle 1 Fallzahl Welle 2 
Australien n=7125 n=6143 
Bulgarien n=12858 n=9344 
Deutschland n=10017 n=3226 
Frankreich n=10079 n=6533 
Georgien n=10000 n=8292 
Italien n=9570 n=6476 
Litauen n=10036 n=2292 
Niederlande n=8161 n=6090 
Österreich n=5000 n=3912 
Polen n=19987 n=12294 
Russland n=11261 n=7783 
Tschechien n=10006 n=3149 
Ungarn n=13540 n=10641 
Belgien n=7163 - 
Estland n=7855 - 
Japan n=9074 - 
Norwegen n=14880 - 
Rumänien n=11986 - 
Schweden n=9688 - 
Gesamt n=198286 n=86175 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 
Die Fallauswahl, die im Rahmen der Dissertation getroffen wird, liegt be-
gründet in einem „Most dissimilar System Design“, d. h. innerhalb des euro-
päischen Kontextes werden Länder einschließlich ihrer NUTS1-Regionen 
ausgewählt, die möglichst große Unterschiede in Bezug auf Genderungleich-
heiten aufweisen (und auch regimetypologisch zu differenzieren sind), um 
mögliche Gemeinsamkeiten einer traditionellen innerhäuslichen Arbeitstei-
lung konstatieren zu können.  
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11.1. Zur methodisch bedingten NUTS1-Regionenanalyse 
mit theoretischem Mehrwert 
11.1.1. Einschränkungen der Small-N-Problematik 
Methodisch betrachtet gilt – wegen der Voraussetzung für alle Analyseebe-
nen eine adäquate Fallzahl zu garantieren (vornehmlich für möglichst präzise 
Schätzungen der Parameter, Konfidenzintervalle und Standardfehler) – das 
Prinzip, möglichst viele Kontexteinheiten, die über Daten der ersten und 
zweiten Welle des Generation and Gender Surveys verfügen, in die 
Mehrebenenanalyse einzubeziehen138. Im Allgemeinen ist eine geringe An-
zahl an Makroeinheiten eine häufig auftretende Problematik von Mehrebe-
nenanalysen, die oft diskutiert und durchaus umstritten ist. Grundsätzlich gilt: 
je geringer die Anzahl der Kontexteinheiten, umso weniger Variablen können 
in die Modelle aufgenommen werden bzw. je „abgespeckter“ die Modelle, 
desto geringer die Fallzahlproblematik und je höher die Fallzahl, desto präzi-
ser die Schätzungen. Als Daumenregel empfehlen Hox et al. im Falle eines 
Forschungsinteresses von fixen Effekten 30 Kontexteinheiten sowie eine 
durchschnittliche Fallzahl von 30 Individualeinheiten, im Falle eines For-
schungsinteresses von Cross-Level-Interaktionen 50 Kontexteinheiten sowie 
eine durchschnittliche Fallzahl von 20 Individualeinheiten und im Falle eines 
Forschungsinteresses von Zufallseffekten 100 Kontexteinheiten sowie eine 
durchschnittliche Fallzahl von 10 Individualeinheiten (vgl. Hox et al. 2018: 
215f.). In der Forschungspraxis werden von dieser Vorgabe deutlich abwei-
chende Analysen durchgeführt. Jedoch sollte nicht unterschätzt werden, dass 
„For accuracy and high power a large number of groups appears more im-
portant than a large number of individuals per group” (Hox et al. 2018: 214). 
Hox et al. zufolge sind allerdings auch Analysen mit weniger Makroeinheiten 
möglich, sofern die Schätzung der Parameter mittels „Restricted Maximum 
Likelihood“ durchgeführt wird. Die Full-Information-Maximum-Likelihood-
Methode (FIML) schließt sowohl die Schätzer für die Varianzkomponenten 
als auch die Regressionskoeffizienten in die Likelihoodfunktion ein, hinge-
gen werden für die Maximierung der Likelihoodfunktion im Rahmen der 
Restricted-Maximum-Likelihood-Methode (REML) nur Varianzkomponen-
ten einbezogen (vgl. Hox et al. 2018: 28). 
 
138 „An important conceptual difference between single-level and multilevel approaches is that 
the sample size considerations are quite different. With the multilevel approach, a sufficient 
sample size is required at each level of analysis. In smaller group samples, the difference in 
estimation between ML [Maximum-Likelihood] and REML [Restricted-Maximum-
Likelihood] results in a downward bias in variance components estimated with ML com-
pared to REML” (Heck et al. 2014: 20). 
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„Erstere [FIML] enthält in ihrer Likelihoodfunktion sowohl die festen Regressi-
onsparameter als auch die Varianzkomponenten der Fehlerterme. Bei letzterer 
[REML] beinhaltet die Likelihoodfunktion nur die Varianzkomponenten, aber 
nicht die Regressionsparameter. Während die FIML die Regressionsparameter als 
bekannte Größen bei der Schätzung der Varianzkomponenten behandelt, betrach-
tet sie die REML als Schätzer, die mit Unsicherheit behaftet sind. Theoretischer 
Weise sollte die REML bei wenigen vorliegenden Gruppen zu genaueren Schät-
zer [sic!] führen, wie [auch] Bryk & Raudenbush (1992: 46; 2002: 53) festgestellt 
haben“ (Langer 2009: 102f.). 
Stegmüller, der durch eine Monte-Carlo-Simulation neuere Erkenntnisse über 
Mehrebenenanalysen mit wenigen Kontexteinheiten (15–20 Länder) gewin-
nen konnte, stellt fest,  
„[…] that maximum likelihood estimates and confidence intervals can be severe-
ly biased, especially in models including cross-level interactions. In contrast, the 
Bayesian approach proves to be far more robust and yields considerably more 
conservative tests” (Stegmüller 2013: 748). 
„Estimated with 15 or 20 available countries, ML confidence intervals are almost 
5% too short—in other words, researchers are more likely to obtain 90% confi-
dence intervals rather than the 95% intervals announced by their software pack-
age” (Stegmüller 2013: 758). 
Im Falle einer zu erstrebenden Mehrebenenanalyse mit weniger als 20 Mak-
roeinheiten empfiehlt Stegmüller folglich ein bayesianisches Schätzverfahren 
anzuwenden.  
Eine weitere Möglichkeit, die Small-N-Problematik zu umgehen, ist eine 
feinere Differenzierung der Kontexteinheiten vorzunehmen, d. h. im Rahmen 
einer europäischen Analyse und, sofern es die Datengrundlage zulässt, anstatt 
der Länder als Einheiten die NUTS-Klassifizierung zugrunde zu legen. Das 
Generations and Gender Programme bietet diese Möglichkeit, weshalb im 
Zentrum der Analyse die auf den NUTS1-Regionen (48 Kontexteinheiten der 
ersten Welle) basierenden Mehrebenenmodelle stehen. 
11.1.2. Bedeutung der Regionen innerhalb Europas 
In erster Linie besteht der Vorteil einer europäischen Regionenanalyse nicht 
nur darin, eine methodische Small-N-Problematik zu umgehen, sondern vor-
nehmlich auch darin, den theoretischen Aspekt einer zunehmenden Transna-
tionalisierung durch einen nationenübergreifenden Bezugsrahmen zu berück-
sichtigen. Ist es nicht ein wesentliches Merkmal Europas, dass es sich durch 
höchst unterschiedliche kulturelle Traditionen auszeichnet? Die Vielfalt wird 
häufig als ein wesentliches Charakteristikum Europas beschrieben – Europa 
gedacht im Sinne einer „Einheit in der Vielfalt“ (Mau/Verwiebe 2009: 24). 
Insbesondere eine Fokussierung auf geschlechterkulturelle Leitbilder lässt 
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deutliche Unterschiede zwischen den europäischen Ländern erkennen (vgl. 
Pfau-Effinger 2005: 321), die sich gleichwohl auch in den Regionen (u. a. 
durch Stadt-Land-Gefälle) widerspiegeln könnten (für eine Differenzierung 
von familienpolitischen und ökonomischen Rahmenbedingungen der Länder 
s. Kapitel 10.). Auch im Hinblick auf die politische Empowerment-
Dimension von Frauen zeigen sich deutliche Differenzen zwischen den euro-
päischen Regionen in der politischen Repräsentation von Frauen in nationa-
len Parlamenten (vgl. Sundström/Stockemer 2015: 254). Nicht zu vergessen 
sind drastische Unterschiede der ökonomischen Rahmenbedingungen. Mit 
einer regimetypologischen Analyse sind ForscherInnen fähig, eine „Vogel-
perspektive“ einzunehmen und Gemeinsamkeiten zwischen Ländern aufzu-
zeigen. Doch gilt es ebenso, eine detailliertere Perspektive einzunehmen und 
auch mögliche Unterschiede zu erkennen. Zwischen beiden Sichtweisen liegt 
ein breites Spektrum – innerhalb dieser Dissertation wird versucht, das Span-
nungsfeld zwischen nationalen und regionalen Dynamiken zu betrachten, 
indem unter dem Dach eines übergreifenden Bezugsrahmens (s. Argumenta-
tion von Kreckel (2006) im Kapitel 3.4.) zunächst OLS-Regressionsanalysen 
basierend auf den europäischen Ländern und Regimen durchgeführt werden, 
die durch eine Mehrebenenanalyse basierend auf den NUTS1-Regionen er-
weitert werden. Sowohl der theoretische Vorteil einer differenzierteren Per-
spektive im Sinne der regionalen Vielfalt als auch der methodische Vorteil 
einer höheren Kontextfallzahl werden durch diese Vorgehensweise wahrge-
nommen. Die ausgewählten Länder sowie die jeweiligen ausgewählten 
NUTS1-Regionen, die die Basis der weiterführenden Analyse bilden, sind in 
Tabelle 14 dargestellt. (Anzumerken ist, dass nicht für alle Länder eine regi-
onale Klassifizierung möglich ist, wodurch sich die Fallzahlen der länder- 
und regionenspezifischen Analysen unterscheiden.) Ferner wird in Abbildung 
6 ein Überblick über die geographische Verortung der NUTS1-Regionen 
gegeben. Allgemeiner Hintergrund der NUTS-Klassifizierung am Beispiel 
von Deutschland ist folgender: 
„Die Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik (Nomenclature des 
Unités territoriales statistiques – NUTS) ist eine geografische Systematik, nach 
der das Gebiet der Europäischen Union in drei Hierarchiestufen eingeteilt wird: 
NUTS-1, NUTS-2 und NUTS-3. Diese Einordnung ermöglicht den grenzüber-
schreitenden statistischen Vergleich von EU-Regionen. […] Die Einteilung lehnt 
sich eng an die Verwaltungsgliederung der einzelnen Länder an. In der Regel 
entspricht eine NUTS-Ebene einer Verwaltungsebene oder einer räumlichen Ag-
gregation von Verwaltungseinheiten. In Deutschland sind die NUTS-1-Regionen 
die Bundesländer. Die Bevölkerung einer NUTS-1-Region liegt in aller Regel 
zwischen 3 und 7 Millionen Einwohnern. NUTS-2-Regionen haben meist zwi-
schen 800 000 und 3 Millionen Einwohnern. In Deutschland ist dies im Regelfall 
die Ebene der Regierungsbezirke. Die Bevölkerungszahl von NUTS-3-Regionen 
liegt generell zwischen 150 000 und 800 000 Einwohnern. NUTS-3 entspricht in 
276 
Deutschland den Kreisen und kreisfreien Städten“ (Statistisches Bundesamt 
2018b: o. S.). 
Nach Eurostat umfasst die aktuelle, seit 1. Januar 2018 gültige, NUTS-2016-
Klassifizierung 104 NUTS1-Regionen, 281 NUTS2-Regionen und 1348 
NUTS3-Regionen. Die von Eurostat festgelegten Ziele sind, mittels dieser 
Klassifizierung eine Harmonisierung regionalstatistischer Daten innerhalb 
der EU zu erreichen, sozioökonomische Analysen auf der Grundlage von 
sozioökonomischen Großregionen (NUTS1), Basisregionen für regionalpoli-
tische Maßnahmen (NUTS2) und Kleinstregionen für spezifische Diagnosen 
(NUTS3) durchführen zu können sowie Informationen für die Gestaltung der 
EU-Regionalpolitik zu sammeln (vgl. Eurostat 2018a: o. S.). 
 























Deutschland Baden-Württemberg (DE1)  
Bayern (DE2)  
Berlin (DE3)  
Brandenburg (DE4)  
Bremen (DE5) 
Hamburg (DE6)  
Hessen (DE7)  
Mecklenburg- 
Vorpommern (DE8)  
Niedersachsen (DE9) 





Schleswig-Holstein (DEF)  
Thüringen (DEG) 
Österreich Ostösterreich (AT1)  
Südösterreich (AT2)  
Westösterreich (AT3) 
Belgien+ Brussels (BE1) 
Flanders (BE2) 
Wallonia (BE3) 
Frankreich Ile-de-France (FR1) 
Bassin Parisien (FR2) 
Nord-Pas-de-Calais (FR3)  
Est (FR4)                                       f. 
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Niederlande Noord-Nederland (NL1)  
Oost-Nederland (NL2)  












Bulgarien Severna i yugoiztochna Bulga-
ria/Norden+Osten (BG3) 
Yugozapadna i yuzhna tsentralna 
Bulgaria/Süden+Westen (BG4)        
Georgien -** 
Litauen Lietuva (LT0) 
Polen Region Centralny (PL1) 
Region Poludniowy (PL2) 
Region Wschodni (PL3) 
Region Pólnocno-Zachodni (PL4) 
Region Poludniowo-Zachodni 
(PL5)  
Region Pólnocny (PL6) 
Rumänien - 
Russland -** 
Tschechien Ceská republika (CZ0) 
Ungarn Közép-Magyarország (HU1) 
Dunántúl (HU2) 






Norwegen+ Norge (NO0)  
Summe NKontextebene=15 NKontextebene = 48 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Anmerkungen:  
* Grundsätzlich sind im GGS auch Daten für Italien und Estland verfügbar, 
jedoch nicht in Bezug auf die innerhäusliche Arbeitsteilung. 
** Für die europäischen Nicht-EU-Staaten Georgien und Russland ist keine 
NUTS-Klassifikation vorhanden. Obwohl Schweden Mitglied der EU ist, 
sind im GGS keine Informationen bezüglich der NUTS-Klassifizierung 
enthalten. 
+ Für Belgien und Norwegen sind keine Daten für die zweite Welle verfüg-
bar. 
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Abbildung 6: NUTS 1 Regionen in Europa 





Die Stichprobe umfasst heterosexuelle139 (verheiratete und nicht verheiratete) 
Paare mit und ohne Kinder, die ausschließlich in einem gemeinsamen Haus-
halt leben. Das Generations and Gender Survey ist zwar keine Paarbefragung, 
dennoch besteht die Möglichkeit, auf die Antworten der PartnerInnen zu 
schließen, weil die Befragten nicht nur Fragen zur eigenen Person, sondern 
auch zum/zur PartnerIn gestellt bekommen. Die weiterführende Analyse 
basiert in der vorliegenden Forschungsarbeit daher auf den Antworten all 
jener Frauen im Alter zwischen 18 und 79 Jahren, die Angaben über die Auf-
teilung der Hausarbeiten zwischen ihnen und ihrem Partner gemacht haben. 
Zum Zeitpunkt der ersten Welle trifft dies auf 41336 Frauen im Länderver-
gleich und auf 34044 Frauen im NUTS1-Regionenvergleich zu (da nicht für 
alle Länder die NUTS1-Klassifikation vorgenommen werden kann, variiert 
die Fallzahl, s. Tabelle 14).  
11.3. Operationalisierung der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung 
Die abhängige Variable „Task-Participation-Index“ – dessen Grundidee auf 
die Studie von Blood/Wolfe „Husbands and Wives – The Dynamics of Mar-
ried Living“ zurückzuführen ist – umfasst den Aufwand für Hausarbeiten, 
wobei diejenigen Frauen ausgewählt wurden, die auf die folgende Frage 
geantwortet haben: „Jetzt würde ich Ihnen gerne ein paar Fragen dazu stellen, 
wer in Ihrem Haushalt welche Aufgaben erledigt. Sagen Sie mir bitte, wer die 
folgenden Aufgaben bei Ihnen im Haushalt verrichtet“. Hierbei wurden die 
Kategorien Kochen, Einkaufen, Staubsaugen/Putzen140 und Reparaturen 
 
139 Aus forschungspraktischen Gründen wurde die Heteronormativitätsannahme getroffen, da 
der Anteil homosexueller Paare im Vergleich zu heterosexuellen Paaren sehr gering ist, 
zumal der Aspekt der Traditonalität von Arbeitsteilungsarrangements im Vordergrund 
steht. Eine quantitative Analyse der Aufteilung von Hausarbeiten in homosexuellen Paaren 
ist aufgrund der zahlenmäßig schlechten Datenlage nach wie vor schwierig, wäre jedoch 
inhaltlich höchst interessant. 
140 Was das Wäsche waschen anbelangt, hat bereits Jean-Claude Kaufmann (1994) die beson-
dere Bedeutung der Wäsche für die Konstruktion des Alltags von Paarbeziehungen und die 
Konstruktion von Geschlechterrollen analysiert. „[…] mit der schmutzigen Wäsche verbin-
det sich die Erinnerung an die ursprüngliche Rolle der Frau innerhalb des Paares, aber zu-
gleich auch der Anspruch auf ihre Veränderung im Sinne einer Gleichberechtigung beider 
Partner. Gleichzeitig ist die Wäsche ein wesentliches Kennzeichnen persönlicher Identität, 
das von der Paarbeziehung unweigerlich beeinflußt [sic!] wird“ (Kaufmann 1994: 9). Wei-
tere Indikatoren, wie z. B. die Geldverwaltung oder das Organisieren von sozialen Aktivitä-
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berücksichtigt, die im Rahmen einer fünfstufigen Likert-Skala141 mit den 
Ausprägungen überwiegend ich, meist ich, PartnerIn und ich gleich, meist 
PartnerIn, überwiegend PartnerIn142 erfasst wurden (s. Tabelle 15: Indikato-
ren der abhängigen Variable). Insofern handelt es sich um eine subjektive 
Einschätzung von Frauen über die jeweiligen Items, welche/r der beiden 
PartnerInnen mehr Hausarbeiten übernimmt. Ferner kann für die Analyse der 
Veränderung der Arbeitsteilung erfasst werden, ob die innerhäusliche Ar-
beitsteilung zwischen den beiden Messzeitpunkten konstant geblieben ist, 
sich traditioneller oder egalitärer entwickelt hat. Der „Task-Participation-
Index“ ist ein additiver Summenscore, dessen einzelne Indikatoren grob nach 
zeitlichem Umfang gewichtet wurden (Kochen mit dem Faktor 1,0, Einkau-
fen mit dem Faktor 0,5, Staubsaugen/Putzen mit dem Faktor 0,5 und Repara-
turen mit dem Faktor 0,25). Cronbachs (1951) Alpha weist insgesamt für die 
gepoolten Daten einen zwar nicht optimalen, aber gerade noch akzeptablen 
Wert von 0,67 auf (anzustreben ist ein Wert von 0,8, wobei ein niedrigerer 
Wert kein absolutes Ausschlusskriterium für eine Skala ist, sofern inhaltlich 
sinnvolle Argumente für die Skala sprechen). Länderspezifisch sind Werte 
größer 0,7 in Litauen, Polen, Russland, Schweden und Tschechien aufzuwei-
sen, Werte zwischen 0,6 und 0,69 in Belgien, Bulgarien, Deutschland, Öster-
reich, Rumänien, Ungarn, Werte zwischen 0,5 und 0,59 in den Niederlanden 
und Werte bis 0,5 in Georgien, Frankreich und Norwegen. Die sehr niedrigen 
Werte in Frankreich und Norwegen könnten durch ein Entfernen des Indika-
tors „Reparaturen“ verbessert werden, der in diesen Ländern einen Mittelwert 
größer 4 umfasst, was verdeutlicht, dass diese Tätigkeit überwiegend von 
Männern ausgeführt wird. Doch handelt es sich hierbei um einen wesentli-
chen Indikator der Hausarbeiten, der aus inhaltlichen Gründen insofern nicht 
entfernt werden sollte, zumal die Anzahl der für alle Länder verfügbaren 
Hausarbeitsitems ohnehin sehr gering ist. In Georgien weist der „Task-
Participation-Index“ grundsätzlich keine interne Konsistenz auf, wie anhand 
der Berücksichtigung der stark unterschiedlichen Mittelwerte der einzelnen 
Indikatoren (s. Abbildung 12: Mittelwerte der Hausarbeiten im Länderver-
gleich, Kapitel 13.1.) zu erwarten ist. Die innerhäusliche Arbeitsteilung ist in 
Georgien am stärksten geschlechtsspezifisch segregiert. Festzuhalten ist au-
ßerdem, dass die Streuung des „Task-Participation-Index“ am niedrigsten in 
Deutschland (Standardabweichung = 0,90) und am größten in Belgien (Stan-
 
ten, sind für Hausarbeitsteilungsarrangements grundsätzlich zu berücksichtigen, doch sind 
nicht für alle Länder entsprechende Daten im Generations and Gender Survey enthalten. 
141 Ferner können diese Indikatoren als quasimetrisch erachtet werden: „[…] in der For-
schungspraxis [hat sich] auch gezeigt, dass metrische bzw. als metrisch zu definierende Va-
riablen ab 5 Ausprägungen für eine sinnvolle OLS-Regression geeignet sein können“ (Ur-
ban/Mayerl 2011: 14). 
142  Die Antwortkategorien 6 = „always or usually other persons in the household” und 7 = 
„always or usually someone not living in the household” wurden von der Analyse ausges-
chlossen. 
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dardabweichung = 1,86) ist, wodurch die vergleichsweise deutlichsten regio-
nalen Differenzen der innerhäuslichen Arbeitsteilungsarrangements in Belgi-
en anzunehmen sind. Grundsätzlich ist dieser Vorgehensweise eines gewich-
teten additiven Indexes eine akribische Erfassung der Hausarbeiten über den 
zeitlichen Umfang, wie er in Zeitbudgeterhebungen erfasst wird, vorzuzie-
hen. Neben den Schwierigkeiten einer Berücksichtigung des zeitlichen Um-
fangs stellen die Abhängigkeit des Indizes, welche Tätigkeiten-Items als 
Hausarbeiten verwendet werden, sowie eine fehlende Auskunft des Part-
ners/der Partnerin (im Sinne einer Paarbefragung) weitere Herausforderungen 
dar (vgl. Künzler 1994: 56ff; Klaus/Steinbach 2002: 29). So sind nach Künz-
ler die Zeitbudgetforschung und die Befragung beider PartnerInnen der ‚Kö-
nigsweg‘, der dem Task-Participation-Index vorzuziehen ist“ (vgl. Künzler 
1994: 58).  
„Allerdings ist die Verwendung derartiger relativer Indizes aus mindestens drei 
Gründen nicht unproblematisch. Erstens wurde der Index in der vorliegenden 
Analyse nur aus den Angaben der Ehefrauen gebildet. [Studien zum Bamberger 
Ehepaar-Panel haben jedoch bei zusätzlicher Verwendung der Daten der Männer 
gezeigt, dass die Ergebnisse weitgehend unverändert bleiben.] […] Zweitens 
handelt es sich um einen Summenscore, der jede Tätigkeit mit dem gleichen Ge-
wicht versieht, was insofern problematisch ist, da die Haushaltstätigkeiten unter-
schiedlich viel Zeit in Anspruch nehmen. Drittens kann eine Veränderung des re-
lativen Anteils immer aufgrund verschiedener absoluter Veränderungen zustande 
kommen; so kann ein Rückgang des Anteils der Frau, um nur zwei Beispiele zu 
nennen, aus einer gleichbleibenden absoluten Beteiligung der Frau bei gleichzei-
tiger Erhöhung der absoluten Beteiligung des Mannes resultieren oder aus einer 
gleichbleibenden Beteiligung des Mannes bei gleichzeitiger Reduktion der Betei-
ligung der Frau. Für eine ausführliche Diskussion der Problematik relativer Maß-
zahlen, wie dem […] Task-Participation-Index, vgl. vor allem die Arbeit von 
Künzler (1994)“ (Schulz 2010: 190). 
Diese Vorgehensweise ist mit dem Generations and Gender Survey jedoch 
nicht möglich, da weder das präzise Zeitausmaß der Hausarbeiten in Stunden 
enthalten ist noch die PartnerInnen befragt wurden. Im Hinblick auf die Ein-
zelindikatoren der Hausarbeiten wurden diejenigen ausgewählt, deren Daten 
für alle Länder verfügbar sind. In den Index gehen weiterführend keine Indi-
katoren ein, die die Kinderbetreuung umfassen, da aktuelle Studien empfeh-
len, zwischen den Dimensionen der Routinehausarbeiten und Elternaufgaben 
zu differenzieren, weil sie partiell unterschiedlichen Mechanismen folgen 
(vgl. Wengler et al. 2009: 57). Dies befürworten beispielsweise auch De-
chant/Blossfeld (2015):  
„Anhand der qualitativen Interviews [aus der Studie von Dechant/Blossfeld] wird 
ersichtlich, dass Erklärungsmuster, die im Bereich der unbezahlten Arbeit zwi-
schen Kinderbetreuung und Hausarbeit unterscheiden, besser die Realität der 
Paare erfassen“ (Dechant/Blossfeld 2015: 373). 
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Tabelle 15: Indikatoren der abhängigen Variable 
Variablen Metrik Operationalisierung 
Fragestellung: 
Jetzt würde ich Ihnen gerne ein paar Fragen dazu stellen, wer in Ihrem Haushalt welche 
Aufgaben erledigt. Sagen Sie mir bitte, wer die folgenden Aufgaben bei Ihnen im 
Haushalt verrichtet./Now I would like to ask you some questions about who does what in 
your household. Please tell me who does the following tasks in your household. 
Kochen 1 bis 5 
1  always respondent 
2  usually respondent 
3  respondent and 
partner equally 
4  usually partner 
5  always partner 
Who does hh tasks: 
Preparing daily meals/ 
Die täglichen Mahlzeiten 
zubereiten 
Einkaufen 1 bis 5 
1  always respondent 
2  usually respondent 
3  respondent and 
partner equally 
4  usually partner 
5  always partner 
Who does hh tasks:  
Shopping for food/ 
Essen einkaufen 
Staubsaugen/Putzen 1 bis 5 
1  always respondent 
2  usually respondent 
3  respondent and 
partner equally 
4  usually partner 
5  always partner 
Who does hh tasks:  
Vacuum-cleaning the 
house/ Staubsaugen  
(Für die polnischen Daten 
fehlt dieses Item, daher 
wurde für diese Ausnahme 
der Indikator „Who does 
hh tasks: Cleaning the 
house“ verwendet.) 
Reparaturen 1 bis 5 
1  always respondent 
2  usually respondent 
3  respondent and 
partner equally 
4  usually partner 
5  always partner 
Who does hh tasks:  
Small repairs in, around 
the house/ 
Kleinere Reparaturen rund 
ums Haus 
(Rechnungen bezahlen)* 
*Der Indikator Rechnungen 
bezahlen ist nicht für Norwe-
gen verfügbar, weshalb er 
nicht in den Task Participation 
Index eingeht, jedoch im 
Rahmen einiger deskriptiver 
Darstellungen enthalten ist. 
1 bis 5 
1  always respondent 
2  usually respondent 
3  respondent and 
partner equally 
4  usually partner 
5  always partner 
(Who does hh tasks:  
Paying bills, financial 
records/ 
Rechnungen bezahlen und 
sich um finanzielle Ange-
legenheiten kümmern) 
Quelle: Eigene Darstellung.  
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11.4. Beschreibung der unabhängigen Variablen 
Auf individueller Ebene werden eine Reihe von unabhängigen Variablen 
überprüft, die die theoretischen symmetrischen und asymmetrischen Ansätze 
auf Basis der interaktionellen und kulturellen Form von Macht testen sollen: 
Das Bildungsniveau, die Bildungsrelation innerhalb des Paares, die Einkom-
menshöhe, die Einkommensrelation, das Erwerbspensum, die Erwerbsrelati-
on, der Familienstand (verheiratet), die Existenz von kleinen Kindern im 
Haushalt, die Anzahl der Kinder, die Paarbeziehungsdauer sowie die Kon-
trollvariablen des Alters und der Geburtskohorten (einige detaillierte Infor-
mationen zur Operationalisierung der unabhängigen Variablen sind in Tabel-
le 16 zusammengefasst). Für alle Individualvariablen wird das Generations 
and Gender Survey als Datenbasis verwendet. 
Kurzbeschreibungen der Individualvariablen 
Bildungsniveau 
Das Bildungsniveau ist im GGS gemäß der „International Standard Classifi-
cation of Education“ (ISCED)143 erhoben worden. Die ISCED-
Klassifizierung wurde so umkodiert, dass eine niedrige Bildung auf ISCED 
0–2 basiert, eine mittlere Bildung auf ISCED 3–4 und eine hohe Bildung auf 
ISCED 5–6. Weiterführend wurden zwei Dummyvariablen für einen hohen 
und einen mittleren Bildungsstand erstellt, deren Referenzkategorie einen 
niedrigen Bildungsstand umfasst.  
Bildungsrelation  
Für die Messung der Bildungsrelation ist der Bildungsstand der Frau vom 
Bildungsstand des Mannes zunächst subtrahiert worden. Negative Werte 
bedeuten, dass die Frau über einen höheren Bildungsstand verfügt als ihr 
Partner, 0 bedeutet, dass eine Bildungshomogamie besteht und positive Wer-
te verweisen darauf, dass der Mann über einen höheren Bildungsstand verfügt 
als seine Partnerin. Aus diesen Informationen wurden zwei Dummyvariablen 
gebildet: im ersten Fall betrifft dies die Relation „Frau > Mann“ (Kodierung 
= 1), was bedeutet, dass die Frau über einen höheren Bildungsstand verfügt 
als ihr Partner (Bildungshypogamie). Im zweiten Fall ist die Relation „Frau = 
Mann“ (Kodierung = 1) gemeint, was bedeutet, dass eine Bildungshomoga-
mie innerhalb des Paares besteht. Die Relation „Frau < Mann“ (Kodierung = 
 
143 Für Belgien, Bulgarien, Deutschland, Georgien, Litauen, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Rumänien, Russland, Schweden, Tschechien und Ungarn gilt folgende Kodi-
erung: isced 0 – pre-primary education, isced 1 – primary level, isced 2 – lower secondary 
level, isced 3 – upper secondary level, isced 4 – post secondary non-tertiary, isced 5 – first 
stage of tertiary, isced 6 – second stage of tertiary. 
Frankreich hat den Bildungsstand über ISCED 97 erhoben: 0 – isced97, 1–2 – isced97, 3A 
– isced97, 3B – isced97, 3C – isced97, 5A–6 – isced97, 5B – isced97. 
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0), nach der die Frau über einen niedrigeren Bildungsstand verfügt als ihr 
Partner (Bildungshypergamie), ist Referenzkategorie. 
Einkommenshöhe  
Weitere Dummyvariablen wurden für ein mittleres (1500,01 bis 4000,00 €) 
sowie ein hohes Einkommen (4000,01 € und mehr) erstellt, deren Referenz-
kategorie ein niedriges Einkommen (bis 1500,00 €) ist. Aufgrund einiger 
Schwierigkeiten der Vergleichbarkeit der Einkommensangaben (s. u.) zwi-
schen den Ländern werden Dummyvariablen bevorzugt, anstatt das Einkom-
men als metrische Variable einzubeziehen. 
Einkommensrelation 
Die Bildung der Einkommensrelation ist etwas komplexer, weil nicht alle 
Variablen für alle Länder verfügbar sind. Während für die Länder, die die 
Höhe des monatlichen Nettoeinkommens differenziert nach unterschiedlichen 
Einkommensquellen erhoben haben, eine Summe aller Nettoeinkünfte gebil-
det wurde, wurden für Deutschland sowie Österreich Gruppenmittelwerte der 
unterschiedlichen Einkommenstypen gebildet und diese addiert, weil die 
Einkommenstypen lediglich gruppiert verfügbar sind. Norwegen enthält zwar 
das Nettoeinkommen pro Einkommensquelle, jedoch sind dies jährliche statt 
monatlicher Angaben. Insofern wurden diese Werte durch 12 dividiert und 
anschließend eine Summe aller Quellen gebildet. Für Polen ist das Nettoge-
samteinkommen aller Einkommenstypen vorhanden, das ohne Modifikation 
verwendet werden konnte, weil die Informationen der differenten Einkom-
mensquellen durch die Summenbildung ohnehin verloren gehen. Für Schwe-
den – dessen Daten jedoch aufgrund fehlender Informationen zur NUTS-
Klassifizierung im GGS nicht in die Mehrebenenmodelle eingehen – ist das 
Nettogesamteinkommen aller Einkommenstypen gruppiert vorhanden, wes-
halb hierfür die Gruppenmittelwerte verwendet wurden und zusätzlich eine 
Umrechnung in Euro erfolgte. Die Umrechnung in Euro basierte auf dem 
Wechselkurs des Jahres 2012 (Stichtag 31.12.12; die erste Welle Schwedens 
wurde ebenfalls 2012 erhoben) und war erforderlich, da Schweden das einzi-
ge Land ist, in dem die Einkünfte nicht in Euro, sondern in schwedischen 
Kronen erhoben wurden.  
Durch die Information der Summenvariable aller monatlichen Nettoein-
künfte je PartnerIn kann die Einkommensrelation gebildet werden, welche/r 
der beiden PartnerInnen ein höheres bzw. niedrigeres Einkommen verdient. 
Die Relation „Frau > Mann“ (Kodierung = 1) bedeutet, dass die Frau über ein 
höheres Nettoeinkommen (diverser Einkommensquellen) verfügt, „Frau = 
Mann“ (Kodierung = 1) bedeutet, dass beide über ein ähnlich hohes Ein-
kommen verfügen (eine Einkommenshomogamie wurde bei Abweichungen 
+- 250 Euro angenommen), Referenzkategorie ist „Frau < Mann“ (Kodierung 




Da die Verwendung der Teilzeit- und Vollzeit-Klassifizierung der Stunden 
zwischen den Ländern variiert (z. B. ist in Frankreich eine 35-Stunden-
Woche als eine Vollzeitbeschäftigung definiert, in Deutschland sind es hin-
gegen 40 Stunden), wurde die Grenze zur Vollzeitbeschäftigung ab 35 Stun-
den gewählt (für eine Differenzierung unterschiedlicher Typen von Teilzeit-
arbeit s. Hakim (1997)144). Einen Stundenumfang ab 35 Stunden erfasst die 
Dummyvariable „Vollzeit“, deren Referenzkategorie eine Teilzeitbeschäfti-
gung im Ausmaß von 1 bis 34,99 Stunden darstellt.  
Erwerbsrelation  
Wie auch im Falle der Bildungs- und Einkommensrelation wird die Erwerbs-
relation zunächst über die Differenz des Erwerbspensums der Frau abzüglich 
des Erwerbspensums des Mannes gebildet. Ferner werden aus dieser Diffe-
renzvariablen zwei Dummyvariablen gebildet, die eine Erwerbshypogamie 
beinhalten, sofern die Frau mehr Stunden erwerbstätig ist als ihr Mann sowie 
eine Erwerbshomogamie, wenn beide gleichermaßen erwerbstätig sind (Ab-
weichungen von rund ± 2 Stunden liegen hierbei im Toleranzbereich der 
Erwerbshomogamie). Referenzkategorie ist die Relation „Frau < Mann“, die 
für Paare mit einer eher traditionellen Aufteilung der außerhäuslichen Er-
werbsbeteiligung gilt. 
Familienstand  
Ein verheirateter Familienstand wird durch eine Dummyvariable für verheira-
tete Paare berücksichtigt, deren Referenzkategorie nicht verheiratete hetero-
sexuelle Paare darstellen. 
Kleine Kinder (< 6 Jahre)  
Sofern mindestens ein Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, das jünger als 
sechs Jahre alt ist, wird dies über die Dummyvariable „Kleine Kinder (< 6 
Jahre)“ erfasst, die in Bezug zur Referenzkategorie „kein Kind unter sechs 
Jahren“ interpretiert werden kann. 
Anzahl der Kinder  
Die Variable „Anzahl der Kinder“ umfasst alle im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Kinder, unabhängig ihres Alters (im Falle der Mehrebenenmodelle 
wird diese Variable grand-mean-zentriert; für methodische Aspekte der Zent-
rierung s. Kapitel 12.1.4.). 
 
 
144 „Given that part-time work means such different things even within European labour 
markets, cross-national comparisons are often not comparing like with like” (Hakim 1997: 
90). Hakim differenziert drei Typen der Teilzeitarbeit: „reduced hours work” (umfasst Tä-
tigkeiten, die zeitlich etwas weniger umfangreich sind als eine Vollzeitarbeit, i. d. R. 30–36 
oder 30–39 Stunden pro Woche), „half-time jobs” (15–29 Stunden pro Woche) und „mar-
ginal jobs“ (15 Stunden pro Woche und weniger) (vgl. Hakim 1997: 25). 
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Paarbeziehungsdauer  
Die Paarbeziehungsdauer basiert auf Angaben in Monaten seit Beginn der 
Paarbeziehung, die ebenfalls im Rahmen der Mehrebenenanalyse grand-
mean-zentriert wird. 
Kurzbeschreibungen der Kontextvariablen 
Auf der regionalen Kontextebene werden zusätzlich acht Kontextvariablen 
herangezogen, die jeweils nach ökonomischer, politischer und kultureller 
Empowerment-Dimension differenziert werden können und die auf den regi-
onalen Statistiken von Eurostat sowie dem European Social Survey basieren: 
Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, die Erwerbsquote von Frauen (ökonomi-
sche Dimension), die politische Links-Rechts-Verortung, die Teilnahmerate 
der 4-Jahre-Altersgruppe an Bildungsprogrammen (politische Dimension), 
der auf dem European Social Survey basierende aggregierte Kontextindikator 
„Genderequality“, die Fertilitätsrate, die Religiosität und der Zugang für 
Frauen zum tertiären Bildungssektor (kulturelle Dimension). Die L2-
Prädiktoren wurden auf Basis der Erhebungswellen des GGS jahresspezifisch 
zusammengefügt (wurde beispielsweise die erste Welle des GGS in Bulgari-
en 2004 durchgeführt, ist das BIP für 2004 als Kontextindikator ergänzt wor-
den). Ausnahmen sind die Kontextindikatoren auf Basis des European Social 
Surveys: hier wurden alle Indikatoren (mit Ausnahme der Teilnahmerate der 
4-Jahre Altersgruppe an Bildungsprogrammen, die auf dem Jahr 2013 ba-
siert) aus dem Jahr 2008 verwendet, weil keine Daten für die vorhergehenden 
Jahre verfügbar sind. Detaillierte Angaben über die jahresspezifischen Mess-
zeitpunkte des GGS sind Tabelle 17 zu entnehmen.  
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (KKS) 
Um die unterschiedlichen Preisniveaus zwischen den Ländern zu berücksich-
tigen, wird für die Erfassung der Wirtschaftsleistung der NUTS1-Regionen 
das in Kaufkraftstandards gemessene Bruttoinlandsprodukt pro Einwohne-
rInnen auf Basis von Eurostat verwendet. 
Erwerbsquote Frauen 
Die Frauenerwerbstätigkeitsquote wird ebenfalls von Eurostat bezogen, deren 
Definition jedoch auf der International Labour Organisation beruht145: 
„The labour force participation rate is defined as the ratio of the labour force to 
the working age population [15–64], expressed in percentages. According to the 
International Labour Organization (ILO), the total labour force, or currently ac-
tive population, comprises all persons who fulfil the requirements for inclusion 
 
145  „The source for the regional labour market information […] is the EU Labour Force Survey 
(EU-LFS). This is a quarterly household sample survey conducted in all Member States of 
the EU and in EFTA and Candidate countries. The EU-LFS survey follows the definitions 
and recommendations of the International Labour Organisation (ILO)” (Eurostat 2018a: o. 
S.). 
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among the employed or the unemployed during a specified brief reference peri-
od” (GGP 2018: o. S.). 
Politische Links-Rechts-Verortung146  
Auf der Datenbasis des European Social Surveys wurde der Indikator 
„Placement on left right scale“, der einen Wertebereich von 0=links bis 
10=rechts umfasst, für die NUTS1-Regionen aggregiert, wodurch er als Kon-
textvariable der politischen Verortung der jeweiligen Regionen verwendet 
werden kann.  
Frühkindliche Kinderbetreuung 
Ein relevanter Kontextindikator, der ein zentrales familienpolitisches Instru-
ment der (staatlichen) frühkindlichen Kinderbetreuung im regionalen Kontext 
darstellt, ist die – von Eurostat147 zur Verfügung gestellte – Teilnahmerate 
der 4-Jahre-Altersgruppe an Bildungsprogrammen.  
Fertilitätsrate 
Die Fertilitätsrate, deren Daten auf der regionalen Datenbank von Eurostat 
basieren, ist wie folgt definiert: 
„Total fertility rate (TFR) is the mean number of children that would be 
born alive to a woman during her lifetime if she were to pass through her 
childbearing years conforming to the fertility rates by age of a given 
year” (Eurostat 2018a: o. S.). 
Genderequality 
Einen auf NUTS1-Regionen aggregierten Kontextindikator stellt die Variable 
„Genderequality” dar, die anhand des Items „Men should have more right to 
job than women when jobs are scarce” mit den Antwortkategorien von 
1=„stimme sehr zu“ bis 5=„stimme überhaupt nicht zu“ im Rahmen des Eu-
ropean Social Surveys erhoben wurde (European Social Survey 2018: o. S.).  
Tertiärer Bildungszugang für Frauen 
Der Zugang für Frauen zum tertiären Bildungssektor wird anhand des Euros-
tat-Indikators „Frauen im Alter von 25–64 mit tertiärem Bildungsabschluss 




146  Ein Indikator, wie der für Länder verfügbare Political Empowerment Index (Subindex des 
Global Gender Gap Index), der die politische Repräsentation von Frauen umfasst, ist nicht 
für die NUTS1-Regionen vorhanden, weshalb die politische Links-Rechts-Verortung als 
Proxy-Variable des politischen Empowerments auf regionaler Eben zu verstehen ist. Sund-
ström/Stockemer (2015) haben für viele (aber nicht für alle der hier zu betrachtenden 
NUTS1-Regionen) europäische Regionen auf Basis der NUTS-Klassifikation Daten zur po-
litischen Repräsentation zusammengetragen. 
147  Die Daten dieses Indikators basieren ausschließlich auf dem Jahr 2013, da sie für vorherige 
Jahre nicht verfügbar sind. 
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Religiosität 
Der auf der regionalen Kontextebene aggregierte Indikator „How often attend 
religious services apart from special occasions” gibt Aufschluss über den 
religiös-kulturellen Hintergrund der NUTS1-Regionen und basiert auf den 
Daten des European Social Survey (European Social Survey 2018: o. S.). 
In den Tabellen 16 bis 19 sind detaillierte Informationen zur Operationalisie-
rung der unabhängigen Variablen, zu den Messzeitpunkten des Generations 
and Gender Surveys, zu den Mittelwerten der Individualvariablen sowie zu 
den Kontextfaktoren zusammengefasst.  
Tabelle 19 bildet einige wesentliche Kennzahlen (Minimum, Maximum, 
arithmetisches Mittel und Standardabweichung) der Kontextfaktoren für den 
NUTS1-Regionenvergleich ab. Festzuhalten ist, dass die bulgarische Region 
Severna i yugoiztochna Bulgaria (BG3) die geringste Wirtschaftsleistung in 
Kaufkraftstandards aufweist, die NUTS1-Region Brüssel (BE1) hingegen die 
größte. Während die Erwerbsquote von Frauen in der ungarischen Region 
Alföld és Észak (HU3) mit 42,4% am niedrigsten ist, ist sie mit 70,6% in 
Norwegen am höchsten. Brandenburg (DE4) ist die Region, in der die Bevöl-
kerung zur stärksten politischen Links-Verortung neigt, Wschodni (PL3) ist 
die Region mit dem tendenziell höchsten Bevölkerungsanteil einer politisch 
eher rechten Verortung. In Bezug auf die Teilnahmerate der 4-Jahre-
Altersgruppe an Bildungsprogrammen stellt die Region Pólnocny (PL6) das 
Schlusslicht dar, hingegen weisen insbesondere niederländische (NL1, NL2, 
NL4) und französische Regionen (FR1, FR3, FR7, FR8) eine Teilnahmerate 
von 100% auf. Brüssel (BE1) ist im Vergleich der Regionen Spitzenreiter 
was die Fertilitätsrate anbelangt; indessen ist die Fertilitätsrate in der ungari-
schen Region Közép-Magyarorszá (HU1) und in der polnischen Region Po-
ludniowo-Zachodni (PL5) auf sehr niedrigem Niveau. Der Bevölkerungsan-
teil, der das Item „wenn Arbeitsplätze knapp sind, sollten Männer größere 
Anrechte auf Arbeitsplätze haben als Frauen“ befürwortet, ist in Alföld és 
Észak (HU3) am größten, in Ile-de-France (FR1) am geringsten. Einen Zu-
gang zu tertiärer Bildung haben Frauen vornehmlich in Brüssel (BE1), wäh-
rend ihr Zugang zum tertiären Bildungssektor in Tschechien sehr gering ist 
(10,8%). Sachsen-Anhalt (DEE) ist die säkularisierteste Region – ganz im 
Gegensatz zu Wschodni (PL3), wo Religiosität nach wie vor eine zentrale 
Rolle im Alltagsleben der Bevölkerung spielt. Insgesamt zeigen sich einige 









Tabelle 16: Operationalisierung der unabhängigen Variablen 
Variablen Metrik Operationalisierung 
Individualebene (L1) 




hohe Bildung (1)  
mittlere Bildung (1)  








Frau > Mann (1) 
Frau = Mann (1) 








hohes Einkommen (1)  
mittleres Einkommen (1)  
niedriges Einkommen (0) 
 
4000,01 € und mehr  
1500,01 bis 4000,00 € 




Frau > Mann (1) 
Frau = Mann (1) 
















Frau > Mann (1) 
Frau = Mann (1) 





Kind jünger als 6 Jahre alt 
(Quelle: GGS) 
Dummy:  
kleine Kinder < 6 Jahre (1) 
 
 
kein Kind unter sechs 
Jahren (0) 
 
mind. ein kleines Kind 
im Haushalt, das jünger 
als sechs Jahre alt ist 
kein Kind, das jünger als 
sechs Jahre alt ist und 
im Haushalt wohnt 
Kinderanzahl 
(Quelle: GGS) 
Kinderanzahl, metrisch Alle Kinder, die im  












verheiratet (1)  
nicht verheiratet (0) 
 
verheiratete Paare 













Geburtskohorten von  




Alter in Jahren,  
metrisch 
Alter in Jahren 




BIP pro Kopf in KKS,  
metrisch 
„The regional gross 
domestic product (GDP) 
is used in order to 
measure and compare 
the economic activity of 
regions. It is the most 
important indicator for 
the selection of regions 
eligible for support 
under the investment for 
growth and jobs goal of 
the EU's regional policy. 
[…] The conversion to 
purchasing power 
standards (PPS) is 
based on national pur-
chasing power parities 
(PPP) which are also 
regularly calculated and 
released by Eurostat. 
Regional PPP are not 
available. All regional 
accounts data published 
by Eurostat are based 
on PPP for the EU28”  










Erwerbsquote von Frauen, 
metrisch 
„The source for the 
regional labour market 
information […] is the 
EU Labour Force Survey 
(EU-LFS). This is a 
quarterly household 
sample survey conduct-
ed in all Member States 
of the EU and in EFTA 
and Candidate coun-
tries. The EU-LFS sur-
vey follows the defini-
tions and recommenda-
tions of the International 
Labour Organisation 






European Social Survey) 
Politische Links-Rechts-
Verortung auf regionaler 
Ebene 
0=links bis 10=rechts 




(European Social  
















Fertilitätsrate, metrisch „Total fertility rate (TFR) 
is the mean number of 
children that would be 
born alive to a woman 
during her lifetime if she 
were to pass through 
her childbearing years 
conforming to the fertility 
rates by age of a given 








European Social Survey) 
Genderequality 
1=stimme sehr zu bis 
5=stimme überhaupt nicht 
zu 
„Men should have more 
right to job than women 
when jobs are scarce”, 
aggregierter Indikator 
auf NUTS1  
(European Social  




Frauen mit tertiärem  
Bildungsabschluss in %,  
metrisch 
Frauen im Alter von 25–
64 mit tertiärem Bil-
dungsabschluss  
(ISCED 5–8) in % 
Religiosität 
(Quelle:  
European Social Survey) 
Religiosität  
1=jeden Tag bis  
7=nie  
„How often attend reli-
gious services apart 
from special occasions”, 
aggregierter Indikator 
auf NUTS1-Ebene  
(European Social  
Survey 2018: o. S.) 


















Tabelle 17: Übersicht der Messzeitpunkte des GGS 
Land Erhebungsjahr der  
1. Welle 
Erhebungsjahr der  
2. Welle 
Niederlande 2002, 2003, 2004 2006, 2007 
Italien 2003 2007 
Bulgarien 2004 2007 
Russland 2004 2007 
Estland 2004, 2005 - 
Tschechien 2004, 2005 2008 
Ungarn 2004, 2005 2008, 2009 
Deutschland 2005 2008, 2009 
Frankreich 2005 2008 
Rumänien 2005 - 
Georgien 2006 2009 
Litauen 2006 2009 
Norwegen 2007, 2008 - 
Österreich 2008, 2009 2012 
Belgien 2008, 2009, 2010 - 
Polen 2010, 2011 2014, 2015 
Schweden 2012, 2013 - 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Anmerkung: Im Rahmen der Mehrebenenmodelle für Längsschnittdaten wird 
die Zentrierung um den Nullwert eine Rolle spielen, wie dem Kapitel 12.2.2. 
„Vorgehensweise für längsschnittliche Mehrebenenmodelle“ zu entnehmen 
ist. Die Nullwert-Zentrierung der Zeit basiert auf folgender Umkodierung: 
2002 = 0, 2003 = 1, 2004 = 2, 2005 = 3, 2006 = 4, 2007 = 5, 2008 = 6, 2009 























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Tabelle 19: Kontextfaktoren für den NUTS1-Regionenvergleich 
Kontext-
variablen 
Min Max Mittelwert Standard-
abweichung 
- BIP pro Kopf 
(KKS)         
(Eurostat) 
6500,00  


























































- Gender     
Equality (ESS) 
2,9  







- Frauen mit 
tertiärem     
Bildungsab-




















Quellen: Eurostat, European Social Survey, eigene Darstellung. 
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12. Methodische Erläuterungen der Mehrebenenanalyse 
Sollen Datenstrukturen als hierarchisch berücksichtigt werden, außerdem 
Individual-, Kontexteffekte sowie deren Wechselwirkung modelliert werden, 
ist eine Mehrebenenanalyse als geeignetes methodisches Verfahren zu erach-
ten. Mehrebenenanalysen beschäftigen sich, allgemein formuliert, mit Zu-
sammenhängen zwischen Individual- und Kollektivmerkmalen sowie der 
Überprüfung von Kontexthypothesen (vgl. Diekmann 2016: 137). Eine hie-
rarchische Betrachtung impliziert, dass die Messwerte der Erhebungswellen 
Personen zugeordnet werden, weiterführend diese Personen bestimmten 
Clustern (Regime/Ländern/Regionen) zugeordnet werden können. Durch die 
Anwendung einer Mehrebenenanalyse (auch als hierarchisch lineare Modelle 
[HLM] nach Bryk/Raudenbush (1992) und Mehrebenenregression [FSE] 
bezeichnet) wird es möglich, Effekte von einer höheren (Makroebene) auf 
eine niedrigere Ebene (Mikroebene) zu bewerten. Die Mehrebenenanalyse ist 
eine „[…] Erweiterung der multiplen Regression um Effekte [Zufallseffek-
te/Random-Effects], die zwischen den Ebenen variieren können“ (Hosaya et 
al. 2014: 191). 
12.1. Grundlagen der Mehrebenenanalyse 
Grundsätzlich sind zwei allgemeine Argumente für die Anwendung von 
Mehrebenenanalysen zu berücksichtigen (vgl. Jäckle/Schärdel 2017: 153f.): 
Erstens ist dieses Verfahren notwendig, sofern es die theoretische Argumen-
tation verlangt und Hypothesen lediglich über eine Mehrebenenanalyse über-
prüft werden können, weil Effekte auf Mikro- und Makroebene erwartet 
werden. Zweitens sollte eine Mehrebenenanalyse durchgeführt werden, so-
fern die statistische Analyse des Intraklassenkorrelationskoeffizienten148 (der 
ICC misst den Anteil der Varianzaufklärung auf der höheren gruppierten 
Ebene an der Gesamtvarianz; je höher der ICC, desto größer der Anteil der 
Gesamtvarianz, der durch die Unterschiede zwischen den Makroeinheiten 
hervorgebracht wird) die statistische Notwendigkeit der Mehrebenenanalyse 
repräsentiert (der ICC wird im Rahmen des Intercept-Only-Modells berech-
net, das im Zuge der allgemeinen Vorgehensweise von Mehrebenenanalysen 
vertieft wird). Mehrebenenanalysen bieten folglich die Möglichkeit, Mikro- 
 
148  „The degree of resemblance between micro-units belonging to the same macro-unit can be 
expressed by the intra correlation coefficient. The use of the term ‘class’ is conventional 
here and refers to the macro-units in the classification system under consideration” 
(Snijders/Bosker 2012: 17). 
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und Makrozusammenhänge zugleich zu untersuchen. Ein weiterer relevanter 
Vorteil ist, dass die Mehrebenenanalyse gegen den ökologischen Fehlschluss 
widerstandsfähig ist,  
„[…] da sie ihre Daten nicht auf der höchsten sondern auf der niedrigsten Aggre-
gationsebene erhebt und die Variabilität der kontextabhängigen Effekte durch die 
Merkmale selbst erklärt. Anstatt vom Aggregat auf das Individuum zu schließen, 
stellt der Mehrebenenansatz hierdurch die analytische Perspektive wieder vom 
Kopf auf die Füße. Durch diese Veränderung des Blickwinkels vermeidet sie 
ebenfalls den individualistischen Fehlschluss, indem sie die Kontextabhängigkeit 
der Effekte ausdrücklich im zu schätzenden Modell berücksichtigt“ (Langer 
2009: 22). 
12.1.1. Allgemeine Kausalzusammenhänge in Mehrebenenanalysen 
Welche Kausalzusammenhänge im Allgemeinen im Rahmen von Mehreben-
enmodellen analysiert werden können, soll anhand der Abbildungen 7 und 8 
skizziert werden (Großbuchstaben visualisieren Kontextmerkmale, Klein-
buchstaben Individualmerkmale). Die Grundidee der Mehrebenenanalyse 
basiert auf einem Makro-Mikro-Zusammenhang unter Kontrolle einer weite-
ren Individualvariable:  
 
Abbildung 7:  
Die Grundidee der Mehrebenenanalyse – ein Makro-Mikro-Zusammenhang 
Quelle: Snijders/Bosker 2012: 10. 
 
Ein ausschließlicher Mikroebenenzusammenhang zwischen zwei Individual-
merkmalen ist in Abbildung 8.1 dargestellt. Die gestrichelte Linie verdeut-
licht in diesem Fall, dass zwar grundsätzlich auch die Makroebene von Be-
deutung ist, weil sie für die Stichprobenauswahl benötigt wird, jedoch im 
Rahmen der Hypothesen keine expliziten Kontexteffekte berücksichtigt wer-
den. Abbildung 8.2 bezieht sich indessen auf einen reinen Makro-Ebenen-








x                                                  y  
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samtgesellschaftlichen Erwerbsquote von Frauen und der frühkindlichen 
Versorgungsquote (die gestrichelte Linie separiert Makro- und Mikroebene, 
wobei die Mikroebene in dieser Darstellung nicht weiter betrachtet wird). 
Denkbar ist außerdem, dass ein Individualmerkmal Einfluss auf einen Kon-
texteffekt nehmen kann (Abbildung 8.3) – so könnte sich die innerhäusliche 
Arbeitsteilung auf die Erwerbsquote von Frauen auswirken – doch kann ein 
Effekt eines individuellen Merkmals auf eine abhängige Variable, die auf 
einer höheren Analyseebene verortet wird, nicht mittels Mehrebenenanalysen 
überprüft werden. Hingegen sind die weiteren Abbildungen 8.4, 8.5 und 8.6 
Paradebeispiele für Anwendungsfelder im Bereich der Mehrebenenanalysen, 
da sie sich auf den Makro-zu-Mikro-Zusammenhang beziehen. Erstens könn-
te eine Kontextvariable Einfluss auf eine Individualvariable nehmen (Makro-
Mikro-Zusammenhang, 8.4). Zweitens könnte dieser Zusammenhang zusätz-
lich unter Kontrolle einer weiteren Individualvariable getestet werden (Mak-
ro-Mikro-Zusammenhang unter Kontrolle einer weiteren Mikrovariable), was 
der bereits thematisierten Grundidee der Mehrebenenanalyse entspricht und 
drittens könnte es sein, dass der Zusammenhang von x und y abhängig von Z 
ist. Letzterer Fall wird als Makro-Mikro-Interaktion respektive als Cross-
Level-Interaktion bezeichnet und ist insofern ähnlich wie ein Interaktionsef-
fekt zu deuten, der jedoch zwischen den Ebenen verortet wird. Ferner kann 
analysiert werden, inwieweit der Effekt einer Individualvariablen in Abhän-
gigkeit von der Ausprägung einer Kontextvariablen variiert (vgl. Lois 2015: 
61). Ein Beispiel hierfür ist, dass der individuelle Einfluss der Kinderanzahl 
(x) auf die innerhäusliche Arbeitsteilung (y) von der Erwerbsquote der Frau-
en in der Gesellschaft (Z) konditioniert werden könnte.  
 
Abbildung 8:  
Zusammenhang zwischen Variablen der Mikro- und Makroebene 
8.1 Mikro-Mikro 8.2 Makro-Makro  8.3 Mikro-Makro 
8.4 Makro-Mikro 8.5Makro-Mikro+Mikro 8.6Cross-Level-Interakion 
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Da die Cross-Level-Interaktion auch umgekehrt mit der Mikro-Variable als 
konditionierendem Effekt erwägt werden könnte, erweitern Jäckle/Schärdel 
(2017) das Schaubild 8.6 nach Snijders/Bosker (2012) durch die in Abbil-
dung 8.7 ergänzten gepunkteten Pfeile. 
 
8.7 Umgekehrte Cross-Level-Interaktion 
Quelle: Jäckle/Schärdel 2017: 152. 
 
Für das genannte Beispiel ergäbe sich die Interpretation, dass der Effekt, den 
die Erwerbsquote der Frauen in der Gesellschaft (Z) auf die innerhäusliche 
Arbeitsteilung (y) nimmt, durch die Kinderanzahl (x) konditioniert wird. 
Die Darstellungen bezogen sich bisher auf die Überprüfung einzelner Ef-
fekte, doch werden i. d. R. diverse Kombinationen von Interesse sein, die 
durch Mehrebenenanalysen realisiert werden können. Die berühmte Co-
lemansche Badewanne nach James Samuel Coleman (1990) stellt beispiels-
weise eine solche Kausalkette dar, die die Beziehung zwischen Makro- (W 
und Z) und Mikrovariablen (x und y) berücksichtigt (vgl. Snijders/Bosker 
2012: 12). Die Kausalkette der Colemanschen Badewanne ist nachfolgend 
lediglich zu Demonstrationszwecken vereinfacht dargestellt:  
 
8.8 Kausalkette Makro-Mikro-Mikro-Makro (Colemansche Badewanne) 
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Insgesamt ist festzuhalten, dass  
„The methodological advances in multilevel modeling are also leading to theoret-
ical advances in contextual research: suitable definitions of context and ‘levels’, 
meaningful ways of aggregating variables to higher levels, conceptualizing and 
analyzing the interplay between characteristics of lower- and higher-level units” 
(Snijders/Bosker 2012: 12). 
12.1.2. Fallzahl und Schätzverfahren:                                              
Die Angemessenheit der Full-Information- (FIML) oder 
Restricted-Maximum-Likelihood-Methode (REML) 
Da die Fallzahl im Rahmen von Mehrebenenmodellen sowie die notwendi-
gen Schätzverfahren bereits im Kapitel 11.1. „Zur methodisch bedingten 
NUTS1-Regionenanalyse mit theoretischem Mehrwert“ thematisiert wurden, 
soll nur noch einmal daran erinnert werden, dass Hox et al. idealiter im Falle 
von fixen Effekten 30 Kontexteinheiten sowie eine durchschnittliche Fallzahl 
von 30 Individualeinheiten empfehlen, während für Cross-Level-
Interaktionen 50 Kontexteinheiten sowie eine durchschnittliche Fallzahl von 
20 Individualeinheiten angedacht werden und im Falle von Zufallseffekten 
100 Kontexteinheiten sowie eine durchschnittliche Fallzahl von 10 Individu-
aleinheiten ratsam wären (vgl. Hox et al. 2018: 215f.). Von dieser Daumen-
regel abweichende Analysen sind in der Praxis keine Seltenheit, weil insbe-
sondere Länder häufig gewählte Analyseeinheiten der Kontextebene darstel-
len, deren Fallzahl meist eher gering ist. Zweifellos gilt: umso höher die 
Fallzahl, umso präziser die Schätzungen.  
Wie bereits erläutert, sind bei kleineren Gruppengrößen gemäß Hox et al. 
dennoch Mehrebenenanalysen möglich, vorausgesetzt, dass die Varianz-
schätzung mittels „Restricted-Maximum-Likelihood“149 durchgeführt wird.  
 
149 Der Unterschied zwischen der Full-Information- (FIML) und der Restricted-Maximum-
Likelihood-Methode (REML) sei zur Erinnerung nochmals kurz zusammengefasst: „Erstere 
enthält in ihrer Likelihoodfunktion sowohl die festen Regressionsparameter als auch die 
Varianzkomponenten der Fehlerterme. Bei letzterer beinhaltet die Likelihoodfunktion nur 
die Varianzkomponenten, aber nicht die Regressionsparameter. Während die FIML die Re-
gressionsparameter als bekannte Größen bei der Schätzung der Varianzkomponenten be-
handelt, betrachtet sie die REML als Schätzer, die mit Unsicherheit behaftet sind. Theoreti-
scher Weise sollte die REML bei wenigen vorliegenden Gruppen zu genaueren Schätzer 
[sic!] führen, wie Bryk & Raudenbush (1992: 46; 2002: 53) festgestellt haben. Dennoch fal-
len die Unterschiede zwischen den beiden Schätzverfahren bei der praktischen Datenanaly-
se kaum ins Gewicht. Im Vergleich zur REML verfügt die FIML über zwei entscheidende 
Vorteile. Erstens ist die Berechnung sehr viel einfacher als bei der REML, da die Regressi-
onsparameter ein Bestandteil der zu maximierenden Likelihoodfunktion sind. Zweitens 
kann der globale Likelihood-Ratio-χ2-Test benutzt werden, um die statistische Signifikanz 
nicht nur der Varianzkomponenten sondern auch der Regressionsparameter zu überprüfen. 
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Aufgrund der eher geringen L2-Einheiten ist im vorliegenden Fall folg-
lich die Restricted-Maximum-Likelihood-Methode ratsam. Diese lässt jedoch 
keinen Likelihood Ratio Test150 zu: 
FML-Schätzungen der Varianzkomponenten sind generell etwas zu klein, 
weshalb bei geringen Fallzahlen alternativ die RML verwendet wird (vgl. 
Hox et al. 2018: 28; Windzio 2018: 31). Obwohl die Schätzungen der RML 
insgesamt etwas besser sind, kann zur Evaluierung des Modellfits (Chi-
quadrat) kein Likelihood-Ratio Test durchgeführt werden, da „[…] bei der 
RML Schätzung […] die „Deviance“ nur für den random part des Modells 
berechnet werden [kann], nicht aber für das Gesamtmodell inklusive des 
fixed part“ (Windzio 2018: 31). In der Praxis sind die Unterschiede zwischen 
FML und RML meist sehr gering, weshalb Windzio (2018) vorschlägt beide 
Modellvarianten zu schätzen und die geschätzten Varianzen höherer Ebenen 
miteinander zu vergleichen. Im Rahmen dieser Dissertation wurden folglich 
beide Varianten geschätzt, wobei für die Mehrebenenmodelle der innerhäus-
lichen Arbeitsteilung im NUTS1-Regionen-Vergleich der ersten Welle des 
GGS aufgrund sehr geringer Unterschiede lediglich die Ergebnisse der RML 
dargelegt werden.  
12.1.3. Zur Unterscheidung von Random-Intercept- und          
Random-Slope-Modellen 
Im Vergleich zur klassischen Methode der kleinsten Quadrate bzw. der OLS-
Regression (engl. „Ordinary Least Square Method“) verfügen Mehrebenen-
analysen u. a. über den Vorteil, dass je Gruppe ein unterschiedlicher Indivi-
dualeffekt angenommen werden kann. Insofern stellt die Mehrebenenanalyse 
eine Erweiterung der klassischen multiplen Regression dar, die zwischen den 
Ebenen variierende Effekte, sogenannte Zufallseffekte (engl. random effects), 
berücksichtigt. Es ist daher nicht verwunderlich, dass Robert Bickel (2007) 
den Untertitel „It’s Just Regression!“ für sein Buch zur Einführung in die 
Mehrebenenanalyse „Multilevel Analysis for Applied Research“ gewählt hat. 
Ferner kann durch Mehrebenenanalysen im Spezifischen festgestellt werden, 
ob sich die Steigungskoeffizienten der Individualvariablen z. B. zwischen 
den Regimen unterscheiden ohne hierbei – wie es im Falle der klassischen 
OLS-Regression gemacht würde – ein separates Regressionsmodell für jeden 
Regimetypus schätzen zu müssen oder gar die implizite Annahme einer ge-
poolten Regression vertreten zu müssen, dass ein L1-Effekt für sämtliche 
 
Bei der REML-Schätzung ist dies nur für die Varianzkomponenten zulässig“ (Langer 2009: 
102f.). 
150 Für Berechnung des Likelihood-Ratio-χ2-Tests ist die Bestimmung der Anzahl der Frei-
heitsgerade notwendig: im Fall der Mehrebenenanalyse entspricht die Anzahl der Freiheits-
gerade der Anzahl der Parameter im jeweiligen Modell. 
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Regime gleich stark ist. Es können zwei Modelltypen von Mehrebenenanaly-
sen differenziert werden: das Random-Intercept und das Random-Slope-
Modell. Im Rahmen des Random-Intercept-Modells151 wird die ausschließli-
che Annahme eines variierenden Intercepts (Achsenabschnitts) getroffen: Die 
Regressionslinien verlaufen für die Kontexteinheiten (Länder o. ä.) auf unter-
schiedlichem Niveau, während die Steigung für alle Gruppen als gleich ange-
nommen wird. Folglich unterscheiden sich hierbei die Individualeffekte zwar 
in ihrem Niveau, jedoch nicht in ihrer Steigung (s. Abbildung 9.1). Hingegen 
wird durch Random-Slope-Modelle152 (s. Abbildung 9.2) in Erwägung gezo-
gen, dass sich die Effekte der Individualvariablen zwischen den Gruppen 
unterscheiden könnten, respektive formal betrachtet, dass die Individualvari-
ablen je nach Kontextgruppe über unterschiedliche Steigungen verfügen 
können. Im Falle des Random-Slope-Modells variieren folglich zusätzlich die 
Regressionskoeffizienten (vgl. Hadler 2004: 53). Die gepunktete Linie stellt 
beispielsweise eine Gruppe 1 dar, die mit der mittleren Steigung in Form der 
fett gedruckten Linie verglichen werden kann, wodurch auffällt, dass Gruppe 
1 eine größere Steigung aufweist als das Mittel u11 (vgl. Jäckle/Schärdel 
2017: 159). 
Während im Falle einer einfachen Regression eine Regressionsgerade mit 
konstantem Intercept geschätzt wird, wodurch z. B. angenommen wird, dass 
der Zusammenhang zwischen der Erwerbstätigkeit und den Haushaltstätig-
keiten in allen Ländern derselbe ist, wird im Random-Intercept-Modell ange-
nommen, dass zwar der Einfluss der Erwerbstätigkeit in allen Ländern der-
selbe ist, aber auf unterschiedlichem Niveau anzusetzen ist (graphisch wird 
dies durch die parallelen Geraden verdeutlicht). Möglich wäre auch, dass sich 
der Einfluss der Erwerbstätigkeit auf die Hausarbeiten zwischen den Ländern 
unterscheidet, was durch Abbildung 9.2 visualisiert wird. Im Allgemeinen 
setzt die einfache Regression voraus, dass die L1-Einheiten (z. B. SchülerIn-
nen) unabhängig voneinander sind, wobei diese Voraussetzung im Falle von 
hierarchischen Daten verletzt wird. Beispielsweise können im Datensatz 
SchülerInnen enthalten sein, die die gleiche Schule besuchen, wodurch sie 
sich überzufällig ähnlich sind, was gegen die Unabhängigkeitsannahme aller 
Beobachtungen verstößt (vgl. Hox et al. 2018: 12). Ohne eine Berücksichti-
 
151  Formal: yij = b0 + b1xij + uj + eij (wobei i = Individuum in j = Gruppe) Beim Random-
Intercept-Modell „[…] wird ausschließlich der Achsenabschnitt (Intercept) als variabel an-
genommen. Dieser variiert für jede Gruppe um uj um den mittleren Intercept aller Gruppen 
b0 herum […]. Die Steigung b1 hingegen wird für alle Gruppen als gleich angenommen“ 
(Jäckle/Schärdel 2017: 159). 
152   Formal: yij = b0 + b1xij + u0j + u1jxij + eij 
„Der Effekt, den eine Level-1-Variable hat, wird relativ zum mittleren Effekt über alle 
Gruppen betrachtet. Im Unterschied zum vorherigen Random-Intercept-Modell nimmt man 
allerdings an, dass sich die Gruppen in Bezug auf einen Level-1-Faktor nicht nur in ihren 
Achsenabschnitten u0j, sondern auch in ihren Steigungen u1j unterscheiden können“ (Jäck-
le/Schärdel 2017: 159). 
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gung der hierarchischen Datenstruktur liefern die Signifikanztests verzerrte 
Ergebnisse (s. hierzu auch die Erläuterungen der Ergebnisse der klassischen 
OLS-Regression zur Erklärung der innerhäuslichen Arbeitsteilung durch 
Länderunterschiede) (vgl. Lois 2015: 22). 
 
Abbildung 9:  
Differenzierung des Random-Intercept- und Random-Slope-Modells  
 9.1 Random-Intercept-Modell 
9.2 Random Slope-Modell  
Quelle: Jäckle/Schärdel 2017: 160. 
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12.1.4. Grundlagen der Zentrierung 
Grundsätzlich wird für Mehrebenenanalysen empfohlen, die Variablen zu 
zentrieren, um eine leichtere Interpretierbarkeit der Ergebnisse zu ermögli-
chen (vgl. Krause/Urban 2013: 6; Jäckle/Schärdel 2017: 162). Darüber hin-
aus sind zwei weitere Vorteile der Zentrierung, dass die Problematik der 
Multikollinearität der Schätzergebnisse sowie unerwünschte Korrelationen 
zwischen Individual- und Kontextvariablen weitgehend vermieden werden 
können (vgl. Krause/Urban 2013: 6). Eine Zentrierung metrischer153 Variab-
len am Gesamtmittelwert (engl. „grand mean centering“) bietet insbesondere 
die Möglichkeit einer Interpretierbarkeit des Achsenabschnitts: Während im 
Random-Intercept-Modell (wie auch im Falle der klassischen OLS-
Regression) ohne Zentrierung der Variablen der Intercept dem Wert ent-
spricht, den die abhängige Variable annimmt, wenn alle anderen unabhängi-
gen Variablen Null sind, ist der Achsenabschnitt im Random-Intercept-
Modell mit grand-mean-zentrierten Variablen so zu interpretieren, dass der 
Achsenabschnitt dem Wert der abhängigen Variablen entspricht, wenn die 
grand-mean-zentrierte unabhängige Variable einen durchschnittlichen Fall 
annimmt (vgl. Jäckle/Schärdel 2017: 162). 
„Generell wird durch die Zentrierung eine bessere Interpretierbarkeit der Ergeb-
nisse von MLA-Schätzungen erreicht, denn die Schätzwerte für partielle Effekte 
sind immer als Veränderungen der abhängigen Variablen unter der Vorausset-
zung, dass alle anderen Prädiktoren das Ausmaß ihrer Mittelwerte aufweisen, zu 
verstehen (und nicht, wie bei Variablen mit Rohwerten, einen Wert von 0,00 an-
nehmen)“ (Krause/Urban 2013: 7). 
Eine weitere Zentrierungsart ist die gruppeninterne Zentrierung (engl. „group 
mean centering“), die von Raudenbush (1989) empfohlen wurde. Heutzutage 
wird diese Zentrierungsform jedoch eher selten verwendet, weil das Basis-
modell derart verändert wird, dass es nicht äquivalent zum zentrierten Modell 
ist und gemäß Plewis (1989) die Gefahr besteht, unechte Varianzen auf der 
Kontextebene zu erzeugen (vgl. Jäckle/Schärdel 2017: 162). Beim group-
mean-Zentrieren wird von jedem Fall der Mittelwert der Gruppe subtrahiert, 
sodass die neue, transformierte Variable in jeder Gruppe einen Mittelwert 
von Null besitzt. Folglich resultiert ein Informationsverlust über das mittlere 
Niveau der Gruppen (durch eine zusätzliche Kontextvariable, die diesen 
Gruppenmittelwert beinhaltet, könnte diese Information allerdings wieder 
zurückgeholt werden). Da im Falle der grand-mean-Zentrierung ein äquiva-
lentes Modell zum Basismodell mit den Originaldaten erreicht wird, während 
durch die group-mean-Zentrierung ein Modell mit alternativem Aussagegeh-
alt entsteht, empfehlen Hox et al. (2018) generell die grand-mean-
 
153  Für Dummyvariablen oder kategoriale Mikroregressoren ist eine Zentrierung i. d. R. nicht 
notwendig, der Wert Null liegt hier bereits in einem sinnvollen Interpretationsbereich. 
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Zentrierung. Lediglich bei einer spezifischen theoretischen Begründung, wie 
beispielsweise beim „Froschteicheffekt“ (ein spezifischer Frosch kann in 
einem Teich mit vielen, kleinen Fröschen groß aussehen, während er in ei-
nem Teich mit großen Fröschen klein aussieht), sei die group-mean-
Zentrierung sinnvoll. 
„Group mean centering completely changes the meaning of the entire regression 
model. If we use grand mean centering, we get different regression slopes for 
variables that are involved in an interaction, and different variance components, 
but we have an equivalent model, with identical deviance and residual errors. A 
formal way to describe this situation is to state that we have a different parame-
terization for our model; the model is essentially the same, but transformed in a 
way that makes it easier to interpret. Using straightforward algebra, we can trans-
form the grand mean centered estimates back to the values we would have found 
by analyzing the raw scores. Group mean centering, on the contrary, is not a sim-
ple reparameterization of our model, but a completely different model. We will 
find a different deviance, and transforming the estimated parameters back to the 
corresponding raw scores estimates is not possible. The reason is that we have 
subtracted not one single value, but a collection of different values from the raw 
scores. […] Group mean centering of an explanatory variable discards all infor-
mation concerning differences between groups. It would seem reasonable to re-
store this information by adding the aggregated group mean again as an addition-
al group-level explanatory variable. But this adds extra information about the 
group structure, which is not present in the raw scores, and therefore we obtain a 
model that fits better than the raw score model. […] Group mean centering and 
adding the group mean as predictor variable is most useful when the research 
question requires a clear separation of individual and group effects. This is the 
case with frog pond theories, with research questions about contextual effects” 
(Hox et al. 2018: 50f., Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
12.1.5. Gütemaße der Mehrebenenanalyse  
Um die Modellgüte zu überprüfen, ist im Allgemeinen (Ausnahme im Falle 
der RML) die Devianz (2* Log-Likelihood-Wert154) – auch bezeichnet als 
Devianz-Test oder Likelihood Ratio Test – ein gängiges Testverfahren (vgl. 
Snijders/Bosker 2012: 97). Es können hierbei vornehmlich Aussagen über die 
relative Güte von zwei oder mehreren Modellen getroffen werden, da der 
jeweilige absolute Wert von der Fallzahl abhängig und daher nicht interpre-
tierbar ist (ein Devianzwert von Null wäre als eine perfekte Modellgüte zu 
 
154  „When parameters of a statistical model are estimated by the maximum likelihood method, 
the estimation also provides the likelihood, which can be transformed into the deviance de-
fined as minus twice the natural logarithm of the likelihood. This deviance can be regarded 
as a measure of lack of fit between model and data, but (in most statistical models) one 
cannot interpret the values of the deviance directly, but only differences in deviance values 
for several models fitted to the same data set” (Snijders/Bosker 2012: 97). 
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interpretieren). Im Falle eines Vergleichs zwischen zwei Modellen und einer 
signifikanten Differenz der beiden Devianzwerte (der Test basiert auf einer 
Chi-Quadrat-Verteilung), ist das Modell mit dem niedrigeren absoluten De-
vianzwert signifikant besser als das Vergleichsmodell (diese Interpretation 
gilt auch für AIC und BIC-Tests). Da weder Devianz, AIC noch BIC ein 
absolutes Maß für die Erklärungskraft eines Mehrebenenmodells darstellen, 
empfehlen Snijders/Bosker (2012) zwei getrennte R-Quadrat-Werte zu be-
stimmen: ein R-Quadrat für die Makroebene und ein R-Quadrat für die Mik-
roebene. Das R-Quadrat der Mikroeben ist definiert als „[…] the principle of 
proportional reduction of prediction error“ (Snijders/Bosker 2012: 111, 
Hervorhebungen im Original; die Verf.). Indessen bezieht sich das R-Quadrat 
der Makroebene darauf, um wie viel Prozent sich die Varianz zwischen den 
Kontextgruppen reduzieren lassen kann (vgl. Jäckle/Schärdel 2017: 163). 
Sowohl für die Berechnung des R-Quadrats auf der Mikroebene als auch für 
die Berechnung des R-Quadrats auf der Makroebene werden die Varianzen 
der Residuen zwischen und innerhalb der Gruppen stets jeweils mit dem 
Nullmodell verglichen.  
Um die Güte des Gesamtmodells zu beurteilen, stehen Maßzahlen wie das 
Maddala-R2 und das McFadden-Pseudo-R2 zur Verfügung. Diese beiden 
Kennzahlen unterscheiden sich vom R2 nach Raudenbush und Bryk (2002) 
sowie vom R2 nach Snijders und Boskers (1999) dadurch, dass sich letztere 
jeweils für die Individual- und die Kontextebene berechnen lassen (vgl. 
Braun et al. 2010: 43). In Langer (2009: 148ff.) ist eine umfangreiche Dis-
kussion über die Vor- und Nachteile dieser Gütemaße enthalten. Langer 
(2009) zufolge sprechen im Gegensatz zum R2 nach Snijders und Boskers 
(1999) zwei Argumente für die Verwendung der Determinationskoeffizienten 
nach Bryk und Raudenbush: Erstens sind sie bei Random-Slope-Modellen 
viel einfacher zu berechnen wie die Determinationskoeffizienten nach 
Snijders und Bosker.  
„Im Gegensatz zu letzterem führt es auf der zweiten Ebene nicht nur eine Be-
rechnung des mittleren Prognosefehlers für die Gruppenmittelwerte durch, son-
dern Bryk & Raudenbush sehen zweitens eine separate Varianzzerlegung für je-
den einzelnen kontextabhängigen Effekt (Random-Effect) vor. Hierdurch eignet 
es sich deutlich besser für eine differenzierte Bestimmung der Effekte der Kon-
textmerkmale als dasjenige von Snijders & Bosker“ (Langer 2009: 152).  
Im Rahmen dieser Dissertation wird folglich auf eine Beurteilung der Model-
lanpassungen für die jeweiligen Ebenen im Sinne von Bryk/Raudenbush 
zurückgegriffen. Die Formeln für die Berechnung der R-Quadrate für die 
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𝑜𝑜�𝑢𝑢0𝑗𝑗2 :  Geschätzte Varianz der Residuen des kontextspezifischen 
Regressionsparameters bij (Varianz der Kontextebene) 
𝑜𝑜�𝑒𝑒𝑒𝑒𝑗𝑗2 :  Geschätzte Varianz der Residuen der Binnenregression 
(Varianz der Individualebene) 
MBaseline:  Random-Intercept-Only-Modell 
MComparison:  Vergleichsmodell mit Kovariaten 
Nachdem in den vorherigen einführenden Methodenkapiteln einige we-
sentliche Grundlagen der Mehrebenenanalyse erläutert wurden, wird nach-
folgend die allgemeine Vorgehensweise der jeweiligen Analyseschritte skiz-
ziert, bevor im Spezifischen auf die Analyse von Paneldaten als Mehreben-
enmodell eingegangen wird.  
12.1.6. Allgemeine Vorgehensweise für Mehrebenenanalysen 
Hox fasst für die Durchführung von Mehrebenenanalysen fünf Analyseschrit-
te zusammen: 
1.  „Analyze a model with no explanatory variables“ (Hox 2002: 51): Die 
Schätzung des Null bzw. Intercept-Only-Modells sowie die Berech-
nung des Intraklassenkorrelationskoeffizienten (ICC). 
2.  „Analyze a model with all lower level explanatory variables fixed“ 
(Hox 2002: 51): Das Einbeziehen der L1-Prädiktoren als “fixed ef-
fects”. 
3.  „Add the higher explanatory variables“ (Hox 2002: 51): Das Einbezi-
ehen von L2-Prädiktoren als “fixed effects”. 
„The models in step 2 and 3 are often denoted as variance component models, 
because they decompose the intercept variance into different variance compo-
nents for each hierarchical level. In a variance component model, the regres-
sion intercept is assumed to vary across the groups, but the regression slopes 
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are assumed as fixed. If there are no higher level explanatory variables, this 
model is equivalent to a random effects analysis of covariance (ANCOVA)” 
(Hox 2002: 52, Hervorhebungen im Original; die Verf). 
4.  „Assess whether any of the slopes of any of the explanatory variables 
has a significant variance component between the groups“ (Hox 2002: 
52): Die Integration von Level 1-Variablen als “random-effects”.  
5.  „Add cross-level interactions between explanatory group level varia-
bles and those individual level explanatory variables that had signifi-
cant slope variation in step 4“ (Hox 2002: 53): Im letzten Anal-
yseschritt werden Cross-Level-Interaktionen in das Modell einbe-
zogen. 
Nachfolgend werden einige Details dieser einzelnen Analyseschritte basie-
rend auf zwei Analyseebenen für Querschnittsdaten skizziert.  
Ad Schritt 1: Random-Intercept-Only-Modell 
Im ersten Schritt soll lediglich überprüft werden, inwiefern eine Mehrebe-
nenanalyse statistisch notwendig ist, weshalb ein Modell, das nur die Kon-
stante und keine weiteren Variablen enthält – das sogenannte Random-
Intercept-Only-Modell (oder auch nur als Intercept-Only-Modell bezeichnet) 
– berechnet wird, um die Varianzaufteilung zwischen den Ebenen zu ermit-
teln. Aufgrund dessen, dass nur die Regressionskonstante, die über die Kon-
texte hinweg variieren darf, enthalten ist, wird dieses Modell auch als das 
sparsamste Modell beschrieben (vgl. Langer 2009: 107). Formal lässt sich 
das Random-Intercept-Only-Modell folgendermaßen ausdrücken: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform155 des Intercept-Only-Modells (vgl. 
Langer 2009: 107;  Hox et al. 2018: 12f.): 
Ebene 1:  Yij = ß0j + eij  (1.1) 
Ebene 2:  ß0j = γ00 + u0j (1.2) 
Eingleichungsform von (1.2) in (1.1):  Yij = γ00 + u0j + eij (1.3) 
wobei die folgende Notation gilt: 
i:  1, 2 … n Ebene-1-Einheiten 
j:  1, 2 …n Ebene-2-Einheiten 
Yij:  Messwert der abhängigen Variable Y von i im Kontext j 
γ00:  Geschätzter Grand Mean von Y 
u0j:  Residuum der 2. Ebene, d. h. Abweichung des geschätzten Gruppenmit-
telwerts y̅j vom geschätzten Grand Mean y̅.. 
ß0j:  Geschätzter Mittelwert von Y der Gruppe j 
eij:   Residuum der Ebene 1, d. h. Abweichung der Befragten i vom geschätz-
ten Mittelwert seiner Gruppe j 
 
155 Die Formeln können entweder differenziert nach Ebenen oder in integrierter Form darge-
stellt werden, wobei in dieser Dissertation beide Varianten dargelegt werden. 
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Die Gesamtvarianz der abhängigen Variablen wird im Random-Intercept-
Only-Modell in die Anteile der verschiedenen Ebenen zerlegt: in die Varianz 
innerhalb der Gruppen (Abweichung eines jeweiligen individuellen Wertes 
vom Gruppenmittelwert) und die Varianz zwischen der Gruppen (Abwei-
chung der jeweiligen geschätzten Gruppenmittelwerte vom Gesamtmittel-
wert)156. Für die Bestimmung des Varianzanteils der höheren Ebene wird der 
Intraklassenkorrelationskoeffizient berechnet.  
„The intercept-only model […] does not explain any variance in Y. It only de-
composes the variance into two independent components: 𝜎𝜎𝑒𝑒2, which is the vari-
ance of the lowest-level errors eij, and 𝜎𝜎𝑢𝑢0
2 , which is the variance of the highest-
level errors u0j. These two variance sum up to the total variance, hence they are 
often referred to as variance components. Using this model, we can define the in-
traclass correlation p by the equation 





The intraclass correlation p indicates the proportion of the total variance ex-
plained by the grouping structure in the population. [The] Equation […] simply 
states that the intraclass correlation is proportion of group-level variance com-
pared to the total variance. The intraclass correlation p can also be interpreted as 
the expected correlation between two randomly drawn units that are in the same 
group. In the intercept-only model we defined variance of the lowest-level errors 
and variance of the highest-level errors. Both terms can be interpreted as unex-
plained variance on both levels since there are no predictors in the model speci-
fied yet. After adding predictors, just like in ordinary regression analyses, the R2, 
which is interpreted as the proportion of variance modelled by the explanatory 
variables, can be calculated. In the case of multilevel analyses, however, there is 
variance to be explained at every level (and also for random slope factors). The 
interpretation of these separate R2 values are dependent on the ICC-values. For 
example, if the R2 at the highest level appears to be 0.20 and the ICC is 0.40, then 
out of 40 percent of the total variance 20 percent is explained” (Hox et al. 2018: 
13). 
Der ICC misst folglich, wie bereits zu Beginn dieses Kapitels dargestellt, den 
Anteil der Varianzaufklärung, der auf die Makroebene zurückgeführt werden 
kann. Sofern der ICC einen Wert von Null aufweist, kann kein Anteil an der 
Gesamtvarianz durch Unterschiede der Makroeinheiten hervorgebracht wer-
den, wodurch eine Mehrebenenanalyse überflüssig wird, da in diesem Fall 
ausschließlich die Individualebene von Bedeutung wäre. Als Daumenregel 
 
156  „Dies entspricht exakt dem Vorgehen der klassischen Varianz- und Regressionsanalyse, die 
beide die Gesamtsumme der Abweichungsquadrate von Y in ihrer Einzelsumme der Ab-
weichungsquadrate innerhalb der Gruppe sowie zwischen den Gruppen zerlegen. Als Kon-
tingenzmaß zur Bestimmung des Varianzanteils, der auf die Gruppenbildung entfällt bzw. 
„erklärt“ wird, bieten sich das ɳ2 (eta2) und der Determinationskoeffizient R2 an. […] Ihnen 
entspricht in der Terminologie der Mehrebenenanalyse der „Intra-class-correlation“-
Koeffizient“ (Langer 2009: 108).  
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wird meist empfohlen, ab einem ICC von 5% eine Mehrebenenanalyse 
durchzuführen (vgl. Heck et al. 2014: 89f.). Wichtig ist außerdem, dass das 
Intercept-Only-Modell als Basismodell dem Vergleich mit allen weiteren 
Modellen dient.  
Ad Schritt 2: Das Random-Intercept-Modell 
Im zweiten Schritt werden die unabhängigen Individualvariablen in das Mo-
dell eingeführt, wobei die Annahme vertreten wird, dass sich die L1-Effekte 
für alle Kontexteinheiten gleichermaßen auswirken. Es wird eine Variation 
der Konstante/des Intercepts zugelassen, während die Steigungen für alle 
Gruppen als identisch angenommen werden. (In Abbildung 9.1 wurde dies 
graphisch durch die parallelen Regressionsgeraden visualisiert.) Da Random-
Intercept-Modelle bereits in der allgemeinen Unterscheidung zwischen Ran-
dom-Intercept- und Random-Slope-Modellen umfassend thematisiert wurden, 
soll lediglich erwähnt werden, dass in diesem Modell die unabhängigen Vari-
ablen als fixe Parameter eingeführt werden. Außerdem werden im Gegensatz 
zu einer klassischen OLS-Regression auf Individualebene Unterschiede der 
Kontexteinheiten (z. B. Länderunterschiede) berücksichtigt (Länderunter-
schiede im Rahmen der klassischen OLS-Regression aufzuzeigen ist durch 
die Einführung von Länderdummies gleichwohl möglich und wäre am ehes-
ten mit diesem Modell zu vergleichen, s. Kapitel 13. „Darstellung und Dis-
kussion der Ergebnisse“).  
Formal kann das Random-Intercept-Modell folgendermaßen dargestellt 
werden: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Intercept-Modells (vgl. 
Langer 2009: 122): 
Ebene 1:  Yij = ß0j + ß1jXij + eij  (1.4) 
Ebene 2: ß0j = γ00 + u0j (1.5) 
 ß1j = γ10   
Eingleichungsform von (1.5) in (1.4):  Yij = γ00 + γ10 Xij + u0j + eij (1.6) 
wobei:  
Yij:  Messwert der abhängigen Variable Y von i im Kontext j 
γ00:  Geschätzter adjustierter Grand Mean von Y 
γ10:  Effekt der kontextunabhängigen Kovariaten X 
u0j:  Residuum der 2. Ebene, d. h. Abweichung des geschätzten adjustierten 
Gruppenmittelwerts y̅j vom geschätzten adjustierten Grand Mean y̅.. 
ß0j:  Geschätzter adjustierter Mittelwert von Y der Gruppe j 
ß1j:  Geschätzter Effekt des exogenen Merkmals X in Gruppe j 
Xij:  Individualvariable bzw. exogenes Merkmal X 
eij:   Residuum der Ebene 1, d. h. Abweichung der Befragten i vom geschätz-
ten adjustierten Mittelwert seiner Gruppe j 
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Ad Schritt 3: Random-Intercept-Modell mit Prädiktoren auf Individual- und 
Kontextebene 
Im dritten Schritt, dem Random-Intercept-Modell mit Prädiktoren auf beiden 
Ebenen, wird das Modell um die Kontextprädiktoren der zweiten Ebene er-
weitert. Ferner verfügt dieses Modell über Variablen auf der Individual- und 
auf der Kontextebene. Eine Variation der Kontextvariablen besteht aus-
schließlich zwischen den Kontexteinheiten, innerhalb der Kontexteinheiten 
sind diese hingegen konstant. Hieraus ergeben sich folgende Formeln: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Coefficient-Modells 
bzw. des Random-Intercept-Modells mit Prädiktoren auf beiden Ebenen (vgl. 
Hox et al. 2018: 10f.): 
Ebene 1:  Yij = ß0j + ß1jXij + eij (1.7) 
Ebene 2:  ß0j = γ00 + γ01Zj + u0j (1.8) 
 ß1j = γ10  
Eingleichungsform von (1.8) in (1.7): Yij = γ00 + γ01Zj + γ10 Xij + u0j + eij (1.9) 
wobei das Modell um den Kontextprädiktor Zj erweitert wird. 
Ad Schritt 4: Das Random-Slope-Modell  
Im Random-Slope-Modell mit Individualvariablen wird die Annahme vertre-
ten, dass der Effekt einer Individualvariablen zwischen den Kontexteinheiten 
variiert bzw., dass die Individualvariable je nach Kontexteinheit eine unter-
schiedliche Steigung besitzt. Ferner wird überprüft, inwiefern die erklärenden 
Individualvariablen je nach Kontexteinheit einen unterschiedlich starken 
Einfluss auf die abhängige Variable nehmen. Neben den Regressionskonstan-
ten werden in diesem Modell auch die Steigungen als zufällige Effekte mo-
delliert, weshalb Langer (2009) dieses Modell auch als „Random-Intercept-
Random-Slope“ bezeichnet (Langer 2009: 131). Da im Rahmen der allge-
meinen Differenzierung zwischen Random-Intercept- und Random-Slope-
Modellen die Vorgehensweise und graphische Visualisierung bereits ausführ-
lich skizziert wurden, gilt es noch die formale Darstellungsform zu spezifizie-
ren: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Slope-Modells (vgl. 
Langer 2009: 131; Lois 2015: 56): 
Ebene 1:  Yij = ß0j + ß1jXij + eij  (2.0) 
Ebene 2:  ß0j = γ00 + u0j (2.1) 
 ß1j = γ10 + u1j  
Eingleichungsform von (2.1) in (2.0): Yij = γ00 + γ10Xij + u1jXij + u0j + eij (2.2) 
wobei:  
Yij:  Messwert der abhängigen Variable Y von i im Kontext j 
γ00:  Geschätzter Wert von Y, wenn X gleich Null ist 
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u0j: Level-2-Residuum der kontextspezifischen Regressionskonstanten ß0j: 
Abweichung der Regressionskonstante ß0j des Kontextes j von derjeni-
gen der Population (Random-Part) 
γ10:  Effekt des endogenen Merkmals X 
u1j:  Level-2-Residuum der kontextspezifischen Regressionskoeffizienten 
ß1j:  Abweichung der Regressionskoeffizienten ß1j des Kontextes j von dem-
jenigen der Population (Random-Part) 
ß0j:  Regressionskonstante der Binnenregression im Kontext j 
ß1j:  Regressionskoeffizient des Merkmals Xij der Binnenregression im Kon-
text j 
eij:   Residuum der ersten Ebene bei der Vorhersage von Y für ProbandIn i 
im Kontext j 
Ad Schritt 5: Intercepts-and-Slopes-as-Outcome-Modell 
Im letzten Schritt werden zusätzlich Cross-Level-Effekte eingeführt, die, wie 
bereits im Kapitel 12.1.1. über die allgemeinen Kausalzusammenhänge von 
Mehrebenenanalysen erläutert, Interaktionseffekte zwischen den Ebenen 
darstellen. Folglich erfasst ein Cross-Level-Effekt, inwiefern ein Individual-
effekt (L1) in Abhängigkeit von der Ausprägung eines Kontextprädiktors 
(L2) variiert (vgl. Lois 2015: 61). Dies lässt sich formal wie folgt veran-
schaulichen:  
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Intercepts-and-Slopes-as-
Outcome-Modells (vgl. Lois 2015: 62; Hox et al. 2018: 11): 
Ebene 1:  Yij = ß0j + ß1jXij + eij  (2.3) 
Ebene 2:  ß0j = γ00 + γ01Zj + u0j (2.4) 
 ß1j = γ10 + γ11Zj + u1j  
Eingleichungsform von (2.4) in (2.3):   
 Yij = γ00 + γ01Zj + γ10Xij + γ11ZjXij + u1jXij + u0j + eij (2.5) 
Abschließend werden die integrierten Varianten der Eingleichungsformeln 
nochmals in Tabelle 20 zusammengefasst. In jedem Schritt sind neu hinzuge-
fügte Terme fett markiert. Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde die 
Reihenfolge einiger einzelner Terme im Vergleich zu den Eingleichungsfor-








Tabelle 20: Integrierte Mehrebenengleichungen für Querschnittsdaten 
 Modell Eingleichungsformeln 
1. Schritt Random-Intercept-Only-
Modell 
Yij = γ00 + u0j + eij 
2. Schritt Random-Intercept-
Modell (mit Variablen 
der Individualebene) 
Yij = γ00 + γ10 Xij + u0j + eij 
3. Schritt Random-Intercept-
Modell (mit Variablen 
der Individual- und 
Kontextebene) 
Yij = γ00 + γ10 Xij + γ01Zj + u0j + eij 
4. Schritt Random-Slope-Modell 
(mit Variablen der  
Individualebene) 




sowie Variablen der 
Individual- und  
Kontextebene) 
Yij = γ00 + γ10Xij + γ01Zj + γ11ZjXij + u1jXij + u0j + eij 
Quelle: modifiziert nach Braun et al. 2010: 27.  
12.2. Zur Analyse von Paneldaten im Rahmen von 
Mehrebenenmodellen 
„Während multivariate Querschnittsanalysen zur Bestimmung des Effekts mehre-
rer unabhängiger Prädiktoren auf eine abhängige Outcome-Variable allein die 
Kovarianzen zwischen zeitgleich erhobenen Individualmerkmalen auswerten, ba-
sieren Längsschnittanalysen auf Daten zur zeitübergreifenden individuellen Ver-
änderung bzw. zum sozialen Wandel von Individualmerkmalen. Betreffen diese 
Individualmerkmale die Eigenschaften von einzelnen Personen, so sind zur 
Längsschnittanalyse nahezu zwangsläufig personengebundene Paneldaten erfor-
derlich, welche bestimmte Merkmale desselben Personenkreises über mehrere 
Messzeitpunkte hinweg abbilden und somit Wandel und Veränderungen auf der 
Individualebene dokumentieren können“ (Krause/Urban 2013: 2). 
Eine Analyse von Paneldaten als Mehrebenenmodell ermöglicht, eine Verän-
derung der zu erklärenden Variablen (Kriteriumsvariablen) auf Personenebe-
ne zu analysieren bzw. Veränderungsprozesse von Individualmerkmalen 
darzustellen (vgl. Langer 2004: 223). Individuelle Veränderungen der inner-
häuslichen Arbeitsteilung können dadurch festgestellt werden. Aufgrund der  
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Abbildung 10: Dreiebenenstruktur der Panelstudie des GGP 













modifiziert nach Langer 2004: 255; Rabe-Hesketh/Skrondal 2012: 385. 
 
theoretischen Vorannahmen und der Datengrundlage ergibt sich eine Dreie-
benenstruktur, wie in Abbildung 10 dargestellt.  
Das Drei-Ebenen-Modell berücksichtigt geschachtelte Daten zeitverän-
derlicher Merkmale zu verschiedenen Zeitpunkten (Ebene 1) von Personen 
(Ebene 2), die innerhalb eines bestimmten (nationalen bzw.) regionalen Kon-
textes (Ebene 3) eingebettet sind – die Datenstruktur wird als hierarchisch 
erachtet (Grundsätzlich wäre auch eine Vierebenenstruktur denkbar: Ebene 4: 
Länder, Ebene 3: Regionen, Ebene 2: Personen und Ebene 1: Messzeitpunk-
te, doch ist eine Berücksichtigung von vier Ebenen aufgrund der Fallzahl-
problematik der Länder nicht möglich). Hieraus ergeben sich drei zentrale 
Fragestellungen: Inwiefern kann die Veränderung der innerhäuslichen Ar-
beitsteilung durch 1. zeitveränderliche Aspekte, 2. Variablen auf der Indivi-
dualebene,    3. die Zugehörigkeit zu (einem bestimmten Land/) einer be-
stimmten Region (Aggregatebene) erklärt werden? Bezüglich der Aggregat-
ebene stellt sich weiterführend die Frage, ob sich die innerhäuslicheren Ar-
beitsteilungsarrangements von Paaren aus unterschiedlichen Kontexteinheiten 
unterscheiden. Einflüsse des Kontextes wie auch individuelle Merkmale 
respektive Ressourcen können folglich für die Erklärung der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung in Betracht gezogen werden. Anders formuliert kann mittels 
einer Mehrebenenanalyse geschätzt werden, inwiefern die Varianz der inner-
häuslichen Arbeitsteilung auf unterschiedliche Messzeitpunkte, auf Unter-
schiede zwischen den Personen und auf Unterschiede zwischen den (Län-
(Nationaler/) Regionaler 
Kontext 










dern/) Regionen zurückzuführen ist. Die Annahme, dass einerseits die Mes-
sungen von verschiedenen Personen innerhalb (eines Landes bzw.) einer 
Region aufgrund kultureller Werte korreliert sind (interindividuelle Verände-
rung), andererseits eine Korrelation der Messwerte einer Person zu verschie-
denen Zeitpunkten zu erwarten ist (intraindividuelle Veränderung), ist nahe-
liegend und kann mittels einer Mehrebenenanalyse überprüft werden. Analy-
siert wird, inwiefern die Ausprägungen der zu erklärenden Variable erstens 
von der Zeitvariation (Ebene 1), zweitens von personenspezifischen Effekten 
(Ebene 2, random slope) und drittens von den Effekten innerhalb (der Län-
der/) der Regionen (Ebene 3, random intercept) abhängen (vgl. Hosaya et al. 
2014: 202). Cross-level-Interaktionen, d. h. Auswirkungen der Makroebene 
auf die individuellen Effekte, können ebenfalls kontrolliert werden, sofern ein 
Effekt der Individualvariablen in Abhängigkeit der Aggregatebene bzw. des 
Kontextes unterstellt wird (vgl. Beckers 2010: 27). Ohne Berücksichtigung 
der hierarchischen Datenstruktur würden auch im Falle von Paneldaten die 
Signifikanztests verzerrte Ergebnisse darstellen. Ferner haben 
Bryk/Raudenbush (1992) fünf zentrale Argumente für die Analyse von Pa-
neldaten durch hierarchische Mehrebenenmodelle festgehalten:  
„First, the [hierarchical linear] model explicitly represents the individual growth 
at Level 1. In contrast, in an MRM [Multivariate Repeated Measures] model in-
dividual variation in growth is not directly modeled but rather appears in the in-
teraction of repeated occasions by subjects. Conceptually, the hierarchical model 
is more in the spirit of the growth-curve analysis […].  
Second, the hierarchical model is generally more flexible in terms of its data re-
quirements because the repeated observations are viewed as nested within the 
person rather than as the same fixed set for all persons as in MRM. In an hierar-
chical model, both the number of observations per person157 and the spacing 
among the observations may vary. The time or age variable may also be continu-
ous rather than a fixed set of points. Although missing observations can now be 
handled in MRM […], this poses no special problem in a hierarchical analysis. 
Other Level-1 predictors besides age or time also can be incorporated […]. Their 
effects can be specified as fixed, nonrandomly varying or random.  
Third, the hierarchical model permits flexible specification of the covariance 
structure among the repeated observations and provides methods for direct hy-
pothesis testing about possible determinants of this structure. This is accom-
plished through specification of both the structural features of the individual 
growth in Equation 6.1 and the Level-1 and Level-2 random effects. […] 
Fourth, when the restrictive data requirements and assumptions of MRM apply, a 
hierarchical analysis produces the same point estimates for the fixed effects as in 
an MRM analysis. The t-ratios computed in the hierarchical analysis are also 
identical to those obtained using a priori contrasts in MRM. In sum, the results of 
 
157  As well as Hox notes: „Since multilevel modeling does not require balanced data, it is not a 
problem if the number of available measurements is not the same for all individuals. This is 
an important benefit if there is panel dropout, or other forms of missing measurements 
within individuals“ (Hox 2002: 73). 
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a hierarchical analysis can be formally related to the MRM model when the 
MRM conditions apply.  
Fifth, the formulation of growth models via the hierarchical approach leads natu-
rally to the study of organizational effects on growth […]” (Bryk/Raudenbush 
1992: 133f., Hervorhebungen im Original; die Verf.). 
Von den dargestellten Vorteilen der Analyse von Paneldaten als Mehreben-
enmodell ist festzuhalten, dass eine Schätzung von Wachstumsmodellen auf 
Personen- und nicht auf Stichprobenebene möglich ist158, dass keine voll-
ständigen Daten für alle Personen und alle Messzeitpunkte vorausgesetzt 
werden (kein balanciertes Design)159, dass im Unterschied zur klassischen 
Varianzanalyse die Abstände zwischen den einzelnen Messzeitpunkten vari-
ieren dürfen, dass die Varianz des personenspezifischen Niveaus der abhän-
gigen Variablen, ihre lineare oder auch quadratische Entwicklungskompo-
nente analysiert werden können und, dass sich die Varianz dieser personen-
spezifischen Regressionsparameter wiederum aus den Merkmalen der Person 
erklären lässt (vgl. Langer 2009: 227). 
Ein weiterer Vorteil, der von Bryk/Raudenbush hier nicht explizit darge-
stellt ist, wird von Hox (2002) ergänzt:  
„A sixth advantage, not mentioned by Bryk and Raudenbush, is that it is straight-
forward to include time varying or time constant explanatory variables to the 
model, which allows us to model both the average group development and the 
development of different individuals“ (Hox 2002: 93). 
Werden Paneldaten als Mehrebenenmodelle konstruiert, werden die allge-
meinen Vorteile von Längsschnittdaten mit den Vorteilen von Mehrebenen-
analysen kombiniert; die wichtigsten seien nachfolgend zusammengefasst. 
Eine Mehrebenenanalyse von Paneldaten ermöglicht die Überprüfung von 
(vgl. Krause/Urban 2013: 4f.):  
- populationsspezifischen Verlaufsmustern von Variablenveränderun-
gen, 
- gruppentypischen Veränderungen,  
- zeitabhängigen Messwerten pro Person, auch mit unterschiedlichen 
Zeitabständen zwischen den Personen (falls nicht für jede Erhebungs-
 
158  „Im Gegensatz hierzu analysieren klassische Strukturgleichungsmodelle wie LISREL die 
Veränderung der Messwerte nur auf der Stichprobenebene, wobei sie nur die Stabilität der 
untersuchten Kriteriumsvariable zwischen den Messzeitpunkten bestimmen. Beim 
Mehrebenenmodell hingegen gehen wir von [einer] hierarchischen Datenstruktur aus, die es 
ermöglicht, die Veränderung der Kriteriumsvariablen über die Zeitachse zu bestimmen“ 
(Langer 2009: 223). 
159  Bezüglich des zweiten Vorteils ist anzumerken, dass dies nicht für fehlende Werte der 
unabhängigen Variablen gilt: „However, this advantage [handle models with varying time 
points] of multilevel modeling does not extend to missing observations on the explanatory 
variables. If explanatory variables are missing, the usual treatment is again to remove the 
case completely from the analysis” (Hox 2002: 95; Hox et al. 2018: 96). 
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welle gültige Messwerte einer Person vorliegen; z. B. diese vorzeitig 
ausgeschieden ist oder zu einem späteren Zeitpunkt aufgenommen 
wurde) oder zwischen den Erhebungswellen, 
- Kovarianzen zwischen den wiederholten Messungen, 
- zeitkonstanten (z. B. Geburtsland) und zeitveränderlichen Effekten (z. 
B. Alter) sowie deren Interaktion, 
- geschachtelten Modellen; Kombination von Makro- und Mikroeffek-
ten,  
- einer abhängigen Datenstruktur; die Daten werden als hierarchisch be-
rücksichtigt; 
- verzerrenden Effekten unbeobachteter Heterogenität160, 
- Standardfehlern: die Tatsache, dass die Ebenen als statistisch nicht 
unabhängig voneinander modelliert werden, führt dazu, dass die Stan-
dardfehler weitgehend unverzerrt ermittelt werden können. 
12.2.1. Zum Prinzip der Residuen- und Varianzzerlegung in 
Mehrebenenmodellen 
„A three-level random-intercept model includes error components for nested 
clusters to allow the total variance to be decomposed into the level-1 variance 
within clusters, the level-2 variance between clusters within superclusters, and 
the level-3 variance between superclusters” (Rabe-Hesketh/Skrondal 2012: 418). 
Voraussetzungen, die für die Mehrebenenanalyse von Paneldaten erfüllt 
werden müssen, sind u. a. vornehmlich Residuen-Homoskedastizität und die 
Vermeidung von Autokorrelation der Residuen (weitere Grundannahmen 
sind gemäß Snijders/Bosker (1999; 2012) eine lineare Abhängigkeit zwi-
schen der abhängigen und den unabhängigen Variablen, eine Normalvertei-
lung der Residuen auf beiden Ebenen und eine ausreichende Varianz der 
Variablen (vgl. Hadler 2004: 67f.)). Die Gültigkeit der Abwesenheit von 
Residuen-Heteroskedastizität und Residuen-Autokorrelation kann per Vor-
entscheid über die Festlegung der Struktur der Residuen-Kovarianzmatrix zu 
Beginn der Mehrebenenanalyse getestet und kontrolliert werden, wie in den 
nachfolgenden Abschnitten erläutert wird (vgl. Krause/Urban 2013: 8). Zuvor 
 
160  Alle zeitkonstanten (Dritt-)Variablen, die eine relevante Erklärungsleistung aufweisen 
würden, aber unbeobachtet bleiben, werden als individuelle/einheitsspezifische Heterogeni-
tät bezeichnet. Besteht eine Korrelation zwischen unbeobachteten zeitinvarianten Merkma-
len und den unabhängigen Variablen, werden die Schätzer von Regressionsfunktionen ver-
zerrt dargestellt. Zur Lösung dieses Problems muss die unbeobachtete einheitsspezifische 
Heterogenität kontrolliert werden, indem die Daten als Längsschnitt abgebildet, d. h. trans-
formiert werden und geeignete Panelmethoden angewendet werden. Mittels der Datentrans-
formation wird eine zufällige, unstrukturierte Verteilung des Fehlerterms erzeugt (vgl. 
Giesselmann/Windzio 2012: 28). Diese Kontrollfunktion der unbeobachteten Heterogenität 
ist einer der relevantesten Vorzüge von Paneldaten. 
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wird die für Mehrenenenanalysen bedeutsame Zerlegung des Fehlerterms 
skizziert.  
Im Rahmen einer Mehrebenenanalyse mit drei Ebenen wird die Varianz zer-
legt als Varianz der ersten Ebene innerhalb der Personen, Varianz der zwei-
ten Ebene der Prädiktorvariable zwischen den Personen und als Varianz zwi-
schen den Kontextebenen (Ländern, Regionen etc.). Folglich wird auch der 
Fehlerterm in drei Teile zerlegt: für jeden einzelnen Messwert, für jede Per-
son und für jede Kontexteinheit (vgl. Krause/Urban 2013: 8). In Abbildung 
11 wird das Prinzip der Residuen- und Varianzzerlegung graphisch zur Ver-
einfachung dargestellt. Beispielhaft werden vier Personen, die aus zwei ver-
schiedenen Ländern stammen zu zwei aufeinander folgenden Messzeitpunk-
ten befragt. Der Datenpunkt Y2,1 veranschaulicht die Messung von Person 1 
zum zweiten Messzeitpunkt und weist einen bestimmten Abstand zum Mit-
telwert 𝑦𝑦L1 aller in Land 1 lebenden Personen. „Dieser Mittelwert aller Y-
Werte ist der beste Schätzwert [innerhalb des ersten Landes] für jeden Y-
Wert, wenn weder der Zeitpunkt noch die Person bekannt ist, für den/die ein 
bestimmter Wert von Y geschätzt werden soll“ (Krause/Urban 2013: 8). Der 
Schätzfehler, der hieraus resultiert, ist als schwarze durchgezogene Linie 
markiert und wird in diesem Fall erheblich unterschätzt. „Werden die Ab-
stände aller beobachteten Y-Werte vom Y-Gesamtmittelwert 𝑌𝑌 [innerhalb des 
ersten Landes] zu allen Zeiten und von allen Personen addiert, so lässt sich 
hieraus die Gesamtvarianz von Y berechnen“ (Krause/Urban 2013: 8). Eine 
Optimierung des Schätzfehlers wird erreicht, wenn ein personenspezifischer 
Mittelwert 𝑦𝑦1, durch gepunktete Linien markiert, spezifiziert wird, der auch 
als zeitspezifisches L1-Residuum einer bestimmten Person bezeichnet wird. 
Wird die Summe aller L1-Residuen berechnet, ergibt sich daraus die Varianz 
innerhalb aller Personen (within). Die personenspezifischen L2-Residuen (s. 
gestrichelte schwarze Linie) variieren nicht mit den Erhebungszeitpunkten. 
Vielmehr werden sie ermittelt als Abstand zwischen den personenspezifi-
schen Mittelwerten und dem Gesamtmittelwert. Aus der Summe aller L2-
Residuen wird die Varianz zwischen den Personen (between) berechnet (vgl. 
Krause/Urban 2013: 9). Innerhalb des ersten Landes ist der Mittelwert 𝑦𝑦L1 der 
beste Schätzer; zur Bestimmung der Varianz zwischen den Ländern wird der 
Abstand dessen zum Gesamtmittelwert der Länder 𝑌𝑌 betrachtet (s. graue 
durchgezogene Linie). Wird die Summe aller L3-Residuen gebildet, ergibt 
sich hieraus die Varianz zwischen den Ländern. Die Bestimmung der Ge-
samtvarianz erfolgt letztlich mittels der Berücksichtigung der einzelnen Teil-
varianzen:  
Gesamtvarianz = Varianz innerhalb der Personen, zeitspezifisch  
+ Varianz zwischen den Personen innerhalb der Länder 
+ Varianz zwischen den Ländern 
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Abbildung 11: Zum Prinzip der Residuen- und Varianzzerlegung in 
Mehrebenenmodellen 
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Nachdem die Zerlegung des Fehlerterms skizziert wurde, soll im Folgenden 
ein einführender Überblick über die Definition von Varianz-




Für jede Analyse von Paneldaten als Mehrebenenmodell kann eine Varianz-
Kovarianzmatrix für die Residuen der ersten Ebene (L1) und die Residuen 
der Kontextebene(n) festgelegt werden (vgl. Krause/Urban 2013: 10). Vari-
anten der L1-Matrix sind: 
1. Scaled Identity: Die Scaled-Identiy-Matrix folgt der Annahme homo-
gener Residuen-Varianzen, wobei die Resiuden-Varianzen als unkor-
reliert gelten. Implizit bedeutet dies, dass die Fehlerterme aller Mess-
zeitpunkte unabhängig voneinander sind (vgl. Krause/Urban 2013: 
11). 
2. Compound Symmetry: Nach der Compound-Symmetry-Matrix sind 
ebenfalls alle Varianzen gleich, jedoch kovariieren alle Residuen mit-
einander, wobei alle Kovarianzen vom gleichen Ausmaß sind respek-
tive einen konstanten Wert aufweisen. Insbesondere die Annahme ei-
ner identischen Kovarianz aller Messungen scheint eher unplausibel, 
weil Messwerte von Erhebungszeitpunkten, die zeitlich näher beiei-
nander liegen vermeintlich stärker miteinander kovariieren sollten als 
Messwerte, deren Erhebungszeitpunkte weit auseinanderliegen (vgl. 
Krause/Urban 2013: 11). 
3. Unstrukturierte Kovarianzmatrix: Im Gegensatz zur Compound-
Symmetry-Matrix erfolgt im Falle der unstrukturierten Kovarianz-
matrix keine Festlegung in Bezug auf die Varianz-
Kovarianzhomogenität, ferner können alle Elemente frei geschätzt 
werden.  
„Während also die Compound Symmetry-Matrix noch mit der Schätzung von 
zwei Parametern auskommt (unabhängig davon, wie viele Messzeitpunkte 
vorhanden sind), müssen bei der unstrukturierten Kovarianzmatrix insgesamt 
"p(p+1)/2" (mit p=Anzahl der Messzeitpunkte) Parameter geschätzt werden“ 
(Krause/Urban 2013: 11). 
Folglich wird die unstrukturierte Kovarianzmatrix sehr komplex, 
wenn viele Erhebungswellen vorhanden sind, weshalb ihre Verwen-
dung eher bei sparsamen Modellen in Betracht zu ziehen ist. 
4. Diagonal-Matrix: Die Diagonal-Matrix lässt Heteroskedastizität der 
L1-Residuen zu, indem sie eine freie Schätzung der Varianzen aller 
L1-Residuen ermöglicht, zugleich fixiert sie jedoch alle Kovarianzen 
auf 0,00, wodurch jegliche Korrelationen zwischen den Residuen 
vermieden werden. Die Sinnhaftigkeit des Ausschlusses der Korrelati-
onen zwischen den Residuen ist durch einen Vergleich von Modellen 
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mit unterschiedliche Matrixtypen zu überprüfen (vgl. Krause/Urban 
2013: 12). 
5. Autoregressive Kovarianzen erster Ordnung: Autoregressive Kovari-
anzen erster Ordnung sind insofern eine Erweiterung der Diagonal-
Matrix, als die heterogenen Varianzen durch eine Schätzung autore-
gressiver Kovarianzen der ersten Ordnung ergänzt werden. Die zentra-
le Annahme ist,  
„[…] dass zeitlich benachbarte Residuen mit einer fixen Stärke (r) untereinan-
der korrelieren und dass zeitlich weiter auseinanderliegende Residuen mit ei-
ner deutlich reduzierten, aber auch konstanten Korrelation (r2) kovariieren. 
Somit müssen für diesen Matrix-Typ nur p+1 Parameter (p=Anzahl der Mess-
zeitpunkte) geschätzt werden“ (Krause/Urban 2013: 12). 
L2-Matrix: Ebenso wie für die L1-Residuen kann auch für die L2-Residuen 
ein Matrix-Typ festgelegt werden. Im Rahmen von Mehrebenenanalysen 
stellen die Elemente der L2-Matrix die Varianzen und Kovarianzen der Ran-
dom-Effekte dar (vgl. Krause/Urban 2013: 12). Für die Schätzung der L2-
Matrix empfehlen Krause/Urban (2013) den Matrixtyp einer unstrukturierten 
Matrix zu verwenden. Außerdem verweisen sie auf die sinnvolle Möglichkeit 
den Zeitparameter als Random-Effekt zu spezifizieren, wodurch sich ein 
äußerst praktischer Kompromiss zwischen den Schätzungen einer restriktiven 
Compound-Symmetry-Matrix und einer komplexen unstrukturierten Matrix 
erzielen lässt. Durch diese Vorgehensweise wird eine Kovarianzmatrix er-
zeugt, deren Varianzen und Kovarianzen eine Variation in Abhängigkeit von 
der zwischen den Erhebungszeitpunkten abgelaufenen Zeit aufweisen kön-
nen, ohne hierbei eine Schätzung für jeweils einen eigenen Parameter durch-
führen zu müssen (vgl. Krause/Urban 2013: 13). 
12.2.2. Vorgehensweise für längsschnittliche Mehrebenenmodelle  
In Anlehnung an die Beschreibung der allgemeinen Vorgehensweise für 
Mehrebenenanalysen soll in diesem Kapitel die Beschreibung um die spezifi-
sche Vorgehensweise für Paneldaten präzisiert werden. Durch die Modellie-
rung von Hybridmodellen, die zeitvariante und zeitinvariante Prädiktoren 
berücksichtigen, werden die Ideen, die Fixed-Effect-Panel-Modellen und 
Random-Effect-Panel-Modellen zugrunde liegen, im Rahmen der Mehrebe-
nenanalyse miteinander kombiniert. Die folgenden Modelle basieren zu-
nächst lediglich auf zwei Ebenen (zeitvariierende Messwerte der ersten Ebe-
ne und Personen auf der zweiten Ebene). Um Effekte der Makroebene zu 





Schritt 1: Random-Intercept-Only-Modell für Paneldaten  
Um die Varianzanteile der verschiedenen Ebenen zu erfassen, wird auch im 
Rahmen der Panelanalyse mit Mehrebenenmodellen ein Nullmodell ge-
schätzt, das keine erklärenden Variablen enthält. Der ICC, der auf der Vari-
anzzerlegung aufbaut, gibt in diesem Fall Auskunft darüber, wie viel Prozent 
der Varianz der innerhäuslichen Arbeitsteilung auf Unterschiede zwischen 
den Befragten zurückgeführt werden kann und wie viel Prozent der Varianz 
der innerhäuslichen Arbeitsteilung auf Unterschiede zwischen den Messzeit-
punkten161 zurückzuführen ist. Anders formuliert ist mittels des Intraklassen-
korrelationskoeffizieten zu erfassen, „[…] wie viel Varianz in der abhängigen 
Variablen auf Personenheterogenität zurückzuführen ist“ (Hosaya et al. 2014: 
192). Sofern ausreichend Varianz sowohl zwischen den Befragten als auch 
zwischen den Messzeitpunkten besteht, kann diese weiterführend durch den 
Einbezug von zeitvarianten und zeitinvarianten Determinanten erklärt werden 
(vgl. Krause/Urban 2013: 26). Zu beachten ist, dass für die Fehlerterme der 
beiden Ebenen (Ebene 1: eti , Ebene 2: u0i) angenommen wird, dass diese 
„[…] unabhängig voneinander sind (z. B. keine Autokorrelationen bestehen), 
einen Erwartungswert von Null besitzen, normalverteilt sind [und] keine 
Varianzungleichheiten (Heteroskedastizität) aufweisen“ (Krause/Urban 2013: 
24). Formal lässt sich das Random-Intercept-Only-Modell für Paneldaten wie 
folgt darstellen: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Intercept-Only-Modells (vgl. 
Krause/Urban 2013: 25; Hosaya et al. 2014: 192): 
Ebene 1:  Yti = ß0i + eti  (1.1) 
Ebene 2:  ß0i = γ00 + u0i (1.2) 
Eingleichungsform von (1.2) in (1.1):  Yti = γ00 + u0i + eti (1.3) 
wobei für die erste Gleichung gilt:  
 
 
161  Bezüglich der Messzeitpunkte empfiehlt es sich gemäß Hox (2002) für eine lineare Schät-
zung, die Wellen „1“ und „2“ in „0“ und „1“ zu transformieren: „In the multilevel regressi-
on model, the development over time is often modeled by a linear regression equation, 
which may have different regression coefficients for different individuals. Thus, each indi-
vidual can have their own regression curve, specified by the individual regression coeffi-
cients that in turn may depend on individual attributes. Quadratic and higher functions can 
be used to model nonlinear dependencies on time, and both time varying and person level 
covariates can be added to the model. Although the measurement occasions will usually be 
thought of as occasion one, two et cetera, it is useful to code the time points T as t = 0, 1, 2, 
3, 4, 5. As a result, the intercept can be interpreted as the expected outcome on the first oc-
casion. Using time points t = 1, 2, 3, 4, 5, 6 would be completely equivalent, but more diffi-
cult to interpret, because the value zero is not in the range of observed time points” (Hox 
2002: 79, Hervorhebungen im Orignial; die Verf.). Auch Krause/Urban (2013) empfehlen 
diese Vorgehensweise einer Zentrierung um den Nullpunkt für den Zeitparameter, damit 
der Intercept sinnhaft interpretiert werden kann (vgl. Krause/Urban 2013: 6). 
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t:  Messzeitpunkt 
i:  Befragte/r  
Yti:  Messwert der abhängigen Variablen für jeden i-ten Befragten 
ß0i:  Intercept, der für alle Befragten und alle Messzeitpunkte identisch ist 
und lediglich zwischen den Befragten variiert 
eti:  Zufallswert, der zwischen Erhebungszeitpunkten und zwischen Perso-
nen variiert 
Im Rahmen der zweiten Gleichung (Ebene 2) wird der Intercept der ersten 
Ebene als abhängige Variable der zweiten Ebene verwendet. Der Intercept  
„[...] wird in seiner Ausprägung bestimmt von einer Konstanten (γ00), die unab-
hängig vom Messzeitpunkt und unabhängig vom Befragten stets den gleichen 
Wert aufweist, und von einem Zufallswert (u0i), der von Befragtem zu Befragtem 
unterschiedlich sein kann. Somit wird in diesem Nullmodell das Intercept als 
"random" behandelt, d.h. in diesem Modell variiert das Intercept zwischen den 
einzelnen Befragten in Abhängigkeit von einer Zufallsgröße (u) auf der Ebene 2 
(=Personenebene)“ (Krause/Urban 2013: 24f.). 
Folglich verweist die erste Ebene 1-Gleichung darauf, dass sich der Wert Yti 
eines/einer Befragten i zum Zeitpunkt t aus einem personenspezifischen Ef-
fekt ß0i und einem Ebene 1-Residuum eti zusammensetzt. Im Rahmen der 
zweiten Gleichung erfolgt eine Zerlegung dieses Effekts in einen globalen 
Effekt γ00 und eine personenspezifische Abweichung u0i (Ebene 2-Residuum) 
(vgl. Hosaya et al. 2014: 193). 
Schritt 2: Random-Intercept-Modell mit zeitvariierenden Kovariaten 
Im zweiten Schritt werden die zeitvariierenden (oder zeitvarianten) Prä-
diktoren der ersten Ebene (L1) eingeführt. L1-Kovariaten sind Prädiktoren 
der untersten Modellebene und können sowohl über die Zeit als auch über 
Personen hinweg schwanken (vgl. Hosaya et al. 2014: 194). Das Random-
Intercept-Modell mit zeitvariierenden Kovariaten kann anhand der folgenden 
Gleichungen beschrieben werden:  
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Intercept-Modells mit 
zeitvariierenden Kovariaten (vgl. Krause/Urban 2013: 26; Hosaya et al. 2014: 
194): 
Ebene 1:  Yti = ß0j + ß1iX1ti + eti  (1.4) 
Ebene 2: ß0i = γ00 + u0i (1.5) 
 ß1i = γ10  
Eingleichungsform von (1.5) in (1.4):  Yti = γ00 + γ10 X1ti + u0i + eti (1.6) 
wobei ein zeitvariierender Prädiktor X1ti in das Modell eingeführt wird,  
„[…] dem ein entsprechender Koeffizient β1i zugeordnet ist. Dieser Koeffizient 
kann potenziell über die Level-1-Einheiten (Personen) variieren. Allerdings wird 
dieser Prädiktor in den Level-2-Gleichungen auf γ10 „fixiert“. Diese restriktive 
325 
Annahme bedeutet, dass der Effekt des Prädiktors x1ti auf die abhängige Variable 
für alle Individuen identisch ist“ (Hosaya et al. 2014: 194). 
Schritt 3: Random-Intercept-Modell mit Prädiktoren auf Individual- und der 
Kontextebene 
Dass nicht nur zeitvariierende, sondern auch zeitstabile Eigenschaften von 
Interesse sein können, wird im dritten Schritt berücksichtigt. Grundsätzlich 
werden im Falle von Mehrebenenmodellen für Paneldaten zeitkonstante Va-
riablen als Kontextfaktoren betrachtet162. Ferner werden innerhalb dieses 
Modells neben den zeitvariierenden Individualvariablen L2-Kontextfaktoren 
(Personenebene) hinzugezogen, wie sich gemäß den folgenden Gleichungen 
darstellen lässt:  
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Intercept-Modells mit 
Prädiktoren auf beiden Ebenen (vgl. Krause/Urban 2013: 28): 
Ebene 1:  Yti = ß0i + ß1iX1ti + eti (1.7) 
Ebene 2:  ß0i = γ00 + γ01Zti + u0i (1.8) 
  ß1i = γ10  
Eingleichungsform von (1.8) in (1.7):   
 Yti = γ00 + γ01Zti + γ10 X1ti + u0i + eti (1.9) 
wobei das Modell um den Kontextprädiktor Zti erweitert wird. 
Da es sich hierbei um Kontextvariablen der Personenebene handelt, fehlt die 
Betrachtung der Makroebene bisher. Um zeitstabile Effekte der Makroebene 
(Regionen) berücksichtigen zu können, wäre folglich eine dritte Ebene in die 
Modelle einzufügen, wie zum Abschluss des Kapitels noch dargestellt wer-
den wird.  
Schritt 4: Random-Intercept-Random-Slope-Modell 
Im Unterschied zum Random-Intercept-Modell, das davon ausgeht, dass die 
zeitvariierenden L1-Prädiktoren für alle Kontexteinheiten konstant sind, wird 
im Random-Slope-Modell für Paneldaten abermals angenommen, dass die 
Effekte der L1-Prädiktoren zwischen den Kontexteinheiten (in diesem Fall 
Personen) variieren können – die L1-Variablen werden als „random“ betrach-
tet. Es ergeben sich die folgenden Gleichungen: 
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Random-Slope-Modells (vgl. 
Krause/Urban 2013: 30; Hosaya et al. 2014: 195): 
Ebene 1:  Yti = ß0i + ß1iX1ti + eti  (2.0) 
 
162  Selbstverständlich ist es möglich, dass Kontextfaktoren zeitvariierende Eigenschaften 
aufweisen, wie beispielsweise die nach Jahren variierende Erwerbsquote von Frauen in un-
terschiedlichen Regionen. Doch obwohl es sich hierbei um eine Eigenschaft auf Regio-
nenebene handelt, wird sie im Mehrebenenmodell rein technisch betrachtet auf der ersten 
Ebene modelliert, weil es sich um eine zeitvariierende Variable handelt (vgl. Hosaya et al. 
2014: 203). 
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Ebene 2:  ß0i = γ00 + u0i (2.1) 
 ß1i = γ10 + u1i  
Eingleichungsform von (2.1) in (2.0):   
 Yti = γ00 + γ10X1ti + u1iX1ti + u0i + eti (2.2) 
Die Einschränkung auf dem Parameter ß1i des Random-Intercept-Modells, 
dass die L1-Effekte für alle Kontexteinheiten identisch sind, wird im Rand-
om-Slope-Modell in der zweiten Gleichung durch eine Variation der zweiten 
Ebene zugelassen, indem das L2-Residuum u1i hinzugefügt wird. Es ist not-
wendig, neben der Verteilungsannahme der L1-Residuen eine Verteilungsan-
nahme für die L2-Residuen zu treffen, weil in diesem Modell zwei L2-
Residuen u0i und u1i vorhanden sind (vgl. Hosaya et al. 2014: 195). Eine 
Normalverteilung der L2-Residuen mit Mittelwerten von Null sowie eine 
Varianz-Kovarianzmatrix ∑ werden von Hosaya et al. (2014) angenommen 
(für die Grundlagen zur Varianz-Kovarianzmatrix s. Kapitel 12.2.1.).  
„Über diese Matrix lässt sich bewerten, ob der Random-Koeffizient β0i über die 
Level-2-Einheiten variiert, ob der Effekt des Prädiktors x1ti über die Level-2-
Einheiten variiert und ob ein Zusammenhang zwischen den variierenden Koeffi-
zienten des Modells besteht“ (Hosaya et al. 2014: 195). 
Schritt 5: Slope-as-outcome-Modell 
Abschließend kann auch für Paneldaten eine Cross-Level-Interaktion in die 
Mehrebenenmodelle eingeführt werden. Dies dient insbesondere dazu, die 
Varianz der Random Slopes über Kontextmerkmale (hier: Personenmerkma-
le) zu erklären (vgl. Krause/Urban 2013: 32). Beispielsweise könnte ange-
nommen werden, dass der Effekt einer Veränderung der Kinderanzahl auf die 
innerhäusliche Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern variiert.  
Formale Zwei- und Eingleichungsform des Intercepts-and-Slopes-as-
Outcome-Modells (vgl. Krause/Urban 2013: 33): 
Ebene 1:  Yti = ß0i + ß1iX1ti + eti (2.3) 
Ebene 2:  ß0i = γ00 + γ01Zti + u0i (2.4) 
 ß1i = γ10 + γ11Zti + u1i  
Eingleichungsform von (2.4) in (2.3):    
Yti = γ00 + γ01Zti + γ10X1ti + γ11Z ti X1ti + u1iX1ti + u0i + eti (2.5) 
Mehrebenengleichungen für Längsschnittdaten mit drei Ebenen 
Wie bereits erläutert, fehlt in den vorherigen Gleichungen der Mehrebenen-
analyse für Paneldaten die Berücksichtigung der Makroebene. Um dieses 
Manko auszugleichen, werden nachfolgend die Gleichungen für ein Kon-
textmodell, das durch eine dritte Ebene erweitert wird (Kennzeichnung: In-
dex j, der sich auf die Makrokontexteinheiten, d. h. die Regionen bezieht), 
mit aggregierten Variablen der zweiten und dritten Ebene angeführt. Der L1-
Prädiktor xtij sowie die Kontextvariablen (die Bildung der Kontextvariablen 
erfolgt auf der zweiten Ebene durch Aggregation innerhalb der Personen und 
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auf der dritten Ebene durch Aggregation innerhalb der Regionen) werden 
hierbei am Gesamtmittelwert163 zentriert (vgl. Hosaya et al. 2014: 201), d. h. 
es „[…] wird um den Gesamtmittelwert einer Variablen in der gesamten 
Stichprobe zentriert“ (Krause/Urban 2013: 7). Auch im Falle einer Analyse 
von Paneldaten als Mehrebenenmodell ist eine Zentrierung der Daten emp-
fehlenswert. Eine Zentrierung am gruppenübergreifenden Gesamtmittelwert 
eröffnet, wie bereits thematisiert, die Vorteile, dass die Ergebnisse einfacher 
interpretiert werden können, Multikollinearität entgegengewirkt werden 
kann; außerdem werden unerwünschte Korrelationen von Level-1-, -2- und -
3-Variablen mit Cross-Level-Interaktionen vermieden (vgl. Krause/Urban 
2013: 7). Beispielsweise könnte durch die Zentrierung der unabhängigen 
Variable ‚Erwerbseinkommen der Frau‘ zum ersten Messzeitpunkt (Prädiktor 
x1ij auf Level-1) der Steigungskoeffizient so interpretiert werden, dass die 
geschätzte Steigung Auskunft darüber gibt, um wie viele Einheiten sich die 
innerhäusliche Arbeitsteilung im Vergleich zum ersten Messzeitpunkt ändert, 
wenn eine Frau einen Euro mehr verdient als von ihr erwartet wird. Der 
Grand-Mean würde an dieser Stelle interpretiert werden als ‚Erwerbsein-
kommensnorm für Frauen‘.  
Gleichung Ebene 1: Messwert 
Das Basismodell zur Modellierung des Messwertes ytij der Person i zum Zeit-
punkt t in Region j lässt sich wie folgt formal darstellen: 




163 Weitere Zentrierungsoptionen sind die bereits thematisierte Zentrierung um den Nullpunkt 
und die Zentrierung um gruppenspezifische Mittelwerte; s. hierzu Krause/Urban (2013) und 
Hosaya et al. (2014). Sollen ein within-Effekt von einem between-Effekt separiert werden, 
muss der L1-Prädiktor am Gruppenmittelwert zentriert werden (vgl. Hosaya et al. 2014: 
199). „Um die Within- und Between-Komponenten zu separieren, müssen die zeitveränder-
lichen Determinanten in zwei (Teil-)Variablen zerlegt werden. Dabei wird der Between-
Anteil der Determinante (gemessen als seine pro Person beobachtete, zeitlich durchschnitt-
liche Ausprägung: 𝑥𝑥𝑥𝑥) als Level-2-Variable operationalisiert. Und der Within-Anteil der 
Determinante wird als Level-1-Variable, welche über die Abweichung vom individuellen 
Mittelwert gebildet wird (Δxti = xti-𝑥𝑥𝑥𝑥), berechnet, was rein technisch betrachtet der […] 
Group-Mean-Zentrierung entspricht. Beide (Teil-)Prädiktoren werden sodann gemeinsam 
in die Modellschätzung aufgenommen. Folglich wird der Within-Personeneffekt einer De-
terminanten über die Spezifikation eines group-mean-zentrierten Prädiktors geschätzt, wo-
hingegen der Between-Personeneffekt über die Spezifikation eines grand-mean-zentrierten 
Prädiktors ermittelt wird“ (Krause/Urban 2013: 16). Für die formale Gleichung eines Mo-
dells für Paneldaten mit drei Ebenen, das dementsprechend einen Effekt der Prädiktorvari-
able zwischen Personen vom Effekt einer Variable innerhalb der Personen trennt, s. Hosaya 




ytij: Messwert der abhängigen Variable (hier: innerhäusliche Arbeits-
teilung) zu verschiedenen Messzeitpunkten von Person i innerhalb 
einer Region j  
ß0ij:  Regressionskonstante/Intercept; da die zeitvariierende Prädiktorva-
riable xtij am Gesamtmittelwert x… zentriert wurde, ist ß0ij der er-
wartete Messwert der abhängigen Variablen, wenn die Prädiktor-
variable xtij einen mittleren Wert aufweist 
ß1ij: Regressionssteigung/Slope  
xtij: Prädiktorvariable  
xtij – x…:  Zentrierung am Gesamtmittelwert 
etij: L1-Residuum/Fehlerterm; t = Messzeitpunkte; i = Person; j = Re-
gion 
Gleichungen Ebene 2: Person 
Schätzung der nach Personen variierenden Koeffizienten ß0ij 
Ebene 2:  ß0ij = γ00j + γ01j (x.ij – x…) + u0ij (2.7) 
 ß1ij = γ10j                  
wobei:  
ß0ij: nach Personen variierende Koeffizienten  
γ00j: nach Region variierender Intercept 
γ01j: nach Region variierender Effekt 
x.ij:  zentrierter, über die Messzeitpunkte aggregierter stabiler Prädiktor 
x…:  Gesamtmittelwert 
u0ij: Fehlerterm Ebene 2 (L2-Residuum) 
„In der ersten Level-2-Gleichung werden die nach den Personen variierenden 
Koeffizienten β0ij auf Basis eines nach der Region variierenden Intercepts γ00j 
und eines nach der Region variierenden Effektes γ01j des zentrierten, über die 
Messzeitpunkte aggregierten, zeitstabilen Prädiktors x.ij einer Person i in Region j 
modelliert“ (Hosaya et al. 2014: 202). 
Gleichungen Ebene 3: Kontexteinheiten – NUTS-Regionen 
Schätzung der nach Region variierenden Koeffizienten y00j 
Ebene 3:  γ00j = γ000 + γ001 (x..j – x…) + u00j (2.8) 
 γ01j = γ010 
 γ10j = γ100 
wobei:  
y00j:  nach Regionen variierende Koeffizienten 
γ000:  feste Konstante 
γ001:  Kontexteffekt der Regionen auf AV (Steigungskoeffizient des 
Kontextmerkmals) 
329 
x..j:   zentrierter, über die Personen und Messzeitpunkte aggregierter 
Prädiktor (variiert ausschließlich zwischen den Regionen) 
x…:  Gesamtmittelwert  
u00j:  Fehlerterm Ebene 3 (L3-Residuum) 
„Die nach der Region variierenden Koeffizienten γ00j werden auf Level-3 auf Ba-
sis einer festen Konstante γ000 und des zentrierten, über die Personen und Mess-
zeitpunkte aggregierten Prädiktors x..j modelliert. x..j variiert somit lediglich zwi-
schen den Regionen. u00j ist ein Level-3 Residuum. Der nach den Personen vari-
ierende Effekt β1ij des Prädiktors xtij wird der Einfachheit halber über die Level-
2-Gleichungen auf γ100 restringiert“ (Hosaya et al. 2014: 202, Hervorhebungen 
im Original; die Verf.). 
Gesamtgleichung/Eingleichungsform von (2.8) in (2.7) in (2.6): 
ytij = [γ000 + γ001 (x..j – x…) + u00j] + γ010 (x.ij – x…) + u0ij + γ100 (xtij – x…) + etij 
       = γ000 + γ001 (x..j – x…) + γ010 (x.ij – x…) + γ100 (xtij – x…) + u00j + u0ij + etij     
wobei:  
γ000:  Konstante, d. h. es ergibt sich der erwartete Messwert der abhängi-
gen Variablen, wenn die Prädiktorvariablen einen mittleren Wert 
der innerhalb der Regionen aggregierten L3-Variablen x..j, der in-
nerhalb der Personen aggregierten L2-Variablen x.ij und der inner-
halb der Messwerte aggregierten L1-Variablen xtij aufweisen 
γ001:  Kontexteffekt der Regionen auf die abhängige Variable/Effekt der 
Unterschiedlichkeit der Ebene-3-Einheiten 
γ010:  Kontexteffekt der aggregierten Personenvariable/Effekt der Unter-
schiedlichkeit der Ebene-2-Einheiten  
γ100:  Effekt der Abweichung der individuellen zeitvariierenden Prä-
diktorvariable vom Gesamtmittelwert/Effekt der Variabilität der 
zeitvarianten Prädiktorvariable der Ebene-1-Einheiten 
Mithilfe dieses Modells soll aufgezeigt werden, inwiefern die Ausprägungen 
der Kriteriumsvariablen (innerhäusliche Arbeitsteilung) von den Effekten der 
zeitvariierenden Prädiktoren auf der ersten Ebene, von den Effekten der in-
nerhalb von Personen aggregierten Variablen auf der zweiten Ebene und von 
den Effekten der innerhalb von Regionen aggregierten Variablen auf der 
dritten Ebene beeinflusst werden. 
„In der Gesamtgleichung zeigt sich, dass γ001 den Kontexteffekt der Region auf 
die abhängige Variable darstellt, γ010 den Effekt der aggregierten Personenvariab-
le und γ100 denjenigen der Abweichungen der individuellen, zeitvariierenden Prä-
diktorvariable auf Level-1 vom Gesamtmittelwert“ (Hosaya et al. 2014: 202). 
Zusammenfassend kann folgende allgemeine Vorgehensweise zur Verknüp-
fung von längsschnittlichen Modellen auf mehreren Ebenen festgehalten 
werden (vgl. Langer 2004: 190ff.; Hosaya et al 2014: 191ff.): 
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1. Zunächst wird das ‚Random-Intercept-Only-Modell‘ geschätzt (ent-
hält nur die Regressionskonstante) „[…] mit dem bewertet werden 
kann, ob eine Personenheterogenität hinsichtlich der längsschnittlich 
erhobenen abhängigen Variablen vorliegt“ (Hosaya et al. 2014: 191).  
2. Das Random-Intercept-Only-Modell wird durch eine zeitabhängige 
Kovariate ergänzt und anschließend bezeichnet als ‚Random-
Intercept-Modell‘. 
3. Das Modell wird um einen zeitinvarianten, personenbezogenen Kon-
textprädiktor erweitert, um Effekte zeitstabiler Eigenschaften der Per-
sonen auf die abhängige Variable zu überprüfen.  
4. Es folgt eine Erweiterung des Random-Intercept-Modells um einen 
nach den Personen variierenden Effekt einer zeitvariierenden Prä-
diktorvariable, das sogenannte ‚Random-Intercept-Random-Slope-
Modell‘ (je nach Forschungsinteresse kann es sinnvoll sein, die Rei-
henfolge des dritten und vierten Schritts zu tauschen). 
5. Abschließend werden Wechselwirkungseffekte (Cross-Level-
Interaktionen) zwischen den Ebenen eingeführt. 
Falls ein Forschungsinteresse an Effekten der Makroebene besteht, sollten die 

























13. Darstellung und Diskussion der Ergebnisse 
13.1. Deskriptive Darstellung der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung im Ländervergleich 
Abbildung 12 stellt die arithmetischen Mittelwerte der Indikatoren „Rech-
nungen bezahlen (dieser Indikator ist nicht für Norwegen vorhanden), Ein-
kaufen, Reparaturen, Mahlzeiten zubereiten und Staubsaugen“ differenziert 
nach Ländern zum Zeitpunkt der ersten Erhebungswelle des GGS graphisch 
dar. Da die Skala einen Wertebereich von eins (Frau erledigt die jeweilige 
Tätigkeit im Haushalt immer) bis fünf (Mann erledigt die jeweilige Tätigkeit 
im Haushalt immer) umfasst, würde ein Wert von drei einer durchschnittli-
chen egalitären Arbeitsteilung entsprechen. Es zeigt sich jedoch, dass in 
sämtlichen Ländern die Tätigkeiten „Zubereitung von Mahlzeiten, Staubsau-
gen, Einkäufe und Rechnungen bezahlen (Ausnahme: Georgien)“ durch-
schnittlich überwiegend von Frauen verrichtet werden, wobei der Effekt am 
deutlichsten für die Zubereitung der Mahlzeiten zu erkennen ist. Lediglich 
die Reparaturen werden meist von Männern ausgeführt – die Darstellung ist 
insgesamt in höchstem Maße geschlechtsspezifisch segregiert. Auffallend ist, 
dass in Georgien im Vergleich zu den anderen Ländern durchschnittlich 
Frauen am häufigsten die Mahlzeiten zubereiten und auch im Falle des Indi-
kators „Rechnungen bezahlen“ stellt Georgien insofern einen Sonderfall dar, 
als es das einzige Land ist, in dem diese Tätigkeit im Durchschnitt eher von 
Männern übernommen wird.  
13.2. Deskriptive Darstellung der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung im NUTS1-Regionen-Vergleich 
Ähnlich wie in Abbildung 12 werden in Abbildung 13 die arithmetischen 
Mittelwerte der Indikatoren „Rechnungen bezahlen (dieser Indikator ist nicht 
für Norwegen vorhanden), Einkaufen, Reparaturen, Mahlzeiten zubereiten 
und Staubsaugen“ (Wertebereich 1–5) zum Zeitpunkt der ersten Erhebungs-
welle des GGS graphisch dargestellt, diesmal jedoch nicht differenziert nach 
Ländern, sondern differenziert nach NUTS1-Regionen. Erneut ist festzuhal-
ten, dass die Tätigkeiten „Zubereitung von Mahlzeiten, Staubsaugen, Einkäu-
fe und Rechnungen bezahlen“ durchschnittlich überwiegend von Frauen 
verrichtet werden (mit Ausnahme des Rechnungen bezahlens in Macrore-
giunea Patru, Rumänien), wobei sich der Effekt wieder am deutlichsten für 
die Zubereitung der Mahlzeiten zeigt: Die Mittelwerte schwanken zwischen 
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min. 1,5 (in Alföld és Észak, Ungarn) und max. 2,39 (im Saarland, Deutsch-
land). In allen NUTS1-Regionen werden abermals die Reparaturen meist von 
Männern ausgeführt. Die NUTS1-Region, die einer egalitären Arbeitsteilung 
(3) der Reparaturen am nächsten kommt, ist Berlin mit einem Mittelwert von 
3,31. Relevant für die Interpretation sind an dieser Stelle weniger geringfügi-
ge Unterschiede zwischen den Regionen, die ohnehin aufgrund der zu kleinen 
und zu umfangreichen Darstellung in Abbildung 13 kaum lesbar sind (die 
Mittelwerte können im Detail Tabelle 21 entnommen werden), als vielmehr 
die Erkenntnis einer geschlechtsspezifischen innerhäuslichen Segregation, die 
auch für sämtliche Regionen konstatiert werden kann.  
 
Abbildung 12:  
Mittelwerte der Hausarbeiten im Ländervergleich, GGS Welle 1 






Abbildung 13: Mittelwerte der Hausarbeiten im regionalen Vergleich  
(NUTS1), GGS Welle 1 
 
Quelle: GGS Welle 1, eigene Berechnungen. N (L1) = 33380; N (L2) = 52 
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Tabelle 21: Mittelwerte der Hausarbeiten im regionalen Vergleich (NUTS1), 











2,13 2,32 2,40 2,85 3,47 
Bayern 2,19 2,39 2,40 2,88 3,49 
Berlin 2,32 2,42 2,57 2,73 3,31 
Brandenburg 2,28 2,60 2,58 2,69 3,72 
Bremen 2,31 2,48 2,50 2,81 3,65 
Hamburg 2,33 2,51 2,59 2,69 3,54 
Hessen 2,17 2,33 2,34 2,80 3,52 
Mecklenburg- 
Vorpommern 
2,33 2,32 2,55 2,59 3,77 
Niedersachsen 2,17 2,38 2,38 2,89 3,60 
Nordrhein-
Westfalen 
2,20 2,40 2,41 2,81 3,50 
Rheinland-Pfalz 2,20 2,44 2,46 2,70 3,56 
Saarland 2,39 2,33 2,47 2,79 3,67 
Sachsen 2,29 2,69 2,57 2,66 3,61 
Sachsen-Anhalt 2,26 2,52 2,58 2,60 3,70 
Schleswig-
Holstein 
2,24 2,43 2,43 2,79 3,43 
Thüringen 2,30 2,58 2,53 2,67 3,65 
Österreich 
Ostösterreich 1,81 2,03 2,12 2,68 3,72 
Südösterreich 1,63 1,88 2,02 2,73 3,73 
Westösterreich 1,71 1,93 2,02 2,68 3,77 
Belgien 
Brussels 1,84 2,07 2,40 2,94 3,72 
Flanders 1,84 2,02 2,17 2,67 4,04 
Wallonia 1,68 1,93 2,22 2,70 3,86 
Frankreich 
Ile-de-France 1,88 2,24 2,34 2,73 3,95 
Bassin Parisien 1,69 1,87 2,19 2,57 4,06 
Nord-Pas-de-
Calais 
1,81 1,97 2,21 2,39 4,01 
Est 1,74 2,07 2,21 2,56 4,20 
Ouest 1,83 2,04 2,11 2,59 4,07 
 
     ff. 
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Sud-Ouest 1,79 1,95 2,19 2,51 4,01 
Centre-Est 1,74 2,07 2,22 2,53 4,12 




1,97 1,93 2,18 2,75 3,68 
Oost-Nederland 1,86 1,89 2,20 2,85 3,64 
West-Nederland 2,10 2,01 2,33 2,89 3,61 











1,70 1,98 2,51 2,95 4,06 
Litauen 




1,82 2,07 2,32 2,46 4,24 
Region  
Poludniowy 
1,82 2,00 2,40 2,49 4,21 
Region  
Wschodni 
1,76 1,93 2,40 2,54 4,22 
Region Pólnoc-
no-Zachodni 
1,80 2,01 2,32 2,32 4,17 
Region Polud-
niowo-Zachodni 
1,84 2,12 2,45 2,54 4,21 
Region  
Pólnocny 




1,55 2,04 2,40 2,79 4,21 
Macroregiunea 
doi 
1,61 2,12 2,61 2,95 4,12 
Macroregiunea 
trei 
1,51 2,01 2,66 2,97 4,14 
Macroregiunea 
patru 
1,54 2,23 2,72 3,15 4,23 
 
 








1,58 1,99 2,57 2,33 4,15 
Dunántúl 1,54 1,80 2,36 2,32 4,16 
Alföld és Észak 1,50 1,74 2,30 2,29 4,15 
Norwegen 
Norge 2,29 2,24 2,56 - 4,07 
Quelle: GGS Welle 1, eigene Berechnungen. N (L1) = 33380; N (L2) = 52 
 
Weiterführend werden die Determinanten der innerhäuslichen Arbeitsteilung 
schrittweise analysiert. Zunächst werden die Ergebnisse klassischer linearer 
Regressionsanalysen länder- und regimevergleichend zur Erklärung der in-
nerhäuslichen Arbeitsteilung skizziert. Ferner wird diskutiert, dass diese 
Vorgehensweise – neben der inhaltlichen Argumentation einer notwendigen 
Fokussierung auf Regionen – auch methodische Grenzen in Bezug auf die 
Berücksichtigung hierarchischer Daten aufweist.  
13.3. Klassische OLS-Regressionsmodelle zur Erklärung der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung im Länder- und 
Regimevergleich 
Um auf klassische Weise die Stärke der Kontexteffekte der Länder zu be-
stimmen, ist die Berechnung eines linearen Regressionsmodells (s. Tabelle 
22), dass Dummyvariablen für die jeweiligen Länder enthält, eine Möglich-
keit (als Referenzkategorie wurde Schweden ausgewählt). 
Durch Kenntnis der Länderzugehörigkeit können 6,4% der Varianz des 
„Task-Participation-Index“ statistisch erklärt werden. Frauen, die in Schwe-
den wohnhaft sind, erreichen im Durchschnitt einen „Task-Participation-
Index“ von 5,69. Frauen (fast) aller anderen Länder weichen hoch signifikant 
negativ, d. h. nach unten von diesem Wert ab, respektive die innerhäusliche 
Arbeitsteilung ist in (fast) allen anderen Ländern im Vergleich zu Schweden 
traditioneller (mit zwei Ausnahmen: 1. zwischen Schweden und Norwegen 
ist kein signifikanter Unterschied zu konstatieren; 2. zwischen Schweden und 
Deutschland ist der Unterschied zwar nicht hochsignifikant, doch zumindest 
signifikant). Der größte Unterschied ist für Georgien festzustellen; hier 
scheint die Arbeitsteilung vergleichsweise am traditionellsten organisiert zu 
sein.  
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Tabelle 22: Klassische OLS-Regression zur Erklärung der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung durch Länderunterschiede 
 
B    (Standardfehler) [std. ß] 




D_Bulgarien -0,891***      (0,041) [-0,155] 
D_Russland -0,818***      (0,041) [-0,143] 
D_Georgien -1,416***      (0,046) [-0,201] 
D_Deutschland -0,126**        (0,041) [-0,022] 
D_Frankreich -0,792***      (0,042) [-0,135] 
D_Ungarn -0,991***      (0,040) [-0,184] 
D_Niederlande -0,687***      (0,043) [-0,113] 
D_Norwegen -0,006          (0,039) [-0,001] 
D_Österreich -0,947***      (0,051) [-0,111] 
D_Belgien -0,794***      (0,045) [-0,115] 
D_Litauen -0,919***      (0,045) [-0,136] 
D_Polen -0,588***      (0,037) [-0,133] 
D_Tschechien -0,972***      (0,043) [-0,156] 
Korr. R2 0,064 
N 41336 
Quelle: GGS (Welle 1), eigene Berechnungen.  
Sig. = *** p < 0,001; ** p < 0,01; * p < 0,05 
Anmerkung: Die Fallzahl variiert im Vergleich zu Abbildung 12, da der Indi-
kator „Rechnungen bezahlen“ nicht im TPI enthalten ist. 
 
Problematisch an dieser klassischen OLS-Regression ist die Annahme des F-
Tests, dass die Residuen von Frauen i in den Ländern j nicht miteinander 
korreliert sind (vgl. Langer 2009: 36).  
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„Da der Residualterm eij alle Mess- und Vorhersagefehler erfasst, die auf nicht 
erhobenen [sic!] exogene Merkmale […] zurückzuführen sind, ist diese Annahme 
des F-Tests auf der [Kontextebene] eindeutig verletzt. Daher ist der F-Test im 
klassischen Sinne bei hierarchischen Datenstrukturen nicht anwendbar“ (Langer 
2009: 36). 
Auch der T-Test unterstellt, dass die Residuen auf der Länderebene nicht 
korreliert sind, was erneut aufgrund der hierarchischen Daten nicht gewähr-
leistet werden kann. Werden diese Annahmen missachtet, ist eine Verzerrung 
der Signifikanztests die Folge. Die Voraussetzung, dass Individuen statistisch 
unabhängig voneinander sind, ist wegen der hierarchischen Datenstruktur 
nicht erfüllt. Innerhalb der Länder existieren Gruppen, die sich überzufällig 
ähnlich sind. Würde weiterführend eine unabhängige Individualvariable, wie 
beispielsweise die Paarbeziehungsdauer, in die Regression aufgenommen, 
wird implizit angenommen, dass der L1-Effekt für alle Länder gleich stark 
bzw. identisch ist (vgl. Langer 2009: 37). Doch ist anzunehmen, dass sich 
abgesehen von den Niveauunterschieden der Konstanten auch die Steigungs-
koeffizienten zwischen den Ländern unterscheiden und folglich die Paarbe-
ziehungseffekte nicht für alle Länder identisch sind.   
„[…] multilevel models are needed because grouped data observations from the 
same group are generally more similar to each other than the observations from 
different groups, and this violates the assumption of independence of all observa-
tions. The amount of variance can be expressed as a correlation coefficient: the 
intraclass correlation” (Hox et al. 2018: 12). 
Im folgenden Schritt (s. Tabelle 23) soll daher unter Berücksichtigung der 
Regimetypen untersucht werden, ob sich die Steigungskoeffizienten der Indi-
vidualvariablen zwischen den Regimen unterscheiden, indem jeweils ein 
separates Regressionsmodell für jeden Regimetypus geschätzt wird. Die 
Berechnung von getrennten Regressionen gilt als eine einfache Methode, 
Unterschiede zwischen den Regimen aufzuzeigen. Zunächst ist bezüglich der 
Niveauunterschiede der Regressionskonstanten festzustellen, dass sich diese 
geringfügig unterscheiden: Der höchste (5,060) Wert ist im sozialdemokrati-
schen Typus vorzufinden, gefolgt vom konservativen Regime (4,692) sowie 
den Niederlanden (4,672), wobei im postsozialistischen Typus die niedrigste 
Konstante (4,362) aufzuweisen ist. Auch zwischen den unstandardisierten 
Steigungskoeffizienten sind geringfügige Unterschiede festzustellen. Frauen 
mit hohem Bildungsstand haben im Vergleich zu Frauen mit niedrigem Bil-
dungsstand in allen Regimetypen eine egalitärere Arbeitsteilung (die unstan-
dardisierten Regressionskoeffizienten variieren zwischen 0,169 und 0,504), 
wobei der Effekt am stärksten im postsozialistischen Regime (Beta = 0,172) 
und am schwächsten im sozialdemokratischen Regime (Beta = 0,067) ist. 
Anzumerken ist jedoch, dass Betas i. d. R. einen Wertebereich von -1 bis 1 
aufweisen (Ausnahme: im Fall eines Modellverstoßes von Multikollinearität 
können sich Betawerte größer 1 ergeben), weshalb selbst im postsozialisti-
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schen Regime der Effekt eines hohen Bildungsstandes als schwach zu inter-
pretieren ist. Ein mittleres sowie ein hohes Einkommen erweist sich im Ver-
gleich zur Referenzkategorie der Frauen mit niedrigem Einkommen lediglich 
im sozialdemokratischen Regime als signifikant. Das postsozialistische Re-
gime ist das einzige, innerhalb dessen eine signifikante Einkommensrelation 
eines höheren Einkommens der Frau besteht, wobei der Effekt kaum interpre-
tationsfähig ist (Beta = 0,052). Auffallend ist außerdem die Variation der 
unstandardisierten Regressionskoeffizienten der Einkommenshomogamie: 
Während im sozialdemokratischen Regime der Steigungskoeffizient negativ 
und nicht signifikant ist, ist er in den anderen Regimetypen positiv (die Stei-
gungskoeffizienten variieren zwischen -0,017 und 0,453), jedoch nur in den 
Niederlanden und im konservativen Regime signifikant. Im Hinblick auf die 
Effektstärke ist vergleichsweise der stärkste Effekt in den Niederlanden vor-
zufinden (Beta = 0,108). Für die Vollzeiterwerbstätigkeit zeigt sich im Ver-
gleich zur Referenzkategorie der Teilzeiterwerbstätigkeit nur im sozialdemo-
kratischen Regime ein hochsignifikanter, im postsozialistischen Regime ein 
signifikanter Einfluss (unstandardisierte Regressionskoeffizienten: 0,243 und 
0,135), der jedoch in beiden Fällen sehr schwach ist (Betas: 0,094 und 
0,036). In allen Regimen sind positive, hochsignifikante Steigungskoeffizien-
ten der Relation einer höheren Erwerbstätigkeit der Frau (Frau > Mann) vor-
zufinden, die zwischen 0,287 (postsozialistisch) und 0,970 (libe-
ral/Mischform) schwanken, gleichwohl ist der stärkste relative Einfluss für 
die Niederlande festzustellen (Beta = 0,154). Lediglich im konservativen und 
im postsozialistischen Regime scheint eine Erwerbshomogamie einen positi-
ven, hochsignifikanten, jedoch schwachen Einfluss auf die innerhäusliche 
Arbeitsteilung zu haben. Die Steigungskoeffizienten der Kinderanzahl sind in 
allen Regimen negativ und variieren zwischen -0,137 (liberal/Mischform) 
und -0,037 (postsozialistisch), die sich im Falle des konservativen als hoch-
signifikant, im Falle des sozialdemokratischen Regimes und in den Nieder-
landen als signifikant erweisen. Die standardisierten Regressionskoeffizien-
ten deuten auf sehr schwache Effekte hin. Auch für die Paarbeziehungsdauer 
sind in sämtlichen Regimen negative Steigungskoeffizienten vorzufinden, die 
sich kaum zwischen den Regimen unterscheiden (-0,025 bis -0,013). Ledig-
lich in den Niederlanden ist kein signifikanter Paarbeziehungsdauereffekt 
vorzufinden; der vergleichsweise stärkste Effekt zeigt sich im konservativen 
Typus (Beta = -0,158). Abschließend unterscheiden sich die unstandardisier-
ten Steigungskoeffizienten des Alters kaum zwischen den Regimen (0,009 
bis 0,016), jedoch ist ausschließlich im postsozialistischen Regime ein 
schwacher, signifikanter Effekt aufzuweisen. Die erklärte Varianz schwankt 
zwischen 4,0 % und 9,1 % und ist folglich insgesamt eher gering. 
Ein gravierender Nachteil der Vorgehensweise getrennter Regressions-
analysen ist, dass sie mit steigender Anzahl an Kontexteinheiten kaum durch-
führbar ist. Bereits eine nach Ländern differenzierte Analyse wird ab einer 
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Fallzahl von mehr als zehn Ländern extrem unübersichtlich und es wird 
schwierig, die geschätzten Parameter miteinander zu vergleichen, weshalb u. 
a. zu Darstellungszwecken der getrennten Regressionsanalysen hier die Län-
der zu Regimetypen klassifiziert wurden. Eine derartige Analyse differenziert 
nach europäischen NUTS1-Regionen ist mittels dieser Vorgehensweise gar 
unmöglich. Ferner ist die oben beschriebene Problematik der verzerrten Sig-
nifikanztests nach wie vor nicht gelöst. Neben den Individualvariablen kön-
nen darüber hinaus auch weitere Kontextmerkmale für die Erklärung der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung von Bedeutung sein.  
Die in den separaten Within-Regressionen festgestellten Unterschiede der 
Regressionskonstanten und Steigungen könnten zwar auch folgendermaßen 
innerhalb einer gepoolten Schätzung erfasst werden: Eine Erweiterung der 
klassischen Regressionsanalyse wäre möglich, indem ein gepooltes Regressi-
onsmodell berechnet wird, das neben den Indvidualvariablen Dummyvariab-
len der Regimetypen enthält und regimespezifische Interaktionseffekte hin-
zugefügt werden (durch Multiplikation der Individualvariablen „Kinderan-
zahl“ mit den jeweiligen Regimedummyvariablen), die z. B. die unterschied-
lichen Kinderanzahleffekte je nach Regimetypen modellieren164. Doch kön-
nen trotz dieser Erweiterung nicht alle methodischen Probleme gelöst wer-
den. Mehrebenenmodelle verfügen demgegenüber über entscheidende Vortei-
le: Sie bieten die Möglichkeiten, Analysen mit vielen Kontexteinheiten prak-
tikabel durchzuführen, die Daten als hierarchisch zu betrachten, wodurch die 
Signifikanztests zu präziseren Schätzungen führen, Unterschiede der Regres-
sionskonstanten und –steigungen aufzuzeigen, sowie eine handhabbare, 
gleichzeitige Differenzierung zwischen Individual- und Kontexteffekten 
vorzunehmen. Abgesehen von diesen methodischen Argumenten ist vor-
nehmlich das, bereits ausführlich diskutierte, inhaltliche Argument einer 
Differenzierung zwischen europäischen Regionen aufgrund ihrer unterschied-
lichen ökonomischen, politischen und kulturellen Kontexte, die Einfluss auf 
die Variation von innerhäuslichen Arbeitsteilungsarrangements nehmen kön-
nen, von zentraler Bedeutung. Obwohl eine Dominanz traditioneller inner-
häuslicher Arbeitsteilungsarrangements anzunehmen ist – die bereits im 
Rahmen der deskriptiven Darstellungen erkennbar wurde – wird argumen-
tiert, dass innerhalb dieses Traditionalismus Unterschiede in der Ausführung 
der Hausarbeiten zwischen den Regionen bestehen, die nicht ausschließlich 
auf Individual, sondern ebenso auf Kontexteffekte respektive regionale Be-
stimmungsgründe zurückzuführen sind. Folglich ergibt sich auf der inhaltli-
chen wie auch auf der empirisch-analytischen Dimension, die Notwendigkeit 
eines Mehrebenendesigns. Inwiefern die empirische Notwendigkeit durch 
den Intraklassenkorrelationskoeffizienten methodisch abgesichert werden 
kann, ist dem Random-Intercept-Only-Modell zu entnehmen. 
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13.4. Mehrebenenanalyse der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung im NUTS1-Regionen-Vergleich       
(GGS Welle 1) 
Tabelle 24 stellt die Ergebnisse der Mehrebenenmodelle zur Erklärung der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung dar, wobei die Klassifizierung der Kontext-
einheiten fortan auf den NUTS1-Regionen basiert.  
Schritt 1: Random-Intercept-Only-Modell 
Im ersten Schritt wird mit Hilfe des Nullmodells ohne erklärende Variablen 
überprüft, ob die Anwendung eines Mehrebenenmodells notwendig und an-
gemessen ist, respektive inwiefern die Gesamtvarianz der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung auf Unterschiede zwischen den NUTS1-Regionen zurückzu-
führen ist. Die Ergebnisse zeigen, dass eine signifikante Kontextvarianz exis-
tiert, da die Intercepts signifikant zwischen den NUTS1-Regionen variieren 
(das Mehrebenenmodell ist angemessen und notwendig, wenn die Varianz 
des Random Intercept statistisch signifikant ist) und der ICC einen hochsigni-
fikanten Wert von 0,062 (***signifikant < 0,001) aufweist (Dieser gibt den 
Anteil der Level 2-Varianz an der Gesamtvarianz in der abhängigen Variab-
len wieder. Der ICC misst den Anteil der Varianzaufklärung auf der höheren 
gruppierten Ebene an der Gesamtvarianz; je höher der ICC, desto größer der 
Anteil der Gesamtvarianz, der durch die Unterschiede zwischen den Makro-
einheiten hervorgebracht wird), d. h. 6,2% der innerhäuslichen Arbeitsteilung 
gehen auf Unterschiede zwischen den NUTS1-Regionen zurück und 93,8% 
auf Unterschiede innerhalb der NUTS1-Regionen bzw. zwischen Personen. 
Folglich ist der auf die NUTS1-Regionen zurückzuführende Anteil von 6,2% 
zwar gering, jedoch gerade ausreichend, um die Angemessenheit einer 
Mehrebenenanalyse zu verdeutlichen (die Daumenregel der „5%-Hürde“ zur 
Durchführung von Mehrebenenanalysen wird knapp überschritten). Die 
Nullhypothese, dass keine signifikanten Unterschiede zwischen den Regio-
nen bestehen, kann verworfen werden, da der Wald-Z-Wert von 4,454 (Be-
rechnung: Intercept variance/Standardfehler) hochsignifikant ist. Ferner kann 
die erste Hypothese, dass die innerhäusliche Arbeitsteilung zwischen den 
regionalen Kontexteinheiten variiert, bestätigt werden (für eine detaillierte 
Übersicht der Hypothesenüberprüfung s. Tabelle 33 im Anhang). 
Schritt 2: Random-Intercept-Modell 
Das zweite Modell, das Random-Intercept-Model, beinhaltet die L1-
Individualvariablen, wobei zunächst angenommen wird, dass es zwar Unter-
schiede im Mittelwert der innerhäuslichen Arbeitsteilung zwischen den 
NUTS1-Regionen gibt (variierende Intercepts), sich die Effekte der Ebene 1-
Variablen jedoch nicht in Stärke und Richtung zwischen den Regionen unter-
scheiden. Die auf der ersten Ebene eingeführten Individualvariablen umfas-
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sen den Bildungsstand, die Relation der Bildung zwischen den PartnerInnen, 
die Höhe des Einkommens sowie die Einkommensrelation, den Erwerbsum-
fang sowie die Erwerbsrelation, den Familienstand (Dummy: 1 = verheira-
tet/Referenzkategorie: 0 = nicht verheiratet bzw. Kohabitation), die Existenz 
von kleinen Kinder (Dummy: 1 = mind. ein Kind < sechs Jahren im Haus-
halt/Referenzkategorie: Kinder, die älter als sechs Jahre sind und im Haushalt 
leben), die Anzahl der Kinder und die Paarbeziehungsdauer (die beiden letzt-
genannten Variablen sind grand-mean zentriert über alle Individuen und alle 
Regionen).  
Für den Regionenvergleich sind signifikante Effekte der Bildungskonstel-
lationen nachzuweisen: Überraschender Weise leisten Frauen mit hohem 
Bildungsabschluss hochsignifikant mehr Hausarbeiten als Frauen mit niedri-
gem Bildungsabschluss (b=-0,326)165, was an die Ergebnisse des individuali-
sierten Milieus von Koppetsch/Speck (2015) erinnert. Im Falle von Frauen 
mit mittlerem Bildungsniveau ist ebenfalls ein negativer signifikanter Effekt 
zu verzeichnen (b=0,093). Für die Dummyvariablen einer hypogamen Bil-
dungsrelation (nach der die Partnerin über einen höheren Bildungsabschluss 
als ihr Partner verfügt) und einer homogamen Bildungsrelation zwischen den 
PartnerInnen sind jedoch keine signifikanten Unterschiede zur Referenzkate-
gorie einer hypergamen Bildungskonstellation (nach der der Partner über 
einen höheren Abschluss als seine Partnerin verfügt) vorzufinden.  
Auch zeigt sich ein signifikanter Unterschied zwischen Frauen mit mittle-
rem und Frauen mit niedrigem Einkommen: Frauen mit mittlerem Einkom-
men verrichten mehr Hausarbeiten (der Effekt eines hohen Einkommens ist 
nicht signifikant). Ferner sind die Einkommensrelationseffekte signifikant: 
Frauen, die über ein höheres Gehalt verfügen als ihr Partner, müssen mehr im 
Haushalt leisten (b=-0,169) als Frauen, die weniger als ihr Partner verdienen 
(Referenzkategorie). In Bezug auf das Einkommen ist der Homogamieeffekt 
negativ: Frauen, die über ein ähnliches Gehalt verfügen wie ihr Partner, ver-
richten mehr Hausarbeiten als Frauen, die traditioneller Weise weniger ver-
dienen als ihr Partner.  
 
165 Abgesehen von den nicht-standardisierten b-Koeffizienten sind in Tabelle 24 auch die 
standardisierten Koeffizienten aufgeführt. Um die Effektstärken der Variablen miteinander 
vergleichen zu können, muss berücksichtigt werden, dass die erklärenden Variablen unter-
schiedliche Skalen aufweisen. Für einen Vergleich der Effekte wurden folglich die b-
Koeffizienten zusätzlich standardisiert, wodurch die Skala der Effekte so transformiert 
wird, dass sie unabhängig von den ursprünglichen Messeinheiten ist und die Skaleneinhei-
ten fortan in Standardabweichungen ausgedrückt werden (vgl. Snijders/Bosker 2012: 53). 
Die Standardisierung der Koeffizienten wurde erreicht, indem die Modelle nicht mit den 
zentrierten Rohwerten, sondern mit den z-transformierten unabhängigen und abhängigen 
Variablen berechnet wurden (ausgenommen sind Dummyvariablen, die nicht z-
transformiert, sondern auch im Rahmen standardisierter Modellschätzungen in ihrer 
Rohform verwendet werden sollten (vgl. Krause/Urban 2013: 35). „To standardize the re-
gression coefficients […] one could standardize all variables before putting them into the 
multilevel analysis” (Hox 2002: 20; Hox et al. 2018: 18). 
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Bezüglich einer Vollzeiterwerbstätigkeit ist festzuhalten, dass sich diese 
negativ auf die Verrichtung der Hausarbeiten auswirkt. Vollzeit erwerbstätige 
Frauen sind mit hochsignifikantem Effekt einer Doppelbelastung ausgesetzt: 
Sie übernehmen im Vergleich zu Teilzeiterwerbstätigen mehr innerhäusliche 
Tätigkeiten. Die Erwerbsrelation zwischen den PartnerInnen stellt einen 
hochsignifikanten Effekt zur Erklärung der innerhäuslichen Arbeitsteilung 
dar. Da die Erwerbsrelation als Dummy kodiert wurde, insofern als Paare, in 
denen die Frau mehr erwerbstätig ist als ihr Mann, mit dem Wert 1 kodiert 
wurden und Paare, in denen die Frau weniger arbeitet als ihr Partner, mit dem 
Wert 0, ist der „Task-Participation-Index“ von Paaren mit geschlechtsuntypi-
scher Erwerbsarbeit ‘Frau > Mann’ im Durchschnitt -0,408 Punkte geringer 
als der „Task-Participation-Index“ von Paaren mit geschlechtstypischer Er-
werbsarbeit ‘Frau < Mann’. Paare mit homogener Erwerbsrelation haben im 
Vergleich zu Paaren mit traditioneller Erwerbsrelation einen durchschnittlich 
um -0,207 Punkte niedrigeren „Task-Participation-Index“, d. h. eine traditio-
nellere Arbeitsteilung.  
Die Ergebnisse der Bildungs-, der Einkommens- und der Erwerbsrelatio-
nen verweisen darauf, dass die Hypothesen der relativen Ressourcen (H2 bis 
H4, H6 bis H8, H10 bis H12), die auf einen ökonomischen Aspekt der Ver-
handlungsmacht verweisen, nicht bestätigt werden können. Im Gegenteil 
kommt die kulturelle Dimension von Macht zum Tragen, die sich am stärks-
ten in einer hypogamen Erwerbskonstellation (und auch in einer hypogmen 
Einkommensrelation, s. H14) von Paaren widerspiegelt, weshalb die Hypo-
these H16 zutreffend ist. Wie bereits Brines (1994) dargelegt hat, wird eine 
höhere Erwerbstätigkeit der Frau sowie eine finanzielle Abhängigkeit des 
Mannes durch ein „Nicht-Erledigen“ von Hausarbeiten seitens des Mannes 
kompensiert. Die Ergebnisse von Koppetsch/Speck (2015) ergänzen diese 
Perspektive. Ausgerechnet im individualisierten Milieu, das sich in dieser 
Studie überwiegend durch AkademikerInnen auszeichnet, steht seine Selbst-
verwirklichung im Vordergrund, wenn anstelle von ihm sie die Familiener-
nährerin ist. Obwohl er aufgrund seiner Arbeitslosigkeit Zeit dafür haben 
könnte, sich um den Haushalt und die Kinder zu kümmern, ist sie durch Er-
werbs- und Hausarbeit doppelt belastet. Die vorliegenden Ergebnisse sowie 
die Ergebnisse ausgewählter Studien asymmetrischer Gendertheorien sind 
sich folglich weitgehend einig. Zu betonen sei hier die Bedeutung von Macht, 
die ein latentes theoretisches Konstrukt darstellt und notwendiger Weise in 
unterschiedliche Formen auszudifferenzieren ist. Was Werte und Normen 
anbelangt, können die vorliegenden Ergebnisse belegen, dass eine Normver-
letzung „weiblicher“ und „männlicher“ Tätigkeiten durch traditionelle inner-
häusliche Arbeitsteilungsarrangements ausgeglichen wird – was als ein Aus-
druck der kulturellen Dimension von Macht, einer durch gesellschaftliche 
kulturelle Normen gegebene Macht, interpretiert werden kann.       
346 
Für verheiratete Frauen (H21) und kleine Kinder im Haushalt166 (H19) 
konnte überraschender Weise kein Zusammenhang zur innerhäuslichen Ar-
beitsteilung nachgewiesen werden. 
Steigt die Anzahl der Kinder um eine Standardabweichung (aufgrund der 
grand-mean-Zentrierung), verringert sich der „Task-Participation-Index“ um 
-0,076 Einheiten. Außerdem ist ein Traditionalisierungseffekt der Paarbezie-
hungsdauer (H18) vorzufinden: Steigt die Paarbeziehungsdauer um eine 
Standardabweichung, verringert sich der „Task-Participation-Index“ um -
0,019 Einheiten. Weder ein Alters- noch ein Kohorteneffekt können festge-
stellt werden. Bezüglich der Geburtskohorten scheint dieses Ergebnis jegli-
chen Modernisierungstheorien zu trotzen. Die genannten L1-Variablen wei-
sen nahezu keine Unterschiede in den anderen Modellen auf (lediglich der 
negative Effekt eines mittleren Bildungsstandes ist nicht mehr signifikant, 
sobald die Kontextvariablen im dritten Modell eingeführt werden). Durch alle 
einbezogenen L1-Prädiktoren können insgesamt 18% der Binnenvarianz des 
„Task-Participation-Index“ in den NUTS1-Regionen erklärt werden. 
Schritt 3: Random-Intercept-Modell mit Prädiktoren auf Individual- und 
Kontextebene 
Das Macht ein Phänomen ist, das nicht ausschließlich auf der Mikroebene 
verortet werden kann, sondern ebenso auf Meso- und Makroebene zu be-
trachten ist, und diese Dimensionen eine Auswirkung auf die Ausführung der 
Hausarbeiten haben können, soll weiterführend im dritten Modell dargestellt 
werden. Der methodischen Vereinfachung ist hierbei geschuldet, dass ledig-
lich zwischen Individual- und Kontexteffekten differenziert werden kann.  
Das dritte Modell integriert ferner die Ebene 2-Kontextvariablen: das 
Bruttoinlandsprodukt in Kaufkraftstandards pro EinwohnerInnen (um das 
BIP aufgrund unterschiedlicher Währungen international vergleichbar ma-
chen zu können basiert die Messung auf Kaufkratfstandards), die Erwerbs-
quote von Frauen, die politische Links-Rechts-Verortung, die Teilnahmerate 
4-Jähriger an Bildungsprogrammen, die Gesamtfertilitätsrate, die Genderega-
lität, den Anteil von Frauen mit tertiärem Bildungsabschluss und die Religio-
sität. Während sich das Bruttoinlandsprodukt sowie die Erwerbsquote von 
 
166  In Bezug auf die Fertilitätsbiographien steht eine methodenkritische Anmerkung des Gene-
rations and Gender Surveys in Anlehnung an Kreyenfeld et al. (2013) noch aus. Kreyenfeld 
et al. (2013) haben im Rahmen ihrer Studie versucht, die Fertilitätsbiographien des deut-
schen GGS zu validieren. „Der zentrale Befund dieser Validierung ist, dass der deutsche 
GGS die Kinderzahlen der älteren Kohorten unterschätzt und jene der jüngeren Jahrgänge 
überschätzt. Wir vermuten, dass zwei Mechanismen für dieses Muster verantwortlich sind: 
Einerseits sind Kinder, die bereits den elterlichen Haushalt verlassen haben, nur lückenhaft 
erfasst worden. Andererseits sind jüngere Befragte mit kleineren Kindern in der Stichprobe 
wegen ihrer leichteren Erreichbarkeit überrepräsentiert. Zusammengenommen tragen diese 
beiden Mechanismen dazu bei, dass die Kinderzahlen der jüngeren Jahrgänge über- und die 
der älteren Geburtsjahrgänge unterschätzt werden. Die Validierung der Heiratsbiografen of-
fenbart eine ähnliche Schieflage“ (Kreyenfeld et al. 2013: 29). 
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Frauen auf die ökonomische Empowerment-Dimension beziehen, der Ver-
sorgungsgrad von Kinderbetreuungsplätzen sowie die politische Links-
Rechts-Verortung Indikatoren der politischen Empowerment-Dimension auf 
der Makroebene darstellen, erfassen die Kontxtindikatoren der Genderegali-
tät, Zugang zu tertiärer Bildung, die Fertilitätsrate sowie die Religiosität die 
kulturelle Empowerment-Dimension im Sinne eines gesellschaftlichen 
„machthaltigen“ Wertesystems.  
Die Teilnahmerate 4-Jähriger an Bildungsprogrammen als Indikator für 
eine staatliche Förderung von Zweiverdienerpaaren (H24) ist signifikant, 
weshalb der Versorgungsgrad von Kinderbetreuungsplätzen in europäischen 
Regionen eine egalisierende Wirkung auf die Aufteilung von Hausarbeiten in 
Paarbeziehungen hat: Mit steigendem Anteil 4-Jähriger an Vorschulbil-
dungsprogrammen erhöht sich der „Task-Participation-Index“ um 0,02 Ein-
heiten. Die Fertilitätsrate stellt einen negativen Effekt dar: Je höher die Ferti-
litätsrate, desto niedriger ist der „Task-Participation-Index“ (-0,863 Punkte), 
d. h. desto weniger beteiligen sich Männer an der Hausarbeit (H28). Da es 
sich im Falle der Religiosität um einen für die Regionen aggregierten Kon-
textfaktor handelt, der ursprünglich die Häufigkeit des Besuches von Gottes-
diensten außerhalb von besonderen Anlässen erfasste und von 1= jeden Tag 
bis 7=nie kodiert war (durch die Aggregation der ursprünglichen Variablen 
werden regionenspezifische Mittelwerte erfasst) ist interessanter Weise zu 
konstatieren, dass umso säkularisierter eine Region, umso traditioneller die 
innerhäusliche Arbeitsteilung von Paaren, die in dieser Region wohnhaft 
sind, ist. Die Richtung dieses Effekts verläuft insofern genau gegenteilig, wie 
im Sinne von H29 angenommen wurde. Entgegen eines häufig angenomme-
nen Zusammenhangs zwischen Traditionalismus und Religiosität scheint in 
Bezug auf innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements das Gegenteil der Fall 
zu sein. Die anderen L2-Prädiktoren weisen diesem Modell zufolge keinen 
signifikanten Zusammenhang mit der innerhäuslichen Arbeitsteilung auf (s. 
hierzu H22, H23, H25 bis H27). 
Im Vergleich zum Intercept-Only-Model zeigt sich, dass die Vorhersage 
des Vergleichsmodells mit L2-Prädiktoren auf der zweiten Ebene um 57% 
größer ist als im Nullmodell und, dass die L1-Prädiktoren 18,1% der Binnen-
varianz des „Task-Participation-Index“ erklären. Die proportionale Reduzie-
rung des Vorhersagefehlers durch alle Kovariaten beträgt in diesem Modell 
20,5%. 
Schritt 4: Random-Slope-Modell 
Unterscheiden sich die Effekte der Einkommensrelationen, Paarbeziehungs-
dauern und Kinderanzahl zwischen den NUTS1-Regionen? Insbesondere im 
Sinne des dispositiven Charakters von Macht ist eine Variation der Individu-
aleffekte im Rahmen der Kontexteinheiten zu vermuten. Die zentrale An-
nahme des Random-Slope-Models ist, dass die Effekte der L1-Prädiktoren 
zwischen den L2-Einheiten variieren. Die Ergebnisse zeigen, dass die Slope 
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Varianzen nicht signifikant sind, was bedeutet, dass die L1-Effekte nicht 
zwischen den NUTS1-Regionen variieren. Innerhalb der untersuchten 
NUTS1-Regionen wird hierbei eine Varianzaufklärung von 18,7% erreicht. 
Schritt 5: Intercepts-and-Slopes-as-Outcome-Modell 
Im letzten Schritt wird eine Cross-Level-Interaktion angenommen: „Die 
Stärke und Signifikanz des Effektes γ11 gibt darüber Auskunft, inwieweit der 
Effekt des Level 1-Prädiktors Xij in Abhängigkeit von der Ausprägung des 
Level 2-Prädiktors Wj variiert“ (Lois 2015: 61). Unterscheidet sich der Kin-
deranzahleffekt in Abhängigkeit der Erwerbsquote von Frauen? Es konnte 
keine signifikante Cross-Level-Interaktion (-0,006) nachgewiesen werden. 
Die Vorhersage des Vergleichmodells mit den Ebene 1-Prädiktoren ist auf 
der ersten Ebene um 18,8% größer als im Random-Intercept-Only-Modell 
und die Vorhersage des Vergleichsmodells mit Ebene 2-Prädiktoren auf der 
zweiten Ebene ist um 66,9% größer als im Nullmodell. Durch die Berück-
sichtigung aller Kovariaten kann eine proportionale Reduzierung des Vorher-
sagefehlers von 21,8% erreicht werden.  
Abschließend verweisen die standardisierten Modellschätzungen darauf, 
dass ein hoher Bildungsstand (-), eine hypogame Erwerbsrelation (-), die 
Paarbeziehungsdauer (-), die Teilnahmerate 4-Jähriger an Bildungsprogram-
men (+) und die Fertilitätsrate (-) vergleichsweise die stärksten Effekte inner-
halb der Mehrebenenmodelle darstellen. 
Insgesamt verdeutlichen die theoretische Argumentation und die statisti-
sche Analyse, dass ein Mehrebenenansatz wesentliche Erkenntnisse erbringt, 
um die innerhäusliche Arbeitsteilung adäquater als in reinen mikrosoziologi-
schen Studien erklären zu können. Einschränkend ist jedoch anzumerken, 
dass der Anteil der Gesamtvarianz, der durch die Unterschiede zwischen den 
Kontexteinheiten (NUTS1-Regionen) hervorgebracht wird, gering ist. Da es 
sich bei Machtverhältnissen und Arbeitsteilungsarrangements um soziale 
Phänomene handelt, die sich im Zeitverlauf verändern können, ist eine wei-
terführende Betrachtung innerhalb des Lebenslaufs unumgänglich, was durch 
die folgende Panelanalyse mit Mehrebenenmodellen zur innerhäuslichen 














































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































13.5. Dynamischer Traditionalismus? Eine Panelanalyse mit 
Mehrebenenmodellen zur innerhäuslichen 
Arbeitsteilung (GGS Welle 1 und 2)  
Im Folgenden sollen Veränderungen auf der Individualebene durch 
Mehrebenenmodelle analysiert werden, um die Dynamik von Machtverhält-
nissen und Arbeitsteilungsarrangement methodisch zu erfassen. Inhaltlich 
wäre es grundsätzlich wünschenswert, ein Drei-Ebenen-Modell zu modellie-
ren, das hierarchische Daten zeitveränderlicher Merkmale zu verschiedenen 
Zeitpunkten (Ebene 1) von Personen (Ebene 2) innerhalb spezifischer regio-
naler Kontexteinheiten (Ebene 3) berücksichtigt. Aufgrund des massiven 
Einbruchs der Fallzahl in Deutschland zum Zeitpunkt der zweiten Welle (s. 
Tabelle 13) resultiert für die Panelanalyse die Schwierigkeit, dass im Rahmen 
der zweiten Welle zu wenig Einzelbeobachtungen bezüglich der interessie-
renden Individualvariablen vorhanden sind, um eine Klassifizierung inner-
halb der 16 deutschen Bundesländer vorzunehmen. Auch die Alternative, 
Deutschland aus der Panelanalyse auszuschließen, ist problematisch, da in 
diesem Fall wiederum die Kontextfallzahl sehr gering wäre. In Folge dieser 
methodischen Herausforderungen wurde die Schlussfolgerung getroffen, die 
Mehrebenenmodelle der Paneldaten nicht als Drei-Ebenen-, sondern nur als 
Zwei-Ebenenmodell zu konzipieren. Ferner wird auf eine Klassifizierung 
innerhalb der Regionen verzichtet; die Kontextebene basiert insofern ledig-
lich auf der Klassifizierung innerhalb von Personen. In Tabelle 25 sind folg-
lich die Mehrebenenmodelle für die beiden Wellen des Generations and Gen-
der Surveys dargestellt, deren Kontexteinheiten die Personen bilden. Die 
abhängige Variable ist in allen Modellen der für zwei Messzeitpunkte vor-
handene „Task-Participation-Index“. Zeitvariierende unabhängige Individu-
alvariablen sind die Prozesszeit, die dummmy-kodierten Relationsvariablen 
der Paare in Bezug auf Bildung, Einkommen und Erwerbstätigkeit, die dum-
my-kodierten Variablen eines hohen und mittleren Einkommens, einer Voll-
zeiterwerbstätigkeit und einer Existenz von kleinen Kindern im Haushalt 
sowie die Kovariaten der Anzahl der Kinder und der Paarbeziehungsdauer. 
Als zeitkonstante Kontextprädiktoren dienen die Geburtskohorten und der 
Bildungsstand. Im ersten Analyseschritt wird überprüft, inwiefern unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Messzeitpunkte eine Personenheteroge-
nität der innerhäuslichen Arbeitsteilung vorzufinden ist.  
Schritt 1: Random-Intercept-Only-Modell 
Anhand des Random-Intercept-Only-Modells (s. Modell 1) ohne erklärende 
Variablen können die Varianzanteile auf den verschiedenen Ebenen festge-
stellt werden. Der ICC weist in diesem Modell einen Wert von 49,9% auf, 
was bedeutet, dass 49,9% der Varianz der innerhäuslichen Arbeitsteilung auf 
Unterschiede zwischen den Personen zurückzuführen sind und 50,1% auf 
354 
Unterschiede zwischen den Messzeitpunkten, d. h. auf Unterschiede inner-
halb von Personen. Umso höher der Intraklassenkorrelationskoeffizient, um-
so zeitlich stabiler ist das Explanandum (vgl. Lois 2015: 90). Der Intercept 
gibt Auskunft über die geschätzte mittlere Ausprägung des „Task-
Participation-Index“, die in diesem Modell 5,02 Punkte beträgt und als eine 
mittlere traditionelle Arbeitsteilung über alle Personen und Messzeitpunkte 
hinweg interpretiert werden kann. Festgehalten werden kann außerdem, dass 
sowohl zwischen den Personen als auch zwischen den Messzeitpunkten aus-
reichend Varianz besteht, wie der einseitige Wald-Test belegt (für die Vari-
anz der ersten Ebene: Wald Z167 = 60,062, p < 0,001; für die Varianz der 
zweiten Ebene Wald Z = 39,182, p < 0,001).  
Schritt 2: MEA mit Prozesszeit (fixed) 
Im zweiten Schritt wird die Zeit als fixer, linearer Parameter eingeführt (s. 
Modell 2: Random-Intercept-Modell mit Prozesszeit), d. h. der Koeffizient 
wird hier für alle Personen als identisch angenommen (vgl. Krause/Urban 
2013: 26). Im Generations and Gender Survey variieren die Messzeitpunkte 
sehr stark, sodass einer der bereits genannten Vorteile der Mehrebenenanaly-
se für Paneldaten ausgeschöpft werden kann: die Zeitintervalle zwischen den 
Messzeitpunkten können nicht nur unterschiedlich lang sein, sondern auch 
zwischen den Befragten variieren (vgl. Krause/Urban 2013: 5). Der t-Test 
belegt die Angemessenheit des Zeitparameters (t = 5,218, p < 0,001). Pro 
Jahr steigt der TPI um 0,017 Einheiten. Werden die L1-Varianzen und die 
L2-Varianzen des Random-Intercept-Only-Modells und des Random-
Intercept-Modells miteinander verglichen, fällt auf, dass 0% der Varianz der 
ersten Ebene erklärt werden können und der Wert des Vergleichs der L2-
Varianzen ebenfalls rund 0% beträgt168.  
Schritt 3: MEA des Within-Personen-Anteils der zeitvarianten Prädiktoren 
Im Folgenden werden die zeitveränderlichen Ebene1-Prädiktoren in das Mo-
dell aufgenommen (s. Modell 3: Random-Intercept-Modell mit zeitvarianten 
L1-Prädiktoren). Gemäß der t-Tests wird bestätigt, dass sich ein Wandel der 
Bildungsrelation (Frau > Mann und Frau = Mann, des Einkommens (mittel), 
der Einkommensrelation (Frau > Mann, s. H15), der Erwerbsrelation (Frau > 
Mann und Frau = Mann, s. H17), der Kinderanzahl (H20) und der Paarbezie-
hungsdauer (H18) signifikant respektive in einigen Fällen hochsignifikant 
negativ auf die innerhäusliche Arbeitsteilung auswirkt (aufgrund der Dum-
 
167 Wald Z lässt sich durch den Quotienten der geschätzten Varianz dividiert durch den Stan-
dardfehler der geschätzten Varianz ermitteln (vgl. Krause/Urban 2013: 26). 
168 Hox (2010) zufolge wäre selbst ein negativer Vergleichswert zwischen Modellen nicht 
abwegig, sondern ein Resultat des Samplingprozesses. Um in einem solchen Fall die Prob-
lematik eines negativen Vergleichswerts zu umgehen, müsste für alle weiteren Schritte das 
Random-Intercept-Modell mit der Prozesszeit als Referenzmodell verwendet werden, weil 
das Random-Intercept-Only-Modell die Varianz der Messzeitpunkte überschätzt, hingegen 
die Varianz zwischen den Personen unterschätzt (vgl. Krause/Urban 2013: 27). 
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my-Kodierung der Relationsvariablen sind die geschätzten Koeffizienten im 
Kontrast zur jeweiligen Referenzgruppe zu interpretieren). Entgegen der 
Rational-Choice-Argumentation sind die Relations-Effekte geschlechtsspezi-
fisch zu Ungunsten der Frau, weshalb die Hypothesen H5, H9 und H13 nicht 
bestätigt werden können (eine detaillierte Übersicht der Hypothesenüberprü-
fung ist Tabelle 34 im Anhang zu entnehmen). Die metrisch skalierten Kova-
riaten wurden durch die Aufnahme der beiden group- und grand-mean-
zentrierten (Teil-)Variablen in einen Between- und einen Within-Personen-
Anteil separiert (s. Fußnote 163). Die grand-mean-zentrierten Variablen der 
Kinderanzahl und der Paarbeziehungsdauer stellen als Ausnahmen die einzi-
gen zeitinvarianten Determinanten in diesem Modell dar und verweisen da-
rauf, dass zwischen einer durchschnittlichen Kinderanzahl sowie einer durch-
schnittlichen Paarbeziehungsdauer und der innerhäuslichen Arbeitsteilung ein 
hochsignifikant negativer Zusammenhang besteht. Frauen, die sich um eine 
Einheit in der Paarbeziehungsdauer unterscheiden, unterscheiden sich im 
Wert der innerhäuslichen Arbeitsteilung um -0,013 Einheiten. Einen Unter-
schied der innerhäuslichen Arbeitsteilung von -0,07 weisen Frauen auf, die in 
der Kinderanzahl um ein Kind voneinander abweichen. In Bezug auf die 
Within-Determinante der Paarbeziehungsdauer ist zu konstatieren, dass eine 
Verlängerung der Paarbeziehungsdauer um eine Einheit zu einer traditionel-
leren Aufteilung der Hausarbeiten um -0,034 Einheiten führt, was die Ho-
neymoon-Hypothese (H18) im Längsschnitt betrachtet bestätigt. 
Durch Kenntnis des Within-Anteils der innerhäuslichen Arbeitsteilung 
können 20,9% der Varianz zwischen den Messzeitpunkten statistisch erklärt 
werden, während im Hinblick auf die Varianz zwischen den Personen ein 
negatives R-Quadrat auffällt. Im Allgemeinen kann auch eine Individualvari-
able zur Erklärung der Kontextvarianz beitragen, vorausgesetzt, dass sich die 
Gruppen bezüglich dieser Individualvariable unterscheiden. Hingegen kann 
eine Kontextvariable keine Erklärungsleistung zur Individualvarianz erbrin-
gen, weil sie qua definitionem innerhalb der Kontexteinheiten keine Varianz 
aufweist. Durch das gruppeninterne Zentrieren der Paarbeziehungsdauer und 
der Kinderanzahl werden Gruppenunterschiede eliminiert, weshalb eine ne-
gative Varianzaufklärung der Makroebene resultieren kann, ohne, dass Kon-
textvariablen im Modell enthalten sind. Grundsätzlich sind negative Vari-
anzanteilschätzungen im Rahmen von Mehrebenenanalysen möglich, was 
ausführlich von Snijders/Bosker (1999; 2012), Langer (2009) und Hox et al. 
(2018) diskutiert wird. 
Schritt 4: MEA mit zeitinvarianten Kontextmerkmalen  
Das vierte Modell ist eine Erweiterung des dritten Modells um zeitinvariante 
Kontextmerkmale des Bildungsstandes und der Geburtskohorten (s. Modell 
4: Random-Intercept-Modell mit zeitvarianten L1- und zeitinvarianten L2-
Prädiktoren). Frauen mit mittlerem (p < 0,01) sowie Frauen mit hohem Bil-
dungsstand (p < 0,001) teilen sich die Hausarbeiten traditioneller mit ihrem 
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Partner auf als die Referenzgruppe der Frauen mit niedrigem Bildungsstand. 
Auch die Effekte der 1940–49er- und der 1950–59er-Geburtskohorte sind 
signifikant und negativ: Frauen dieser Geburtskohorten weisen eine traditio-
nellere Arbeitsteilung auf als Frauen der Referenzkategorie der Geburtsko-
horte 1980–93. 
Die Berücksichtigung der personenspezifischen Kontextvariablen des 
Bildungsstandes und der Geburtskohorten führt dazu, dass die Varianzanteil-
schätzung im Vergleich zum Intercept-Only-Modell immer noch negativ ist, 
doch zumindest zeigt sich eine leichte Verbesserung im Vergleich zum Vor-
modell, das lediglich die zeitvarianten Individualvariablen enthält. Folglich 
ist eine Fehlspezifikation des Modells anzunehmen, ferner bleiben wesentli-
che Kontextprädiktoren in diesem Modell unberücksichtigt. In Anbetracht 
einer fehlenden Integration von regionenspezifischen Merkmalen, wie sie im 
Falle eines Drei-Ebenen-Modells möglich gewesen wäre, scheint dies nicht 
überraschend.   
Schritt 5: MEA mit Random Slopes 
Im fünften Schritt werden einige L1-Variablen als Random-Effekte spezifi-
ziert (s. Modell 5: Random-Slope-Modell). Zu erinnern ist an den zu Beginn 
dieser Dissertation diskutierten Widerspruch, dass weder eine Traditionalisie-
rung noch eine Enttraditionalisierung der innerhäuslichen Arbeitsteilung für 
sämtliche Kontexte als einheitliche Trendentwicklungen angenommen wer-
den können. Je nach Kontext sind vielmehr unterschiedliche Entwicklungen 
zu erwägen. Insofern ist es von zentraler Bedeutung, die Prozesszeit metho-
disch betrachtet als Random-Effekt zu definieren (Modell 5.1), wodurch der 
zeitliche Wandel zwischen den Kontexteinheiten (hier: Personen) nicht mehr 
als einheitlicher zeitlicher Wandel angenommen wird. Außerdem wird, wie 
von Snijders/Boskers (2012) und Krause/Urban (2013) vorgeschlagen, durch 
diese Vorgehensweise die restriktive Annahme einer Compound-Symmetrie-
Matrix verworfen, da durch diese Freisetzung der Prozesszeit die Varianzen 
und Kovarianzen der Messzeitpunkte unterschiedliche Werte annehmen kön-
nen (vgl. Krause/Urban 2013: 30). 
„There are various ways in which the assumption of compound symmetry (which 
states that the variance of the observations is constant over time and that the cor-
relation between observations is independent of how far apart they are […]) can 
be relaxed. In the hierarchical linear model framework, the simplest way is to in-
clude one or more random slopes in the model. This makes sense if there is some 
meaningful dimension, such as time or age, underlying the measurement occa-
sions” (Snijders/Boskers 2012: 253). 
In Bezug auf die Einführung der Prozesszeit als Random-Effekt lässt sich 
Folgendes festhalten: Die Kovarianz zwischen u0i und u1i der Mittelwerts- 
und Steigungskoeffizienten beträgt -0,024 und ist nicht signifikant, weshalb 
trotz negativem Vorzeichen nicht davon auszugehen ist, dass Frauen mit 
357 
einer vergleichsweise egalitären Arbeitsteilung zum ersten Messzeitpunkt 
und unter Kontrolle der unabhängigen Variablen eine negativere zeitliche 
Steigung aufweisen als Frauen mit einem traditionellem Ausgangsniveau der 
innerhäuslichen Arbeitsteilung (bzw., dass der Einfluss der Prozesszeit auf 
die innerhäusliche Arbeitsteilung vom durchschnittlichen Hausarbeitsniveau 
der Frauen abhängig ist). Der Schätzwert der Varianz der personenspezifi-
schen Steigungskoeffizienten beträgt 0,005, wobei anhand des einseitigen 
Wald-Tests (Wald Z = 0,2153; p < 0,05) bestätigt werden kann, dass eine 
signifikante Varianz zwischen den Personen in Bezug auf den Zeiteinfluss 
besteht. 
Weiterhin beinhaltet dieses Modell die Einführung des Random-Effekts 
eines Wandels der Kinderanzahl, um zu überprüfen, ob der Einfluss des Kin-
deranzahlwandels auf die innerhäusliche Arbeitsteilung signifikant zwischen 
den befragten Frauen variiert. In Folge der Einführung des Wandels der Kin-
deranzahl als Random-Effekt umfasst das Modell drei zusätzliche Parameter, 
nämlich die Varianz des Kinderanzahlwandels und deren Kovarianzen u0i 
und u1i. Zu konstatieren ist, dass der Einfluss eines Wandels der Kinderan-
zahl auf die innerhäusliche Arbeitsteilung nicht signifikant über die befragten 
Frauen variiert.  
Während die Erklärungsleistung der Individualvarianz durch die Einfüh-
rung der Random-Effekte geringfügig ansteigt, ist für die Kontextvarianz im 
Vergleich zum Intercept-Only-Modell als Referenz erneut ein negatives R-
Quadrat zu beobachten, wodurch das Gesamtmodell an Erklärungsleistung 
einbüßt. Ferner kann gemäß dem Likelihood Ratio Test durch die Einführung 
der Random-Effekte keine signifikante Verbesserung der Modellgüte im 
Vergleich zum Vormodell erreicht werden. 
Standardisierung der Koeffizienten 
Um die einzelnen Effektstärken miteinander vergleichen zu können, werden 
abschließend die standardisierten Koeffizienten dargestellt. Diesbezüglich 
erfolgt die Durchführung der jeweiligen Mehrebenenmodelle nicht auf Basis 
der Rohwerte, sondern auf Basis der z-transformierten Werte der Variablen 
(ausgenommen sind Dummyvariablen). Festgehalten werden kann, dass auf 
der ersten Ebene die Erwerbsrelation (Frau > Mann, standardisierter Koeffi-
zient = -0,280) und die Paarbeziehungsdauer (standardisierter Koeffizient = -
0,131) die relevantesten Effekte darstellen, wobei der Effekt der Veränderung 
der Erwerbsrelation deutlich größer ist. Auf der Kontextebene erweist sich 
eine hohe Bildung als relevant. Auch für die Geburtskohorte 1940–49 ist ein 
bedeutender Effekt vorzufinden (der Effekt der Geburtskohorte 1939 und 
älter weist zwar den stärksten Effekt auf, dieser ist jedoch nicht signifikant). 
Ausgerechnet für die nach Blücher (1966) als „unbefangene“ bezeichnete 
Generation der 1940 bis 1949 Geborenen zeigt sich im Vergleich zur Refe-
renzkategorie der 1980 bis 1993 Geborenen ein negativer Effekt der inner-
häuslichen Arbeitsteilung. Es ist eine Kohorte, von der nur die Ältesten be-
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wusst etwas von Krieg und Nachkriegszeit erlebt haben, während die Jünge-
ren zunehmenden Wohlstand, wachsende Konsummöglichkeiten sowie poli-
tische Sicherheit erfuhren (vgl. Blücher 1966: 12). Ihre Angehörigen erlebten 
und gestalteten in ihrer frühen Erwachsenenphase die 68er-Bewegung. Die 
Jugendgeneration der 68er haben gemäß Blücher keine „[…] ideologischen 
Fixierungen […] an starke weltanschauliche Bindungen wie Religion, Vater-
land, Europa“ inne.  
„Wohin wir blicken: Pluralismus, Vielfalt, Offenheit, partielles Engagement, 
Weltneugier, Vorurteilslosigkeit – Unbefangenheit allem Neuen gegenüber. Da-
mit verbinden ich Experimentierfreudigkeit, Umgänglichkeit mit Anderen, Freu-
de am Leben in allen seinen Rollenangeboten“ (Blücher 1966: 14). 
Es ist bezeichnend, dass ausgerechnet diese Kohorte ein noch traditionelleres 
Muster der innerhäuslichen Arbeitsteilung aufweist als die jüngste Kohorte 
der 1980–93 Geborenen. Ebenfalls ist für die Kohorte 1950–59 ein Effekt 
vorzufinden, der jedoch deutlich schwächer zu sein scheint. Alle anderen 
Geburtskohorten weisen im Vergleich zur Referenzkategorie keine signifi-
kanten Effekte auf.  
13.6. Abschließende Diskussion: Empirische 
Mehrebenenanalysen im theoretischen Diskurs des 
„Power-Capability Approachs“  
Am bisherigen Forschungsstand zur Erklärung innerhäuslicher Arbeitstei-
lungsarrangements in Paarbeziehungen wird insofern Kritik geübt, als es 
zahlreiche familiensoziologische Studien gibt, die einzelne Teilaspekte von 
Genderungleichheiten, Macht und traditionellen Rollenbildern untersuchen. 
Ihre Perspektiven sind meist entweder auf die Mikro- oder auf die Makroebe-
ne begrenzt, ohne ihre fundamentale Wechselwirkung zu berücksichtigen. 
Studien, die eine reflexive Wirkung zwischen Mikro- und Makroebene analy-
sieren, sind in diesem Forschungsfeld eher selten. Darüber hinaus wird eine 
Benennung von Machtkategorien zunehmend vernachlässigt. Hat der Macht-
ansatz insbesondere einen Aufschwung durch die bahnbrechende Soziologie 
der ehelichen Machtverhältnisse durch Held (1978) erfahren, so ist seine 
Relevanz in der heutigen Zeit zunehmend an den Rand gedrängt worden. 
Zumeist werden Machtansätze auf rein ökonomische Macht reduziert, ohne 
zu berücksichtigen, dass das Machtkonzept im soziologischen Sinne komple-
xer ist als eine rein ökonomische Reduktion. Um der Komplexität gerecht 
werden zu können, ist ein soziologischer Machtansatz, der verschiedene 
Dimensionen von Macht einschließt, unabdingbar. Ferner soll aufgezeigt
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Tabelle 25: Eine Panelanalyse mit Mehrebenenmodellen zur innerhäuslichen 
Arbeitsteilung (GGS Welle 1 und 2)    
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(0,003) 
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(0,005) 
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 (0,006) 




 (Ref. Frau < Mann) 
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(0,048) 
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(0,053) 
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(0,039) 
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(0,009) 
 
-0,045***              
(0,009) 
 







   
-0,013***              
(0,002) 
 
-0,020***              
(0,003) 
 





Kontextebene (Ebene 2) 
Bildung 





    
 
 
-0,174**                
(0,053) 
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(1,370) 
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(0,144) 
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(0,101) 
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(0,082) 
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(0,148) 
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(0,085) 
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 (Kovarianz u0i, u1i) 




 (Varianz u1i) 





 (Kovarianz u0i, u2i) 




 (Kovarianz u1i, u2i) 




 (Varianz u2i) 




ICC 0,499 0,502 0,549 0,577 0,615  
-2LL 53587,16 53550,34 32039,56 31911,15 31933,00  
R2 (Total)  0,003 0,049 0,069 0,00  
R2 (Ebene 1)  0,001 0,209 0,210 0,231  
R2 (Ebene 2)  0,004 -0,111 -0,071 -0,233   
Methode: Maximum Likelihood, nicht-standardisierte b-Koeffizienten,  
standardisierte z-transformierte Koeffizienten in eckigen Klammern,  
Standardfehler in Klammern  
N = 8660 Personen (Ebene 2) mit 15801 Einzelbeobachtungen (Ebene 1), 
Sig. = *** p < 0,001; ** p < 0,01; * p < 0,05 
Quelle: GGS (Welle 1 und 2), eigene Berechnungen. 
 
werden, dass die Familiensoziologie nicht einfach auf ein wesentliches 
Grundlagenkonzept der Macht verzichten kann. Eine Reintegration der 
Machtverhältnisse in die soziologische Erklärung innerhäuslicher Arbeitstei-
lung ist das theoretische Anliegen, das diese Forschungsarbeit leitet. Die 
größte Herausforderung einer theoretischen Typologie, die den Versuch un-
ternimmt, derart anspruchsvolle Konzepte wie Macht und Verwirklichungs-
chancen miteinander zu verbinden, ist in ihrer empirischen Umsetzung zu 
suchen. Bereits wenn der Capability Approach von Sen bedacht wird, wird 
allzu häufig kritisiert, dass niemand eine spezifische methodische Herange-
hensweise zur Überprüfung einfordern kann. Im Falle des Human Develop-
ment Indexes berief sich die Konzeption zwar auf den Verwirklichungsan-
satz, doch dass es sich hierbei um eine sehr verkürzte Darstellung handelt und 
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Sen Teile seiner Argumentation verwirft, indem er konkrete Indikatoren 
definiert, die für ein „gutes Leben“ erforderlich sind, ist in extenso von diver-
sen WissenschaftlerInnen diskutiert worden. Sens Begrifflichkeiten wie 
„Capability, Capability Set, Functionings, Agency, Conversion Factors und 
Well-being” bleiben abstrakt, sind kaum messbar, bieten wenig „harte Fak-
ten” und lassen – überspitzt formuliert – viel Raum für Interpretation im 
Rahmen einer rhetorischen Meisterleistung. Bereits die Messung von Ver-
wirklichungschancen stellt eine Schwierigkeit dar, weil sie hypothetisch sind: 
Wie kann Wissen darüber generiert werden, welche Wahlmöglichkeiten in 
ihrer Gänze Individuen zur Verfügung stehen?  
„In fact the capability set is not directly observable and has to be constructed on 
the basis of presumptions [...]. Thus, in practice, one might have to settle often 
enough for relating well-being to the achieved – and observed – functionings, ra-
ther than trying to bring in the capability set (when the presumptive basis of such 
a construction would be empirically dubious)” (Sen 1992: 52). 
Es ist insofern nicht verwunderlich, wenn sich Forschungsarbeiten aus dem 
Forschungsbereich des Capability Approachs häufig auf die realisierten 
Funktionsweisen konzentrieren und Vereinfachungen unterworfen sind. Auch 
die Frage, was Ressourcen und was Umwandlungsfaktoren (Conversion 
Factors) sind, hängt von der Perspektive und den situativen Gegebenheiten 
ab. Oftmals kann materieller Wohlstand nicht nur im Sinne von Ressourcen, 
sondern auch im Sinne von Conversion Factors definiert werden. Beispiels-
weise kann Geld in die schulische Bildung investiert werden, was als eine 
Transformation von Ressourcen in Umwandlungsfaktoren interpretiert wer-
den könnte, weil Bildung die Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöht. Zu-
gleich kann jedoch der Bildungsabschluss als Ressource gedeutet werden, da 
von ihm der weitere Zugang zu Ausbildungsmöglichkeiten oder Universitä-
ten abhängig ist. Weiterführend kritisieren Bartelheimer et al. (2008), dass 
die Akteure bei Sen „[…] eher abstrakte Individuen in statisch-stilisierten 
Positionen als handelnde Personen in sozialen Situationen mit ihren Interak-
tionsdynamiken“ sind (Bartelheimer et al. 2008: 39). Die Veränderungen von 
Handlungsmöglichkeiten durch den Handlungskontext, ferner die Fragen, 
wie und ob diese Veränderungen stattfinden, blieben ausgeblendet. Die Fra-
ge, wie die situativen Gegebenheiten der Handlungsoptionen beeinflusst 
werden könnten, sei ebenso ungeklärt. Dies sei im Hinblick auf Sens Analy-
serahmen kritisch zu hinterfragen, da sich relevante soziale Bedingungen, 
vornehmlich Machtverhältnisse, auf kollektive Zusammenhänge beziehen, 
die innerhalb dieses theoretischen Rahmens nicht skizziert werden könnten. 
„Zum andern gerät der für Sens normativen Impetus zentrale Begriff der (positi-
ven) Freiheit eigentümlich steril. Diese besteht nach Simmel wesentlich „aus ei-
nem Machtverhältnis zu Andren, aus der Möglichkeit, sich innerhalb eines Ver-
hältnisses zur Geltung zu bringen, aus der Verpflichtung oder Unterwerfung 
Andrer, an der die Freiheit nun erst ihren Wert und ihre Verwertung fin-
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det.“(Simmel 1992: 100) Die Ausblendung der doppelten sozialen Beziehung, in 
der „das Subjekt von anderen gebunden wird und andre [sic!] bindet“ (ebd.) 
bringt den Begriff der Freiheit damit um seine Substanz“ (Bartelheimer et al. 
2008: 39).  
Es ist das zentrale Anliegen der vorliegenden Dissertation, Machtfragen in-
nerhalb von Paarbeziehungen im Rahmen des Capability Approachs unter 
Einbezug institutioneller Kontextfaktoren zu erforschen, wodurch Hand-
lungskonstellationen zwar nicht in ihrer Gesamtheit, doch zumindest in Tei-
len situiert werden.  
Die Kritik eines zu hohen Abstraktionsniveaus könnte in ähnlicher Weise 
für ein soziologisches Konzept der Macht greifen: theoretisch ist es häufig 
vage, euphemistisch, missverständlich, indirekt. Eine Theorie, die davon 
ausgeht, dass Macht überall zu finden ist, sagt am Ende nichts mehr aus – der 
Erklärungsgehalt wird durch eine Allaussage von Macht nivelliert. Zugleich 
lässt sich Macht nicht auf rein ökonomische Bedingungen reduzieren. Es gilt 
folglich sowohl der Komplexität des theoretischen Konstrukts gerecht zu 
werden als auch eine angemessene empirische Erklärungsleistung zu erbrin-
gen. Eine adäquate Definition von Macht darf nicht zu weit sein, sondern 
muss idealiter präzise abgrenzbar sein – zugleich wird eine Flexibilität erfor-
dert, Dynamiken einbeziehen zu können. Auf der theoretischen Ebene ist das 
Abstraktionsniveau durch die Differenzierung der Dimensionen von Macht in 
einem ersten Schritt gesenkt worden. Die Überführung der theoretischen 
Argumentation in empirisch messbare Konstrukte erfolgt während der For-
schungsphase der Operationalisierung, die eine der größten und schwierigs-
ten Herausforderungen dieser Forschungsarbeit zu sein vermag. Die 
Mehrebenenanalyse stellt hierbei ein methodisches Instrumentarium zur 
Verfügung, eine Differenzierung zwischen Machtindikatoren auf Individual- 
und Kontextebene in Form der unabhängigen Variablen berücksichtigen zu 
können und kommt der inhaltlichen Vorstellung, Macht als ein mehrdimensi-
onales Konstrukt zu verstehen, in der methodischen Umsetzung am nächsten. 
Theoretisch, vielmehr auch empirisch, wurde eine breite Perspektive einge-
nommen, um das Power-Capability Set soweit wie möglich in seiner Mannig-
faltigkeit zu erfassen. Im Sinne des Capability Approachs kann grundsätzlich 
entweder der Versuch unternommen werden, die Auswahlmenge an Verwirk-
lichungschancen selbst zu messen oder die Auswahlmenge wird in abstrakte-
rer Weise über die unabhängigen Variablen annähernd eruiert. Wie bereits 
thematisiert, ist die erste Vorgehensweise durch die Problematik eines hypo-
thetischen Rahmens von Verwirklichungschancen gekennzeichnet, weshalb 
die zweite Vorgehensweise im Zuge der vorliegenden Forschungsarbeit voll-
zogen und in Anlehnung an die inhaltliche Diskussion über Macht und Ar-
beitsteilung in Paarbeziehungen gewählt wurde. Die Dominanz traditioneller 
innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements, die auf der Paarebene als reali-
sierte Funktionsweise interpretiert werden kann, verweist nicht zuletzt auf 
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einen Mangel an Verwirklichungschancen von Männern im familiären Be-
reich. Eine in Anlehnung an Modernisierungs- oder auch Rational-Choice-
Ansätzen vertretende These einer Erosion traditioneller Arbeitsteilungsarran-
gements in Paarbeziehungen infolge einer Annäherung der Bildungs- und 
Erwerbsverläufe zwischen den Geschlechtern hat sich entsprechend der Ana-
lyse als keineswegs haltbar erwiesen. Ganz im Gegenteil erscheinen traditio-
nelle innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements als auffallend persistent. 
Wie die Mehrebenenmodelle belegt haben, sind Erklärungen dieser inner-
häuslichen Form von Traditionalität auf der Mikroebene insbesondere im 
Rahmen von Gendertheorieansätzen – die sich auf einer kulturellen Dimensi-
on der Power-Capabilites verorten lassen können – zu finden. Ausgerechnet 
Frauen mit hohem Bildungsstand tendieren dazu, mehr Hausarbeiten zu leis-
ten als Frauen mit niedrigem Bildungsstand. Dies erinnert an die Ergebnisse 
von Koppetsch/Speck (2015), die darauf hinweisen, dass gerade im Akade-
mikerInnenmilieu FamilienernährerInnen mehr Hausarbeiten übernehmen, 
um die Selbstverwirklichung des nicht erwerbstätigen Partners zu unterstüt-
zen. Ferner sind den vorliegenden Ergebnissen zufolge – und ganz im Sinne 
des Gender-Display-Ansatzes nach Brines (1994) – Frauen mit einem höhe-
ren Erwerbsumfang als ihr Partner durch Erwerbs- und Hausarbeit doppelt 
belastet. Umso mehr aus einer modernisierungstheoretischen Perspektive 
vermutet wird, eine Gleichstellung zwischen den Geschlechtern zu erreichen, 
umso stärker – das mag für ModernisierungstheoretikerInnen paradox er-
scheinen – differenzieren sich die Genderungleichheiten aus. Kop-
petsch/Speck (2015) stellen fest, dass eine egalitäre Arbeitsteilung am ehes-
ten im familistischen, wertkonservativen Milieu erfolgt – dieses Ergebnis 
kann durch einen niedrigen Bildungsstand von Frauen und einen religiösen 
Kontext der Regionen ergänzt werden. Solange an einem absoluten Ideal der 
Gleichheit festgehalten wird, „schnappt die Genderidentitätsfalle zu“169 an-
statt die Konstruktion von Genderrollen und ihre Identitäten als pluralistisch 
zu begreifen. Geringfügige egalisierende Effekte können durch familienpoli-
tische Instrumente erreicht werden, wie anhand des Indikators frühkindlicher 
Bildungsprogramme gezeigt werden konnte. Darüber hinaus weist eine aktu-
elle Studie des RIW Leibniz Instituts für Wirtschaftsforschung (2018) darauf 
hin, dass Väter, die Elternzeit in Anspruch nehmen, tendenziell mehr Hausar-
beiten leisten und mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen170, was auch noch 
Jahre nach der Elternzeit beobachtet werden könnte. Auch Schober/Zoch 
(2015) bestätigen für Deutschland eine höhere Beteiligung an den Routine-
 
169  Das Argument von Sen (2007), dass eine falsche Illusion einer einzigen Identität einen 
Krieg der Kulturen vorantreibt und konstruiert, wird an dieser Stelle in einem übertragenen 
Sinne verwendet. Gemäß Sen (2007) ist die Erkenntnis einer universalen Vielfalt der 
menschlichen Existenz notwendig, um die Identitätsfalle zu überwinden. 
170  „Results show that even short periods of fathers’ parental leave may have long-lasting 
effects on fathers’ involvement in childcare and housework” (Tamm 2018: 1). 
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Hausarbeiten von Vätern, die Elternzeit in Anspruch genommen haben. Dies 
gelte jedoch vorwiegend für Väter, die nicht gleichzeitig mit ihrer Partnerin 
in Elternzeit waren. Eine längere Elternzeit der Mutter führe hingegen zu 
einer traditionelleren Arbeitsteilung (vgl. Schober/Zoch 2015: 1190). Das 
vorliegende Ergebnis, dass zwar in skandinavischen Ländern sowie Regionen 
die innerhäusliche Arbeitsteilung vergleichsweise am egalitärsten organisiert 
ist – doch jeglicher Egalitarismusideologien zum Trotz keineswegs egalitär! 
– führt in Kombination mit dem Ergebnis über familienpolitische Maßnah-
men zur Schlussfolgerung eines geringfügig egalisierenden Möglichkeits-
spielraums sozialpolitischer Steuerungen innerhäuslicher Arbeitsteilungsar-
rangements.  
Dass Macht und das zu erklärende Phänomen der innerhäuslichen Ar-
beitsteilung im Zeitverlauf betrachtet werden müssen, ist durch die Panelana-
lyse der Mehrebenenanalyse abgedeckt worden, gleichwohl einschränkend zu 
bemerken ist, dass es sich lediglich um zwei Messzeitpunkte pro Person han-
delt. Eine Längsschnittanalyse ist zwingend erforderlich, um die prozesshafte 
Dynamik, die Machtverhältnissen und Arbeitsteilungsarrangements innerhalb 
des Lebenslaufs zugrunde liegt, abbilden zu können. So weist Held explizit 
darauf hin, dass Interaktionsverhältnisse nur bei längeren, kontinuierlichen 
Interaktionen asymmetrisch sind und als Machtverhältnisse bezeichnet wer-
den können. Die von Bartelheimer et al. beschriebene eigentümliche Statik 
des Capability Approachs, nach der Entscheidungssituationen keine zeitliche 
Ausdehnung zu haben vermögen, wird durch diese Vorgehensweise vermie-
den (vgl. Bartelheimer et al. 2008: 40). Eine zentrale Schwierigkeit ist, dass 
im Falle der methodischen Umsetzung lediglich differenziert wird, inwiefern 
die erklärenden Variablen einen egalisierenden oder traditionalisierenden 
Effekt darstellen, ohne hierbei die theoretische Egalitarismus-Diskussion 
methodisch präzise umsetzen zu können. Dass Traditionalismus und Egalita-
rismus nicht einfach zwei gegensätzliche Pole sind, sondern viele verschie-
dene Abstufungen implizieren und insofern nicht als eine Dichotomie zu 
begreifen sind, haben Knight/Brinton (2017) ausführlich skizziert. Was me-
thodisch berücksichtigt werden konnte, ist die kontextabhängige Annahme 
unterschiedlicher Entwicklungspfade zwischen Traditionalisierung und Ent-
traditionalisierung, indem die Prozesszeit als Random-Effekt modelliert wur-
de. Wie die Ergebnisse belegen, besteht hinsichtlich des Zeiteinflusses eine 
signifikante Varianz zwischen den Personen.  
Ein Power-Capability Approach kann weiterführend die Gefahr implizie-
ren, politisch instrumentalisiert zu werden. Bartelheimer et al. (2008) inter-
pretieren Sen insoweit, dass er ein individuelles Maß ungleicher Teilhabe 
suche, an dem sich die gesellschaftliche Wohlfahrt bzw. gesellschaftliche 
Wohlfahrtsproduzenten messen lassen, wobei es entscheidend darauf ankä-
me, ob der Ansatz ein politisch positives oder negatives Vorzeichen bekäme. 
Einerseits könnte eine gesellschaftliche Verantwortung für Teilhabe betont 
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werden, die dazu führe, dass ungleiche Teilhabeergebnisse – z. B. in Bezug 
auf ungleiche Bildungsabschlüsse – als eine mangelnde Chancengleichheit 
von gesellschaftlichen Institutionen (Bildungssystem) aufgefasst werden 
können. Andererseits könnte der Mensch als UnternehmerIn seiner Verwirk-
lichungschancen gedeutet werden, wodurch ein individuelles Verschulden 
seiner Lebenslage zugeschrieben werden könne.  
„So könnte Politik sich durch eine Rhetorik der Teilhabechancen von der Ver-
antwortung für Teilhaberergebnisse entlasten. Dass Sen individuelle Verantwor-
tung ermöglichen will, schützt das Konzept nicht vor Deutungen, die Individuen 
allein für ihre Lage verantwortlich machen. Chancengerechtigkeit lässt sich un-
gestrafter behaupten als Ergebnisgerechtigkeit“ (Bartelheimer et al. 2008: 42). 
An dieser Stelle sei abermals auf die in Kapitel 4.6. geführte Egalitarismus-
Diskussion verwiesen. Wie bereits erläutert, sei es vollkommen unklar, was 
im Rahmen der Teilhabedimension am gesellschaftlichen Leben zu unterstüt-
zende Verwirklichungschancen wären. Folglich könne es nicht darum gehen, 
die Gesamtmenge an Verwirklichungschancen aufzuzeigen, sondern nur 
diejenigen darzulegen, die bezüglich des Erkenntnisinteresses von Bedeutung 
sind. Welche Verwirklichungschancen von Bedeutung sind, müsse dieser 
Argumentation zufolge einer Bewertung unterzogen werden. Als Anwen-
dungsbeispiel führen Bartelheimer et al. die Beschäftigungsfähigkeit als 
Verwirklichungschance an, was einer neoliberalen Aktivierungspolitik 
gleichkäme. Beschäftigungsfähigkeit kann jedoch sowohl in Bezug auf be-
zahlte als auch in Bezug auf unbezahlte Arbeit interpretiert werden, wobei 
betont werden soll, dass es sich hierbei nicht um ausschließliche Tätigkeiten 
handelt und der Capability Approach einen möglichst breiten Handlungs-
spielraum mit möglichst vielen Verwirklichungschancen erstrebt. Sozialpoli-
tische Leistungen sind insofern mehr nach ihrer Optionalität, denn einer neo-
liberalen Aktivierungspolitik zu beurteilen. Die Aufgabe einer umfassenden 
Geschlechterpolitik besteht darin, das Verhältnis zwischen bezahlter und 
unbezahlter Arbeit zu reflektieren, insbesondere auch der Fürsorgearbeit 
Anerkennung zu schenken und die Vielfalt unterschiedlicher Lebensmodelle 
zu berücksichtigen. Beschäftigungsfähigkeit ist nur eine von mehreren Ver-
wirklichungschancen – wäre dies nicht der Fall, käme Erwerbstätigkeit einem 
Erwerbszwang ohne Alternativen gleich und müsste als umgesetzte Funkti-
onsweise gedeutet werden. Sen kommt es doch gerade auf das Ausmaß an 
Verwirklichungschancen an, ohne hierbei eine Verwirklichungschance als die 
zu erstrebende zu begreifen. Die jeweilige Bewertung der Verwirklichungs-
chancen obliegt den Individuen. Wohlfahrtsstaatliche Leistungen, die jegliche 
Tätigkeiten außerhalb der Erwerbstätigkeiten ausblenden, widersprechen der 
Argumentation von Sen. Menschen sind im Sinne von Sen und auch im Sinne 
von Nussbaum insofern zu befähigen, entsprechend ihrer Fähigkeiten ein 
eigenständiges Leben führen und hierbei alle individuellen Gestaltungsmög-
lichkeiten sowie gesellschaftliche Teilhabemöglichkeiten ausschöpfen zu 
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können. Dies verlangt nach einer Berücksichtigung der Diversität von Indivi-
duen und ihrer Lebensentwürfe, die eine Teilhabe an unterschiedlichen sozia-
len Feldern, darunter bezahlte sowie unbezahlte Arbeit für beide Geschlech-
ter, ermöglicht.  
Der Komplexität des theoretischen Ansatzes ist geschuldet, dass dieser 
nicht eins zu eins empirisch umgesetzt werden kann. Dennoch wurde in der 
vorliegenden Forschungsarbeit der Versuch unternommen, ein Verfahren 
anzuwenden, das der theoretischen Argumentation möglichst nahekommt. 
Die Mehrebenenmodelle ermöglichten zumindest einige wesentliche Einbli-
cke in die Dynamik von Macht und innerhäuslicher Arbeitsteilung auf unter-
schiedlichen Analysedimensionen. Auch wenn die methodische Vorgehens-
weise niemals erschöpfend sein kann und stets gewissen Regeln unterworfen 
ist, sind gleichwohl durch sie interessante empirische Erkenntnisse festge-
stellt worden, die dazu verhelfen, innerhäusliche Arbeitsteilung als keine 
reine Privatentscheidung, sondern im Kontext gesellschaftlicher Entwick-





























14. Fazit und Ausblick: Power matters? 
„Bringing Power Back In“ lautete das Anliegen der vorliegenden Dissertation 
im Rahmen derer argumentiert wurde, dass im Kontext der liberalen Egalita-
rismus-Ideologie aktuelle einschlägige Studien den Machtaspekt, der inner-
häuslichen Arbeitsteilungsarrangements in Paarbeziehungen zugrunde liegt, 
zunehmend vernachlässigen. In Anlehnung an den Capability Approach nach 
Amartya Sen wurde eine Gleichverteilung der Verwirklichungschancen und 
eine damit verbundene Gleichwertigkeit der Geschlechter in den Fokus der 
Aufmerksamkeit gerückt, um eine auf Geschlechterdichotomie basierende 
Argumentation zu überwinden und eine pluralistische Egalitätskonstruktion 
zu ermöglichen. Eine pluralistische Egalitätskonstruktion zielt darauf ab, dass 
beide PartnerInnen über die gleichen Wahlmöglichkeiten einer autonomen 
Lebensführung, einschließlich der Arbeitsteilungsarrangements, verfügen. 
Die Kontinuität der traditionellen Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern 
verweist nicht zuletzt auf einen Mangel an Verwirklichungschancen (auch 
von Männern im familiären Bereich) und damit auf das Wirken strukturell 
verfestigter Machtpotentiale. 
Dass ein theoretisches Konzept von Macht häufig diffus und verwirrend 
ist, hat bereits Bierstedt (1950) festgestellt: „We all know perfectly well what 
it [power] is – until someone asks us“ (Bierstedt 1950: 730). Macht ist situa-
tiv und tritt in unterschiedlichen Formen auf: Seien es die Chance, den eige-
nen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, der soziale Einfluss, der 
Einfluss auf Ergebnisse, ein geringes Interesse an der Paarbeziehung, bessere 
Alternativen, der Nachteil, auf eine Leistung keine Gegenleistung erbringen 
zu können, der Mangel, die eigenen Bedürfnisse nicht ändern oder gewaltsam 
erzwingen zu können, die Kontrolle über Ressourcen oder Formen der Unter-
drückung (die Frauenforschung hat relativ lange an einem vereinfachten 
Unterdrückungskonzept von Macht festgehalten, s. hierzu Knapp 2012: 226). 
Im Sinne von Foucault gilt es, diese juristische Konzeption von Macht als 
Unterdrückung zu überwinden (vgl. Foucault 1978: 34f.; vgl. Foucault 2015: 
221). Des Weiteren lässt sich Macht nicht ausschließlich aus einer ökonomi-
schen reduktionistischen Perspektive betrachten. Diese Kritik verlangte nach 
einem Konzept, das sowohl vertikaler als auch horizontaler Art sein kann und 
der Mehrdimensionalität von Macht gerecht wird. Das Wirken strukturell 
verfestigter Machtpotentiale manifestiert sich, wie Kreckel (2006) betont hat, 
in der Ungleichheit der Verwirklichungschancen (Kreckel 2006: 15). Gleich-
ermaßen vielfältig wie die Macht sind die Gegenstände der Machtanalyse: 
Regime, Staaten, Regionen, sozialen Klassen, Institutionen, Gruppen, Indivi-
duen und das Verhältnis zwischen den Geschlechtern (vgl. Knapp 2012: 
226). Ein theoretisches Konzept von Macht sollte insofern zumindest nach 
zwei Seiten offen sein: einerseits in Bezug auf die gesellschaftlich-historische 
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Strukturanalyse und die Verteilung machtrelevanter Ressourcen, andererseits 
in Bezug auf die Handlungsebene der Geschlechter. Letztere umfasst Macht-
wirkungen in den Interaktionen, symbolisch-kulturelle sowie materielle 
Machtrelationen in den Paarbeziehungen (vgl. Knapp 2012: 231f.).  
Die zu Beginn gestellte Forschungsfrage, inwiefern Machtstrukturen und 
Empowerment die innerhäusliche Arbeitsteilung in Paarbeziehungen im 
Kontext europäischer Regionen determinieren, bedurfte zur Beantwortung 
insofern einer Unterscheidung der Formen von Macht. Unter Bezug auf Klas-
sikerInnen zur Soziologie (ehelicher) Machtverhältnisse in Paarbeziehungen 
– wie u. a. die bahnbrechende Studie von Thomas Held (1978) – und im 
Rahmen des Capability Approachs von Amartya Sen im Sinne eines Ermäch-
tigungskonzepts, wurde eine Typologie der Machtverhältnisse hergeleitet, die 
zwischen verschiedenen Machtdimensionen (interaktionelle Macht, kulturelle 
Macht, institutionelle Macht, Macht der Teilhabe, strukturelle Macht) diffe-
renziert. Macht wird als ein latentes theoretisches Konstrukt verstanden, das 
gleichwohl in unterschiedliche Dimensionen ausdifferenziert werden kann. 
Die, auf den unterschiedlichen Ebenen verorteten, Power-Capabilities bilden 
in ihrer Gesamtheit das zur Verfügung stehende Power-Capability Set (s. 
Abbildung 14). Theorien, die aktuell den wissenschaftlichen Diskurs zur 
Erklärung innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements dominieren (insbe-
sondere ökonomische Theorien und Gendertheorien), wurden hierbei in die 
Typologie integriert.  
Nachdem eine Einführung in die Thematik, in die forschungsleitende 
Fragestellung und in den Stand der Forschung über mikro- und makrosozio-
logische Determinanten der innerhäuslichen Arbeitsteilung erfolgte, wurde 
Kritik geübt: Aktuelle Studien zur Aufteilung der Hausarbeiten bieten unter-
schiedliche Perspektiven, doch bleiben diese zumeist entweder auf der Mik-
roebene oder auf der Makroebene verhaftet, ohne ihre fundamentale Wech-
selwirkung einzubeziehen. Insbesondere birgt die innerhäusliche Arbeitstei-
lung die Gefahr, als rein individuelle Privatentscheidung betrachtet zu wer-
den. Ferner werden infolge der aufkommenden liberalen Egalitarismusdebat-
te Machtaspekte zunehmend aus familiensoziologischen Studien ausgeklam-
mert, was zum Gegenstand einer Reintegration des Machtansatzes in Form 
eines Mehrebenenkonzepts führte, um die innerhäusliche Arbeitsteilung im 
europäischen Kontext erklären zu können.   
Aufbauend auf der geübten Kritik wurde eine Theorie mehrdimensionaler 
Machtverhältnisse hergeleitet. Zunächst wurden mikrosoziologische Theorien 
(Rational Choice Theorien, Bargaining Theorien, Austauschtheorien und 
Gendertheorien) dargelegt und in Bezug auf ihre Reichweite kritisch beleuch-
tet. Es folgte eine Beschreibung des allgemeinen Mikro-Makro-Problems in 
der Soziologie, das weiterführend im Spezifischen in Bezug auf Familie und 
Geschlecht erläutert wurde und in der makrosoziologischen Theoriedebatte 
über Gender-Ungleichheiten im sozialstrukturellen Kontext – u.a. von Wohl-
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fahrtsregimen (Wohlfahrtsregime können klassen- und geschlechtsspezifische 
Handlungsmöglichkeiten beeinflussen) – mündete.  Wesentlich für die Ar-
gumentation ist der Capability Approach, der die theoretische Rahmung der 
hergeleiteten Machttypologie darstellt und es möglich machte, Macht als 
Befähigung zu rekonzeptualisieren sowie Capabilities als Power-Capabilities 
weiterzuentwickeln. Im Sinne einer Ermächtigung (Empowerment) legen 
Power-Capabilities den Handlungsspielraum fest. Die in dieser Arbeit darge-
legte Verknüpfung von ökonomischen, austauschtheoretischen, soziologi-
schen, mikro- und makrosoziologischen Theorien im Kontext des Capability-
Approachs soll ein komplexes Machtgefüge zur Erklärung innerhäuslicher 
Arbeitsteilungsarrangements bieten. Unter Berücksichtigung des zentralen 
Arguments, dass Macht sich in der Ungleichheit der Verwirklichungschan-
cen, d. h. der Capabilities, widerspiegelt, wurden auf der Mikroebene Macht-
fähigkeiten im Sinne von Sen als Fähigkeiten/Aktivitäten, die spezifische 
Machtressourcen voraussetzen und von einer Person zur Realisierung einer 
bestimmten Handlungsalternative genutzt werden, verstanden. Mittels der 
kulturellen Macht wurden in Anlehnung an Gendertheorien durch Werte und 
Normen legitimierte kulturspezifische Benachteiligungen oder Begünstigun-
gen der Power-Capabilities erfasst. Auf der nächsten Ebene wurden Instituti-
onen als handlungsleitende kulturelle Institutionen sowie in ihrer organisato-
rischen Verfasstheit im Rahmen der institutionellen Dimension von Macht 
diskutiert, von der sich die Macht der Teilhabe in Form von Inklusions- und 
Exklusionsstrukturen unterscheiden lässt. Über die individuelle Wahlfreiheit 
zu verfügen, zwischen den Handlungsalternativen einer Teilhabe und Nicht-
Teilhabe an sozialen Feldern frei entscheiden zu können, basiert auf dem 
Grundgedanken der Verwirklichungschancen.  Die strukturelle Macht wurde 
auf der Makroebene verortet. Hier regulieren Formen von Wohlfahrtsstaat-
lichkeit Handlungsspielräume, wodurch Individuen entsprechend ermächtigt 
werden. Ein Teil der Defizite einer begrenzten Reichweite der mikrosoziolo-
gischen Theorien konnte durch den argumentativen Zusammenhang inner-
halb eines makrostrukturellen Kontextes dazu beitragen, die Barrieren (indi-
vidueller, sozietaler, institutioneller sowie struktureller Art) eines Pluralismus 
innerhäuslicher Arbeitsteilungsarrangements umfassender darzulegen. Folg-
lich wurden unterschiedliche Dimensionen interaktioneller, kultureller, insti-
tutioneller Macht, Macht der Teilhabe und struktureller Macht hergeleitet. 
Zwischen diesen Dimensionen wurden sowohl zeitabhängig-dynamische 
Entwicklungen als auch Interaktionen bedacht. Das System der Machtdimen-
sionen wurde weder als reiner ‚top-down-Prozess‘ noch als reiner ‚bottom-
up-Prozess‘ verstanden – hingegen vielmehr als das Ergebnis eines komple-
xen Interdependenzgefüges. Des Weiteren galt es die Machtdimensionen je 
nach Kontext auszudifferenzieren (für eine zusammenfassende Übersicht der 
Typologie s. Abbildung 4 in Kapitel 9.5.). 
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Auf Grundlage der theoretischen Diskussion wurden explizite Hypothe-
sen abgeleitet, die nach Machtdimension und Kontext systematisch differen-
ziert wurden, um die jeweiligen Wechselwirkungen spezifisch abgrenzbar zu 
machen. 
Es folgte die Beschreibung der theoretisch bedingten Länderauswahl auf 
Basis genderrelevanter Policies sowie eine kritische Reflexion der Diversität 
und Fragmentiertheit sowohl von Wohlfahrtsregimen als auch von Ländern, 
weshalb es den methodologischen Nationalismus zu überwinden gilt. Nicht 
nur zwischen Regimen und zwischen Ländern bestehen Unterschiede, son-
dern auch innerhalb dieser Kontexte ließ sich eine innere institutionelle 
Fragmentiertheit ökonomischer, familienpolitischer und kultureller Rahmen-
bedingungen der innerhäuslichen Arbeitsteilungsarrangements feststellen. 
Der empirische Teil der Arbeit wurde mit der Beschreibung des Datensat-
zes (Generations and Gender Programme) eingeführt. Da sich die Machtdi-
mensionen auf verschiedenen Ebenen analytisch verorten lassen, wurde me-
thodisch ein Mehrebenendesign gewählt, das eine hierarchische Differenzie-
rung zwischen der individuellen Mikroebene und der kontextuellen Makro-
ebene ermöglicht. Hierdurch waren die Einflüsse der individuellen und kon-
textuellen Power-Capabilities auf die abhängige Individualvariable der inner-
häuslichen Arbeitsteilung überprüfbar (nicht modellierbar sind im Rahmen 
der Mehrebenenanalyse hingegen Einflüsse von Individualmerkmalen auf 
Kontextmerkmale). Schließlich galt es auch den dispositiven Charakter von 
Macht zu bedenken, durch den sich eine Kontextabhängigkeit ergibt, welche 
Dimension innerhalb welcher sozialen Situation eine Erklärungsleistung für 
familiale Arbeitsteilungsarrangements erbringen kann. Die Verwendung von 
48 NUTS1-Regionen als Kontexteinheiten hat dazu verholfen, Unterschiede 
zwischen den Regionen in Bezug auf familienpolitische, kulturelle und öko-
nomische Rahmenbedingungen abzubilden, die sich in innerhäuslichen Ar-
beitsteilungsarrangements widerspiegeln, sowie eine Überwindung des me-
thodologischen Nationalismus zu erreichen. Die in Abgrenzung zur Typolo-
gie Esping-Andersens (1990) einsetzende Diskussion über die innere Vielfalt 
und Fragmentiertheit von Regimetypen wurde nicht nur inhaltlich themati-
siert, sondern auch empirisch durch die Betrachtung von europäischen Regi-
onen in das Forschungsdesign einbezogen. 
Die Darlegung der Ergebnisse erfolgte schrittweise: von deskriptiven 
Darstellungen über klassische OLS-Regressionsmodelle bis hin zu Mehrebe-
nenanalysen. Um die Dynamik, die Machtverhältnissen zugrunde liegt, auf-
zugreifen, wurden im letzten Analyseschritt zeitliche Veränderungen zwi-
schen den Befragungswellen des Generations and Gender Programms im 
Rahmen einer Panelanalyse mit Mehrebenenmodellen durchgeführt. 
Bezugnehmend auf die makrosoziologische Dimension regionaler Kon-
textdifferenzen können die folgenden zentralen Erkenntnisse festgehalten 
werden (Abbildung 14 beinhaltet eine zusammenfassende Gesamtübersicht 
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des Power-Capability Approachs, wobei die Effekte, die im Rahmen der 
Analyse bestätigt werden konnten, jeweils unterstrichen sind): Anhand der 
Ergebnisse kann belegt werden, dass – aller Modernisierungstheorien und 
dem Gleichheitsdiskurs zum Trotz – die innerhäusliche Arbeitsteilung in 
erstaunlichem Maße traditionell organisiert bleibt. Dennoch bestehen – in-
nerhalb dieses traditionellen Musters – geringfügige Unterschiede in der 
Ausführung der Hausarbeiten zwischen europäischen Regionen. Insgesamt 
gehen 6,2% der innerhäuslichen Arbeitsteilung auf Unterschiede zwischen 
den NUTS1-Regionen zurück. In Regionen mit einem höheren Anteil an 
frühkindlichen Bildungseinrichtungen (politische Empowerment-
Dimension/ZweiverdienerInnen Policies) verrichten Frauen weniger Hausar-
beiten. Hingegen sind Regionen mit einer hohen Fertilitätsrate förderlich für 
traditionelle innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements. Überraschender 
Weise wirkt sich der Säkularisierungsgrad der Regionen (kulturelle Em-
powerment-Dimension) ebenso als begünstigend für eine traditionelle Auftei-
lung der Hausarbeiten aus.  
Im Hinblick auf die mikrosoziologische Dimension ist anhand der Ergeb-
nisse zu konstatieren, dass relative Ressourcen zugunsten der Frau, die auf 
einen ökonomischen Aspekt der Verhandlungsmacht in Paarbeziehungen 
verweisen, keinen egalisierenden Effekt auf die Ausführung der Hausarbeiten 
haben. Ferner tendieren ausgerechnet Frauen mit hohem Bildungsstand dazu, 
mehr Tätigkeiten im Haushalt zu übernehmen als Frauen mit niedrigem Bil-
dungsstand. Konträr zur ressourcentheoretischen Argumentation ist die kultu-
relle Dimension von Macht von zentraler Bedeutung, die sich vorwiegend in 
einer hypogamen Erwerbskonstellation von Paaren manifestiert. Finanzielle 
Abhängigkeiten des Mannes werden seinerseits nach wie vor – wie bereits 
Brines (1994) festgestellt hat – durch ein „Nicht-Erledigen“ von Hausarbeiten 
kompensiert. Normverletzungen der Erwerbskonstellation werden durch 
traditionelle innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements ausgeglichen, was 
als ein Ausdruck einer kulturellen Dimension von Macht, einer durch gesell-
schaftliche kulturelle Normen legitimierte Macht, gedeutet wird. Schon Held 
(1978) pflegte zu sagen, dass „[…] die normative Trennung der Bereiche 
[zugeschriebene weibliche Hausarbeit und männlich dominierte Erwerbstä-
tigkeit] somit stärker ist als das Gleichheitsideal“ (Held 1978: 71). Durch den 
Gleichheitsdiskurs werden nicht nur Geschlechterungleichheiten verschärft, 
wie Koppetsch (1998) festgestellt hatte, sondern darüber hinaus Machtver-
hältnisse in Paarbeziehungen verschleiert. Der „skandinavische Traum“ einer 
„Egalitarismusgesellschaft“ bleibt in Bezug auf die Aufteilung von Hausar-
beiten eine Utopie, die in keiner der untersuchten Regionen vorgefunden 
wurde. Familiale Arbeitsteilungsarrangements unterliegen einer weitgehen-
den Änderungsresistenz; im Zeitverlauf betrachtet, ist nur eine sehr geringe 
Variabilität aufzuweisen. Mit zunehmender Paarbeziehungsdauer kann viel-
mehr ein Traditionalisierungsprozess beobachtet werden. Gleichwohl gilt es 
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die Annahme einer einheitlichen Trendentwicklung kritisch zu hinterfragen: 
sowohl Traditionalisierungs- als auch Enttraditionalisierungsprozesse sind als 
unterschiedliche Entwicklungspfade kontextspezifisch zu betrachten, wie 
durch die Einführung der Prozesszeit als Random-Effekt analytisch umge-
setzt wurde, der sich als signifikant erwies.  
Dass im Sinne einer dynamischen Perspektive die erreichte Funktions-
weise („Achieved Functioning“) der traditionellen Arbeitsteilung wiederum 
eine Rückkopplung auf Ressourcenkonstellationen, -relationen und individu-
elle Umwandlungsmöglichkeiten („Conversion Factors“) haben könnte, ist 
ergänzend durch den gestrichelten Pfeil dargestellt (s. Abbildung 14). Eine 
Überprüfung dieser Wechselwirkung war im Rahmen der hier durchgeführten 
Mehrebenenmodelle jedoch nicht möglich. 
Werden die Ergebnisse auf die Ausgangsdiskussion bezogen, kann als 
Fazit dieser Dissertation festgehalten werden, dass eine Annäherung der 
Bildungs- und Erwerbsverläufe zwischen den Geschlechtern nicht – wie es 
Rational-Choice-Ansätze und Modernisierungstheorien hätten erwarten las-
sen – zu einer Auflösung der traditionellen innerhäuslichen Arbeitsteilung 
führen. Des Weiteren sind der strukturelle und der kulturelle Kontext als 
zentrale Handlungsspielräume festzuhalten, in denen sich die Dimensionen 
der Macht auf Mikro- und Makroebene manifestieren. 
Die abschließende Diskussion beleuchtete das Abstraktionsniveau des 
Machtansatzes im Rahmen des Capability-Approachs kritisch, um darzule-
gen, wie mit dieser Abstraktionsproblematik – nämlich über die kontextab-
hängigen Ausdifferenzierungen der Formen von Power-Capabilities – in 
dieser Arbeit umgegangen wurde.  
Anstatt eine einzige liberal-egalitaristische Norm der innerhäuslichen Ar-
beitsteilung zu vertreten, sollten insbesondere Frauen dazu befähigt werden, 
ihr Leben individuell und autonom gestalten zu können, was eine auf 
Gleichwertigkeit basierende pluralistische Argumentation von Genderrollen 
und Identitäten voraussetzt. Um dieses zu Ziel erreichen, bedarf es nicht 
zuletzt einer höheren Anerkennung und Wertschätzung von Hausarbeiten 
sowie politischer Rahmenbedingungen, die die Vielfalt unterschiedlicher 












Abbildung 14:  
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Der empirische Teil dieser Dissertation unterliegt einigen methodischen Ein-
schränkungen. In erster Linie ist die Konstruktion des „Task-Participation-
Index“ in dreierlei Hinsicht kritisch zu beleuchten. Erstens ist dieser höchst 
selektive Index davon abhängig, welche Einzelindikatoren als Hausarbeitstä-
tigkeiten erfasst werden. Zweitens konnte anhand der Daten des Generations 
and Gender Surveys keine akribische Betrachtung des zeitlichen Umfangs im 
Sinne einer Zeitbudgeterhebung vorgenommen werden und drittens handelt 
es sich bei diesen Daten um keine direkte Paarbefragung, wenngleich die 
Möglichkeit besteht, auf einige Antworten der PartnerInnen zu schließen, da 
die Befragten auch Fragen zum/zur PartnerIn gestellt bekommen haben. Fer-
ner ist davon auszugehen, dass sich die kulturelle Bedeutung der jeweiligen 
Hausarbeitstätigkeiten zwischen den Regionen stark unterscheiden könnte – 
hierüber könnte beispielsweise eine Clusteranalyse der Hausarbeitstätigkeiten 
einen weiteren Aufschluss geben. Insbesondere für wohlhabendere Haushalte 
könnte weiterführend die Auslagerung von Hausarbeiten eine zentrale Rolle 
spielen, die es zukünftig zu berücksichtigen gilt (im Rahmen des GGS war 
der Anteil an ausgelagerten Hausarbeiten jedoch eher gering). Aufgrund der 
Tatsache, dass bisher lediglich zwei Panelwellen des GGS zur Verfügung 
standen, wird sich erst im Laufe der kommenden Jahre die Kohärenz der 
Ergebnisse zeigen. Folglich müssen die dargestellten Veränderungen zwi-
schen der ersten und zweiten Welle „[…] daher vorsichtig interpretiert wer-
den, weil sie zufällig sein können oder Teil von Schwankungen, die durch 
unberücksichtigte Faktoren und Stichprobenfehler zustande kommen“ 
(Baumgartner/Fux 2004: 117f.). Gewissheit über die Konsistenz der Ergeb-
nisse können lediglich wiederholte Analysen, die ggf. auch auf anderen Da-
tenquellen basieren, liefern. Ein weiteres Forschungsdesiderat der vorliegen-
den Dissertation ist die fehlende empirische Berücksichtigung südeuropäi-
scher und liberaler Länder, die zwar immer wieder in die theoretische Dis-
kussion einbezogen wurden, doch aufgrund mangelnder Daten im GGS (Ita-
lien ist zwar im GGS enthalten, doch fehlen Angaben über die Aufteilung der 
Hausarbeiten) keinen Eingang in die Analyse gefunden haben. Denkbar wäre, 
die Analyse durch eine Ergänzung anderer Datenquellen, wie beispielsweise 
ein Matching des Generations and Gender Surveys mit dem britischen Haus-
haltspanel, zu erweitern. 
Im Rahmen zukünftiger Studien könnte der Fokus des Zusammenspiels 
von Machtverhältnissen und innerhäuslichen Arbeitsteilungsarrangements in 
Paarbeziehungen auf transnationale Pflegemigrationsprozesse verschoben 
werden. Globale Ökonomisierungstendenzen führen zu einer vermehrten 
Auslagerung von Hausarbeiten, einer zunehmenden außerhäuslichen Er-
werbsbeteiligung von Frauen in westlichen Gesellschaften und zu einer Be-
günstigung von Pflegemigration (auf europäischer Ebene umfasst dies insbe-
sondere eine Ost-West-Binnenmigration, auf globaler Ebene eine verstärkte 
Süd-Nord-Migration). Nicht nur innerhäusliche Arbeitsteilungsarrangements 
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sind durch eine Persistenz der traditionellen Aufgabenteilung gekennzeich-
net, sondern auch die Arbeitskräftemigration im Bereich der Pflege zeichnet 
sich überwiegend durch weibliche Arbeitskräfte im Kontext globaler Macht-
verhältnisse aus. Die Perspektivenverschiebung von der innerhäuslichen 
Arbeitsteilung auf die Pflegemigration verdeutlicht die Intersektionalität von 
‚Gender and Care‘, da die private Versorgungsarbeit nicht nur feminisiert, 
vielmehr auch ethnisiert wird. Die zunehmende Ausdifferenzierung sozialer 
Ungleichheiten betrifft im Spezifischen den Bereich von Genderungleichhei-
ten, der durch das Ideal einer absoluten Gleichheit vorangetrieben wird – 
welches gleichwohl Machtverhältnisse in Paarbeziehungen verschleiert – und 
in einer endlosen Spirale von Ressentiments mündet. Genderrollen und 
Genderidentitäten sind in ihrer Vielfalt zu erfassen, anstatt gemäß der „Gend-
eridentitätsfalle“ Gefahr zu laufen, eine liberal-egalitaristische Gleichheits-
















Alexander, Amy C./Welzel, Christian 2014: Eroding patriarchy. The co-
evolution of women’s rights and emancipative values. In: International 
Review of Sociology: Revue Internationale de Sociologie, 1–22.  
Arpino, Bruno/Esping-Andersen, Gøsta/Pessin, Léa 2015: How Do Changes 
in Gender Role Attitudes Towards Female Employment Influence Fertili-
ty? A Macro-Level Analysis. In: European Sociological Review 0 (0), 1–
13. 
Baldwin, David A. 1971: Money and Power. In: The Journal of Politics 33 
(3), 578–614. 
Baldwin, David A. 1978: Power and Social Exchange. In: The American 
Political Science Review 72 (4), 1229–1242. 
Baldwin, Peter 1990: The Politics of Social Solidarity. Class Bases of the 
European Welfare State 1875–1975. Cambridge: Cambridge University 
Press. 
Baldwin, Peter 2003: Der europäische Wohlfahrtsstaat. Konstruktionsversu-
che in der zeitgenössischen Forschung. In: Zeitschrift für Sozialreform 
49 (1), 45–63. 
Bartelheimer, Peter/Büttner, René/Kädtler, Jürgen 2008: Amartya Sens wohl-
fahrtstheoretischer Ansatz Verwirklichungschancen als Konzept zur Be-
urteilung von Arbeitsmarkt und Sozialpolitik. In: http://www.sofi-
goettingen.de/fileadmin/Textarchiv/Kolloquium/Amartya_Sen_21-11-
2008.pdf, zugegriffen am 20.09.2018. 
Batalova, Jeanne A./Cohen, Philip 2002: Premarital Cohabitation and 
Housework: Couples in Cross-National Perspective. In: Journal of Mar-
riage and Family 64, 743–755. 
Baumann, Eveline 2012: Post-Soviet Georgia. It’s a Long, Long Way to 
“Modern” Social Protection… In: Économies et Sociétés 46 (2), 259–
285. 
Baumgartner, Doris A. 2003: Frauen im mittleren Erwerbsalter. Eine Studie 
über das Potenzial erhöhter Arbeitsmarktpartizipation von Frauen. In: 
Beiträge zur sozialen Sicherheit. Forschungsbericht 6 (3), 1–71.  
Baumgartner, Doris A. 2008: Die flexible Frau. Frauenerwerbsarbeit im Wer-
te- und Struturwandel. Zürich: Seismo Verlag. 
Baumgartner, Doris A./Fux, Beat 2004: Und sie bewegen sich doch nicht: die 
Männer. Zur geschlechtsspezifischen Verteilung der Erwerbsarbeit in 
Familien. In: Zimmermann, Erwin/Tillmann, Robin (Hrsg.): Leben in der 
Schweiz 1999–2000. Ein Jahr im Leben der Schweizer Familien und 
Haushalte. Bern u. a.: Peter Lang Verlag, 109–130. 
 
380 
Beck, Ulrich 2008: Risikogesellschaft und die Transnationalisierung sozialer 
Ungleichheiten. In: Berger, Peter A./Weiß, Anja (Hrsg.): Transnationali-
sierung sozialer Ungleichheit. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften.  
Becker, Gary S. 1981: A Treatise on the Family. Cambridge/London: Har-
vard University Press.  
Becker, Gary S. 1982: Ökonomische Erklärung menschlichen Verhaltens. In: 
Boettcher, Erik (Hrsg.): Die Einheit der Gesellschaftswissenschaften. 
Studien in den Grenzbereichen der Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten. Tübingen: Mohr Siebeck. 
Becker-Schmidt, Regina 1987: Die doppelte Vergesellschaftung ‒ die dop-
pelte Unterdrückung. Besonderheiten der Frauenforschung in den Sozi-
alwissenschaften. In: Unterkircher, Lio/Wagner, Ina (Hrsg.): Die andere 
Hälfte der Gesellschaft. Wien: Verlag des österreichischen Gewerk-
schaftsbundes, 10–25. 
Beckers, Tilo 2010: Das Vergleichen von Vergleichen als Validierungsstrate-
gie. Ein Vorschlag für die Sekundärdatenanalyse von Umfragedaten. In: 
http://www.gesis.org/fileadmin/upload/dienstleistung/fachinformationen/
servicepublikationen/sofid/Fachbeitraege/Methoden_10-1-2_FB.pdf, zu-
gegriffen am 20.07.2015. 
Beck-Gernsheim, Elisabeth 1994: Auf dem Weg in die postfamiliale Familie 
– Von der Notgemeinschaft zur Wahlverwandtschaft. In: Beck, Ul-
rich/Beck-Gernsheim, Elisabeth (Hrsg.): Riskante Freiheiten. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp, 115–138. 
Beck, Ulrich/Grande, Edgar 2010: Jenseits des methodologischen Nationa-
lismus. Außereuropäische und europäische Variationen der Zweiten Mo-
derne. In: Soziale Welt 61 (3/4), 187–216. 
Bengtson, Vern L. 2001: Beyond the Nuclear Family. The increasing Im-
portance of Multigenerational Bonds. In: Journal of Marriage and Family 
63, 1–16. 
Berghammer, Caroline/Neuwirth, Norbert 2013: Veränderung in der Auftei-
lung der Hausarbeit nach der Geburt des ersten Kindes. In: Buber-
Ennser, Isabella/Neuwirth, Norbert/Testa, Maria Rita (Hrsg.): Familien-
entwicklung in Österreich 2009–2013. Partnerschaft, Kinderwunsch, 
Kinderbetreuung und ökonomische Situation. Wien: AV-Astoria. 
Bickel, Robert 2007: Multilevel Analysis for Applied Research. It’s Just 
Regression. New York/London: The Guilford Press. 
Bielby, Denise D./Bielby William T. 1989: Family Ties. Balancing Com-
mitments to Work and Family in Dual Earner Households. In: American 
Sociological Review 54, 776–789. 
Blau, Peter M. 1964: Exchange and Power in Social Life. New 
York/London/Sydney: John Wiley. 
 
381 
Blau, Peter M. 1989: Exchange and Power in Social Life. Reciprocity and 
Imbalance. In: http://garfield.library.upenn.edu/classics1989-
/A1989CA26300001.pdf, zugegriffen am 07.07.2015. 
Blau, Peter M. 2005: Sozialer Austausch. In: Adloff, Frank/Mau, Steffen 
(Hrsg.): Vom Geben und Nehmen. Zur Soziologie der Reziprozität. 
Frankfurt am Main/New York: Campus, 125–138. 
Blau, Peter M. 2008: Exchange and Power in Social Life. 12. Auflage. New 
Brunswick/New Jersey: Transaction Publishers. 
Blood, Robert O./Wolfe, Donald M. 1960: Husbands and Wives. The Dy-
namics of Married Living. New York: The Free Press. 
Blossfeld, Hans-Peter 1995: The New Role of Women. Family Formation in 
Modern Societies. Boulder u. a.: Westview Press. 
Blossfeld, Hans-Peter/Drobnič, Sonja 2001: Careers of Couples in Contem-
porary Society. From Male Breadwinner to Dual-Earner Families. Ox-
ford: Oxford University Press. 
Blossfeld, Hans-Peter/Hakim, Catherine 1997: Introduction. A Comparative 
Perspective on Part-Time Work. In: Blossfeld, Hans-Peter/Hakim, Cathe-
rine (Hrsg.): Between Equalization and Marginalization. Women work-
ing Part-Time in Europe and the United States of America. Oxford: 
Oxford University Press, 1–21. 
Blücher, Viggo G. 1966: Die Generation der Unbefangenen. Zur Soziologie 
der jungen Menschen heute. Düsseldorf, Köln: Eugen Diederichs Verlag. 
BMFJ 2018: Bundesministerium für Familien und Jugend. Kinderbetreu-
ungsgeld Geburten ab 01.03.2017. In: https://www.bmfj.gv.at/familie-
/finanzielle-unterstuetzungen-/kinderbetreuungsgeld-ab-1.3.2017/daten-
und-fakten.html, zugegriffen am 22.03.2018. 
BMFSFJ 2013: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend. Familienernährerinnen – Perspektiven für die Zukunft schaffen. In: 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/familie
nernaehrerinnen--perspektiven-fuer-die-zukunft-schaffen-
/82882?view=DEFAULT, zugegriffen am 03.04.2017. 
BMFSFJ 2018: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend. Elterngeld und ElterngeldPlus. In: https://www.bmfsfj.de-
/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/elterngeld/elterngeld-und-
elterngeldplus/73752, zugegriffen am 23.03.2018. 
BMZ 2018: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung. Armut. In: https://www.bmz.de/de/service/glossar-
/A/armut.html, zugegriffen am 17.10.2018. 
Bourdieu, Pierre 2005: Die männliche Herrschaft. Frankfurt am Main: Suhr-
kamp. 
Braun, Daniela/Seher, Nicole/Tausendpfund, Markus/Wolsing, Ansgar 2010: 
Einstellungen gegenüber Immigranten und die Zustimmung zur Europäi-
382 
schen Integration. Eine Mehrebenenanalyse. In: Arbeitspapiere des 
Mannheimer Zentrums für Europäische Sozialforschung 136, 1–56.  
Brehmer, Wolfram/Klenner, Christina/Klammer, Ute 2010: Wenn Frauen das 
Geld verdienen − eine empirische Annäherung an das Phänomen „Fami-
lienernährerin“. In: http://www.familienernaehrerin.de/w/gfx/orig-
/infografiken/130125wegewerk_infografiken-05.png, zugegriffen am 
03.04.2017. 
Brines, Julie 1994: Economic Dependency, Gender, and the Division of La-
bor at Home. In: American Journal of Sociology 100, 652–688. 
Bryk, Anthony S./Raudenbush, Stephen W. 1992: Hierarchical Linear Mod-
els. Applications and Data Analysis Methods. Newbury Park u. a.: Sage.  
Bühlmann, Felix/Elcheroth, Guy/Tettamanti, Manuel 2010: The Division of 
Labour Among European Couples. The Effects of Life Course and Wel-
fare Policy on Value-Practice Configurations. In: European Sociological 
Review 26 (1), 49–66. 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2014: Generations and Gender 
Survey (GGS). In: http://www.bib-demografie.de/DE/Forschung-
/6_Surveys/GGS-/ggs_node.html, zugegriffen am 07.09.2014.  
Burkart, Günter 1998: Auf dem Weg zu einer Soziologie der Liebe. In: Hahn, 
Kornelia/Burkart, Günter (Hrsg.): Liebe am Ende des 20. Jahrhunderts. 
Studien zur Soziologie intimer Beziehungen. Opladen: Leske + Budrich. 
Burkart, Günter 2014: Liebe im Kapitalismus zwischen Geschlechtergleich-
heit und Marktorientierung. In: Gender. Zeitschrift für Geschlecht, Kul-
tur und Gesellschaft 6 (2), 85–101. 
Busch-Heizmann, Anne/Bröckel, Miriam 2015: Die Auswirkungen ge-
schlechts(un)typischer Berufstätigkeiten auf die Aufteilung der Hausar-
beit in Partnerschaften. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozial-
psychologie 67 (3), 475–507. 
Bussemaker, Jet/van Kersbergen, Kees 1994: Gender and Welfare States. 
Some Theoretical Reflections. In: Sainsbury, Diane (Hrsg.): Gendering 
Welfare States. London u. a.: Sage, 8–25. 
Butler, Judith 1999: Gender Trouble. Feminism and the Subversion of Identi-
ty. New York/London: Routledge. 
Butler, Judith 2009: Die Macht der Geschlechternormen und die Grenzen des 
Menschlichen. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 
Carlson, Daniel L./Lynch, Jamie L. 2017: Purchases, Penalties, and Power. 
The Relationship between Earnings and Housework. In: Journal of Mar-
riage and Family 79 (1), 199–224. 
Cesinger, Beate/König, Stefanie/Langhauser, Marc/Leicht, René 2012: Zwei 
Karrieren – Eine Familie? Ergebnisse aus dem Projekt „Durch Selbst-
ständigkeit zur Doppelkarriere? Berufs-, Partnerschafts- und Lebenskon-
zept erfolgreicher Gründerinnen“. In: http://www.dcc-selbstaendig.de-
/vortrag/Broschuere_II.pdf, zugegriffen am 06.07.2015.  
383 
Chesley, Noelle/Flood, Sarah 2017: Signs of Change? At-Home and Bread-
winner Parent’s Housework and Child-Care Time. In: Journal of Mar-
riage and Family 79 (2), 511–534. 
Coleman, James S. 1986: Social theory, social research, and a theory of ac-
tion. In: American Journal of Sociology 91, 1309–1335. 
Coleman, James S. 1990: Foundations of Social Theory. Cambridge/London: 
Harvard University Press. 
Coverman, Shelley 1985: Explaining Husbands’ Participation in Domestic 
Labor. In: The Sociological Quarterly 26 (1), 81–97. 
Cranney, Stephen/Miles, Andrew 2016: Desperate Housewives? Differences 
in Work Satisfaction Between Stay-At-Home and Employed Mothers, 
1972–2012. In: https://doi.org/10.1177/0192513X16663253, zugegriffen 
am 09.12.16. 
Cronbach, Lee J. 1951: Coefficient Alpha and the International Structre of 
Tests. In: Psychometrica 16 (3), 297–334. 
DACH 2011: Kooperation Asylwesen Deutschland – Österreich – Schweiz. 
D-A-C-H-Analyse der Staatendokumentation. Die Lage von Frauen in 
Georgien (häusliche Gewalt und Sozialleistungen für Bedürftige). In: 
https://www.sem.admin.ch/dam/data/sem/internationales/herkunftslaende
r/europa-gus/geo/GEO-lage-frauen-d.pdf, zugegriffen am 26.03.2018. 
Dahl, Robert A. 1968: Power. In: International Encyclopedia of the Social 
Science. New York: Free Press, 405–415. 
Dechant, Anna/Blossfeld, Hans-Peter 2015: Changes in the division of labor 
within highly educated German couples when the first child is born. In: 
Zeitschrift für Familienforschung 27 (3), 373–396. 
Dechant, Anna/Schulz, Florian 2014: Bedingungsszenarien einer partner-
schaftlichen Arbeitsteilung beim Übergang zur Elternschaft in Deutsch-
land. In: Comparative Population Studies – Zeitschrift für Bevölke-
rungswissenschaft 39 (3), 587–614. 
Diekmann, Andreas 2016: Empirische Sozialforschung. Grundlagen, Metho-
den, Anwendungen. 10. Auflage. Reinbek: Rowohlt. 
Dörfler, Sonja/Wernhart, Georg 2016: Die Arbeit von Männern und Frauen. 
Eine Entwicklungsgeschichte der geschlechtsspezifischen Rollenvertei-
lung in Frankreich, Schweden und Österreich. In: Forschungsbericht des 
österreichischen Instituts für Familienforschung 19, 1–81. 
Drobnič, Sonja 1997: Part-Time Work in Central and Eastern European 
Countries. In: Blossfeld, Hans-Peter/Hakim, Catherine (Hrsg.): Between 
Equalization and Marginalization. Women working Part-Time in Europe 
and the United States of America. Oxford: Oxford University Press, 71–
89. 
Duvander, Ann-Zofie/Lappegård, Trude/Andersson, Gunnar 2010: Family 
policy and fertility: fathers’ and mothers’ use of parental leave and con-
384 
tinued childbearing in Norway and Sweden. In: Journal of European So-
cial Policy 20 (1), 45–57. 
Erickson, Rebecca J. 2005: Why Emotion Work Matters: Sex, Gender, and 
the Division of Household Labor. In: Journal of Marriage and Family 67, 
337–351. 
Esping-Andersen, Gøsta 1985: Politics Against Markets. The Social Demo-
cratic Road to Power. Princeton: Princeton University. 
Esping-Andersen, Gøsta 1989: The Three Political Economies of the Welfare 
State. In: Canadian Review of Sociology and Anthropology 26 (2), 10–
36. 
Esping-Andersen, Gøsta 1990: The Three Worlds of Welfare Capitalism. 
Princeton: Princeton University Press. 
Esping-Andersen, Gøsta 1993: Changing Classes. Stratification and Mobility 
in Post-industrial Societies. London u. a.: Sage. 
Esping-Andersen, Gøsta 1999: Social Foundations of Postindustrial Econo-
mies. Oxford: Oxford University Press. 
Esping-Andersen, Gøsta 2002: A New Gender Contract. In: Esping-
Andersen, Gøsta/Gallie, Duncan/Hemerijck, Anton/Myles, John (Hrsg.): 
Why We Need a New Welfare State. Oxford: Oxford University Press, 
68–95. 
Esping-Andersen, Gøsta 2016: Families in the 21st Century. Stockholm: SNS 
Förlag. 
Esping-Andersen, Gøsta/Boertien, Diederik/Bonke, Jens/Gracia, Pablo 2013: 
Couple Specialization in Multiple Equilibria. In: European Sociological 
Review 0 (0), 1–15. 
Esping-Andersen, Gøsta/Korpi, Walter 1987: From Poor Relief to Institu-
tional Welfare States. The Development of Scandinavian Social Policy. 
In: International Journal of Sociology 16 (4), 39–74. 
Esser, Hartmut 1990: „Habits”, „Frames“ und „Rational Choice“. Die 
Reichweite der Theorie der rationalen Wahl (am Beispiel der Erklärung 
des Befragtenverhaltens). Zeitschrift für Soziologie 19 (4), 231–247.  
Ette, Andreas/Hullen, Gert/Leven, Ingo/Ruckdeschel, Kerstin 2007: Genera-
tions and Gender Survey. Dokumentation der Befragung von türkischen 
Migranten in Deutschland. In: Materialien zur Bevölkerungswissenschaft 
121b. Wiesbaden: Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung. 
Europäische Kommission 2018: Beschäftigung, Soziales und Integration. 
Länderprofile. In:  
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1248&langId=en, zugegriffen 
am 30.03.2018. 
European Institute for Gender Equality 2015: Gender Equality Index 2015. 
Measuring gender equality in the European Union 2005–2012. Report. 
In: http://eige.europa.eu/apps-/gei/content/Gender-Equality-Index-
Report-2015.pdf, zugegriffen am 02.07.2015. 
385 
European Social Survey 2018: Data and Documentation. In: https:-
//www.europeansocialsurvey.org/data/, zugegriffen am 26.05.2018. 
Eurostat 2007: Regionen in der Europäischen Union Systematik der Gebiets-
einheiten für die Statistik. In:  
 http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3859598/5902857/KS-RA-07-
020-DE.PDF/1befb64b-4664-4814-880d-f4d1b537b97c?version=1.0, 
zugegriffen am 14.06.2018. 
Eurostat 2017: Datenbank. In: http://ec.europa.eu/eurostat/de/data/database, 
zugegriffen am 06.06.2017. 
Eurostat 2018a: Datenbank. In: http://ec.europa.eu/eurostat/de/data/database, 
zugegriffen am 21.06.2018. 
Eurostat 2018b: Visualisierungen, Apps und Extraktionstools. In: 
http://ec.europa.eu/eurostat/help/first-visit/tools, zugegriffen am 
21.06.2018. 
Flynn, Lindsay 2017: Childcare markets and maternal employment. A typol-
ogy. In: Journal of European Social Policy 27 (3), 260–275. 
Fodor, Eva/Glass, Christy/Kawachi, Janette/Popescu, Livia 2002: Family 
policies and gender in Hungary, Poland, and Romania. In: Communist 
and Post-Communist Studies 35, 475–490. 
Foucault, Michel 1978: Dispositive der Macht. Berlin: Merve. 
Foucault, Michel 1983: Der Wille zum Wissen. Sexualität und Wahrheit 1. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp. 
Foucault, Michel 2015: Analytik der Macht. 6. Auflage. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp. 
French, John R. P./Raven, Bertram 1959: The Bases of Social Power. In: 
http://www.communicationcache.com/uploads/1/0/8/8/10887248/the_bas
es_of_social_power_-_chapter_20_-_1959.pdf; zugegriffen am 
05.08.2015. 
Fuwa, Makiko 2004: Macro-level Gender Inequality and the Division of 
Household Labor in 22 countries. In: American Sociological Review 69 
(6), 751–767. 
Fux, Beat 1994: Der familienpolitische Diskurs. Eine theoretische und empi-
rische Unterschung über das Zusammenwirken und den Wandel von Fa-
milienpolitik, Fertilität und Familie. Berlin: Duncker und Humblot. 
Fux, Beat 2002: Which Models of the Family are Encouraged or Discouraged 
by Different Family Policies? In: Kaufmann, Franz-Xaver/Kuijsten, An-
ton/Schulze, Hans-Joachim/Strohmeier, Klaus P. (Hrsg.): Family Life 
and Family Policies in Europe. Volume 2. Problems and Issues in Com-
parative Perspective. Oxford: Oxford University Press, 363–418. 
Fux, Beat/Baumgartner, Doris A. 1998: Wandel von familialen Lebensfor-
men: Lebensverläufe – Lebensentwürfe. Materialienband 3. Zürich: 
Schlussbericht an den schweizerischen Nationalfonds. 
386 
Galler, Heinz Peter/Ott, Notburga 1990: Zur Bedeutung familienpolitischer 
Maßnahmen für die Familienbildung – eine verhandlungstheoretische 
Analyse familialer Entscheidungsprozesse. In: Felderer, Bernhard 
(Hrsg.): Bevölkerung und Wirtschaft. Berlin: Duncker & Humblot, 111–
134. 
Geist, Claudia 2005: The Welfare State and the Home. Regime Differences in 
the Domestic Division of Labour. In: European Sociological Review 21 
(1), 23–41. 
Gershuny, Jonathan/Fisher, Kimberly 2014: Post-industrious society. Why 
work time will not disappear for our grandchildren. In: Sociology Work-
ing Papers 3, 1–43.  
Giddens, Anthony 1992: Die Konstitution der Gesellschaft. In: Joas, 
Hans/Offe, Klaus (Hrsg.): Theorie und Gesellschaft. Frankfurt am 
Main/New York: Campus.  
Giddens, Anthony 1993: Wandel der Intimität. Sexualität, Liebe und Erotik 
in modernen Gesellschaften. Frankfurt am Main: Fischer Taschenbuch 
Verlag.  
Giesselmann, Marco/Windzio, Michael 2012: Regressionsmodelle zur Ana-
lyse von Paneldaten. In: Sahner, Heinz/Bayer, Michael/Sackmann, Rein-
hold (Hrsg.): Studienskripte zur Soziologie. Wiesbaden: VS Verlag für 
Sozialwissenschaften. 
Gislason, Ingólfur V./Björk Eydal, Guðný 2011: Parental Leave, Childcare 
and Gender Equality in the Nordic Countries. TemaNord Copenhagen: 
Nordic Council of Ministers. 
Goodin, Robert E./Smitsman, Anneloes 2000: Placing Welfare States. The 
Netherlands as a Crucial Test Case. In: Journal of Comparative Policy 
Analysis. Research and Practice 2 (1), 39–64. 
Gottschall, Karin 2000: Soziale Ungleichheit und Geschlecht. Kontinuitäten 
und Brüche, Sackgassen und Erkenntnispotentiale im deutschen soziolo-
gischen Diskurs. Opladen: Leske + Budrich. 
Gottschall, Karin 2018: Arbeit, Beschäftigung und Arbeitsmarkt aus der 
Genderperspektive. In: Böhle, Fritz/Voß, G. Günter/Wachtler, Günther 
(Hrsg.): Handbuch Arbeitssoziologie. Band 2, 3. Auflage. Wiesbaden: 
Springer, 671–698. 
Gouldner, Alvin W. 2005: Etwas gegen nichts. Reziprozität und Asymmetrie. 
In: Adloff, Frank/Mau, Steffen (Hrsg.): Vom Geben und Nehmen. Zur 
Soziologie der Reziprozität. Frankfurt am Main/New York: Campus, 
109–124. 
Grau, Ina 2001: Fünf Formen der Macht in Partnerschaften. In: Bielefelder 
Arbeiten zur Sozialpsychologie 197, 1–15. 
Grau, Ina 2004: Machtverhältnisse in Partnerschaften. In: 
https://www.familienhandbuch.de/partnerschaft/grundlagen-fur-die-
387 
partnerschaft/machtverhaltnisse-in-partnerschaften, zugegriffen am 
07.07.2015. 
Grönlund, Anne/Halldén, Karin/Magnusson, Charlotta 2017: A Scandinavian 
success story? Women’s labour market outcomes in Denmark, Finland, 
Norway and Sweden. In: Acta Sociologica 60 (2), 97–119. 
Grunow, Daniela/Schulz, Florian/Blossfeld, Hans-Peter 2007: Was erklärt die 
Traditionalisierungsprozesse häuslicher Arbeitsteilung im Eheverlauf: 
soziale Normen oder ökonomische Ressourcen? In: Zeitschrift für Sozio-
logie 36, 162–181. 
Gunda Werner Institut 2011: Frauen in Georgien. Gleichberechtigung der 
Geschlechter wiedererlernen. In: https://www.gwi-
boell.de/de/2011/01/31/frauen-georgien-gleichberechtigung-der-
geschlechter-wiedererlernen, zugegriffen am 27.03.2018. 
Gupta, Sanjiv/Evertsson, Marie/Grunow, Daniela/Nermo, Magnus/Sayer, 
Liana C. 2010: Economic inequality and housework. In: Treas, Ju-
dith/Drobnič, Sonja (Hrsg.): Dividing the domestic. Stanford: Stanford 
University Press, 105–122. 
Haarmann, Alexander 2012: Niederlande. Soziale Sicherung zwischen staat-
licher Grundsicherung und For-Profit Versicherern. In: Klenk, Tan-
ja/Weyrauch, Philine/Haarmann, Alexander/Nullmeier, Frank (Hrsg.): 
Abkehr vom Korporatismus? Der Wandel der Sozialversicherungen im 
europäischen Vergleich. Frankfurt/New York: Campus, 365–434. 
Hadler, Markus 2004: Die Mehrebenen-Analyse. Ihre praktische Anwendung 
und theoretische Annahmen. In: Österreichische Zeitschrift für Soziolo-
gie 29 (1), 53–74. 
Hakim, Catherine 1996: Key Issues in Women’s Work. Female Heterogenei-
ty and the Polarisation of Women’s Employment. London: Athlone 
Press. 
Hakim, Catherine 1997: A Sociological Perspective on Part-Time Work. In: 
Blossfeld, Hans-Peter/Hakim, Catherine (Hrsg.): Between Equalization 
and Marginalization. Women working Part-Time in Europe and the Unit-
ed States of America. Oxford: Oxford University Press, 22–70. 
Hakim, Catherine 2000: Work-Lifestyle Choices in the 21st Century. Prefer-
ence Theory.  Oxford: Oxford University Press. 
Hallenbeck, Phyllis N. 1966: An Analysis of Power Dynamics in Marriage. 
In: Journal of Marriage and Family 28 (2), 200–203. 
Heck, Ronald H./Scott, Thomas L./Tabata, Lynn N. 2014: Multilevel and 
Longitudinal Modeling with IBM SPSS. New York/London: Routledge. 
Heer, David M. 1963: The Measurement and Bases of Family Power. An 
Overview. In: Marriage and Family Living 25 (2), 133–139. 
Heidenreich, Martin 1998: Die Gesellschaft im Individuum. In: Schwaetzer, 
Harald/Stahl-Schwaetzer, Henrieke (Hrsg.): L’homme machine? Anthro-
388 
pologie im Umbruch. Hildesheim/Zürich/New York: Georg-Olms-
Verlag, 229–248. 
Held, Thomas 1978: Soziologie der ehelichen Machtverhältnisse. In: Berger, 
Johannes/Büschges, Günter/Matthes, Joachim/Wippler, Reinhard 
(Hrsg.): Soziologische Texte 110. Darmstadt/Neuwied: Luchterhand, 1–
248. 
Held, Thomas/Levy, René 1974: Die Stellung der Frau in Beruf und Familie. 
Eine soziologische Analyse am Beispiel der Schweiz. In: Reihe Soziolo-
gie in der Schweiz 1. Frauenfeld/Stuttgart: Verlag Huber. 
Hirschmann, Albert O. 1970: Exit, Voice and Loyality. Cambridge/London: 
Harvard University Press. 
Hobson, Barbara 1991: Economic Dependency and Women’s Social Citizen-
ship. Some Thoughts on Esping-Andersen’s Welfare State Regimes. 
New Orleans: Paper presented at the Conference on Gender, Citizenship 
and Social Policy, Social Science History Association Meeting. 
Hobson, Barbara 2011: The Agency Gap in Work-Life Balance. Applying 
Sen’s Capabilities Framework Within European Contexts. In: Social Pol-
itics 18 (2), 147–167. 
Hobson, Barbara/Fahlén, Susanne 2009: Competing Scenarios for European 
Fathers. Applying Sen’s Capabilities and Agency Framework to Work-
Family Balance. In: The Annals of the American Academy of Political 
and Social Science 624 (1), 214–233. 
Hobson, Barbara/Oláh, Livia Sz. 2006: Birthstrikes? Agency and Capabilities 
in the Reconciliation of Employment and Family. In: Journal of Marriage 
and the Family Review 39 (3–4), 197–227. 
Hochschild, Arlie R. 1989: The economy of Gratitude. In: Franks, David 
D./McCarthy, E. Doyele (Hrsg.): The Sociology of Emotions. Original 
Essays and Research Papers. Greenwich/London: Jai Press, 95–113. 
Hochschild, Arlie R. 1995: The Culture of Politics. Traditional, Postmodern, 
Cold-modern and Warm-modern Ideals of Care. In: Social Politics 2 (3), 
331–346. 
Hochschild, Arlie R. 1997: The Time Bind. When Work Becomes Home and 
Home Becomes Work. New York: Metropolitan Books. 
Hochschild, Arlie R. 2003: The commercialization of intimate life. Notes 
from home and work. Berkeley u. a.: University of California Press.  
Hollstein, Betina 2005: Reziprozität in familialen Generationenbeziehungen. 
In: Adloff, Frank/Mau, Steffen (Hrsg.): Vom Geben und Nehmen. Zur 
Soziologie der Reziprozität. Frankfurt am Main/New York: Campus, 
109–124. 
Homans, George C. 1974: Social Behavior. Its Elementary Forms. New 
York: Harcourt.  
389 
Hook, Jennifer L. 2010: Gender Inequality in the Welfare State: Sex Segrega-
tion in Housework, 1965–2003. In: American Journal of Sociology 115 
(5), 1480–1523. 
Hosaya, Georg/Koch, Tobias/Eid, Michael 2014: Längsschnittdaten und 
Mehrebenenanalyse. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy-
chologie 66 (1), 189–218. 
Hox, Joop J. 2002: Multilevel Analysis. Techniques and Applications. Mah-
wah: Lawrence Erlbaum Associates. 
Hox, Joop J./Moerbeek, Mirjam/van de Schoot, Rens 2018: Multilevel Anal-
ysis. Techniques and Applications. Third Edition. New York/London: 
Routledge. 
Huinink, Johannes/Feldhaus, Michael 2008: Beziehungs- und Familienent-
wicklung – eine konzeptionelle Einführung in ein Forschungsprogramm. 
In: Feldhaus, Michael/Huinink, Johannes (Hrsg.): Neuere Entwicklungen 
in der Beziehungs- und Familienforschung. Vorstudien zum Beziehungs- 
und Familienentwicklungspanel (pairfam). Würzburg: Ergon Verlag. 
Huinink, Johannes/Konietzka, Dirk 2007: Familiensoziologie. Eine Einfüh-
rung. Frankfurt am Main/New York: Campus Verlag. 









26_adf.ctrl-state%3Dil2qso1bn_95, zugegriffen am 27.03.2018. 
Illouz, Eva 1997: Consuming the Romantic Utopia: Love and the Cultural 
Contradictions of Capitalism. Berkeley u. a.: University of California 
Press. 
Illouz, Eva 2011: Warum Liebe weh tut. Eine soziologische Erklärung. Ber-
lin: Suhrkamp. 
Iversen, Torben/Soskice, David 2006: Electoral Institutions and the Politics 
of Coalitions. Why some Democracies Redistribute More than Others. 
In: American Political Science Review 100 (2), 165–181. 
Jäckle, Sebastian/Schärdel, Julian 2017: Mehrebenenanalyse. In: Jäckle, 
Sebastian (Hrsg.): Neue Trends in den Sozialwissenschaften. Innovative 
Techniken für qualitative und quantitative Forschung. Wiesbaden: Sprin-
ger Fachmedien. 
Kaufmann, Franz-Xaver 1990: Zukunft der Familie. Stabilität, Stabilitätsrisi-
ken und Wandel der familialen Lebensformen sowie ihre gesellschaftli-
chen und politischen Bedingungen. München: C.H. Beck.  
390 
Kaufmann, Franz-Xaver 2003: Varianten des Wohlfahrtsstaats. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp. 
Kaufmann, Jean-Claude 1994: Schmutzige Wäsche. Zur ehelichen Konstruk-
tion von Alltag. Konstanz: UVK.  
Kaufmann, Jean-Claude 1999a: Mit Leib und Seele. Theorie der Haushaltstä-
tigkeit. Konstanz: UVK. 
Kaufmann, Jean-Claude 1999b: Das verstehende Interview. Theorie und 
Praxis. Konstanz: UVK. 
Kelle, Nadiya 2011: Wandel von Erwerbsbeteiligung west-deutscher Frauen 
nach der Erstgeburt – Ein Vergleich der zwischen 1936 und 1965 gebo-
renen Kohorten. In: SOEPpapers on Multidisciplinary Panel Data Rese-
arch 406, 1–69. 
Kersten, Sarah 2016: Individuelle und kantonale Bestimmungsgründe des 
Zeitaufwands für Hausarbeit von erwerbstätigen Frauen und Männern in 
der Schweiz. In: Swiss Journal of Sociology 42 (1), 85–107. 
Kessler, Suzanne J./McKenna, Wendy 1978: Gender. An Ethnomethodologi-
cal Approach. New York: University of Chicago Press.  
Klärner, Andreas/Keim, Sylvia 2011: (Re-)Traditionalisierung und Flexibili-
tät. Intergenerationale Unterstützungsleistungen und die Reproduktion 
von Geschlechterungleichheiten in West- und Ostdeutschland. In: Ber-
ger, Peter A./Hank, Karsten/Tölke, Angelika (Hrsg.): Reproduktion von 
Ungleichheit durch Arbeit und Familie. Wiesbaden: VS Verlag für Sozi-
alwissenschaften, 121–146. 
Klaus, Daniela/Steinbach, Anja 2002: Determinanten innerfamilialer Arbeits-
teilung. Eine Betrachtung im Längsschnitt. In: Zeitschrift für Familien-
forschung 14 (1), 21–43. 
Klein, Uta 2013: Geschlechterverhältnisse, Geschlechterpolitik und Gleich-
stellungspolitik in der Europäischen Union. Eine Einführung. 2. Auflage. 
Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 
Knight, Carly R./Brinton, Mary C. 2017: One Egalitarism or Several? Two 
Decades of Gender-Role Attitude Change in Europe. In: American Jour-
nal of Sociology 122 (5), 1485–1532. 
Knijn, Trudie 2008: Private Responsibility and Some Support. Family Poli-
cies in The Netherlands. In: Ostner, Ilona/Schmitt, Christoph (Hrsg.): 
Family Policies in the Context of Family Change. The Nordic Countries 
in Comparative Perspective. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, 155–173. 
König, René 1966: Alte Probleme und neue Fragen in der Familiensoziolo-
gie. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 18 (1), 
1–20. 
König, Stefanie/Langhauser, Marc 2016: Geschlechterspezifische Hausar-
beitsteilung in Deutschland – die Rolle beruflicher Selbständigkeit, rela-
391 
tiver Ressourcen und traditioneller Rollenorientierung. In: Zeitschrift für 
Familienforschung 28 (3), 289–304. 
Koppetsch, Cornelia 1998: Liebe und Partnerschaft. Gerechtigkeit in moder-
nen Beziehungen. In: Hahn, Kornelia/Burkart, Günter (Hrsg.): Liebe am 
Ende des 20. Jahrhunderts. Studien zur Soziologie intimer Beziehungen. 
Opladen: Leske + Budrich, 111–130. 
Koppetsch, Cornelia/Burkart, Günter 1999: Die Illusion der Emanzipation. 
Zur Wirksamkeit latenter Geschlechtsnormen im Milieuvergleich. Kon-
stanz: UVK. 
Koppetsch, Cornelia/Maier, Maja/Burkart, Günter 1997: Die Illusion der 
Emanzipation. Zwischenbericht zum DFG-Projekt „Geschlechtsnormen 
in Paarbeziehungen im Milieuvergleich“. Freiburg:  Manuskript.  
Koppetsch, Cornelia/Speck, Sarah 2015: Wenn der Mann kein Ernährer mehr 
ist. Berlin: Suhrkamp. 
Korpi, Walter 1978: The Working Class in Welfare Capitalism. Work, Un-
ions and Politics in Sweden. London: Routledge. 
Korpi, Walter 1983: The Democratic Class Struggle. London: Routledge. 
Korpi, Walter 1989: Power, Politics, and State Autonomy in the Develop-
ment of Social Citizenship. Social Rights During Sickness in Eighteen 
OECD Countries Since 1930. In: American Sociological Review 54 (3), 
309–328. 
Korpi, Walter 2000: Faces of Inequality. Gender, Class and Patterns of Ine-
qualities in Different Types of Welfare States. In: 
https://www.researchgate.net/publication-
/31268455_Faces_of_Inequality_Gender_Class_and_Patterns_of_Inequa
lities_in_Different_Types_of_Welfare_Sates, zugegriffen am 
03.03.2016. 
Korpi, Walter/Palme, Joakim 1998: The Paradox of Redistribution and the 
Strategy of Equality. Welfare State Institutions, Inequality and Poverty in 
the Western Countries. In:  American Sociological Review 63 (5), 661–
687. 
Krause, Thomas/Urban, Dieter 2013: Panelanalyse mit Mehrebenenmodellen. 
Eine anwendungsorientierte Einführung. In: Schriftenreihe des Instituts 
für Sozialwissenschaften der Universität Stuttgart 1, 1–43. 
Krebs, Angelika 2000: Einleitung. Die neue Egalitarismuskritik im Über-
blick. In: Krebs, Angelika (Hrsg.): Gleichheit oder Gerechtigkeit. Texte 
der neuen Egalitarismuskritik. Frankfurt am Main: Suhrkamp.  
Kreckel, Reinhard 1993: Doppelte Vergesellschaftung und geschlechtsspezi-
fische Arbeitsmarktstrukturierung. In: Frerichs, Petra/Steinrücke, Marga-
reta (Hrsg.): Soziale Ungleichheit und Geschlechterverhältnisse. Sozial-
strukturanalyse 3. Opladen: Leske + Budrich, 51–64. 
Kreckel, Reinhard 2004: Politische Soziologie sozialer Ungleichheit. 3. erw. 
Auflage. Frankfurt am Main/New York: Campus. 
392 
Kreckel, Reinhard 2006: Soziologie der sozialen Ungleichheit im globalen 
Kontext. In: Forschungsberichte des Instituts für Soziologie der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg. Der Hallesche Graureiher (4), 3–
39. 
Kreyenfeld, Michaela/Hornung, Anne/Kubisch, Karolin 2013: Der deutsche 
Generations and Gender Survey. Einige kritische Betrachtungen zur Va-
lidität der Fertilitätsverläufe. In: Zeitschrift für Bevölkerungswissen-
schaft 38 (1), 29–58. 
Krüger, Helga/Levy, René 2000: Masterstatus, Familie und Geschlecht. Ver-
gessene Verknüpfungslogiken zwischen Institutionen des Lebenslaufs. 
In: Berliner Journal für Soziologie 2000 (3), 379–401. 
Künzler, Jan 1994: Familiale Arbeitsteilung. Die Beteiligung von Männern 
an der Hausarbeit. Dissertation: Universität Würzburg. 
Künzler, Jan 1999: Arbeitsteilung in Ehen und nichtehelichen Lebensge-
meinschaften. In: Klein, Thomas/Lauterbach, Wolfgang (Hrsg.): Nicht-
eheliche Lebensgemeinschaften. Analysen zum Wandel partnerschaftli-
cher Lebensformen. Opladen: Leske + Budrich, 235–268. 
Lam, Chun Bun/McHale, Susan M./Crouter, Ann C. 2012: The Division of 
Household Labor. Longitudinal Changes and Within-Couple Variation. 
In: Journal of Marriage and Family 74 (5), 944–952. 
Langan, Mary/Ostner, Ilona 1991: Geschlechterpolitik im Wohlfahrtsstaat. 
Aspekte im internationalen Vergleich. In: Kritische Justiz 24 (3), 302–
317. 
Langer, Wolfgang 2004: Mehrebenenanalyse. Eine Einführung für Forschung 
und Praxis. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 
Langer, Wolfgang 2009: Mehrebenenanalyse. Eine Einführung für Forschung 
und Praxis. 2. Auflage. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 
Langfeldt, Bettina 2008: Unterschiede und Determinanten der häuslichen 
Arbeitsteilung von kinderlosen Paaren mit und ohne Kinderwunsch. In: 
Bien, Walter/Marbach, Jan H. (Hrsg.): Familiale Beziehungen, Familien-
alltag und soziale Netzwerke. Ergebnisse der drei Wellen des Familien-
survey. 1. Auflage. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 81–
118. 
Leibfried, Stephan 1992: Towards a European Welfare State. On Integrating 
Poverty Regimes into the European Community. In Ferge, Zsu-
zsa/Kolberg, Jon E. (Hrsg.): Social Policy in a Changing Europe. Frank-
furt am Main/New York: Campus, 245–278. 
Leitner, Sigrid 2003: Varieties of familialism. The caring function of the 
family in comparative perspective. In: European Societies 5 (4), 353–
375. 
Leitner, Sigrid 2013: Varianten von Familialismus. Eine historisch verglei-
chende Analyse der Kinderbetreuungs- und Altenpflegepolitiken in kon-
393 
tinentaleuropäischen Wohlfahrtsstaaten. In: Klammer, Ute/Leiber, Simo-
ne/Leitner, Sigrid (Hrsg.): Sozialpolitische Schriften. Band 91, 1–233. 
Leitner, Sigrid/Ostner, Ilona 2000: Von "geordneten" zu unübersichtlichen 
Verhältnissen. Nachholende Modemisierung des Geschlechterarrange-
ments in der deutschen Sozialpolitik? In: Leibfried, Stephan/Wagschal, 
Uwe (Hrsg.): Der deutsche Sozialstaat. Bilanzen, Reformen, Perspekti-
ven. Frankfurt am Main/New York: Campus, 199–231. 
Leitner, Sigrid/Ostner, Ilona/Schratzenstaller, Margit 2004: Einleitung. Was 
kommt nach dem Ernährermodell? Sozialpolitik zwischen Re-
Kommodifizierung und Re-Familialisierung. In: Leitner, Sigrid/Ostner, 
Ilona/Schratzenstaller, Margit (Hrsg.): Wohlfahrtsstaat und Geschlech-
terverhältnis im Umbruch. Was kommt nach dem Ernährermodell? Jahr-
buch für Europa- und Nordamerika-Studien 7. Wiesbaden: Springer 
Fachmedien, 9–27. 
Lesthaeghe, Ron 1992: Der zweite demographische Übergang in den westli-
chen Ländern. Eine Deutung. In: Zeitschrift für Bevölkerungswissen-
schaft 18 (3), 313–354. 
Leupold, Andrea 1983: Liebe und Partnerschaft. Formen der Codierung von 
Ehen. In: Zeitschrift für Soziologie 12 (4), 297–327. 
Levy, René/Ernst, Michèle 2002: Lebenslauf und Regulation in Paarbezie-
hungen: Bestimmungsgründe der Ungleichheit familialer Arbeitsteilung. 
In: Zeitschrift für Familienforschung 14 (2), 103–131. 
Levy, René/Widmer, Eric/Kellerhals, Jean 2002: Modern family or moder-
nized family traditionalism? Master status and the gender order in Swit-
zerland. In: Electronic Journal of Sociology 6 (4), 1–42. 
Lewis, Jane 1992: Gender and the Development of Welfare Regimes. In: 
Journal of European Social Policy 2 (3), 159–173. 
Lewis, Jane 1997: Gender and Welfare Regimes: Further Thoughts. In: So-
cial Politics 4 (2), 160–177. 
Lewis, Jane 2001: The Decline of the Male Breadwinner Model. Implications 
for Work and Care. In: Social Politics 8 (2), 152–169. 
Lewis, Jane/Knijn, Trudie/Martin, Claude/Ostner, Ilona 2008: Patterns of 
Development in Work/Family Reconciliation Policies for Parents in 
France, Germany, the Netherlands, and the UK in the 2000s. In: Social 
Politics 15 (3), 261–286. 
Lewis, Jane/Ostner, Ilona 1994: Gender and the Evolution of European So-
cial Policies. In: Zes-Arbeitspapier 4 (94), 1–63. 
Lewis, Jane/Ostner, Ilona 1995: Gender and the Evolution of European So-
cial Policy. In: Leibfried, Stephan/Pierson, Paul (Hrsg.): European Social 
Policy. Between Fragmentation and Integration. Washington, DC: Broo-
kings Institution. 
Liebhart, Karin/Peto, Andrea/Schiffbänker, Annemarie/Stoilova, Rumiana 
2003: Familienpolitische Maßnahmen in Österreich, Bulgarien und Un-
394 
garn. In: Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft 32 (4), 417–
427.  
Lijphart, Arend 1968: The Politics of Accomodation. Pluralism and Democ-
racy in the Netherlands. Berkeley: University of Califonia Press. 
Lipset, Seymour M./Rokkan, Stein 1967: Cleavages Structures, Party Sys-
tem, and Voter Alignments. An Introduction. In: Lipset, Seymour 
M./Rokkan, Stein (Hrsg.): Party Systems and Voter Alignments. Cross-
National Perspectives. New York/London: The Free Press, 1–64. 
Lois, Daniel 2008: Arbeitsteilung, Berufsorientierung und Partnerschaftssta-
bilität. Ehen und nichteheliche Lebensgemeinschaften im Vergleich. In: 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 60 (1), 53–77. 
Lois, Daniel 2015: Mehrebenenanalyse mit SPSS. Grundlagen und Erweite-
rungen. In: https://www.unibw.de/hum-bildungswissenschaft-
/professuren/swm-/methodenskripte/mehrebenenanalyse-mit-spss-
grundlagen-und-erweiterungen.pdf, zugegriffen am 23.10.2015. 
Lott, Yvonne 2009: Verwaltung und Entscheidung – Bestimmt das individu-
elle Einkommen die Machtverteilung in Paarbeziehungen? In: Kölner 
Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 61 (3), 327–353. 
Lott, Yvonne 2012: Who Has It and Who Gets It? The Role of Gender, Re-
sources, and Transitions for Power within Couples. Dissertation: Univer-
sität Bremen. 
Löw, Martina 2001: Raumsoziologie. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 
Löw, Martina 2009: Die Machtfrage im Geschlechterverhältnis. Zur Einfüh-
rung. In: Löw, Martina (Hrsg.): Geschlecht und Macht. Analysen zum 
Spannungsfeld von Arbeit, Beruf und Familie. 1. Auflage. Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 7–15. 
Ludwig-Mayerhofer, Wolfgang/Gartner, Hermann/Allmendinger, Jutta 2006: 
The Allocation of Money in Couples: The End of Inequality? Allokation 
von Geld in Paarbeziehungen: Das Ende der Ungleichheit? In: Zeitschrift 
für Soziologie 35 (3), 212–226. 
Manow, Philip 2007: Wahlregeln, Klassenkoalitionen und Wohlfahrtsregime 
– oder: wie man Esping-Andersen mit Stein Rokkan erklären kann. In: 
Zeitschrift für Soziologie 36 (6), 414–430. 
Marold, Julia 2009: Mütter im Spannungsfeld zwischen Kind und Beruf. Der 
Weg vom Ernährer- zum Zweiverdienermodell im Spiegel familienpoliti-
scher und geschlechterkultureller Entwicklungen in Deutschland, Däne-
mark und den Niederlanden. In: Zeitschrift für Familienforschung 21 (1), 
54–85. 
Mau, Steffen/Verwiebe, Roland 2009: Die Sozialstruktur Europas. Konstanz: 
UVK. 
McClintock, Elizabeth 2017: Occupational Sex Composition and Gendered 
Housework Performance. Compensation or Conventionality? In: Journal 
of Marriage and Family 79 (2), 475–510. 
395 
Meuwly, Nathalie/Wilhelm, Peter/Eicher, Véronique/Perrez, Meinrad 2011: 
Welchen Einfluss hat die Aufteilung von Hausarbeit und Kinderbetreu-
ung auf Partnerschaftskonflikte und Partnerschaftszufriedenheit bei be-
rufstätigen Paaren? In: Zeitschrift für Familienforschung 23 (1), 37–56. 
Motakef, Mona/Wimbauer, Christine 2015: Paardynamiken von Familiener-
nährerinnen im Milieuvergleich. In: https://www.querelles-net.de-
/index.php/qn/article/view/1199/1314, zugegriffen am 03.04.2017. 
Motiejunaite, Akvile/Kravchenko, Zhanna 2008: Family policy, employment 
and gender-role attitudes. A comparative analysis of Russia and Sweden. 
In: Journal of European Social Policy 18 (1), 38–49. 
Münch, Richard 2002: Soziologische Theorie. Handlungstheorie. 2. Band. 
Frankfurt am Main/New York: Campus. 
Newman, Katherine S. 2012: The Accordion Family. Boomerang Kids, Anx-
ious Parents, and the Private Toll of Global Competition. Boston: Beacon 
Press. 
Nioradze, Ana/Earle, Alison/Bowser, Diana 2016: Strengthening Health 
Systems by Empowering Women Paternity Leave – Policy Analysis and 
Development Framework. In: Caucasus Social Science Review 3 (1), 1–
36. 
Nitsche, Natalie/Grunow, Daniela 2016: Housework over the course of rela-
tionships: Gender ideology, resources, and the division of housework 
from a growth curve perspective. In: Advances in Life Course Research 
29, 80–94. 
Nussbaum, Martha C. 1995: Women, Culture and Development. Oxford: 
Clarendon Press. 
Nussbaum, Martha C. 1999: Gerechtigkeit oder das Gute Leben. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp. 
Nussbaum, Martha C. 2000: Women and Human Development. The Capabil-
ities Approach. Cambridge: Cambridge University Press. 
Nussbaum, Martha C. 2003: Frauen und Arbeit. Der Fähigkeitenansatz. In: 
Zeitschrift für Wirtschaft und Unternehmensethik 4 (1), 8–31. 
Nussbaum, Martha C. 2013: Political Emotions. Why Love matters for Jus-
tice. Cambridge/ London: Harvard University Press. 
OECD 2017: Part-time employment rate. In: https://data.oecd.org/emp/part-
time-employment-rate.htm, zugegriffen am 30.05.2017. 
OECD 2018: Family Database. In: http://stats.oecd.org-
/Index.aspx?DataSetCode=FAMILY, zugegriffen am 02.03.2018. 
Ogburn, William F. 1969: Kultur und sozialer Wandel. In: Maus, 
Heinz/Fürstenberg, Friedrich (Hrsg.): Soziologische Texte. 56. Band. 
Neuwied/Berlin: Luchterhand Verlag. 
Olson, David H./Cromwell, Ronald E. 1975: Power in Families. In: Olson, 
David H./   Cromwell, Ronald E. (Hrsg.): Power in Families. New York: 
Wiley, 3–11. 
396 
Opp, Karl-Dieter 1983: Die Entstehung sozialer Normen. Ein Integrations-
versuch soziologischer, sozialpsychologischer und ökonomischer Erklä-
rungen. Tübingen: J. C. B. Mohr. 
Orloff, Ann S. 1993a: Gender and the Social Rights of Citizenship. The 
Comparative Analysis of Gender Relations and Welfare States. In: 
American Sociological Review 58 (3), 303–328. 
Orloff, Ann S. 1993b: The Politics of Pensions. A Comparative Analysis of 
Britain, Canada, and the United States, 1880–1940. Madison/Wisconsin: 
University of Wisconsin Press. 
Osmond, Marie W. 1978: Reciprocity. A Dynamic Model and a Method to 
Study Family Power. In: Journal of Marriage and the Family 40 (1), 49–
61. 
Ostner, Ilona 1978: Beruf und Hausarbeit. Die Arbeit der Frauen in unserer 
Gesellschaft. Frankfurt am Main/New York: Campus.  
Ostner, Ilona 1993: Slow Motion. Women, Work and the Family in Germa-
ny. In: Lewis, Jane (Hrsg.): Women and Social Policies in Europe. Work, 
Family and the State. Aldershot: Edward Elgar, 92–115. 
Ostner, Ilona 1995: Arm ohne Ehemann? Sozialpolitische Regulierung von 
Lebenschancen für Frauen im internationalen Vergleich. In: Aus Politik 
und Zeitgeschichte 36/37, 3–12. 
Ostner, Ilona 1998: Soziale Ungleichheit, Ressentiment und Frauenbewe-
gung. Eine unendliche Geschichte? In: Friedrichs, Jürgen/Lepsius, Rai-
ner M./Mayer, Karl U. (Hrsg.): Die Diagnosefähigkeit der Soziologie. 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie. Sonderheft 38, 
383–403. 
Ostner, Ilona 2003: ‘Individualisation’ – The Origins of the Concept and Its 
Impact on German Social Policies. In: Social Policy and Society 3 (1), 
47–56. 
Ostner 2004a: Familiale Solidarität. In: Beckert, Jens/Eckert, Julia/Kohli, 
Martin/Streeck, Wolfgang (Hrsg.): Transnationale Solidarität. Chancen 
und Grenzen. Frankfurt am Main/New York: Campus, 78–94. 
Ostner, Ilona 2004b: Review Essay. Aus Anlass eines Geburtstags. „Gender 
and Welfare Revisited“. In: Leitner, Sigrid/Ostner, I-
lona/Schratzenstaller, Margit (Hrsg.): Wohlfahrtsstaat und Geschlechter-
verhältnis im Umbruch. Was kommt nach dem Ernährermodell? Jahr-
buch für Europa- und Nordamerika-Studien 7. Wiesbaden: Springer 
Fachmedien, 44–61. 
Ostner, Ilona/Schmitt, Christoph 2008a: Introduction. In: Ostner, Ilo-
na/Schmitt, Christoph (Hrsg.): Family Policies in the Context of Family 
Change. The Nordic Countries in Comparative Perspective. Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 9–36. 
Ostner, Ilona/Schmitt, Christoph 2008b: Conclusion. In: Ostner, Ilo-
na/Schmitt, Christoph (Hrsg.): Family Policies in the Context of Family 
397 
Change. The Nordic Countries in Comparative Perspective. Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 203–212. 
Ott, Notburga 1989: Familienbildung und familiale Entscheidungsfindung 
aus verhandlungstheoretischer Sicht. In: Wagner, Gert/Ott, Not-
burga/Hoffmann-Nowotny, Hans-Joachim (Hrsg.): Familienbildung und 
Erwerbstätigkeit im demographischen Wandel. Berlin u. a.: Springer, 
97–116. 
Ott, Notburga 1992: Intrafamily Bargaining and Household Decision. Berlin 
u. a.: Springer. 
Ott, Notburga 1998: Der familienökonomische Ansatz von Gary S. Becker. 
In: Pies, Ingo/Leschke, Martin (Hrsg.): Gary Beckers ökonomischer Im-
perialismus. Konzepte der Gesellschaftstheorie. Tübingen: Mohr Sie-
beck, 63–90. 
Ott, Notburga 1999: The Economics of Gender. Der neoklassische Erklä-
rungsansatz zum Geschlechterverhältnis. In: Dausien, Bettina/Hermann, 
Martina/Oechsle, Mechtild/Schmerl, Christiane/Stein-Hilbers, Marlene 
(Hrsg.): Erkenntnisprojekt Geschlecht. Feministische Perspektiven ver-
wandeln Wissenschaft. Opladen: Leske + Budrich, 167–196. 
Ott, Notburga 2001: Der Erklärungsansatz der Familienökonomik. In: Hui-
nink, Johannes/Strohmeier, Klaus P./Wagner, Michael (Hrsg.): Solidari-
tät in Partnerschaft und Familie. Zum Stand familiensoziologischer The-
oriebildung. Würzburg: Ergon, 129–143. 
Pahl, Jan 1983: The allocation of money and structuring of inequality within 
marriage. Sociological Review 31, 237–262. 
Parsons, Talcott 1963: On the Concept of Political Power. Proceedings of the 
American Philosophical Society 107 (3), 232–262. 
Pascall, Gillian/Manning, Nick 2000: Gender and social policy. Comparing 
welfare states in Central and Eastern Europe and the former Soviet Un-
ion. In: Journal of European Social Policy 10 (3), 240–266. 
Perrucci, Carolyn C./Potter, Harry R./Rhoads, Deborah L. 1978: Determi-
nants of Male Family-Role Performance. Psychology of Women Quarter-
ly 3 (1), 53–66. 
Pfau-Effinger, Birgit 2005: Welfare State Policies and the Development of 
Care Arrangements. In: European Societies 7 (2), 321–347. 
Pfau-Effinger, Birgit/Smidt, Maike 2011: Differences in Women’s employ-
ment patterns and family policies: eastern and western Germany. In: 
Community, Work & Family 14 (2), 217–232. 
Plantenga, Janneke/Remery, Chantal/Figueiredo, Hugo/Smith, Mark 2009: 
Towards a European Union Gender Equality Index. In: Journal of Euro-
pean Social Policy 19 (1), 19–33. 
Plewis, Ian 1989: Comment on ,Centering‘ predictors in multilevel analysis. 
Choices and consequences. In: Multilevel Modeling Newsletter 1 (2), 
10–12. 
398 
Prokop, Ulrike 1976: Weiblicher Lebenszusammenhang. Von der Be-
schränktheit der Strategien und der Unangemessenheit der Wünsche. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp. 
Rabe-Hesketh, Sophia/Skrondal, Anders 2012: Multilevel and Longitudinal 
Modeling Using Stata. Volume 1: Continuous Responses. Third Edition. 
Texas: Stata Press. 
Raudenbush, Stephan W. 1989: Centering’ predictors in multilevel analysis: 
Choices and consequences. Multilevel Modelling Newsletter 1 (2), 10–
12. 
Raudenbush, Steven W./Bryk, Anthony S. 2002: Hierarchial Linear Models. 
Applications and Data Analysis Methods. 2. Ausgabe. Thousand Oaks u. 
a.: Sage.  
Rawls, John 1971: A Theory of Justice. Cambridge/London: Harvard Univer-
sity Press. 
Rawls, John 1993: Political Liberalism. New York: Columbia University 
Press. 
Rawls, John 1996: Eine Theorie der Gerechtigkeit. 9. Auflage. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp. 
Robila, Mihaela 2012: Family Policies in Eastern Europe. A Focus on Paren-
tal Leave. In: Journal of Child and Family Studies 21 (1), 32–41. 
Rodman, Hayman 1970: Eheliche Macht und der Austausch von Ressourcen 
im kulturellen Kontext. In: Lüschen, Günther/Lupri, Eugen (Hrsg.): So-
ziologie der Familie. Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycho-
logie. Sonderheft 14, 121–143. 
Röhler, Heiko/Steinbach, Anja/Huinink, Johannes 2000: Hausarbeit in Part-
nerschaften. Zur Erklärung geschlechtstypischer Arbeitsteilung in nicht-
ehelichen und ehelichen Lebensgemeinschaften. In: Zeitschrift für Fami-
lienforschung 12 (2), 21–53.  
Rokkan, Stein 1999: State Formation, Nation Building and Mass Politics in 
Europe. In: Flora, Peter/Kuhnle, Stein/Urwin, Derek (Hrsg.): State For-
mation, Nation Building and Mass Politics in Europe. The Theory of 
Stein Rokkan. Oxford: Oxford University Press, 93–401. 
Rosenfeld, Rachel A./Birkelund, Gunn E. 1995: Women’s Part-Time Em-
ployment. A Cross-National Comparison. In: European Sociological Re-
view 11 (2), 111–134. 
Rostgaard, Tine 2004: Family Support Policy in Central and Eastern Europe. 
A Decade and a Half of Transition. In: https://pure.sfi.dk/ws-
/files/309695/133733e.pdf, zugegriffen am 24.02.2018. 
Sainsbury, Diane 1994: Gendering Welfare States. London u. a.: Sage. 
Sainsbury, Diane 1996: Gender Equality and Welfare States. Cambridge: 
Cambridge University Press. 
Safilios-Rothschild, Constantina 1969: Patterns of Familial Power and Influ-
ence. In: Sociological Focus 2 (3), 7–19. 
399 
Safilios-Rothschild, Constantina 1975: The dimensions of power distribution 
in the family. In: Christ, Jacob/Grunebaum, Henry (Hrsg.): Marriage 
Problems and Their Treatment. Boston: Little, Brown. 
Safilios-Rothschild, Constantina 1976: A Macro- and Micro-Examination of 
Family Power and Love. An Exchange Model. In: Journal of Marriage 
and Family 38 (2), 355–362. 
Saxonberg, Steven/ Sirovátka, Tomáš 2006: Failing Family Policy in Post-
Communist Central Europe. In: Journal of Comparative Policy Analysis 
8 (2), 185–202. 
Saxonberg, Steven/Szelewa, Dorota 2007: The Continuing Legacy of the 
Communist Legacy? The development of family policies in Poland and 
the Czech Republic. In: Social Politics 14 (3,1), 351–379. 
Sayer, Liana C. 2010: Trends in Housework. In: Treas, Judith/Drobnič, Sonja 
(Hrsg.): Dividing the domestic. Stanford: Stanford University Press, 19–
38. 
Schleutker, Elina 2014: Fertilität, Familienpolitik und Wohlfahrtsregime. In: 
Comparative Population Studies 39 (1), 157–194. 
Schmid, Beat/Schön-Bühlmann, Jacqueline 2003: Auf dem Weg zur Gleich-
stellung? Frauen und Männer in der Schweiz. Rollenteilung im Haushalt. 
Neuchâtel: Bundesamt für Statistik. 
Schmidt, Uwe 2002: Deutsche Familiensoziologie. Entwicklung nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Wiesbaden: Springer Fachmedien. 
Schmitt, Christian/Trappe, Heike 2010: Gender Relations in Central and 
Eastern Europe – Change or Continuity? Introduction to the Special Is-
sue. In: Zeitschrift für Familienforschung 22 (3), 261–265. 
Schneider, Klaus 2010: Wohlstand, Armut und Befähigungschancen. In: 
Forum für Politik, Gesellschaft und Kultur 295, 17–20. 
Schneider, Daniel 2012: Gender Deviance and Household Work. The Role of 
Occupation. In: American Journal of Sociology 117 (4), 1029–1072. 
Schober, Pia/Zoch, Gundula 2015: Kürzere Elternzeit von Müttern – gleich-
mäßigere Aufteilung der Familienarbeit? In: DIW Wochenbericht 50, 
1190–1196. 
Schulz, Florian 2010: Verbundene Lebensläufe. Partnerwahl und Arbeitstei-
lung zwischen neuen Ressourcenverhältnissen und traditionellen Ge-
schlechterrollen. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften.  
Schulz, Florian/Blossfeld, Hans-Peter 2006: Wie verändert sich die häusliche 
Arbeitsteilung im Eheverlauf? Eine Längsstudie der ersten 14 Ehejahre 
in Westdeutschland. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy-
chologie 58 (1), 23–49. 
Sen, Amartya K. 1970: The Impossibility of a Paretian Liberal. In: Journal of 
Political Economy 78 (1), 152–157.  
Sen, Amartya K. 1987: The Standard of Living. Cambridge: Cambridge Uni-
versity Press. 
400 
Sen, Amartya K. 1992: Inequality Re-Examined. Oxford: Russell Sage Foun-
dation. 
Sen, Amartya K. 1994: Economics and the Family. In: Uberoi, Patricia 
(Hrsg.): Family, Kinship and Marriage in India. Oxford: Oxford Univer-
sity Press, 452–465. 
Sen, Amartya K. 1999: Development as Freedom. Oxford: Oxford University 
Press. 
Sen, Amartya K. 2004: Capabilities, Lists, and Public Reason. Continuing the 
Conversation. In: Feminist Economics 10 (3), 77–80. 
Sen, Amartya 2007: Die Identitätsfalle. Warum es keinen Krieg der Kulturen 
gibt. München: C. H. Beck. 
Sen, Amartya K. 2010a: Die Idee der Gerechtigkeit. München: C.H. Beck. 
Sen, Amartya K. 2010b: The Idea of Justice. London u. a.: Penguin Books. 
SFB 1342 2018: Globale Entwicklungsdynamiken von Sozialpolitik. Zu-
sammenfassung des Forschungsprogramms. In: 
http://www.socialpolicydynamics.de/f-/f8531f9672.pdf, zugegriffen am 
06.10.2018. 
Shaver, Sheila 1989: Gender, Class and the Welfare State. The Case of In-
come Security in Australia. In: Feminist Review 32, 90–110. 
Shavit, Yossi/Blossfeld, Hans-Peter 1993: Persistent Inequality. Changing 
Educational Attainment in Thirteen Countries. Boulder u. a.: Westview 
Press. 
Simmel, Georg 1985: Fragmente aus einer Philosophie der Liebe. In: Dahme, 
Heinz-Jürgen/Köhnke, Klaus Christian (Hrsg.): Schriften zur Philosophie 
und Soziologie der Geschlechter. Frankfurt am Main: Suhrkamp, 177–
182. 
Simmel, Georg 1989: Rosen. Eine soziale Hypothese. In: Dahme, Heinz-
Jürgen/Rammstedt, Otthein (Hrsg.): Georg Simmel. Schriften zur Sozio-
logie. 3. Auflage. Frankfurt am Main: Suhrkamp, 169–172. 
Simmel, Georg 1992: Soziologie. Untersuchungen über die Formen der Ver-
gesellschaftung. Gesamtausgabe. Band 11. Frankfurt am Main: Suhr-
kamp. 
Snijders, Tom A. B./Bosker, Roel J. 1999: Multilevel Analysis. An Introduc-
tion to Basic and Advanced Multilevel Modeling. London u. a.: Sage. 
Snijders, Tom A. B./Bosker, Roel J. 2012: Multilevel Analysis. An Introduc-
tion to Basic and Advanced Multilevel Modeling. 2nd Edition. Los Ange-
les u. a.: Sage. 
Solga, Heike/Wimbauer, Christine 2005: Wenn zwei das Gleiche tun. Ideal 
und Realität sozialer Ungleichheit in Dual Career Couples. Opladen: 
Budrich. 
Stafford, Rebecca/Backman, Elaine/Dibona, Pamela 1977: The division of 
labor among cohabiting and married couples. In: Journal of Marriage and 
the Family 39 (1), 43–54. 
401 
Stamm, Margrit 2016: Machen Väter tatsächlich einen Unterschied? Zu ihrer 
Rolle auf dem Weg zum Schulerfolg ihres Kindes. In: 
http://margritstamm.ch/images-
/Bericht%20Tarzan%20Januar%202016.pdf, zugegriffen am 21.02.2016. 
Stanton, Elizabeth A. 2007: The Human Development Index. A History. In: 
Political Economy Research Institute. Workingpaper Series 127, 1–36. 
Statistisches Bundesamt 2015: Qualität der Arbeit. In: 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit-
/QualitaetDerArbeit.html?cms_gtp=318944_slot%253D3&https=1, zu-
gegriffen am 27.08.2015. 




gegriffen am 02.11.2018. 
Statistisches Bundesamt 2018b: NUTS-Klassifikation. Die Einteilung der 
Europäischen Union in EU-Regionen 
https://www.destatis.de/Europa/DE/MethodenMetadaten-
/Klassifikationen/UebersichtKlassifikationen_NUTS.html, zugegriffen 
am 14.06.2018.  
Stegmüller, Daniel 2013: How Many Countries for Multilevel Modeling? A 
Comparison of Frequentist and Bayesian Approaches. In: American 
Journal of Political Science 57 (3), 748–761. 
Stiglitz, Joseph/Sen, Amartya/Fitoussi, Jean-Paul 2009: The measurement of 
economic performance and social progress revisited. Reflections and 
Overview. In: Sciences Po 33, 1–63. 
Sundström, Aksel/Stockemer, Daniel 2015: What determines women’s polit-
ical representation at the local level? A fine-grained analysis of the Euro-
pean regions. In: International Journal of Comparative Sociology 56 (3–
4), 254–274. 
Szelewa, Dorota/Polakowski, Michal P. 2008: Who cares? Changing patterns 
of childcare in Central and Eastern Europe. In: Journal of European 
Social Policy 18 (2), 115–131.  
Szikra, Dorottya/Szelewa, Dorota 2009: Passen die mittel- und osteuropäi-
schen Länder in das „westliche“ Bild? Das Beispiel der Familienpolitik 
in Ungarn und Polen. In: Klenner, Christina/Leiber, Simone (Hrsg.): 
Wohlfahrtsstaaten und Geschlechterungleichheit in Mittel- und Osteuro-
pa. Kontinuität und postsozialistische Transformation in den EU-
Mitgliedsstaaten. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 85–
120. 
Tamm, Marcus 2018: Fathers’ Parental Leave-Taking, Childcare Involve-
ment and Mothers’ Labor Market Participation. In: Ruhr Economic Pa-
pers 773, 1–23. 
402 
Tannen, Deborah 1991: Du kannst mich einfach nicht verstehen. Warum 
Männer und Frauen aneinander vorbeireden. Hamburg: Ernst Kabel Ver-
lag. 
Teplova, Tatyana 2007: Welfare State Transformation, Childcare, and Wom-
en’s Work in Russia. In: Social Politics 14 (3,1), 284–322.  
Trappe, Heike/Pollmann-Schult, Matthias/Schmitt, Christian 2015: The Rise 
and Decline of the Male Breadwinner Model: Institutional Underpin-
nings and Future Expectations. In: European Sociological Review 32 (2), 
230–242. 
Tyrell, Hartmann 1987: Romantische Liebe – Überlegungen zu ihrer »quanti-
tativen Bestimmtheit«. In: Baecker, Dirk/Markowitz, Jürgen/Stichweh, 
Rudolf/Tyrell, Hartmann/Willke, Helmut (Hrsg.): Theorie als Passion. 
Niklas Luhmann zum 60. Geburtstag. Frankfurt am Main: Suhrkamp, 
570–599.  
UNICEF 1999: Women in Transition. A summary. Regional Monitoring 
Report No. 6. In: https://www.unicef-
irc.org/publications/pdf/monee6sume.pdf, zugegriffen am 26.03.2018. 
United Nations Development Programme 2015: Human Development Re-
ports. In: http://hdr.undp.org/en, zugegriffen am 30.06.2015. 
United Nations Economic Commission for Europe 2015: Generations and 
Gender Programme. In: http://www.unece.org/population/ggp.html, zu-
gegriffen am 15.07.2015. 




zugegriffen am 17.10.2018. 
Urban, Dieter/Mayerl, Jochen 2011: Regressionsanalyse. Theorie, Technik 
und Anwendung. 4. Auflage. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften. 
Van de Kaa, Dirk 1987: Europe’s Second Demographic Transition. In: Popu-
lation Bulletin 42 (1), 1–59. 
Van der Lippe, Tanja/de Ruijter, Judith/de Ruijter, Esther/Raub, Werner 
2011: Persistent Inequalities in Time Use between Men and Women. A 
Detailed Look at the Influence of Economic Circumstances, Policies, and 
Culture. In: European Sociological Review 27 (2), 164–179. 
Verkerk, Marian/Van Busschbach, Jan/Karssing, Edgar 2001: Health-related 
quality of life research and the capability approach of Amartya Sen. In: 
Quality of Life Research 10 (1), 49–55. 
Vogel, Claudia 2009: Teilzeitbeschäftigung – Ausmaß und Bestimmungs-
gründe der Erwerbsübergänge von Frauen. In: Zeitschrift für Arbeits-
marktforschung 42 (2), 170–181. 
Walby, Sylvia 1989: Theorising Patriarchy. In: Sociology, 23 (2), 213–234. 
403 
Walby, Sylvia 1990a: Theorising Patriarchy. Oxford/Cambridge: Blackwell. 
Walby, Sylvia 1990b: From Private to Public Patriarchy. The Periodisation of 
British History. In: Women’s Studies International Forum 13 (1–2), 91–
104. 
Walby, Sylvia 2004: The European Union and Gender Equality. Emergent 
Varieties of Gender Regime. In: Social Politics 11 (1), 4–29. 
Walby, Sylvia 2009: Globalization and Inequalities. Complexity and Con-
tested Modernities. London u. a.: Sage.  
Weber, Max 1972: Wirtschaft und Gesellschaft. 5. Auflage. Tübingen: J. C. 
B. Mohr. 
Weltbank 2017: Gini Index (World Bank Estimate). Metadata. In: 
https://data.worldbank.org/indicator/SI.POV.GINI, zugegriffen am 
30.05.2017. 
Weltbank 2018: Data. In: https://data.worldbank.org/indicator, zugegriffen 
am 19.06.2018. 
Wengler, Annelene/Trappe, Heike/Schmitt, Christian 2009: Alles wie ge-
habt? Zur Aufteilung von Hausarbeit und Elternaufgaben in Partner-
schaften. In: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 34 (1), 57–78. 
Wetterer, Angelika 2004: Konstruktion von Geschlecht: Reproduktionswei-
sen der Zweigeschlechtlichkeit. In: Becker, Ruth/Kortendiek, Beate 
(Hrsg.): Handbuch Frauen- und Geschlechterforschung. Theorien, Me-
thoden, Empirie. 1. Auflage. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, 122–131.  
Wimbauer, Christine 2003: Geld und Liebe. Zur symbolischen Bedeutung 
von Geld in Paarbeziehungen. Frankfurt am Main/New York: Campus. 
Wimbauer, Christine 2012: Wenn Arbeit Liebe ersetzt. Doppelkarriere-Paare 
zwischen Anerkennung und Ungleichheit. Frankfurt am Main/New York: 
Campus. 
Windzio, Michael 2018: Die Mehrebenenanalyse als Regressionsmodell für 
hierarchische Daten. In:  https://www.migremus.uni-bremen.de/images-
/stories/pdf/tutoWorkshop.pdf, zugegriffen am 31.07.2018. 
World Economic Forum 2014: The Global Gender Gap Report 2014. In: 
http://reports.weforum.org/global-gender-gap-report-2014/heatmap/, zu-
gegriffen am 06.06.2015. 
World Eonomic Forum 2017: The Global Gender Gap Report 2008. In: 
http://www3.weforum.org/docs/WEF_GenderGap_Report_2008.pdf, zu-
gegriffen am 30.05.2017. 
Zabel, Cordula/Heintz-Martin, Valerie K. 2013: Does Children’s Age Impact 






Der Anhang steht auf der Webseite 























Die Autorin geht vom Leiden an den kleinfamilialen Verhältnis-
sen aus und fragt: 
Kann das Liebespaar wirklich die Basis einer ganzen Gesellschafts-
ordnung sein? Sie legt die historischen und ideologischen Ursa-
chen des Dilemmas der Kleinfamilie dar statt einem „individuellen 
Verschulden“ nachzugehen und fordert ein radikales Umdenken 
des Privaten. Dabei greift sie alle relevanten Themen pointiert 
und fachkundig auf: das Drama der Mutterschaft, die neue Vater-
schaftsdebatte und die Vereinbarkeitsfrage. 
2., durchgesehene  Auflage 2018 • 225 Seiten • Kart. • 




2014 • 320 Seiten • Kart. 
36,00 € (D) • 37,10 € (A)
ISBN 978-3-8474-0057-8
Band 3
2015 • 283 Seiten • Kart. •
36,00 € (D) • 37,10 € (A)
ISBN 978-3-8474-0670-9
Band 4
2017 • 304 Seiten • Kart. • 
38,00 € (D) • 39,10 € (A)
ISBN 978-3-8474-2062-0
Band 2
2014 • 278 Seiten • Kart. •
33,00 € (D) • 34,00 € (A)
ISBN 978-3-8474-0178-0
Die Publikationsreihe versteht sich als Beitrag zum 
Theorie-Praxis-Transfer in der Geschlechterfor-
schung. Hierzu werden Ergebnisse aus Forschungs- 
und Entwicklungsprojekten angewandter Wissen-
schaften präsentiert, in deren Fokus die Kategorie 
„Geschlecht“ steht. Sie will damit nicht nur die Re-
levanz von Genderfragen in der gesellschaftlichen 
Praxis dokumentieren, sondern auch Impulse zur 
geschlechterbezogenen Qualitätsentwicklung in 








der Gender und 
Queer Studies
Kartenspiel mit Begleitheft
Einsetzbar für Lehre und Selbststudium: das erste und bisher 
einzige Kartenspiel zu Gender und Queer Studies! 
Auf 39 Wissenskarten werden Schlagwörter, zentrale Werke 
und Autor_innen, die das Selbstverständnis der Geschlechter- 
und Queerforschung maßgeblich begründet und beeinflusst 
haben, zusammengetragen. Alle Themen sind in einem Begleit-
heft aufbereitet und kontextualisiert.
2018 • 172 Seiten • Kart. • 19,90 € (D) • 20,50 € (A)
ISBN 978-3-8474-2200-6
www.shop.budrich.de

